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102. Sitzung 

Bonn, den 16. November 1984 

Beginn: 8.01 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 
Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Ta-

gesordnung darf ich Ihnen folgende amtliche Mit-
teilung verlesen: 

Der Ältestenrat schlägt vor, in der Sitzungswoche 
vom 26. November 1984 mit Rücksicht auf die Haus-
haltsberatungen keine Fragestunde und keine Ak-
tuellen Stunden durchzuführen. Sind Sie mit diesen 
Abweichungen von der Geschäftsordnung einver-
standen? — Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist 
das mit der erforderlichen Mehrheit so beschlos-
sen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 der Tagesordnung 
auf: 

Aktuelle Stunde 
Interventionsdrohung der USA gegenüber 
Nicaragua 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE 
GRÜNEN hat gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unserer 
Geschäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu dem 
Thema „Interventionsdrohung der USA gegenüber 
Nicaragua" verlangt. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Ab-

geordnete Frau Gottwald. 

Frau Gottwald (GRÜNE): Guten Morgen! Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Am 12. No-
vember verkündete US-Außenminister Shultz, daß 
ein militärisches Eingreifen der USA im Stile der 
Invasion in Grenada in Nicaragua nicht auszu-
schließen sei. Dies ist eine gezielte öffentliche indi-
rekte Kriegserklärung der USA an Nicaragua; denn 
vorausgegangen waren gezielte Falschmeldungen 
über angebliche Lieferungen von MiG an Nicara-
gua, die die militärischen Vorbereitungen, die für 
eine Invasion getroffen wurden, legitimieren soll-
ten. 
Harte Facts sind folgende: Zum jetzigen Zeit-

punkt ist Nicaragua von US-amerikanischen 
Kriegsflotten eingekreist. US-Schiffe dringen in ni-
caraguanische Hoheitsgewässer ein. In Honduras 
und Panama stehen US-Luft- und Landeeinheiten 
in Alarmbereitschaft. Im karabischen Meer finden 
Großmanöver statt, an denen bundesdeutsche 
Kriegsschiffe teilnehmen. Das Szenarium ist völlig  

eindeutig: Die USA treffen Vorbereitungen für eine 
direkte Invasion in Mittelamerika. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Im Gegensatz zum Überfall auf Grenada kann sich 
diesmal die Bundesregierung nicht mit der Behaup-
tung herausreden, sie hätte von all dem nichts ge-
wußt, da man sie nicht konsultiert hätte. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Lage ist für jeden einsehbar, wenn man sehen 
will, und die US-Regierung selbst hat die Kriegsan-
drohung gegen Nicaragua ausgesprochen. 

Wie man am Verhalten der Bundesregierung und 
ihrer Parteien sehen kann, sind sie diesmal vorher 
konsultiert worden. Seit Monaten beteiligen Sie 
sich aktiver denn je an der Lügenpropaganda gegen 
Nicaragua: die Lügen, die Sie hier auch über die 
Wahlen verbreitet haben, die Sie schon vorab als 
Farce bezeichnet haben, obwohl sie im Gegensatz 
zu denen in El Salvador keine Farce waren, die 
Ammenmärchen über den Aufbau eines kommuni-
stischen Bollwerks in Nicaragua usw. Sie stellen 
bewußt die Tatsachen auf den Kopf, wenn Sie be-
haupten, Nicaragua destabilisiere die Region. Die 
USA destabilisieren die Region, und Nicaragua 
wird bedroht, nicht umgekehrt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich habe, wenn Sie diese Propaganda verbreiten, 
oft den Eindruck, daß Sie einer ideologischen 
Kampfgruppe angehören, die den Auftrag erhalten 
hat, in Europa das geistige Umfeld für die Legiti-
mierung einer Invasion in Nicaragua aufzubauen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Man kann beobachten, daß mit der Zunahme der 
militärischen Eskalation und der Drohgebärden Ih-
res Waffenbruders USA hier eine Zunahme der 
Hetze gegen Nicaragua stattfindet, und dies mit den 
abenteuerlichsten Behauptungen. 

Vorgestern mußte ich mir von einem Vertreter 
der Bundesregierung im Auswärtigen Ausschuß er-
klären lassen, daß die USA in Zentralamerika das 
Recht auf eine Abschreckungsoption hätten. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Wahnsinn! — 
Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 
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Frau Gottwald 
Solche Thesen widersprechen nicht nur dem Anlie-
gen der Contadora-Gruppe, eine solche Politik be-
reitet direkt eine Invasion in Nicaragua mit vor. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Abschreckungsoption — das heißt, aktive Vorberei-
tungen im Hinblick auf einen Krieg zu legitimieren. 
Sie geben den USA eine Option für eine Abschrek-
kung in Form eines Krieges — den die USA gerade 
vorbereiten —, und dies, obwohl sie nicht bedroht 
werden. Viele von Ihnen unterstützen diese Anlie-
gen nach Leibeskräften. 

Nun sagen die Koalition und die Regierung, daß 
sie keinen Krieg in Nicaragua oder Zentralamerika 
wollen. Das glaube ich auch, obwohl sie sich entge-
gengesetzt engagieren. Ich sage Ihnen jetzt auch, 
warum Sie keinen Krieg in Nicaragua wollen. Was 
Sie im Angriff der zentralen NATO-Streitkraft USA 
gegen Nicaragua beunruhigt, ist, daß die NATO und 
ihre weltweite Politik in Verruf und Mißkredit gera-
ten könnten. Es ist Ihnen doch egal, was in Nicara-
gua passiert oder was damals in Grenada passiert 
ist. Was Sie beunruhigt — das sagen Sie auch —, ist, 
daß durch solche Attacken der USA das gesamte 
westliche Wertesystem, das die NATO repräsen-
tiert, in Verruf geraten könnte. 

Ich sage Ihnen — ich möchte das ganz besonders 
auch den Bündnisfreunden von den Sozialdemokra-
ten sagen: Das, was die USA jetzt an Kriegspolitik 
in Zentralamerika demonstrieren, das ist das west-
liche Wertesystem, das die NATO repräsentiert. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der SPD — Dr. Vogel [SPD]: Na, na, lang

-

sam!) 

Es geht nicht um Souveränität und Völkerrecht, es 
geht nicht um Freiheit und Demokratie, es geht ein-
zig und allein um die Machtausweitung von Ein-
flußsphären des Westens im Kampf gegen den 
Osten, wobei offensichtlich auch Angriffskriege le-
gitim sind, solange Sie glaubhaft machen können, 
es seien Verteidigungskriege. Diese Politik des le-
gendären freien Westens und seines Militärbünd-
nisses hat Mittelamerika zum Kampfschauplatz des 
Ost-West-Konflikts gemacht. Der freie Westen trägt 
für diesen Krieg und jede weitere Eskalation die 
Verantwortung. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Die Kom

-

munisten sind die armen Opfer!) 

Sie tragen auch die Verantwortung dafür, wenn aus 
diesem Krieg 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Die Bol

-

schewiken sind die armen Opfer!) 

durch die USA in Nicaragua, diesem Spiel mit dem 
Feuer ein Krieg wird, der hier für uns alle Konse-
quenzen hat. 

Ich möchte Ihnen noch eines sagen. 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete, die Re-
dezeit ist abgelaufen. Kommen Sie bitte zum 
Schluß. 

Frau Gottwald (GRÜNE): Mein letzter Satz. — Wir 
werden — — 

Präsident Dr. Jenninger: Ich bitte Sie, mit Ihrer 
Rede zu enden. Wir müssen auf die fünf Minuten 
achtgeben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Fraktion der CDU/CSU wird 
jedem Versuch widerstehen, die sandinistische anti-
amerikanische Hysterie, die wir Abend für Abend 
— und eben noch einmal erleben, in diesen Saal 
schleppen zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Nur ein toter 
Kommunist ist ein guter Kommunist!) 

Wir beteiligen uns nicht an dieser Haßkampagne. 
Wir glauben nicht daran, daß eine US-amerikani-
sche Invasion oder Intervention bevorsteht, ebenso-
wenig, Frau Gottwald, wie wir dies im Winter, im 
Frühjahr, im Sommer oder als Herr Ortega gesagt 
hat, die Invasion werde am 15. Oktober des letzten 
Jahres entstehen, geglaubt haben. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Wie es in Gre

-

nada passiert ist!) 

Auch da haben wir nicht daran geglaubt. All dieser 
prophetische Quatsch war eben Quatsch. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Der Weinberger 
sagt aber etwas anderes!) 

Und, Frau Gottwald, Sie unterlassen es hier bitte 
künftig, noch einmal aus dem Auswärtigen Aus-
schuß zu zitieren. Wir haben in den letzten Tagen 
ohnehin schlimme Beweise für den Bruch von Ver-
trauen auch aus dem Unterausschuß für Abrüstung 
und Rüstungskontrolle. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das war 
doch hochinteressant!) 

Der Sache werden wir nachgehen und Ihnen nicht 
erlauben, das Vertrauen des Hauses, das wir alle 
vereinbart haben, zu brechen. Damit das klar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie sind mir 
so ein Vorsitzender! — Frau Dr. Vollmer 
[GRÜNE]: Sie können unter dem Schutz 
des Ausschusses reden, was Sie wollen!) 

Wir stellen auch klar, daß wir uns nicht als ein 
dummer Partner einer Desinformationskampagne 
sondersgleichen mißbrauchen lassen. Wir treten ein 
für eine friedliche Verständigung, für sozialen Aus-
gleich in Zentralamerika. Wir verstehen aber auch 
die Sorge unseres amerikanischen Bündnispart-
ners, daß ein zweiter Stützpunkt der UdSSR in sei-
ner unmittelbaren Nachbarschaft errichtet werden 
könnte. Wir vertreten unsere Interessen, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das ist es, was 
ich meine!) 

und die lauten: Wir wollen das arg gestörte Gleich

-

gewicht in der zentralamerikanischen Region wie

-

derherstellen und dazu mithelfen, daß die Abrü- 
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Dr. Marx 
stung fortgeführt wird. Wir wollen, daß der Abzug 
sowjetischen und kubanischen Personals erreicht 
wird, und wir wollen alle Versuche abwehren, daß 
die Nachbarländer Nicaraguas, nämlich Honduras, 
El Salvador und Costa Rica für eine proletarische 
Revolution sturmreif gemacht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich nehme wegen der 
Kürze der Zeit nur noch zu einer einzigen Frage 
Stellung. Sie lautet: Waren die Wahlen vom 4. No-
vember in Nicaragua freie Wahlen? Meine Antwort 
ist: Nein, sie waren es nicht. Es war keine freie 
Wahl, keine demokratische, keine faire Wahl. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Herr Marx, 
Sie sind kein freier Mensch! — Dr. Müller 
[CDU/CSU]: Für Frau Gottwald sind freie 

Wahlen sowieso uninteressant!) 

Es war in der Tat eine Wahlfarce. Ich begründe 
das. 

Als die Revolution gegen das Somoza-Regime 
durchgeführt wurde 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sagen Sie etwas 
zu den Wahlen in El Salvador!) 

— die übrigens, was auch oft unterschlagen wird, in 
der Endphase mit starker Unterstützung der Verei-
nigten Staaten von Amerika vollzogen wurde —, ha-
ben die sandinistischen Führer sehr rasch begon-
nen, eine Diktatur durch ihre eigene ersetzen zu 
wollen. Sie haben rasch Lehrer, sandinistische Poli-
zisten, Geheimdienstleute, Soldaten, Spezialisten 
und politische Führungskader zur Ausbildung nach 
Kuba und in die Sowjetunion geschickt. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

— Herr Präsident, ich muß ein wenig näher ans 
Mikrophon treten, um mir das Wort zu verschaffen, 
das mir erteilt ist, um mich gegen diese unqualifi-
zierten Zwischenrufe zur Wehr zu setzen. 

(Zurufe von den GRÜNEN sowie des Abg. 
Duve [SPD]) 

Meine Damen und Herren, vor der Wahl sind die 
Voraussetzungen für freie Wahlen zerstört worden. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sagen Sie etwas 
zu den Wahlen in El Salvador!) 

Die demokratischen Parteien sind eingeengt wor-
den. Man hat sie am Ende verboten. Man hat die 
Presse unterdrückt. Man hat die Kirche unter-
drückt. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Was ist mit 
Wahlen in der Türkei?) 

Man hat alle freie Diskussion mehr und mehr abge-
würgt. Deshalb gab es am Ende zwar keine Wahlur-
nen mit doppeltem Boden, aber es gab keine freie, 
allgemeine und faire Wahl. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Eine Lüge ist 
das, Herr Marx!) 

Das möchte ich gerne festhalten und als Zeugen 
dafür nur zwei Zitate bringen. Frau Gottwald, Sie  

waren dabei, als Herr Borge, der Kommandant und 
Innenminister, uns in seinem Büro gesagt hat: Wir 
werden die Wahlen doch nicht dafür durchführen, 
um unsere eigene Macht in Frage stellen zu lassen. 
Herr Bayardo Arce, ein anderer der Commandantes, 
sagte — damit schließe ich — mit allem Zynismus: 
„Wir nützen ein von der Bourgeoisie gefordertes In-
strument, um die internationale Bourgeoisie zu ent-
waffnen und unsere eigenen strategischen Ziele zu 
verfolgen. Dies wird — so sagt er — der erste Fall 
eines Aufbaus des Sozialismus mit kapitalistischen 
Dollars werden." Das ist gemeint. Dafür stehen Sie 
offenbar ein. Wir, die CDU/CSU, nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wischnewski. 

Wischnewski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich will mich darum 
bemühen, meinen Beitrag so zu gestalten, wie es 
dem Ernst der Lage in Zentralamerika entspricht. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Lage in Zentralamerika spitzt sich von Tag 
zu Tag zu. Die Situation wird täglich gefährlicher. 
Unsere Zeitungen berichten täglich darüber, aus-
führlich übrigens auch die Zeitungen in den Verei-
nigten Staaten. Erfreulicherweise, Herr Kollege 
Dr. Marx, vertritt ein erheblicher Teil der Zeitungen 
in den Vereinigten Staaten eine völlig andere Auf-
fassung als Sie. Das ist wenigstens ein Lichtblick. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Klein  [München] [CDU/CSU]: Die „TAZ" 

auch!) 

Seit längerer Zeit finanzieren die Vereinigten 
Staaten aus ihrem Haushalt einen Krieg gegen Ni-
caragua. 

(Duve [SPD]: Sehr richtig!) 

Ich bin den Kolleginnen und Kollegen im Parla-
ment der Vereinigten Staaten dankbar, die das 
nicht mittragen 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

und die von Zeit zu Zeit dazu beigetragen haben, 
daß die Politik, die Sie hier eben verteidigt haben, 
keine Mehrheit findet. Die Häfen in Nicaragua sind 
mit Hilfe der Vereinigten Staaten völkerrechtswid-
rig vermint worden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Deshalb kommen 
alle sowjetischen Schiffe an! — Klein 
[München] [CDU/CSU]: Reden Sie über ku

-

banische, über sowjetische und über DDR

-

Hilfe!) 

— Dazu werde ich Ihnen gleich etwas sagen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sind 
die USA Ihr Hauptangriffsziel, Herr 

Wischnewski?) 
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Wischnewski 
Vom CIA werden Broschüren verbreitet mit der 

Anweisung über Terror und Mord, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Die einen schreiben 
Bücher, die anderen morden! — Zurufe von 

der SPD und den GRÜNEN) 

Ein deutscher Arzt ist dem Mord zum Opfer gefal-
len und in den letzten Tagen der Postminister des 
Landes, der seine Ausbildung in der Bundesrepu-
blik gehabt hat. 

(Dr. Müller [CDU/CSU]: Beim Spartakus! 
Das müssen Sie dazusagen! Das sagt er 
nicht dazu, daß der dort ausgebildet 

wurde!) 

Seit der Wahlnacht in den Vereinigten Staaten 
nimmt das alles in verstärktem Maße zu. Täglich 
überfliegen Militärflugzeuge der Vereinigten Staa-
ten dieses Land, und über der Hauptstadt gibt es 
Überschallknall, um die Bevölkerung zu beeinträch-
tigen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Nur weiter 
so! Hauptsache, es geht gegen die USA! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Kriegsschiffe der Vereinigten Staaten dringen in 
den Hoheitsraum von Nicaragua ein. Im Nachbar-
staat Honduras sind Fallschirmjäger gelandet. Der 
Verteidigungsminister Caspar Weinberger sagt in 
„Meet the Press": Die Vereinigten Staaten sind auf 
allerlei Situationen vorbereitet. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Zitieren Sie einmal 
Ortega, was der sagt! — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Fragen Sie einmal das costari

-

canische Parteivolk, was der sagt! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU — Gegen

-

rufe von den GRÜNEN) 

Tagelang hat man uns erzählt, da würden MiG-
Jäger ausgeladen. In der Zwischenzeit weiß jeder, 
das das nicht der Tatsachen entspricht. 

(Verheyen [Bielefeld] [GRÜNE]: Reine Pro

-
paganda!) 

Alle diese Handlungsweisen der Vereinigten 
Staaten sind wider das Völkerrecht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Alle diese Handlungsweisen der Vereinigten Staa-
ten sind gegen den Geist von Contadora. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf des Abg. Klein [München] [CDU/ 
CSU] — Dr. Vogel [SPD]: Dieser Schreier! 
Unangemessen! — Klein [München] [CDU/ 
CSU]: Das bestimmen doch nicht Sie, Herr 
Vogel! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Alle diese Handlungsweisen sind wider den Geist 
der europäischen Konferenz von San José, um zum 
Frieden beizutragen. Das wollten die Europäer. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Marx [CDU/CSU]: Gucken Sie sich ein

-

mal die Aufrüstung von Nicaragua an! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 
Sie hier Zwischenrufe in bezug auf die Sowjetunion 
machen, dann muß ich ganz ehrlich sagen: Ich be-
dauere sehr, daß Sie den wichtigsten Bündnispart-
ner in unserem Bündnis mit der Sowjetunion ver-
gleichen. Diese Haltung, die Sie hier einnehmen, ist 
unmöglich. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Das waren wir doch nicht! Sie haben 
das doch mit Afghanistan verglichen! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Zy

-

nisch!) 

In dieser Stunde möchte ich folgende Forderun-
gen erheben: Erstens. Wir fordern von der Bundes-
regierung, daß in den Gremien unseres Bündnis-
ses 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Billige Dia

-

lektik!) 

und in der Europäischen Gemeinschaft sofort über 
Zentralamerika geredet wird. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter 
Wischnewski, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

(Dr. Müller [CDU/CSU]: Gott sei Dank!) 

Ich muß Ihnen das Wort entziehen; tut mir leid. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das Wort hat der Abgeordnete Schäfer (Mainz). 

Schäfer (Mainz) (FDP): Meine Damen und Her-
ren! Herr Präsident! Entschuldigung, ich bin heute 
morgen selbst etwas erregt, nachdem wir hier zu 
früher Stunde schon so erregende Reden gehört ha-
ben. 

Ich glaube, daß das, was von einigen Vorrednern 
gesagt worden ist, im Ton der Situation in Mittel-
amerika nicht entspricht. 

(Zuruf von der SPD: Sie meinen sicher 
Marx! — Weitere Zurufe von der SPD und 

den GRÜNEN) 

Ich glaube, es hat keinen Wert, wenn wir hier eine 
emotionale Stimmung erzeugen. — Warten Sie doch 
bitte erst einmal ab, was ich sage. — Also, es hat 
keinen Sinn, wenn wir eine emotionale Stimmung 
hier noch aufheizen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß wir bei 
einer Beurteilung der Situation in Zentralamerika 
differenzieren müssen. Das gilt auch angesichts der 
Situation, in der in Nicaragua behauptet wird, es 
stünde eine Invasion unmittelbar bevor. 

(Zuruf der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

— Frau Gottwald, bei allem Verständnis für Ihre 
Erregung — ich kenne Ihr Engagement für Nicara-
gua —: Es besteht absolut kein Anlaß, die Invasion 
bereits vorauszusagen. Denn bisher gibt es dazu 
keine Vorbereitungen. Ich bitte Sie sehr herzlich 
darum, sich einmal zu fragen, wie eine solche Inva-
sion militärisch überhaupt stattfinden soll. Es sind 
noch nicht einmal amerikanische Truppen in den 
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Schäfer (Mainz) 

Nachbarländern, die für eine Invasion ausreichend 
wären. 

(Zuruf der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

— Warten Sie doch bitte erst einmal ab! Am Schluß 
sind Sie mit mir vielleicht einverstanden. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die können gar 
nicht zuhören!) 

Ich kann darüber hinaus sagen: Eine Militarisie-
rung, wie sie in Nicaragua jetzt stattfindet, ist ja 
nicht neu; sie hat schon vorher begonnen. Sie ist 
sicher beunruhigend, beunruhigend für uns, berun-
ruhigend auch für die Entwicklung der Demokratie 
in Nicaragua. Die Einschränkung der Pressefreiheit 
nach den Wahlen ist stärker geworden. Das wird — 
natürlich — zwar alles mit einer bevorstehenden 
Invasion begründet, aber Sie müssen natürlich 
auch einmal die Gegenseite sehen: In Nicaragua 
bemüht man sich, diese angebliche Invasion zu be-
nutzen, um auch seine eigene Macht auszubauen — 
nach einer Wahl, über deren Verlauf man sich zu-
mindest streiten kann. Denn Sie wissen genausogut 
wie ich, daß wir alle vor den Wahlen Versuche un-
ternommen haben zu erreichen, daß alle Parteien 
an dieser Wahl teilnehmen können, und daß es die 
Sandinisten waren, die eben nicht bereit waren, Zu-
geständnisse zu machen, die es ermöglicht hätten, 
daß alle Parteien teilnehmen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Die Opposition 
wollte nicht teilnehmen!) 

So war die Situation. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich kann nicht akzeptieren, daß hier nur die Ver-
einigten Staaten verantwortlich gemacht werden, 
aber, meine Damen und Herren, ich kann auch 
nicht akzeptieren, daß man die Vereinigten Staaten 
in dieser — so möchte ich jetzt einschränkend und 
differenzierend sagen — Übergangsphase von der 
ersten zur zweiten Amtszeit des Präsidenten, wo 
der Kongreß nicht mehr tagt, nicht wirklich mah-
nen sollten, nicht ebenfalls dazu beizutragen, daß 
die Situation dort eskaliert. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich bin beunruhigt 
darüber — und das muß auch an die Adresse unse-
rer Freunde in Washington gesagt werden —, daß 
es fortgesetzt Fehlinformationen des CIA gibt. Das 
ist nachweislich so. 

(Beifall bei der SPD) 

Und ich bin beunruhigt darüber, daß die Vereinig-
ten Staaten zwar erklärt haben, daß sie Contadora 
unterstützen, daß aber jetzt der amerikanische Au-
ßenminister — zu meinem absoluten Unverständnis 
— erklärt hat, es gehe aber nicht an, daß man Ma-
növer in Nachbarstaaten in Zukunft ausschließe. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Abschreckungs

-

politik!) 

Damit nimmt er für die Vereinigten Staaten in An-
spruch, was Contadora nicht will. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das ist nicht richtig 
zitiert!) 

Meine Damen und Herren, so kann man Contadora 
natürlich nicht verwirklichen, und ich sage Ihnen, 
Herr Marx, das muß kritisch auch an die Adresse 
der Vereinigten Staaten gesagt werden! 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage das auch, weil ich mich eben nicht in der 
Nähe der rechten Republikaner befinde, sondern 
bei den Kräften in den Vereinigten Staaten, die sich 
— genauso wie wir hier — das Recht herausneh-
men, über diese Entwicklung besorgt zu sein. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Sie müssen aber richtig zitieren!) 

Meine Damen und Herren, ich halte es für bedau-
erlich, wenn man den Contadora-Staaten, die sich 
wirklich bemüht haben, eine Lösung zu finden, und 
die dafür in Spanien einen Friedenspreis bekom-
men haben, inzwischen doch mit einem sehr massi-
ven Druck vorschreibt, wie diese Akte verwirklicht 
werden soll. Ich halte das für die Entwicklung nicht 
förderlich. 

Ich muß Ihnen eines sagen: Ich habe dieses Land 
viermal besucht, in diesem Jahr zweimal, und ich 
bin sehr kritisch mit den Sandinisten — Herr Marx, 
wir stimmen in vielem überein —, aber die Behaup-
tung, Nicaragua würde möglicherweise Honduras, 
Costa Rica oder El Salvador angreifen, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das hätte Herr 
Marx gerne so!) 

ist eine der dümmsten Erfindungen, die ich jemals 
gehört habe, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und dazu kann ich auch als deutscher Politiker 
nicht schweigen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU] und 
weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Wissen Sie, meine Damen und Herren, ich finde, 
wir können hier über die innere Situation von Nica-
ragua streiten, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Wer liefert die Waf-
fen?!) 

und ich stimme mit all denen überein, die eine Ver-
besserung dort wollen. Meine liberale Partei und 
auch Ihre Coordinadora sollen an wirklich freien 
Wahlen teilnehmen, aber ich sage Ihnen: Das, was 
sich zur Zeit beispielsweise in Chile abspielt, halte 
ich für viel schlimmer. Dazu müßten wir hier viel 
deutlichere Worte finden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Duve [SPD]: Da klatscht kein Christde

-

mokrat!) 

Meine Damen und Herren, und noch ein letztes 
Wort: Das, was sich als eine Wahlfarce in der Repu-
blik Südafrika abgespielt hat, darf ich auch einmal 
in Vergleich hierzu setzen. Auch das war keine 
Wahl, die meine Unterstützung findet. Lassen Sie 
uns all diese Wahlfarcen kritisieren, nicht nur die 
von Nicaragua. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Ich bin anderer 
Meinung!) 
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Schäfer (Mainz) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Waltemathe [SPD]: 
Das war eine geistig-moralische Wende!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Klose. 

Klose (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich nutze die kurze Redezeit, um vier An-
merkungen zu machen: 

Erstens: Die Zuspitzung der Lage in Zentralame-
rika ist, Herr Kollege Marx, ganz eindeutig nicht 
das Werk Nicaraguas, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: „Eindeutig" sagen 
Sie?) 

sondern bewußte Politik von Teilen der US-Admi-
nistration. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
GRÜNEN — Dr. Marx [CDU/CSU]: Sie 

sind einäugig!) 

Die Kriegspartei — ich nenne sie so — hat ganz 
bewußt das Gerücht in die Welt gesetzt, die Sowjet-
union habe MiG-Kampfflugzeuge an Nicaragua ge-
liefert, die Sowjetunion schicke Waffen, die zur Ver-
teidigung nicht benötigt würden, und es gebe — ich 
zitiere — genug Anzeichen, daß Nicaragua einen 
Angriff gegen El Salvador und Honduras planen 
könnte; allerdings gebe es dafür keine harten Be-
weise. 

Ziel solcher Gerüchte ist es doch ganz offensicht-
lich, in den USA und, wenn möglich, weltweit eine 
Krisen- und Kriegsstimmung zu erzeugen. Selbst 
der US-Außenminister hat das Durchsickernlassen 
von Nachrichtenmaterial über sowjetische Waffen-
lieferungen einen kriminellen Akt genannt, und der 
Sprecher des Außenministeriums hat diese Aus-
sage ausdrücklich bestätigt. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Na und?  — 
Dr.  Marx [CDU/CSU]: Das bestätigt jeder!) 

Ich würde doch sehr gerne wissen, was die Bundes-
regierung zu diesem Punkt zu sagen hat, ob sie 
wenigstens in diesem Punkt mit dem US-Außenmi-
nister übereinstimmt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe des Abg. Klein [München] [CDU/ 

CSU]) 

Zweitens. Die Politik der USA ist ganz offen darauf 
ausgerichtet, die politische Lage in Nicaragua zu 
destabilisieren und die Sandinista zu vertreiben. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig! So ist 
es!) 

Die USA finanzieren die Contras, sie schicken Waf-
fen und Berater, neuerdings Fallschirmjäger zum 
„Straßenbau", 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

haben die Häfen vermint, überfliegen Nicaragua je-
den Tag in demonstrativer Weise, und der CIA bie-
tet Handreichungen über Guerilla-Kriegsführung 
mit Anleitung zur Gewaltanwendung „gegen sorg-
fältig ausgewählte menschliche Ziele". Das alles 

sind Maßnahmen, die in krassem Widerspruch zu 
den anerkannten Regeln des Völkerrechts stehen. 
Ich möchte wissen, was die Bundesregierung dazu 
sagt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dritte Bemerkung. Die USA haben nachweislich 
Truppen in Alarmbereitschaft versetzt, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sieh mal 
an! — Verheyen [Bielefeld] [GRÜNE]: Der 

Verteidigung wegen!) 

Kriegsschiffe und Luftlandetruppen. Welchem Ziel 
dienen diese Maßnahmen? Der US-Außenminister 
erklärt, es gebe keine Pläne für eine Invasion für, 
wie er sagt, eine direkte Intervention. Dagegen hat 
Jesse Jackson, Bewerber um die Kandidatur der 
Demokraten, nach Pressemeldungen eine US-Inva-
sion vorausgesagt. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Er hat auch seinen 
Wahlsieg vorhergesagt!) 

Der Propagandafeldzug gegen die Sandinista spre-
che dafür, dergleichen habe es auch vor dem An-
griff auf Grenada gegeben. Was sagt die Bundesre-
gierung dazu? 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Gar nichts! Dazu 
schweigt sie, das ist ihr peinlich!) 

Viertens. Das Mitglied des Zentralkomitees der 
KPdSU, Kosolawow, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Endlich eine seriöse 
Stimme!) 

hat bei einem kürzlichen Besuch in Bogota erklärt, 
die Sowjetunion werde im Falle einer Invasion 
durch Truppen eines anderen Landes jede erforder-
liche Unterstützung leisten. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Da freuen 
Sie sich, wie?) 

Was immer das heißen mag, kennt die Bundesre-
gierung überhaupt diese Äußerung? Wenn ja: Wie 
bewertet sie diese Aussage? Sieht sie nicht die Ge-
fahr einer gefährlichen militärischen Eskalation? 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Von wem sind denn 
die Waffen in Nicaragua? — Gegenruf der 
Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]: Von den So

-

wjets!) 

Das sind Fragen an die Bundesregierung, auf die 
wir eine konkrete Antwort erwarten. Mehr noch: 
Wir erwarten, daß diese Regierung mäßigend auf 
den NATO-Partner USA einwirkt. 

(Beifall bei der SPD 	Klein [München] 
[CDU/CSU]: Wessen Interessen vertreten 

Sie eigentlich?) 

Ich nutze die Gelegenheit, hier unsere Solidarität 
mit dem Volk von Nicaragua zu bekunden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Marx [CDU/CSU]: Mit dem Volk gern!) 
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Klose 
Ich füge hinzu: Der Konflikt in Zentralamerika 

berührt uns unmittelbar moralisch, politisch und si-
cherheitspolitisch. Er ist gefährlich auch für uns. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜ

-

NE]) 

Die Bundesregierung kann in dieser Situation nicht 
einfach abwarten und schweigen. Wer schweigt, 
macht sich mitschuldig. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Staatsminister im Auswärtigen Amt, Herr Mölle-
mann. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
deutsche Öffentlichkeit hat in den letzten Tagen 
mit Besorgnis die Entwicklung in Zentralamerika, 
vor allem in und um Nicaragua, verfolgt. Vor allem 
die Behauptung der nicaraguanischen Regierung, 
eine amerikanisch e Invasion stehe bevor, hat Auf-
sehen erregt. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Stimmt ge

-

nau!) 

Die amerikanische Regierung hat nicht nur vor 
zwei Tagen die Bundesregierung informiert, daß 
eine Invasion Nicaraguas durch die USA weder ge-
plant 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

noch erwogen wird, sie hat dies auch eindeutig öf-
fentlich klargestellt. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Sagen Sie ja, 
sie glaubten das! — Weitere Zurufe von 

den GRÜNEN) 

Die Behauptungen der nicaraguanischen Führung 
entbehren daher einer realen Grundlage. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

— Wenn es Sie nicht allzusehr beeinträchtigt, wäre 
es j a möglich, daß Sie die Argumente der Bundesre-
gierung hier anhören. — 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Die kennen wir 
schon!) 

Andererseits haben die USA immer wieder deut-
lich gemacht, daß eine Ausrüstung Nicaraguas mit 
modernen Kampfflugzeugen für die USA Anlaß zu 
Besorgnis wäre. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Haben s ie denn 
jetzt welche oder nicht?) 

Dies hat die amerikanische Regierung auch der so-
wjetischen Seite unmißverständlich zu erkennen 
gegeben. 

Die Verschärfung des Konflikts beruht auf drei 
Elementen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Warum sagen 
Sie das mit den Kampfflugzeugen! Es gibt 

keine!) 
Erstens. Die Sowjetunion hat nach bisher vorlie-

genden Erkenntnissen erstmals in massiver Weise  

hochmoderne Waffen direkt an Nicaragua geliefert, 
während bisherige, über Kuba gelieferte Waffen 
nur weniger modernes Gerät umfaßten. Schon vor 
dem neuerlichen Rüstungsschub entwickelte sich 
die Armee Nicaraguas seit 1979 zu einer Militär-
macht, die größer und besser ausgerüstet ist als die 
übrigen zentralamerikanischen Staaten zusammen-
genommen. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: 2 Millionen 
Menschen leben da!) 

Zweitens. Die Friedensbemühungen der Conta-
dora-Gruppe sind in einer schwierigen Phase. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Durch die 
USA! — Weitere Zurufe von den GRÜ

-

NEN) 

Nicaragua ist nicht bereit, über weitere Änderungs-
wünsche der Nachbarländer Honduras, El Salvador 
und Costa Rica zur Contadora-Akte zu verhandeln. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Wer hat denn 
diese Initiative torpediert? — Zurufe von 

der SPD) 

Die Bedenken dieser drei Länder richten sich vor 
allem dagegen, 

(Duve [SPD]: Das glauben doch selbst Sie 
nicht!) 

daß eigene Konzessionen sofort erfolgen sollen, 
während Nicaragua erst zu einem späteren Zeit-
punkt, nach der Ratifikation, Forderungen vor al-
lem auf dem Gebiet der Abrüstung erfüllen muß, 
die von seinen Nachbarn als entscheidend angese-
hen werden. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Oder von den 
USA als entscheidend angesehen werden!) 

Drittens. Die Wahlen in Nicaragua haben die 
Macht der FSLN als Staatspartei bestätigt. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Staatspartei? Es 
gibt 33 % Opposition! Das sind bayerische 

Verhältnisse!) 

Die Polarisierung zwischen Regierung und Opposi-
tion hat sich noch verschärft, weil der Wahlkampf 
so verlaufen ist, daß für eine nationale Versöhnung 
kein Raum blieb. 

Die Bundesregierung hat die Regierung Nicara-
guas immer wieder an ihr 1979 abgegebenes Ver-
sprechen erinnert, 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜ

-

NE]) 

die Revolutionsziele der Blockfreiheit, des Pluralis-
mus und einer gemischten Wirtschaft zu verwirkli-
chen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Bla, bla, bla!) 

— Es steht Ihnen frei, meine Kolleginnen, sich hier 
aufzuführen wie in einem Studentenparlament des 
ersten Semesters. Ich möchte hier ernsthafte Argu-
mente vortragen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sagen Sie mal 
was zu dem eigentlichen Problem!) 
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Echte Blockfreiheit ist nach unserem Verständ-

nis nicht mit der vor allem von Kuba vertretenen 
These verträglich, die Sowjetunion sei der „natürli-
che Verbündete der Dritten Welt". 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wer, wie es die Sandinisten schon im März 1980 
getan haben, engste Parteiverbindungen zur 
KPdSU pflegt und massiv mit sowjetischer Hilfe 
aufrüstet, 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜ

-

NE]) 

darf sich nicht wundern, wenn die USA — zumal 
nach den Erfahrungen der Kuba-Krise — darauf 
empfindlich reagieren. 

Die amerikanische Regierung weicht, wie wir se-
hen, von der historischen Verantwortung der USA 
in Mittelamerika nicht aus. Sie hat erkannt, daß 
nur Demokratie und soziale Reformen die Stabilität 
in der Region gewährleisten können, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

die auch für die Sicherheitsinteressen der USA und 
des Westens insgesamt so wichtig ist. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die berechtigten 
Interessen!) 

Die Unterstützung der Regierung Duarte in El 
Salvador gegen eine unversöhnliche extreme 
Rechte ist übrigens auch Ausdruck dieser Haltung. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Die USA sind aber nicht bereit, zu akzeptieren, 
daß die Sowjetunion in der Karibik und in Mittel-
amerika über Kuba hinaus Fuß faßt, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Ich glaube, 
die Bundesregierung denkt nur noch mit 

dem Kopf der USA!) 

sei es, weil die UdSSR in Nicaragua einen Konflikt 
ausnutzen will, um die USA von ihrem Engagement 
in anderen Zonen abzulenken, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sie verteidigen 
die Monroedoktrin!) 

sei es, weil die Sandinisten der Illusion erliegen, sie 
könnten ihre Sicherheit erhöhen, indem sie diese 
mit sowjetischen strategischen Interessen verknüp-
fen. 

Der bisherige Junta-Koordinator und jetzige ge-
wählte Präsident Daniel Ortega hat mehrmals die 
Beschaffung von MiG-21-Jägern aus der Sowjet-
union oder Libyen öffentlich angekündigt. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Als er in Moskau 
war!) 

Erst nachdem die USA deutlich gemacht haben, daß 
sie eine damit erfolgende Verschiebung des Kräfte-
verhältnisses in Mittelamerika nicht tatenlos hin-
nehmen würden, kündigte Ortega vorerst den Ver-
zicht auf diese Kampfflugzeuge an. 

(Zuruf der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

Die Bundesregierung hat daher Verständnis da-
für, daß die USA die Aufrüstung Nicaraguas und  

seine außenpolitische Orientierung an der Sowjet-
union mit Besorgnis verfolgen. 

Die im September dieses Jahres in San José ver-
sammelt gewesenen Außenminister der EG, 
Spaniens und Portugals, Zentralamerikas und der 
vier Contadora-Staaten stimmten darin überein, 
daß die Konflikte der Region nicht mit Waffenge-
walt, sondern nur durch von der Region selbst aus-
gehende politische Lösungen beigelegt werden kön-
nen. 

(Zuruf der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

Das ist die Antwort der Bundesregierung: ihr En-
gagement für solche friedlichen politischen Lö-
sungsmodelle. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie wissen doch aus den Beratungen des Auswärti-
gen Ausschusses, daß gerade der deutsche Außen-
minister am Zustandekommen dieser Konferenz 
großen Anteil hatte. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von den GRÜNEN — Gegenruf des 
Abg. Dr. Dregger [CDU/CSU]: Hören Sie 

doch mal zu!) 

Deshalb hat die Bundesregierung die Bemühun-
gen der Contadora-Staaten von Anfang an mit 
Nachdruck unterstützt. Die Akte für Frieden und 
Zusammenarbeit in Zentralamerika, deren revi-
dierte Fassung die Contadora-Staaten am 7. Sep-
tember 1984 zur Diskussion gestellt haben, ist in 
San José als fundamentaler Schritt auf dem Weg zu 
einer Friedenslösung in Zentralamerika begrüßt 
worden. Auch die USA haben immer wieder betont, 
daß sie den Contadora-Prozeß unterstützen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Außenminister Shultz hat dies gerade vor der Kon-
ferenz der amerikanischen Staaten in Brasilia wie-
derholt. 

(Zurufe von den GRÜNEN — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Das hören die nicht gern!) 

Der Friedensprozeß in Zentralamerika kann aber 
nur vorankommen, wenn das verlorengegangene 
Vertrauen unter den beteiligten Staaten wiederher-
gestellt wird. Dies erfordert geduldige Verhandlun-
gen, bis ein Konsens zwischen allen Interessen wie-
derhergestellt ist. 

Die Bundesregierung ermutigt die Contadora-
Staaten bei ihren Bemühungen, eine Lösung auf 
der Grundlage der Achtung der Prinzipien des Völ-
kerrechts zu finden. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das müssen Sie 
den USA sagen!) 

Das 21 Punkte umfassende Zieldokument der Con-
tadora-Gruppe von 1983 ist dafür eine geeignete 
Leitlinie. 

Alle Staaten der Region sind sich im klaren dar-
über, daß eine Lösung auch die Interessen der USA 
in Betracht ziehen muß. In der bilateralen Verhand-
lung zwischen Nicaragua und den USA, für die in-
zwischen schon eine achte Runde vereinbart wurde, 
kommen ja substantielle Fragen der beiderseitigen 
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Interessen zur Sprache. Die Bundesregierung hofft, 
daß auch bei diesen Verhandlungen eine Entspan-
nung der Lage erreicht werden kann. 

Wir sind uns bewußt, daß die Konflikte in Zen-
tralamerika in unserem Lande ebenso kontrovers 
und engagiert diskutiert werden wie in den anderen 
europäischen Ländern und in den USA selbst. An-
ders, als dies in der Sowjetunion der Fall ist, wird 
die amerikanische Politik dort ständig im Kongreß 
und in der Öffentlichkeit zur Debatte gestellt. Kri-
tik gehört zu den Spielregeln der europäischen wie 
der amerikanischen Demokratie. 

(Zuruf der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

Wir lehnen es aber ab, 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜ

-

NE]) 

wenn manche bei uns damit einen emotionalen 
Antiamerikanismus verbinden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Antikommunis

-

mus!) 

Die Bundesregierung tritt für eine eigenstän-
dige — — 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte, in Ihren Zwischenrufen etwas zurück-
haltender zu sein. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜ

-

NE]) 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Die Bundesregierung tritt für eine eigenständige 
europäische Politik in der Region ein, die die Inter-
essen des Westens insgesamt im Auge hat. Dies 
kommt auch in der Initiative von Bundesminister 
Genscher zum Ausdruck, die zur San-José-Konfe-
renz geführt hat. 

(Zuruf der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

Diese Politik richtet sich nicht gegen irgendeinen 
Staat, sondern ist auf Frieden und internationale 
Zusammenarbeit gerichtet. 

Nun zwei abschließende Bemerkungen zu Fra-
gen, die hier gestellt worden sind. 

Die derzeit laufenden NATO-Manöver im Golf 
von Mexiko haben — das wissen mindestens die 
Kollegen des Verteidigungsausschusses, und zwar 
aller Fraktionen — mit der hier in Rede stehenden 
Problematik überhaupt nichts zu tun. Sie wissen, 
daß die Florida-Straße ebenso wie der nördliche 
Teil des Golfs von Mexiko innerhalb des NATO-Gül-
tigkeitsbereichs liegen, daß dort NATO-Manöver zu 
jeder Zeit stattgefunden haben und daß sie mit der 
Situation dort nichts zu tun haben. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜ

-

NE]) 

Ich denke, daß mindestens die sicherheitspolitisch 
interessierten Kollegen in der SPD das wissen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Und im Karibi

-

schen Meer?) 

Das zweite. Frau Kollegin Gottwald, Sie haben es 
für zweckmäßig gehalten, uns, die Regierung, und 
auch die Kollegen, die Ihre Position nicht teilen, ... 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Staatsminister, bitte 
kommen Sie zum Schluß! 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ja; ich komme zur letzten Bemerkung. — ... als 
eine ideologische Kampftruppe zu bezeichnen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Kampfgruppe!) 

Ich lasse mir von Abgeordneten dieses Hauses, die 
sich selbst als überzeugte Marxisten bezeichnen 
oder jahrelang für den KB Dienst getan haben, sol-
che Unterstellungen nicht machen und weise sie 
zurück. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: 
Da geht er hin, der Herr Flick! Lieber KB 

als „wg."!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Holtz. 

Dr. Holtz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Unser wichtigster Ver-
bündeter, die USA, hat einen weltpolitischen Zwerg, 
Nicaragua, gleichsam zum Hauptfeind in Latein-
amerika erklärt. Es wäre gut, wenn wir den Bundes-
außenminister hierzu hören würden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Und es wäre gut, wenn deutlich würde, daß Abge-
ordnete nicht nur aus drei Bundestagsfraktionen in 
dieser Situation solidarisch an der Seite Nicaraguas 
stehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Trotz militärischer und terroristischer Aggres-
sion, die jetzt schon stattfindet, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Meinen sie 
die Sandinisten?) 

trotz ökonomischen Boykotts und Sabotage, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sag doch, 
mit wem solidarisch!) 

trotz entwicklungspolitischer Blockade, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Mit den 
Sandinisten?) 

trotz einer gewaltigen Medienkampagne haben die 
Sandinisten an dem Wahlprojekt festgehalten. 

Trotz Veranstaltungsstörungen, Pressezensur

-

maßnahmen 

(Zuruf des Abg. Klein [München] [CDU/ 
CSU]) 

und Meinungsdrucks, die ich verurteile, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Herr Holtz, 
das müssen Sie doch besser wissen!) 

muß festgehalten werden: Diese Wahlen vom 4. No

-

vember 1984 stellen einen bedeutsamen Schritt 
zur Demokratisierung Nicaraguas dar, eines Lan- 
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des, das bisher keine demokratischen Strukturen 
kannte. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf des Abg. Klein [München] [CDU/ 

CSU]) 

Die angesehene britische Zeitung „The Guardian" 
schrieb dazu, die Wahl vom 4. November sei die 
freieste Wahl, die das Land je hatte und vielleicht 
jemals haben wird. 

Die US-Regierung hat seit Monaten die Strategie 
verfolgt, die Wahl in Nicaragua vom 4. November 
als Scheinwahl zu brandmarken. Sie hat Druck auf 
Parteien ausgeübt, an diesen Wahlen nicht teilzu-
nehmen 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Wir sagen: Wir fänden es katastrophal, wenn 
diese Pflanze Demokratie von amerikanischen Mili-
tärstiefeln zertreten würde. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜNE] 

— Zurufe von der CDU/CSU) 

Aus einer geheimen Hintergrundstudie geht her-
vor, daß die US-Regierung der Auffassung ist, sie 
habe den ihr in der gegenwärtigen Fassung nicht 
genehmen Friedensplan der Contadora-Gruppe für 
Mittelamerika erfolgreich abgeblockt. Erzählen Sie 
hier also keine Märchen, Herr Möllemann, zum 
Contadora-Prozeß! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Hinter all diesem Tun kann nur das Ziel der ame-
rikanischen Regierung, von der Bundesregierung 
unterstützt, stecken, die sandinistische Regierung 
zu stürzen, nicht etwa, weil dieses Land eine Inva-
sion in andere Länder plant, sondern weil Nicara-
gua, das von der Somoza-Diktatur befreite Nicara-
gua, zu einem Hoffnungsträger für viele unter-
drückte Massen in Lateinamerika geworden ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

CSU-Minister Warnke wirft Nicaragua vor, es de-
stabilisiere seine Nachbarländer. Wir werfen den 
USA vor, Nicaragua und damit die ganze Region zu 
destabilisieren. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Da wir mit den USA verbündet sind, tragen wir, ob 
wir es wollen oder nicht, im Angesicht der Weltöf-
fentlichkeit und vor unserem eigenen Gewissen 
eine Mitverantwortung für das Verhalten unseres 
wichtigsten Bundesgenossen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Reagan-Anhänger haben gerufen: Laßt Reagan 
Reagan sein! — Wir rufen Reagan zu: Laß Nicara-
gua Nicaragua sein! 

(Beifall bei der SPD) 

Bei dieser Sachlage kommt es darauf an, inten-
sive Kontakte mit Nicaragua und der sandinisti-
schen Führung angesichts der Lebensbedrohung 
Nicaraguas weiterzuentwickeln. Gespräche zwi-
schen den USA und Nicaragua sind hoffentlich 
nicht nur Scheingespräche. Der nationale Dialog in 

Nicaragua im Interesse eines nationalen Konsenses 
muß gefördert werden. Die Friedensinitiative der 
Contadora-Gruppe gilt es stärker als bisher zu un-
terstützen. Und wir fordern einmal mehr die Bun-
desregierung auf, ihre entwicklungspolitische Blok-
kade gegenüber Nicaragua zu beenden und endlich 
die Gleichbehandlung, wie im Dokument von San 
José vorgesehen, gelten zu lassen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir Sozialdemokraten erwarten von der Bundes-
regierung, daß sie bei den USA auf die sofortige 
Einstellung aller verdeckten und offenen militäri-
schen Einmischungen hinwirkt. Niemand kann 
eine Ausweitung des bewaffneten Kampfes verant-
worten. Darum muß jegliche Einmischung von au-
ßen eingestellt werden. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Marx [CDU/CSU]: „Jegliche": auch die 

aus Kuba?) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Müller. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Jetzt 
kommt der Rechtsausleger!) 

Dr. Müller (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! 1979 fand in Nica-
ragua eine Revolution statt, die eine Diktatur ablö-
ste. Große Erwartungen wurden an diese Revolu-
tion gerichtet. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Aber wohl nicht 
von Ihrer Seite, Herr Müller! So ein Un

-

sinn!) 

Und Tatsache ist, daß die Vereinigten Staaten dem 
neuen Regime rund 400 Millionen DM Hilfe zur 
Verfügung stellten, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das wird hier unter

-

schlagen!) 
80% westliche Hilfe gegenüber 20 % Hilfe, die aus 
dem Ostblock kam. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die folgende Entwicklung war aber durch eine 
steigende Militarisierung gekennzeichnet. Heute 
hat Nicaragua mehr Soldaten als alle übrigen Nach-
barstaaten auf dem Isthmus zusammen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Hört! Hört! Dabei 
ist das doch alles so harmlos!) 

Dabei sind die Milizen noch nicht mitgerechnet. 

Es wäre sehr gut, meine sehr verehrten Kollegen 
zur Linken, wenn Sie nicht nur den Rassismus in 
Südafrika kritisierten, sondern auch die Liquidie-
rungspolitik der Sandinisten gegenüber den Miski-
to-Indianern. Auch das ist Rassismus. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. Voll

-

mer [GRÜNE]: Die USA machen einen Be

-

freiungskampf, was?) 

Betrachten wir die letzte Entwicklung: „Eine 
Schlägertruppe der Sandinisten terrorisiert im 
Wahlkampf die Kandidaten der Opposition." Ich zi- 
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tiere nur die „Süddeutsche Zeitung". „Das Land 
droht zu einem KZ zu werden. Die Sandinisten hat-
ten die Lage verschärft." Das paßt Ihnen auch nicht, 
hat aber im „Spiegel" gestanden. 

„Einen der schwerwiegendsten Fakten in diesem 
Wahlkampf stellt der Mangel an bürgerlichen Frei-
heiten dar." Das hat Ihr Leib- und Magenblatt, die 
„Tageszeitung" aus Berlin, geschrieben. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sie sind jenseits 
von Gut und Böse, Herr Müller!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was 
Sie hier aufstellen, ist doch ein Trugbild. Wer 
kämpft denn gegen das gegenwärtige Regime, das 
in marxistisch-leninistisches Fahrwasser gerät? 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Jetzt verherrli

-

chen Sie nicht die Contras!) 

Es sind doch die alten Sandinisten, die dagegen 
kämpfen, und nicht Faschisten und Reaktionäre. 
Sie stehen auf der Seite der Kommunisten, aber 
nicht auf der Seite von Edén Pastora, nicht auf der 
Seite von Alfonso Robelo, nicht auf der Seite der 
Witwe des von Somoza ermordeten Herausgebers 
der „Prensa", die heute genauso verfolgt wird. Sie, 
Frau Gottwald, haben in einem Interview mit der 
„taz" gesagt — und ich danke Ihnen für diesen Zwi-
schenruf — , daß Wahlen für Sie nichts bedeuteten. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Für Sie doch 
auch nicht, Herr Müller!) 

Wir wissen, was wir von Ihrer Partei in diesem 
Zusammenhang halten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im 
spanischen Bürgerkrieg gab es zwei Republikaner, 
die eine große Rolle spielten und auch heute eine 
Rolle spielen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sind Sie eigent

-

lich bewaffnet, Herr Müller?) 

Der eine war Anarchist, der andere war ein Anhän-
ger der Diktatur des Proletariats. Der Anarchist hat 
sich gewandelt, der andere, hoffe ich, auch. Der An-
archist sagt heute: Eine militärdemokratische Dik-
tatur nach dem Vorbild Havannas wird in Nicara-
gua errichtet. Der ursprüngliche Sinn der revolutio-
nären Bewegung wurde verfälscht. — Das war der 
Friedenspreisträger des deutschen Buchhandels, 
Octavio Paz. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sie kriegen nie 
einen Friedenspreis, Herr Müller!) 

Ein anderer Friedenspreisträger, meine sehr ver-
ehreten Damen und Herren, hat auf einer Kundge-
bung, die vor der drohenden Invasion Nicaraguas 
warnen sollte, die jetzt bevorsteht und die im Janu-
ar, vor elf Monaten, geplant worden war, neben der 
Guerilla-Kommandantin Anna Guadeloupe Martí-
nez gesprochen, die Blut an den Händen hat, um 
das ganz klar zu sagen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr wahr! Blut an 
den Händen!) 

Er — es ist Willy Brandt, meine Damen und Herren 
— hat in dieser Rede gesagt: Diejenigen, die ge

-

stern gegen Afghanistan protestiert haben, müssen 
heute wegen Nicaragua protestieren. 

Was haben die amerikanischen Fernseher gese-
hen, die Väter und Mütter der Soldaten, die hier in 
Europa stehen? Sie haben eine amerikanische 
Flagge brennen sehen und Willy Brandt daneben. 
Sie haben keine rote Fahne brennen sehen 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Aha!) 

und Willy Brandt daneben, weil er nie auf einer 
Kundgebung im Hofgarten wegen Afghanistan ge-
gen die Sowjets gesprochen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Marx [CDU/CSU]: Leider wahr! — Leb

-

hafte Zurufe von der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Es ist kein Wunder, daß der Verbündete der deut-
schen FDP, der Führer der Unabhängigen Libera-
len in Nicaragua, der Herr Godoy Willy Brandt als 
den zehnten Kommandanten bezeichnet. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Bruderkuß mit Fidel Castro ist ein Judaskuß für die 
ursprünglichen Ideale der sandinistischen Revolu-
tion. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn wir eines aus den Protesten der letzten Tage 
lernen können, die in der heutigen „taz" als „Sponti

-

Theater" bezeichnet werden — Sie wirken dabei 
mit —, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie sind der 
„Komödienstadl"! — 'Weitere Zurufe von 

den GRÜNEN) 

dann müssen wir wissen, daß wegen Nicaragua 
auch gegen Nicaragua heißen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Fischer (Frankfurt). 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich nur 
eine Anmerkung zu dem vorhergehenden Redebei-
trag des Kollegen Müller machen. Herr Kollege 
Müller, ich halte nicht viel von Küssen im interna-
tionalen Bereich, aber besser einen Bruderkuß mit 
Fidel Castro getauscht, als von den weißen Rassi-
sten einen Orden an die Ochsenbrust geheftet zu 
bekommen, den Ihr Vorsitzender Franz Josef 
Strauß dieser Tage erhalten hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN 
und der SPD — Klein [München] [CDU/ 
CSU]: Seien Sie vorsichtig mit Ihrer Hüh- 
nerbrust! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Herr Klein, wir sollten hier nicht weiter darüber 
philosophieren. 
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Fischer (Frankfurt) 
Meine Damen und Herren, mir scheint heute hier 

in diesem Hause wirklich die Doppelmoral zu trie-
fen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Hier wird davon gesprochen, daß die Wahlen in 
Nicaragua unfrei waren. Ich würde mir wünschen, 
wir — alle Fraktionen zusammen — wären im au-
ßenpolitischen Bereich solche Musterdemokraten, 
daß wir jedesmal dann, wenn Wahlen beeinflußt 
werden, wenn sie nicht wirklich frei sind, gemein-
sam aufschreien könnten. Aber was sagen Sie etwa 
zu den Wahlen in El Salvador? In El Salvador konn-
ten christdemokratische Oppositionelle teilweise 
gar nicht zur Wahl auf dem Land antreten, weil sie 
dort im wahrsten Sinne des Wortes in Stücke ge-
hackt wurden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Was sagen Sie denn zu Guatemala? In Guatemala 
reicht eine Bibelstunde, für Indianer auf dem Lande 
abgehalten, damit sie von den Todesschwadronen 
liquidiert werden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das verteidigen wir 
doch nicht, Herr Fischer! Was soll das 
denn? — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Was sagen Sie denn zu Chile? In Chile werden jetzt 
wieder Stadien gefüllt, in denen auch Christdemo-
kraten sitzen, meine Damen und Herren. Hierzu 
hätte ich mir Ihre Stimme gewünscht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dann wären Sie wesentlich glaubwürdiger gewe-
sen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Aber Herr Fischer, 
das verteidigen wir doch nicht!) 

— Herr Marx, seien Sie doch mal ruhig. Sie haben 
sich vorhin als senilisierter Christkönigskrieger wi-
der die Weltrevolution erwiesen. Der Unsinn, den 
Sie hier gesagt haben, verdient nun weiß Gott keine 
Erwiderung mehr. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN 
und bei Abgeordneten der SPD — Dr. 
Marx [CDU/CSU]: Sie sind der richtige 
Sponti! — Klein [München] [CDU/CSU]: 

Reiner Quatsch!) 

Weiter bei dieser Doppelmoral. Es werden die so-
wjetischen Waffenlieferungen bedauert. Ich be-
dauere sie auch. Aber nun seien Sie doch einmal 
ehrlich: Was würden Sie in der Situation machen, 
wenn bewaffnete Gruppen — während Sie relativ 
waffenlos sind —, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Unerträgli

-

cher Blödsinn!) 

die eindeutig von den USA unterstützt, mit Waffen 
ausgerüstet und mit Logistik versehen werden, den 
Bürgerkrieg von den Grenzen ins Land tragen wür-
den? Dann kommen die USA und sagen, man darf 
keine Waffen nehmen. Meine Damen und Herren, 
ich sage Ihnen ganz ehrlich: Das hat nichts mit 
Marxismus zu tun. Das wissen Sie auch ganz genau. 

In einer ähnlichen Situation würden Sie und ich 
Waffen nehmen, woher man sie bekommt! 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Wir nähmen keine! — Weitere 

lebhafte Zurufe von der CDU/CSU) 

— Eindeutig! 

Ich sage Ihnen noch etwas: Wenn ich nationale 
Unabhängigkeit zu verteidigen habe — — 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Schauen Sie nach Afghanistan. Den Freiheits-
kämpfern in Afghanistan wird vorgeworfen, sie er-
hielten Waffen von der CIA. Nicaragua wird vorge-
worfen, es erhalte Waffen von der Sowjetunion. Die-
ses Spiel ist mehr als durchsichtig. Es ist nichts 
anderes als eine Moral, die an einer kruden Blocklo-
gik orientiert ist. 

Ich will es an einem weiteren Beispiel erläutern. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Moskau 
wird sich freuen!) 

Ich hätte mir heute in dieser Debatte gewünscht, 
jemand von der Oppositon hätte mir den Unter-
schied zwischen Polen und Nicaragua erklärt. Wel-
che Möglichkeit hat denn ein Land, das in die Inter-
essensphäre einer Supermacht eingebunden ist, ei-
nen eigenständigen Weg sozialer Befreiung zu ge-
hen — im Osten wie im Westen? Dazu sagen Sie 
nichts. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Manöver gab es auch in Polen. Die Invasions-
drohung gab es auch in Polen. Wenn Sie sagen: Es 
gibt keine Invasionsdrohung, so sage ich Ihnen: Der 
Verteidigungsminister der USA hat es gesagt, der 
Außenminister der USA hat es gesagt. 

(Dr. Müller [München] [CDU/CSU]: Die 
GRÜNEN haben es gesagt!) 

Die UNO-Botschafterin Jeane Kirkpatrick hat ge-
sagt: Innerhalb von drei Monaten nach den Wahlen 
werden wir mit dem sandinistischen Spuk ein Ende 
machen. 

Meine Damen und Herren, wenn hier eine Posi-
tion vertreten wird, die glaubwürdig sein soll, 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: „Frieden 
schaffen ohne Waffen"!) 

dann darf sie nicht einäugig oder holzäugig sein. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sie sagen doch: 
Frieden schaffen ohne Waffen!) 

— Herr Marx, man muß vielmehr sehen, daß es in 
Ost und in West Länder gibt, die gegen die Interes-
sen ihrer Vormächte versuchen, einen eigenen Pro-
zeß nationaler Unabhängigkeit in Gang zu setzen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Wir sind für natio

-

nale Unabhängigkeit, aber nicht durch Ihre 
Methoden!) 

Hier sind wir mit unseren eigenen Interessen ge-
fragt. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. In dieser wichtigen Überlebensfrage — da 
mag man von dem Prozeß in Nicaragua halten, was 
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man will — wissen wir GRÜNEN, wo wir zu stehen 
haben, nämlich an der Seite der Unabhängigkeit 
und Freiheit Nicaraguas. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD — 
Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Marx 

[CDU/CSU]: Wir wissen, wo ihr steht!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Bun-
desminister Warnke. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ein echtes Kon

-

trastprogramm!) 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Mit der Wahl des The-
mas „US-Intervention in Nicaragua" haben Sie von 
den GRÜNEN für die Bevölkerung in den vier zen-
tralamerikanischen Nachbarstaaten von Nicaragua 
die Lage auf den Kopf gestellt. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Genauso wie Sie 
auf dem Kopf stehen, Herr Minister!) 

Nicht eine amerikanische Intervention steht in die-
sen Staaten der zentralamerikanischen Region auf 
der Tagesordnung, sondern erstens die Abkehr von 
der feierlich verkündeten Blockfreiheit durch die 
Sandinisten und — jetzt zitiere ich wörtlich das 
Staatsoberhaupt eines zentralamerikanischen Lan-
des, Mitglied der Sozialistischen Internationale  — 
die  Eingliederung der Sandinisten in die Achse 
Kuba—Sowjetunion, zweitens die friedensgefähr-
dende Überrüstung im Verhältnis zu allen anderen 
Staaten Zentralamerikas — 50 000 Mann regulär, 
70 000 Mann Miliz —, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Zählen Sie doch 
einmal die GIs in Zentralamerika!) 

drittens die aktive und gegen das Völkerrecht ver-
stoßende Destabilisierung der Region durch die Be-
mühungen, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Was habt ihr 
für dumme Minister!) 

Nachbarregierungen durch Unterstützung der ge-
gen sie gerichteten Aufstandsbewegungen im eige-
nen Lande zu stürzen, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Nennen Sie das 
doch Widerstandsorganisationen!) 

viertens — das ist wahrscheinlich das Wichtigste — 
die  Aufgabe der Möglichkeit zu einem friedlichen 
Wechsel im Innern Nicaraguas, zu dem sich die 
Sandinisten vor der Weltöffentlichkeit feierlich mit 
ihrem Versprechen zur Einführung wirklicher De-
mokratie in Nicaragua bekannt hatten, von dem sie 
heute aber abgerückt sind. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Wieso Wechsel? 
Sie reden von Waffen, nicht von Wechsel!) 

Ich bin Herrn Kollegen Marx dankbar, daß er den 
Schriftbeweis für die nach wie vor bestehende 
Einstellung der Junta geführt hat, auf keinen Fall 
eine Ablösung des Sandinismus durch Wahlen zu-
zulassen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Da gäbe es ein Buch 
mit Zitaten, die sie alle kennen!) 

Solcher Druck erzeugt Gegendruck. Das ist ganz 
klar. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Ach, das ist die 
Legitimierung!) 

Der Schlüssel zur friedlichen Entwicklung in 
Zentralamerika liegt aber in Managua. Wenn wir 
heute erstens den Verzicht auf Unterstützung der 
Aufständischen in benachbarten Ländern durch die 
sandinistische Junta bekommen, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Was halten 
Sie von der Reaganschen Junta?) 

wenn zweitens eine Regelung des kontrollierten 
Abzugs auswärtiger Berater und eines ausgewoge-
nen Kräfteverhältnisses durch die nicaraguanische 
Regierung nicht nur verbal unterstützt, sondern 
auch in der Wirklichkeit durchgesetzt wird, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Jemand, der 
so wenig von der Welt versteht, darf wirk

-

lich nicht Entwicklungsminister sein!) 

dann werden wir Schritte auf dem Wege zur friedli-
chen Lösung weitergekommen sein. 

Meine Damen und Herren, der Sandinismus muß 
aber vor allem klarstellen, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Sie müssen 
hier heute etwas klarstellen! Das ist Ihre 

Aufgabe!) 

daß er keine Heilsbotschaft für Zentralamerika mit 
einem unverückbaren Machtanspruch in Nicaragua 
darstellt, sondern daß die Sandinisten marxistische 
Sozialisten sind, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das sagen sie selbst 
von sich!) 

die sich heute im Wettbewerb mit demokratischen 
Sozialisten, mit christlichen Demokraten, mit Libe-
ralen, mit Konservativen auch dem Risiko des 
Machtwechsels in Nicaragua in wirklich freien 
Wahlen zu stellen haben. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Ich wünschte 
mir hier auch einen Machtwechsel!) 

Solange sie das nicht tun, wird der Frieden in die 
Region nicht einkehren. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wenn der Herr Kollege Holtz einen Hoffnungs-
schimmer in Nicaragua gesehen hat und die nicara-
guanischen Sandinisten als Hoffnungsträger be-
zeichnet hat: Warum hat er nicht von den Schläger-
trupps gesprochen, von den Turbas Divinas, die in 
der Vorbereitung der Wahlen diese Hoffnung zu-
sammengeschlagen haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lebhafte Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, es ist selbstzerstöreri-
sche Verblendung, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Rennen Sie mal 
Ihre eigene Tür ein!) 

hier auf die Vereinigten Staaten die Verantwortung 
für eine Entwicklung abschieben zu wollen, für die 
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die innernicaraguanische, sandinistische Regie-
rungsjunta die Verantwortung trägt. 

(Zurufe des Abg. Schwenninger [GRÜNE] 
sowie von Abgeordneten der SPD — Frau 
Gottwald [GRÜNE]: Sie gehören auch die

-

ser ideologischen Kampftruppe an!) 

Sie, meine Damen und Herren von der SPD, suchen 
die Verantwortung einseitig. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Wo suchen Sie 
sie denn auf zwei Seiten? — Zuruf der Abg. 

Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]) 

Sie suchen sie auf der falschen Seite, und Sie haben 
sich heute in die Nachbarschaft solcher Elemente 
begeben, wie sie hier durch den Vorredner präsen-
tiert worden sind, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: „Elemente"? Sie 
sind ein feiner Demokrat! — Zuruf der 
Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜNE] — Caten

-

husen [SPD]: Unglaublich!) 

die unsere Gemeinschaft der Werte, das freie Ver-
teidigungsbündnis der NATO 

(Anhaltende lebhafte Zurufe von der SPD 
und den GRÜNEN) 

dadurch diskreditieren — — 

(Duve [SPD]: Welche „Elemente"? — Wei

-

tere anhaltende Zurufe von der SPD und 
den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte, mit Ihren Zwischenrufen etwas zu-
rückhaltender zu sein. Ich bitte, dem Redner zuzu-
hören. Ich bitte um Zurückhaltung. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Wenn er sagt 
„Elemente", müssen Sie ihn kritisieren, 
Herr Präsident! Das geht doch nicht! — 
Weitere Zurufe von der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Sie unterstellen uns hier heute — 
ohne Widerspruch von sozialdemokratischer Sei- 
te —, 

(Catenhusen [SPD]: Ihre Sprache verrät 
Sie! — Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

daß die NATO ein Bündnis sei, welches die Men-
schenrechte mißachte und den Frieden nicht vertei-
dige, sondern gefährde. 

(Duve [SPD]: Ein „Element" in der Regie

-

rung!) 

Meine Damen und Herren, wir haben die Neuzu-
sagen an Nicaragua in der Entwicklungshilfe einge-
stellt, solange sich die nicaraguanische Regierung 
nicht nachhaltig vom Kurs der Destabilisierung ab-
wendet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Bundesminister, ich 
möchte Sie darauf hinweisen, daß Ihre Redezeit zu 
Ende ist. 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Wir wollen und werden den Men-
schen in Nicaragua helfen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Lassen Sie das 
bloß sein — bei Ihrer Meinung! — Weitere 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Bundesregierung wird so, wie sie es in der Ver-
gangenheit getan hat, in der Gegenwart und in der 
Zukunft über Nichtregierungsorganisationen, über 
die Kirchen den Menschen in Nicaragua Hilfe zur 
Verfügung stellen, die nicht ideologisch mißbraucht 
werden kann. Ich möchte von diesem Pult aus die 
Kirchen ermutigen, nichtgenutzte Spielräume aus-
zunutzen, damit wir der Bevölkerung von Nicara-
gua Hilfe zu ihrer Entwicklung zuteil werden lassen 
können. Die Bundesregierung ist dazu bereit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lamers. 

Lamers (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Sie, Herr Kol-
lege Fischer, haben ebenso wie Frau Kollegin Gott-
wald heute in der Tat ein weiteres Mal sehr klarge-
legt, wo Sie stehen, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Ja, das ist wahr!) 
jedenfalls nicht in unserem Lager, im Lager des 
Westens, im Lager der Werte, die der Westen ver-
tritt. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Nicht im Lager der 
Demokratie! — Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Zurufe von der SPD und 

den GRÜNEN) 

Zweitens möchte ich hier einmal in aller Deut-
lichkeit feststellen, daß es zwischen den Sozialde-
mokraten und den Koalitionsparteien in einem 
Punkt völlige Übereinstimmung gibt, nämlich darin, 
daß wir gemeinsam für eine politische, für eine 
friedliche Lösung der Konflikte in Zentralamerika 
eintreten. Ich möchte nachdrücklich daran erin-
nern, daß der Bundeskanzler auf seiner Reise die-
sem Prinzip insbesondere in seinem Gespräch mit 
dem mexikanischen Präsidenten de la Madrid 
Nachdruck verliehen hat. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Dann soll er au

-

ßenpolitisch was tun!) 

Ich möchte daran erinnern, daß die Konferenz von 
San José im wesentlichen der Bekräftigung dieses 
Prinzips gedient hat. Das heißt selbstverständlich 
auch, daß wir gegen eine militärische Lösung des 
Konfliktes sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, da die Gründe gegen 
eine solche Lösung evident sind, bin ich der festen 
Überzeugung, daß auch die Vereinigten Staaten 
eine solche Lösung nicht ins Auge fassen. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 
Natürlich wäre ein militärischer Sieg möglich, aber 
jedermann weiß, daß die Probleme mit dem Sieg 
eigentlich erst anfingen und daß die innen- und 
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außenpolitischen Kosten zu Hause, in Lateiname-
rika und in Europa in gar keinem Verhältnis zu 
dem Ergebnis stünden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Ein Krieg löst nie 
Probleme!) 

Die Vereinigten Staaten wissen so gut wie wir, daß 
der Krieg nicht in der Lage ist, politische Probleme 
zu lösen. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des 
Abg. Mischnick [FDP] — Duve [SPD]: Kei

-

ner hat geklatscht bei Ihnen! Herr Lamers, 
Sie müssen unseren Beifall suchen!) 

Im Gegenteil, häufig sind es die militärischen Mit-
tel, die den politischen Zweck verderben. 

Aber meine Damen und Herren, wir müssen uns 
einmal fragen: Was sind eigentlich die Gründe für 
die Zuspitzung in Nicaragua? 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Hier wird so getan, als seien diese Gründe allein auf 
seiten der Vereinigten Staaten. Ich muß sagen: Das 
ist eine derartige Verkennung der wirklichen Ent-
wicklung in Nicaragua, daß man sich wirklich fra-
gen muß, woher Sie Ihre Sympathien nehmen. 

(Duve [SPD]: Nicaragua ist Goliath, USA 
der David!) 

Herr Kollege Holtz, Sie haben ja die Entwicklung in 
Nicaragua geradezu verherrlicht. 

Was ist aber geschehen? Lange bevor von einer 
militärischen Unterstützung der USA für Contras 
die Rede sein konnte, gab es die Militarisierung, 
gab es eine Militarisierung im Innern, gab es Aufrü-
stung und gab es die Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten der Nachbarn. Wenn jetzt die San-
dinisten unmittelbar vor den Wahlen ganz offen-
kundig aus taktischen Gründen einen Dialog ange-
kündigt haben, so muß man doch leider feststellen, 
daß sie die Aufforderung unserer Freunde in Nica-
ragua vor weit einem Jahr, diesen Dialog aufzuneh-
men, mit Hohn und Spott bedacht, ja als Landesver-
rat bezeichnet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Erst heute, meine Freunde, wo sie unter erhebli-
chem Druck stehen, tun sie zumindest so, als seien 
sie bereit, einen Dialog zu führen. Ich kann nur hof-
fen, daß dies endlich eine ernsthafte Sache wird 
und daß Sie diesen Dialog nicht nur aus taktischen 
Gründen führen, sondern daß sie wirklich mit allen 
demokratischen Kräften — die es auch bei den Con-
tras gibt, wie Sie sehr gut wissen — diesen Dialog 
führen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Heute sind sie ja 
hoffähig gemacht worden! Heute sind sie 

etabliert!) 

Denn wir sind in der Tat der Überzeugung, daß dies 
der einzige Weg für eine friedliche Lösung des Kon-
fliktes auch in diesem Lande ist, wie wir das auch in 
El Salvador gesehen haben. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Luuk. 

Frau Luuk (SPD): In Mittelamerika, meine Damen 
und Herren, steht die Welt in diesen Tagen am 
Rande einer Katastrophe. Es hat selten Wahlen ge-
geben, bei denen politische Führungen mit so gro-
ßen Mehrheiten bestätigt wurden und die dennoch 
derart fatale Folgen gezeitigt haben, wie dies gegen-
wärtig im Verhältnis zwischen Washington und Ma-
nagua der Fall ist. 

Offensichtlich hat Präsident Reagan nach seinem 
hohen Wahlsieg das Gefühl, nun freie Hand für eine 
aggressivere Politik in Mittelamerika zu haben, und 
die Bestätigung der Sandinisten durch die Wähler 
in Nicaragua reizt Washington offenbar zu einer 
weiteren Verschärfung seines Drucks. 

Seitdem spielt sich um Nicaragua ein Nerven-
krieg ab, der alles dort bisher Dagewesene in den 
Schatten stellt, ein Nervenkrieg, der zu den aller-
schlimmsten Befürchtungen Anlaß gibt, der eine 
militärische Auseinandersetzung vorbereiten kann 
und vielleicht auch soll, die mit einer Katastrophe 
in der gesamten mittelamerikanischen Region en-
den muß. 

Die Reagan-Administration hat den Machtwech-
sel in Nicaragua nie akzeptiert. Die Situation ist 
heute dermaßen verhärtet, daß der amerikanische 
Verteidigungsminister öffentlich erklären kann, die 
USA seien für alle Arten von Unfällen gerüstet, 
ohne daß er von seinem Präsidenten zurückgepfif-
fen wird. 

Was passiert hier heute morgen? Die Konservati-
ven in diesem Land begehen wieder einmal den 
katastrophalen Fehler: sie verwechseln das An-
schmiegen an unsere westliche Vormacht, das kri-
tiklose Übernehmen ihrer Argumente und das ideo-
logische Mitläufertum mit Politik. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Sie verwechseln echte Wahlen mit 

manipulierten!) 

Wo ist denn unsere Glaubwürdigkeit? Wo sind denn 
unsere hehren Ideale geblieben? Wie wollen wir das 
denn der jungen Generation in unserem Land klar-
machen, wenn wir es zulassen, daß Druck von au-
ßen, Drohung und Aggression dazu führen, daß Ni-
caragua ökonomisch, militärisch und politisch nie-
dergemacht wird? 

Unser wichtigster Bündnispartner gibt ein 
schlechtes Beispiel, wenn er elementare Regeln der 
internationalen Zusammenarbeit über Bord wirft 
und ohne Rücksicht auf Verluste seine Interessen-
politik treibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wo bliebe denn die Überzeugungskraft unserer 
Moral, wenn wir eine militärische Intervention ge-
gen Nicaragua schweigend hinnehmen? Das nenne 
ich eine doppelte Moral: 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 
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im Falle Nicaraguas zu schweigen, aber den sowje-
tischen Einmarsch in Afghanistan vor der großen 
Völkerfamilie zu Recht verurteilen zu wollen. 

Wir dürfen uns nicht in die Tasche lügen. Eine 
Intervention in Nicaragua hätte die gleiche völker-
rechtswidrige Qualität wie der Einmarsch der So-
wjetunion in Afghanistan. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Dr. 
Marx [CDU/CSU]: Hypothetische Redens

-

arten!) 

Es muß doch in dieser Debatte bedrücken, daß 
Argumente nicht mehr wahrgenommen werden, 
daß Sie bei der CDU, die kalten Krieger, die Helme 
wieder aufgesetzt haben und ihre Denkapparate ab-
geschaltet haben, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
bei den GRÜNEN) 

daß Sie ebenso kritiklos wie unterwürfig die fal-
schen Positionen verteidigen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das ist so dümm

-

lich! Das kann man gar nicht mehr über

-

bieten!) 

Der Bundeskanzler hat in Stresa gegenüber Bet-
tino Craxi einen Satz gesagt, auf den wir hier gerne 
Bezug nehmen wollen. Präsident Reagan — so der 
Kanzler — stehe nach seinem Wahlsieg auf dem 
Höhepunkt seiner Macht —, so ist es — und habe 
jetzt freie Hand, Politik für die Zukunft zu machen; 
darin müsse Europa ihn bestärken. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Oh ist mir 
schlecht!) 

Dies ist im Ost-West-Dialog sicherlich hoch an der 
Zeit. Aber es ist sicherlich ebenso an der Zeit, die-
sen Dialog nicht nur über den Atlantik, sondern 
auch über den Golf von Mexiko mit dem amerikani-
schen Hinterhof zu intensivieren. Auch darin müs-
sen wir Europäer den amerikanischen Präsidenten 
bestärken. 

Es wird noch in diesem Monat ein Treffen Kohl/ 
Reagan geben. Es wäre höchst angebracht, wenn es 
sich nicht darauf beschränken würde, daß sich der 
deutsche Bundeskanzler im Glanze eines amerika-
nischen Wahlsiegers freundlich zu sonnen und an-
gesichts der Unbillen der Politik hierzulande zu 
wärmen suchte, sondern, wenn er ganz konkret die 
tiefe Besorgnis in unserem Lande über die Zuspit-
zung der Situation in Mittelamerika zum Ausdruck 
brächte. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Pinger. 

Dr. Pinger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Sandinisten kündigen nun 
seit Tagen in dramatischer und dramaturgisch ef-
fektvoller Weise den militärischen Angriff der USA 
an. Aber mindestens zwanzigmal ist ein solcher An-

griff präzise vorhergesagt worden, oft wurde das 
genaue Datum angegeben. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das enttäuscht 
Sie wohl, oder was, Herr Pinger?) 

Aber jedesmal geschah nichts, und auch diesmal 
wird es wieder so sein. 

Die Sandinisten wissen nur allzugut, daß die USA 
allenfalls in zwei Fällen ein militärisches Eingrei-
fen in Erwägung ziehen würden, nämlich erstens, 
wenn das hochgerüstete Nicaragua seine Nachbarn, 
von denen Costa Rica nicht einmal einen einzigen 
Mann unter Waffen hat, überfallen würde, oder 
zweitens, wenn sie das Land Nicaragua zu einer 
Basis für sowjetische Angriffswaffen machen wür-
den. Davor allerdings warnen die USA nun die So-
wjets sehr deutlich. Da sich dadurch die Sowjet-
union über die Situation im klaren ist, wird sie mit 
Sicherheit ein Abenteuer in dieser Region nicht ein-
gehen. Weil aber auch die Sandinisten gewarnt wer-
den, wird es einen Angriff gegen die Nachbarn von 
seiten Nicaraguas ebenfalls nicht geben. Dann aber 
werden die USA wie auch in der Vergangenheit 
einen Anlaß zu einem militärischen Eingreifen in 
Nicaragua nicht sehen. 

Daß nun die Sandinisten dennoch in hysterischer 
Weise den Angriff der USA dauernd vorhersagen, 
hat natürlich seine Gründe. Sie liegen in der typi-
schen Verhaltensweise einer Diktatur. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Haben sie es 
nicht selber gesagt? Weinberger hat gesagt, 

wir können das nicht ausschließen!) 

Um von den innenpolitischen Schwierigkeiten und 
der Unfähigkeit zur Lösung wirtschaftlicher Pro-
bleme abzulenken, muß die angebliche Bedrohung 
von außen herhalten. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Angebliche Be

-

drohung! Wer hat die Kriegsflotten aufge

-

stellt?) 

Ein Feindbild wird ständig neu aufgebaut, um die 
Bürger wieder zur Loyalität gegenüber dem totali-
tären Staat zu veranlassen. 

Die Völker dieser Region sind mündiger gewor-
den. Sie lassen sich nicht mehr durch Militärdikta-
turen rechter oder linker Herkunft unterdrücken. 
Wer eine demokratische Wahlentscheidung wie in 
Nicaragua nicht zuläßt, ruft den Widerstand der Be-
völkerung hervor. 

Sie, die GRÜNEN, gehören zu denjenigen, die ih-
ren Vätern und Großvätern vorwerfen, daß sie ge-
schwiegen haben oder gar Mitläufer eines Regimes 
gewesen sind, das die demokratische Opposition un-
terdrückte und die Bürger der totalitären Staats-
macht unterwarf. Wie sich doch die Bilder gleichen: 
politische Schlägertrupps, Bespitzelung und Unter-
drückung durch Blockwarte, geheime Staatspolizei 
und Volksgerichte, dazu ständig militärische Aufrü-
stung! Meine Damen und Herren, was wäre den 
europäischen Völkern erspart geblieben, wenn da-
mals Frankreich, England und die USA rechtzeitig 
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massiv davor gewarnt hätten, ein europäisches 
Nachbarland zu überfallen! 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Rechtzeitig mili

-

tärisch interveniert hätten! — Frau Dr. 
Vollmer [GRÜNE]: Deswegen sollten Sie 
heute die USA warnen, und zwar heftig! 
Ziehen Sie endlich einmal richtige 

Schlüsse aus der Geschichte!) 

Nun wird mit Recht darauf hingewiesen, daß be-
achtliche und positive politische Erfolge in Nicara-
gua erzielt worden sind, bei der Alphabetisierung 
und im Gesundheitswesen. 

(Duve [SPD]: Sehr richtig!) 

Aber hat man, meine Damen und Herren, damals 
nicht auch darauf hingewiesen, daß die Arbeitslo-
sen von der Straße geholt und Autobahnen gebaut 
worden sind? 

(Catenhusen [SPD]: Das sind schlimme As

-

soziationen, die Sie da machen!) 

- Es gibt Parallelen, auf die hingewiesen werden 
muß. — Meine Damen und Herren, zum enthusi-
astischen Bejubeln eines Regimes wie in Nicaragua 
besteht überhaupt kein Anlaß. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. Voll

-

mer [GRÜNE]: Was sagen Sie denn zu 
Herrn Reagan? — Duve [SPD]: Nach So

-

moza ist das ein ungeheuerlicher Ver

-

gleich, den Sie machen!) 

Zu erklären sind die Jubelchöre für Nicaragua nur 
aus der Möglichkeit zur Äußerung von Ressenti-
ments und Feindschaft gegen die USA. Antiameri-
kanismus ist für viele das eigentliche Motiv, wie sei-
nerzeit z. B. in Kambodscha und im Iran. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Bei Ihnen ist der 
Antikommunismus ziemlich ausgeprägt, 

Herr Pinger!) 

Aber ich frage mich: Wer interessiert sich heute 
noch für den Zustand in diesen Ländern? Massen-
demonstrationen zugunsten der leidenden Bevölke-
rung gibt es heute jedenfalls nicht. 

(Schneider [Berlin] [GRÜNE]: Das ist eine 
glatte Selbstgerechtigkeit!) 

Sie, die GRÜNEN, haben den Bundestag heute 
mißbraucht, um Ihrem Antiamerikanismus hier Ge-
hör zu verschaffen und gleichzeitig ein Regime 
hochzujubeln, das unter dem Beifall der ganzen Be-
völkerung damals, 1979, eine Demokratie verspro-
chen hatte und jetzt in Wirklichkeit statt dieser De-
mokratie durch Scheinwahlen eine Militärdiktatur 
zu legitimieren versucht. Dagegen wehren wir uns. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Frau Dr. Vollmer [GRÜ

-

NE]: Finster!) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich rufe den Punkt 27 der Tagesordnung sowie 
die Zusatzpunkte 8 bis 10 auf: 

Parteienfinanzierung und Unabhängigkeit 
des politischen Mandats 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Flick- und Spendenaffäre 

— Drucksache 10/2380 — 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 
Parteienfinanzierung und Unabhängigkeit 
des politischen Mandats 

— Drucksache 10/2386 — 

Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Flick- und Spendenaffäre 

— Drucksache 10/2388 — 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat ist eine gemeinsame Beratung 
des Punktes 27 der Tagesordnung und der Zusatz-
punkte 8 bis 10 und eine Aussprache von fünf Stun-
den vorgesehen. — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Dann ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Bötsch. 

Dr. Bötsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Vorgänge der letzten Wochen 
haben viele Bürger dieser Republik zum Nachden-
ken angeregt, bei nicht wenigen Diskussionen, 
Zweifel und auch berechtigte Kritik ausgelöst. Dies 
ist in einem freien Lande selbstverständlich. Wie 
kein anderes Organ unseres Staates ist der Deut-
sche Bundestag dazu berufen, Kritik aufzunehmen 
und da, wo es notwendig ist, Mängel und Fehler zu 
korrigieren. 

Mit der heutigen Debatte zu Fragen der Parteien-
finanzierung und zur Unabhängigkeit des politi-
schen Mandats will meine Fraktion deshalb dazu 
beitragen, Klarheit zu schaffen, Zweifel auszuräu-
men und verlorengegangenes Vertrauen wiederher-
zustellen. Vor allem wollen wir den mündigen Bür-
gern die Sicherheit geben, daß nur sie — und aus-
schließlich sie — darüber zu bestimmen haben, wer 
dieses Land und seine Bewohner regiert. 

Diesem Zweck dient der von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gemeinsam eingebrachte Ent-
schließungsantrag. Wir bedauern es, daß es zu kei-
nem gemeinsamen Entschließungsantrag mit der 
SPD gekommen ist. Wir betrachten das Verhalten 
insoweit als widersprüchlich, als Herr Dr. Vogel den 
Entschließungsantrag der SPD den übrigen Frak-
tionsvorsitzenden zwar zugesandt und mitgeteilt 
hat, man könne sich ihm anschließen, es aber dann 
zu ernsthaften Gesprächen über Formulierungen 
überhaupt nicht gekommen ist. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 



7422 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 102. Sitzung. Bonn, Freitag, den 16. November 1984 

Dr. Bötsch 
Herr Dr. Vogel, ich glaube, Sie müssen der Öffent-
lichkeit erklären, wie dieses Verhalten zu bewerten 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Debatte gibt uns Anlaß, über politische Par-
teien insgesamt, über uns selbst, über die Fragen 
der Parteienfinanzierung und einige damit zusam-
menhängende Probleme nachzudenken. Die Exi-
stenz politischer Parteien ist unverzichtbare Vor-
aussetzung für den Bestand und die Funktionsfä-
higkeit der großen demokratischen Staaten mit 
freiheitlicher Grundordnung. Die Parteien sind ge-
wissermaßen der Eckstein der parlamentarisch-re-
präsentativen Demokratie. Ohne politische Par-
teien gäbe es diesen Staat Bundesrepublik Deutsch-
land und gäbe es dieses Parlament nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Väter unseres Grundgesetzes haben diesem 
bedeutenden Umstand Rechnung getragen, indem 
sie in die Verfassung der Bundesrepublik Deutsch-
land Rechtssätze über die politischen Parteien auf-
nahmen. Das ist ein Novum in der deutschen Ge-
schichte. So erwähnt die Verfassung des Deutschen 
Reiches von 1919 die Partei in Art. 130 nur negativ. 
Dessen Abs. 1 lautet: „Die Beamten sind Diener der 
Gesamtheit, nicht einer Partei." Auch das deutsche 
Wahlgesetz der damaligen Zeit spricht nicht von 
Parteien, nur von Wählergruppen. Die politischen 
Erfahrungen der Jahre 1919 folgende haben den 
Parlamentarischen Rat bewogen, in Art. 21 des 
Grundgesetzes Regelungen über das Parteienrecht 
aufzunehmen. Daß dieser Verfassungsartikel be-
stimmt: „Die Parteien wirken bei der politischen 
Willensbildung des Volkes mit", ist die logische 
Konsequenz aus der in Art. 20 Abs. 2 des Grundge-
setzes getroffenen Festlegung: „Alle Staatsgewalt 
geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen 
und Abstimmungen ... ausgeübt." 

Die Fraktionen des Deutschen Bundestages wa-
ren sich in allen Legislaturperioden ihrer besonde-
ren Verpflichtung aus der erwähnten Verfassungs-
bestimmung bewußt. Sie haben sich, vom Bundes-
verfassungsgericht dabei unterstützt und teilweise 
auch erst auf den rechten Weg gebracht, bemüht, 
den Anforderungen von Art. 21 des Grundgesetzes 
gerecht zu werden. Diesen Bemühungen ist aber 
wohl nicht ganz der Erfolg beschieden gewesen, wie 
die bis zum heutigen Tag andauernden Diskussio-
nen über die Parteienfinanzierung beweisen. 

Aus diesem Grunde ist es zu begrüßen, daß heute 
eine Debatte zu dem Thema „Parteienfinanzierung 
und Unabhängigkeit des politischen Mandats" statt-
findet. Ich bin zuversichtlich, Herr Dr. Vogel, daß 
dieses Parlament — wie Sie in Ausführungen vor 
dieser Debatte hofften — die Nagelprobe seiner 
Glaubwürdigkeit bestehen wird. 

Wenn es nun darum geht, die von Ihnen beschwo-
rene Vertrauenskrise zu überwinden, sind aller-
dings nicht nur — wie Sie meinen — Bundeskanz-
ler und Koalitionsparteien aufgefordert, hierzu 
Wege aufzuzeigen. Dieser Appell muß in gleicher 
Weise an Ihre eigene Partei gerichtet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Denn die SPD kann heute nicht so tun, als gehe sie 
die ganze Sache nichts an und als könne sie die 
Rolle des Anklägers übernehmen. 

Ich hoffe, daß die heutige Debatte auch dazu bei-
tragen wird, das böse Gerede von der Käuflichkeit 
dieses Staates und seiner Politiker zu widerlegen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die Öffentlichkeit soll wissen: Das Verhalten und 
Handeln der Mitglieder dieses Hauses entspricht 
den Anforderungen, die unser Grundgesetz stellt, 
und wo dies nicht der Fall ist, sind Instrumente vor-
handen, oder es müssen ergänzende Regularien ge-
schaffen werden, um diesen Anforderungen gerecht 
zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein unbefangener Leser könnte aus den wohl-
klingenden Formulierungen von Art. 21 des Grund-
gesetzes, vor allem wenn er ihn isoliert betrachtet, 
falsche Schlüsse ziehen. So wichtig diese Bestim-
mung auch ist, die Bundesrepublik Deutschland ist 
kein „Parteienstaat", wie wir ihn in totalitären Regi-
men finden. Zwar sind die Parteien nach Auffas-
sung des Bundesverfassungsgerichts in das Verfas-
sungsgefüge inkorporiert — eingebunden —, jedoch 
ist es nicht gerechtfertigt, von einer „Verstaatli-
chung der Parteien" zu sprechen. Einer solchen 
weitgehenden Identifizierung von Staat und Par-
teien steht das heutige Selbstverständnis unserer 
Parteien entgegen. Bereits die Formulierung „wir-
ken mit" schließt eine Monopolstellung aus. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Aber die Pra

-

xis der Parteien spricht dafür!) 

Die entscheidende Absage an den „Parteienstaat" 
bringt Art. 38 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes — 
hören Sie jetzt genau zu —: 

Sie 

— damit sind die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages gemeint — 

sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge 
und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem 
Gewissen unterworfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. Voll

-

mer [GRÜNE]: Eine hervorragende Vor

-

schrift!) 

Hier, meine Damen und Herren, haben wir die zen-
trale Norm unseres Parlamentsrechts. Wir können 
deshalb diese Bestimmung unserer Verfassung, die 
das freie Mandat gewährleistet, nicht hoch genug 
einschätzen. Dieser Artikel macht das Spannungs-
verhältnis deutlich, in dem sich der Abgeordnete 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: „Frei" heißt 
auch: unabhängig von Geldzuwendungen!) 

— Warten Sie doch ab! Ich komme noch darauf; ich 
kann nicht alles in einem Satz sagen, geschweige 
denn in einem Halbsatz. 

Dieser Artikel also macht das Spannungsverhält-
nis deutlich, in dem sich der Abgeordnete als Ver-
treter des gesamten Volkes einerseits und als Expo- 
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nent einer konkreten Parteiorganisation anderer-
seits befindet. 

Die Enquete-Kommission „Verfassungsreform" 
hat sich in den 70er Jahren eingehend mit Art. 38 
des Grundgesetzes befaßt und die Auffassung ver-
treten, daß das in Art. 38 verankerte Institut des 
freien Mandats ein notwendiges Strukturelement 
der parteienstaatlichen parlamentarisch-repräsen-
tativen Demokratie ist. Im Zusammenhang mit den 
Reformvorschlägen zur Regelung des Abgeordne-
tenstatus bei Veränderung der Partei- oder Frak-
tionszugehörigkeit hat sich die Kommission des-
halb dafür ausgesprochen, die Grundsätze des 
Art. 38 Abs. 1 Satz 2 uneingeschränkt aufrechtzuer-
halten und jede Änderung zu unterlassen. 

Im Spannungsgefüge der beiden genannten Arti-
kel haben wir die Freiheit des Mandats vor Einwir-
kungen, die aus der Partei selbst oder aber von drit-
ter Seite kommen, zu schützen. 

Und jetzt sollten Sie zuhören: Eine Abberufung 
durch die Partei während der Legislaturperiode 
gibt es nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein von Abgeordneten abgegebenes Versprechen, 
das Mandat zu einem bestimmten Zeitpunkt oder 
bei Eintritt eines bestimmten Ereignisses niederzu-
legen, ist unwirksam. Wer von seinem Abgeordne-
ten den Mandatsverzicht verlangt, fördert nicht die 
Basisdemokratie, sondern muß sich die Frage nach 
seinem eigenen Verfassungsverständnis stellen las-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Um die durch Art. 38 geschützte Entscheidungsfrei-
heit der Abgeordneten sicherzustellen, haben diese 
nach Art. 48 Abs. 3 des Grundgesetzes „Anspruch 
auf eine angemessene, ihre Unabhängigkeit si-
chernde Entschädigung". Dadurch sollen sie von ei-
ner mit finanziellen Zuwendungen verbundenen 
Einflußnahme durch Dritte frei sein. 

Darüber hinaus ist es den Abgeordneten jedoch 
nicht verwehrt, einen Beruf auszuüben. Es liegt im 
Interesse der Basisnähe dieses Parlaments, wenn 
möglichst viele Abgeordnete ihren erlernten Beruf 
ausüben, so berufliche Lebenserfahrung mit in die 
Entscheidung einbringen und später wieder in ih-
ren erlernten Beruf zurückkehren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Aber nicht 

gleichzeitig!) 

Etwas anderes ist es allerdings, wenn Abgeord-
nete aus einem Vertragsverhältnis Bezüge erhalten, 
ohne die hierfür geschuldeten Dienste zu leisten. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Die Verfassung verlangt nämlich, wie das Bundes-
verfassungsgericht festgestellt hat, gesetzliche Vor-
kehrungen dagegen. Abgeordnete, die geschuldete 
Dienste nicht leisten, aber Bezüge deshalb erhalten, 
weil von ihnen im Hinblick auf ihr Mandat erwartet 
wird, sie würden im Parlament die Interessen ir-
gendeines Zahlenden vertreten, handeln pflichtwid-
rig. Persönliche Einkünfte aus derartigen Tätigkei

-

ten sind mit der Unabhängigkeit der Abgeordneten 
und ihrem Anspruch auf gleichmäßige finanzielle 
Ausstattung in ihrem Mandat unvereinbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der weitere Komplex sind die Spenden an politi-
sche Parteien. Wer die Notwendigkeit politischer 
Parteien bejaht, muß auch die Ausstattung der Par-
teien mit ausreichenden Mitteln sicherstellen, um 
sie in die Lage zu versetzen, die ihnen nach dem 
Grundgesetz und dem Parteiengesetz zugewiese-
nen Aufgaben erfüllen zu können. Der Gesetzgeber 
hatte, wie die Entwicklung zeigt, Schwierigkeiten, 
sich auf diesem Gebiet, das für ihn Neuland bedeu-
tete, zurechtzufinden. Mehrmals mußte das Bundes-
verfassungsgericht auch korrigierend eingreifen, 
dessen Rechtsprechung zur Parteienfinanzierung 
allerdings auch nicht immer eine einheitliche Linie 
erkennen ließ. 

(Dr. Vogel [SPD]: Na, na!) 

Die Union hatte, Herr Dr. Vogel, rechtzeitig dazu 
aufgefordert, die bestehenden Unklarheiten durch 
eine Neuordnung der Parteienfinanzierung zu be-
seitigen. Vor allem der CDU-Vorsitzende und heu-
tige Bundeskanzler Helmut Kohl hat sich um eine 
einvernehmliche Regelung des schwierigen Pro-
blemkreises spätestens schon seit Mitte der 70er 
Jahre eingehend bemüht, aber kein Gehör bei den 
damaligen Regierungsparteien gefunden, insbeson-
dere nicht bei der SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die dringend gebotene gesetzliche Regelung hätte 
längst in Kraft treten können. Wir hätten uns viel 
Arger und Enttäuschung erspart, und unsere Mit-
bürger hätten wir von einer um sich schleichenden 
Staatsverdrossenheit bewahren können. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das ist der Kern! 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Das 

kann man wohl sagen!) 

Es ist der Initiative der Regierung Kohl zu ver-
danken, daß die seit langem fällige Regelung im 
Jahre 1983 dann tatsächlich zustande gekommen 
ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. 
Dregger [CDU/CSU]: Dazu brauchten wir 

erst eine neue Mehrheit!) 

In dem am 1. Januar 1984 in Kraft getretenen Ge-
setz haben wir einen Weg gefunden, der die Par-
teien vor staatlicher Abhängigkeit, aber auch vor 
der Einflußnahme von Kräften außerhalb des Staa-
tes schützt. Wir halten deshalb mit dem Bundesver-
fassungsgericht eine völlige, aber auch eine nur 
überwiegende Deckung des Finanzbedarfs der Par-
teien aus öffentlichen Mitteln für nicht vertretbar. 

Wie die vom Bundespräsidenten berufene Sach-
verständigenkommission sind wir der Auffassung, 
daß neben der staatlichen Wahlkampfkostenerstat-
tung, neben den Mitgliedsbeiträgen auch Spenden 
zur Finanzierung der Arbeit der Parteien nicht nur 
notwendig, sondern unverzichtbar sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Die Kommission hat zu Recht ausgeführt: Sie sind 
verfassungspolitisch erwünscht und unentbehrlich, 
wenn die Staatsunabhängigkeit der Parteien ge-
wahrt bleiben soll. 

Die Erfahrungen der letzten Wochen haben ge-
zeigt, wie wichtig es ist, in diesem hochsensiblen 
Bereich, in dem es auch um die Unabhängigkeit der 
Abgeordneten geht, die verschiedenen Sachverhalte 
und ihre rechtliche Einordnung auseinanderzuhal-
ten. Weil es schwer ist, die verschiedenen Bereiche 
klar zu trennen, erweckten manche in der Öffent-
lichkeit den Eindruck, die Politiker dieses Staates 
seien käuflich. Der Herr Bundestagspräsident ist 
dieser Behauptung in seiner Antrittsrede zu Recht 
mit Entschiedenheit entgegengetreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wo aber dieser Eindruck geblieben ist, müssen 
wir klarstellen: Das weisungsfreie Mandat des Ab-
geordneten verträgt nach Art. 38 des Grundgesetzes 
keine finanzielle Beeinflussung. Deshalb stehen wir 
voll und ganz hinter dem Beschluß, mit dem der 
Ältestenrat die Rechtsstellungskommission beauf-
tragt hat — ich zitiere —, „die Verhaltensregeln dar-
aufhin zu überprüfen, ob sie ihrer Zielsetzung ent-
sprechend auch in Zukunft als ausreichend angese-
hen werden können oder gegebenenfalls der Über-
arbeitung oder der Erweiterung bedürfen. Die Prü-
fung soll auch darauf erstreckt werden, ob die Ver-
haltensregeln gegebenenfalls in verschärfter Form 
in das Abgeordnetengesetz aufgenommen werden 
sollten." 

Hier befinden wir uns auf dem richtigen Weg, um 
das Problem in den Griff zu bekommen. Die weiter-
gehenden Forderungen nach Transparenz, die uns 
das Schlagwort vom „Abgeordneten mit den gläser-
nen Taschen" beschert haben, stiften m. E. mehr 
Schaden als Nutzen, weil sie der Unabhängigkeit 
des politischen Mandats abträglich sind. 

Ich freue mich, daß Sie, Herr Dr. Vogel, den glä-
sernen Abgeordnetentaschen eine Absage erteilt 
haben, wenn ich ein Interview mit der „Esslinger 
Zeitung" richtig deute. Hier würden nämlich Or-
wellsche Visionen im Jahre 1984 tatsächlich Wirk-
lichkeit, allerdings nur für Parlamentarier. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Grundgesetz und unsere gesamte Rechtsord-
nung messen dem Schutz der menschlichen Persön-
lichkeit besondere Bedeutung bei. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Dem verfassungskräftigen Gebot der Achtung der 
Intimsphäre des einzelnen steht die Forderung, die 
Einkünfte und Vermögensverhältnisse von Abge-
ordneten einer unbegrenzten Transparenz zu unter-
werfen, entgegen. Hier wird der unantastbare Be-
reich privater Lebensgestaltung unverhältnismäßig 
beeinträchtigt mit der Gefahr neuer Abhängigkei-
ten, die mit dem freier. Mandat im Sinne unserer 
Verfassung nicht mehr in Einklang stehen. 

Hinzu kommt, daß die in einer ganzen Reihe von 
Gesetzen ausdrücklich vorgeschriebene Geheimhal-
tung — wie etwa das Steuergeheimnis — nicht 
mehr gewährleistet wäre. Für gewisse Berufsgrup-

pen brächte dies erhebliche Schwierigkeiten mit 
sich. Wie etwa sollte sich z. B. ein dem Deutschen 
Bundestag angehörender Unternehmer, Handwer-
ker, Freiberufler im Wettbewerb behaupten kön-
nen, wenn er einem größeren Kreis Einzelheiten 
über seine Vermögensverhältnisse offenbaren müß-
te, die Rückschlüsse etwa auf die Bonität seines 
Betriebs zuließen? 

Dies ist ein anderer Themenbereich, als er dem 
Auftrag des Untersuchungsaussschusses zugrunde 
liegt; denn dieser hat zu klären — und darauf muß 
noch einmal hingewiesen werden —, ob und gege-
benenfalls in welcher Weise es der Flick-Konzern 
unternommen hat, auf Entscheidungen von Mitglie-
dern des Deutschen Bundestags, der Regierung, der 
Verwaltung oder sonstiger Stellen der Bundesrepu-
blik Deutschland Einfluß zu nehmen. Wir sind auch 
der Auffassung: Der Untersuchungsausschuß sollte 
sorgfältig, aber auch zügig beraten, damit in abseh-
barer Zeit die Untersuchungen zum Abschluß kom-
men können. 

Mit aller Entschiedenheit weisen wir dabei Ver-
suche zurück, Bundeskanzler Kohl und seine Regie-
rung ins Zwielicht und mit einer Angelegenheit in 
Verbindung zu bringen, die von der Regierung 
Schmidt zu entscheiden war. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Bei der Vernehmung des Bundeskanzlers durch 
den Untersuchungsausschuß ist das von SPD und 
GRÜNEN in trauter Eintracht inszenierte Vorha-
ben gegen die derzeitige Bundesregierung in sich 
zusammengebrochen. Helmut Kohl hat vor dem Un-
tersuchungsausschuß nachgewiesen, daß er als da-
maliger Oppositionspolitiker mit der von den Mini-
stern der Regierung Schmidt erteilten Genehmi-
gung für den Flick-Konzern nichts zu tun hatte. Das 
gleiche gilt natürlich für Franz Josef Strauß, dem 
nach seiner gestrigen Vernehmung als Zeuge vor 
dem Untersuchungsausschuß ebenfalls nicht der 
geringste Vorwurf gemacht werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Treffend hat Rudolf Bauer in der „Rheinischen 
Post" vom 8. November 1984 die Situation kommen-
tiert: 

Die Kontakte der SPD zur Wirtschaft, beson-
ders zur Großindustrie, waren weitaus besser 
als die der CDU. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Waigel [CDU/ 
CSU]: Ja, ja!) 

Denn viele Unternehmer halten es stets mit 
den Regierenden, und damals gefiel manchen 
von Ihnen, daß Schmidt mit Hilfe der FDP ärg-
sten Sozialismus verhinderte und zugleich die 
Gewerkschaften verhältnismäßig ruhighielt. 
Kohl war für den Ausschuß wohl die falsche 
Adresse. Schmidt hat ihn damals zu Recht we-
der gefragt noch eingeweiht. 

Zum Thema Untersuchungsausschuß noch eine 
allgemeine Bemerkung. Auch dieser Untersu-
chungsausschuß wird wie viele seiner Vorgänger 
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der Reformdiskussion Nährstoff geben müssen. Ist 
es nicht Zeit für eine gesetzliche Regelung? So müs-
sen wir uns fragen. Der Boden hierzu scheint aufbe-
reitet zu sein. 

(Zuruf von der SPD) 

— Sie scheinen nicht zugehört zu haben, Herr Kol-
lege. 

(Rapp [Göppingen] [SPD]: Amnestie!) 

Die bereits erwähnte Enquete-Kommission Verfas-
sungsreform hat umfangreiche Vorschläge für eine 
gesetzliche Regelung des Rechts der Untersu-
chungsausschüsse vorgelegt. In Anlehnung daran 
hatten unsere Fraktionsmitglieder in der 8. Wahlpe-
riode des Deutschen Bundestags den Entwurf eines 
Gesetzes über die Untersuchungsverfahren des 
Deutschen Bundestages eingebracht, der damals 
ein Opfer der Diskontinuität geworden ist. Das Pro-
visorium des Entwurfs der Interparlamentarischen 
Arbeitsgemeinschaft hat unseres Erachtens ausge-
dient. Ich meine, der Gesetzgeber ist jetzt zum Han-
deln aufgerufen. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Richtig!) 

Lassen Sie mich zusammenfassend aus tiefster 
Überzeugung sagen: Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist keine käufliche und keine gekaufte Repu-
blik. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Sie war es nicht unter Bundeskanzler Konrad Ade-
nauer. Sie war es nicht unter den Bundeskanzlern 
Erhard und Kiesinger. Sie war es nicht unter den 
Bundeskanzlern Brandt und Schmidt. Und sie ist es 
auch nicht unter Bundeskanzler Helmut Kohl. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Solange die Unionsparteien die Politik dieses Lan-
des an verantwortlicher Stelle mitgestalten, wird es 
nie und nimmer dazu kommen. Unsere Väter haben 
diesen Staat nach dem Zusammenbruch des men-
schenverachtenden nationalsozialistischen Gewalt-
regimes unter größten Entbehrungen und schwie-
rigsten Umständen wieder aufgebaut und eines der 
freiheitlichsten Staatswesen der Welt geschaffen. 
Auch im 35. Jahr seines Bestehens haben die Bür-
ger allen Grund, auf diesen unseren Staat stolz zu 
sein. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Wir Mitglieder des Deutschen Bundestags tragen 
eine hohe Verantwortung für diesen Staat und 
seine Bürger. Die Freiheit, die uns Art. 38 des 
Grundgesetzes bei der Wahrnehmung unseres 
Mandats einräumt, ist nicht grenzenlos. Wenn wir 
vor den Bürgern unseres Staates bestehen wollen, 
müssen wir die Freiheit des Art. 38 so gebrauchen, 
daß wir das Ergebnis unseres Wirkens vor unserem 
Gewissen jederzeit verantworten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Nickels [GRÜNE]: Und vor dem Bür

-

ger, Herr Bötsch!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Ereignisse der letz-
ten Wochen und Monate, das, was im Zusammen-
hang mit dem Flick-Komplex und dem Parteispen-
den-Komplex an immer neuen Einzelheiten be-
kannt geworden ist, hat die Glaubwürdigkeit der 
Politik und der Parteien nachhaltig erschüttert. Die 
Folge dieser Erschütterung ist eine Krise — nicht 
eine Staatskrise, wie da und dort vorschnell be-
hauptet worden ist, aber eine Vertrauenskrise, und 
das ist schlimm genug. Es geht an die demokrati-
sche und parlamentarische Substanz, wenn unser 
Volk ernsthaft daran zweifelt, ob wichtige inhaltli-
che und personelle Entscheidungen von denen ge-
troffen werden, die es in freier Wahl dazu bestimmt 
hat, oder ob sie nicht in Wahrheit von der Chefetage 
eines Großkonzerns in unserem Lande ausgehen, 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

wenn unser Volk zweifelt, daß nicht Argumente, 
sondern Geld entscheidet. Und es geht an die Sub-
stanz, wenn der Eindruck entsteht, daß nicht mehr 
gleiches Recht für alle gilt, daß mit zweierlei Maß 
gemessen wird. 

Sie, Herr Bundeskanzler, werden nicht müde, zu 
sagen, Sie könnten nirgends eine Krise entdecken. 
Die Umfragen, so haben Sie im Fernsehen dem 
Volk mitgeteilt, zeigten, daß doch alles in Ordnung 
und alles voller Optimismus sei. 

(Bundeskanzler Dr. Kohl: Hat kein Mensch 
gesagt!) 

Herr Bundeskanzler, ist das wirklich Ihr Ernst? 
Und wenn es Ihr Ernst ist: Wo leben Sie eigentlich? 
Sagen Ihnen nicht wenigstens Ihre Fraktionskolle-
gen, was die Menschen landauf und landab reden? 
Hören Sie nicht einmal auf den neuen Bundestags-
präsidenten, der in seiner Antrittsrede die Vertrau-
enskrise mit beredten Worten beklagt hat, oder auf 
Ihren eigenen Generalsekretär, der neuerdings, an-
ders als Sie, ebenfalls von einer Vertrauenskrise 
spricht? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Reden Sie 
doch mal über die SPD! Die SPD verliert 
doch das Vertrauen landauf, landab! Ihre 
Wahlergebnisse sind doch erschütternd, 

mitleiderregend!) 

Und wissen Sie wirklich nicht, warum die Parteien, 
die schon vor 1983 im Bundestag vertreten waren, 
in diesem Jahr bei jeder Wahl Stimmen verloren 
haben, voran die Ihre, entgegen Ihren voreiligen 
Behauptungen auch bei der letzten Gemeindewahl 
in Baden-Württemberg? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Und wissen Sie wirklich nicht, — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dabei wird er 
selber rot!) 

— Meine Damen und Herren, ich möchte Herrn 
Klein und der Union jede Gelegenheit zur Selbst

-

darstellung, auch der deutschen Öffentlichkeit ge- 
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genüber, lassen. Lärmen Sie, wo Ihnen die Argu-
mente fehlen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wir haben nur gelacht!) 

Wissen Sie wirklich nicht, warum die einzige Partei, 
die es vor 1983 noch nicht gab, die GRÜNEN, von 
Wahl zu Wahl Stimmen gewinnen? Sind Sie wirk-
lich, Herr Kollege Kohl, noch nicht auf den Gedan-
ken gekommen, das könne etwas mit der Vertrau-
enskrise zu tun haben, 

(Gerstein [CDU/CSU]: Mit der Schwäche 
der SPD!) 

in die der Flick-Konzern und ihm willfährige Politi-
ker, aber auch eigene Fehler, die betroffenen Par-
teien gestürzt haben? Ist Ihnen der Gedanke fremd? 
Außerdem — — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das waren Ihre 
Finanzminister, Herr Vogel! — Es geht um 
die SPD! — Klein [München] [CDU/CSU]: 
Wer war denn an der Macht zu dem Zeit

-

punkt? — Gerstein [CDU/CSU]: Wem ge

-

hen denn die Wähler laufen? — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte, sich mit den Zwischenrufen etwas 
zurückzuhalten. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das fällt einem aber 
bei dem Redner schwer!) 

Dr. Vogel (SPD): Ich kann diese Art von Zwischen-
rufen, meine Damen und Herren, nur begrüßen. Sie 
geben der Öffentlichkeit die Gelegenheit, sich ein 
Urteil zu bilden. 

(Beifall bei der SPD) 

Außerdem: Herr Bundeskanzler, lesen Sie eigent-
lich gar keine ausländischen Zeitungen mehr? 

(Zuruf von der SPD: Das kann er doch gar 
nicht!) 

Sie haben doch noch bei der ersten Lesung des 
Bundeshaushalts 1985 am 12. September dieses 
Jahres so fleißig aus der „Financial Times" zi-
tiert. Warum zitieren Sie denn in den letzten Tagen 
und Wochen die internationale Presse nicht mehr, 
etwa die Londoner „Times", die am Montag dieser 
Woche — und ich stelle sie Ihnen gerne zur Verfü-
gung, Herr Bundeskanzler — 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

in einem Kommentar unter anderem schrieb — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kann er doch 
selber bezahlen!) 

— Sie müssen aber ein schlechtes Gewissen haben, 
wenn Sie jetzt schon in dieser Art und Weise reagie-
ren. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wir freuen uns 
doch nur über Sie!) 

Sie haben doch den Kommentar noch gar nicht ge-
hört. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese angesehene konservative Zeitung schrieb 
in ihrem Kommentar am Montag dieser Woche 
wörtlich: 

Die Flick-Affäre in Westdeutschland enthüllt 
wie Watergate die Schwächen und die Stärken 
einer parlamentarischen Demokratie ... Die 
Stärke der westdeutschen Demokratie ... zeigt 
sich im Wagemut jener Staatsdiener, die als 
erste die Rechtsverletzungen aufdeckten; sie 
zeigt sich in der Energie der freien Presse, die 
... die Versuche der Regierung zur Vertu-
schung vereitelte; und sie zeigt sich nicht zu-
letzt in der Integrität der Parlamentarier, die 
bei der Offenlegung des Skandals helfen. 

Dann fährt die „Times" fort: 

Kanzler Kohl's Reaktion auf die Affäre war so 
wie bei jeder anderen Krise im Laufe seiner 
Regierungszeit. Er strich die Segel, schloß die 
Luken 

— schreibt die „Times" — 

und wartete auf das Abklingen des Sturmes. 
Dennoch gibt es in Deutschland und selbst in 
seiner eigenen Partei 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie sind nicht gemeint, Herr Klein — 

zunehmend das Gefühl, daß diese Reaktion mo-
ralisch wie politisch unangemessen sei. 

Daß Sie dieses Gefühl nicht haben, Herr Klein, das 
will ich Ihnen gerne glauben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Der Bundeskanzler sagt uns immer noch, es gebe 
keine Krise, es gebe nur eine Kampagne, eine Kam-
pagne von Leuten, die Ihnen, Herr Bundeskanzler, 
ans Leder wollten, 

(Duve [SPD]: Ans Kunstleder!) 

die Sie stürzen wollten. Sie nennen diese Leute 
öffentlich und zitierbar „Staatsverderber". Herr 
Bundeskanzler, wen meinen Sie da eigentlich? Die 
Medien etwa, die die Mißstände beim Namen nen-
nen und damit nicht nur ein Recht ausüben, son-
dern ihre Pflicht tun? Sind denn alle Journalisten, 
die nicht bedingungslos auf Ihrer Seite stehen, in 
Ihren Augen „Staatsverderber"? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Was ist das für 
ein Blödsinn! — Klein [München] [CDU/ 

CSU]: Ein Stuß, Herr Vogel!) 

Was für ein Staatsverständnis, was für ein Ver-
ständnis von der Funktion der Presse in einer frei-
heitlichen Gesellschaft haben Sie eigentlich, wenn 
Sie zu solchen Argumenten greifen? 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Sie haben es nötig! — Klein [Mün

-

chen] [CDU/CSU]: Ein Vollblutamateur!) 

Lassen Sie es mich deutlich sagen, Herr Bundes-
kanzler: Sie sind nicht der Staat, Sie sind — wie wir 
alle — ein der öffentlichen Kritik und Kontrolle 
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unterworfener und auswechselbarer Diener dieses 
Staates und dieser Republik. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Aber Sie auch, Herr Vogel! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Dieser Staat, Herr Bundeskanzler, wird auch dann 
nicht verdorben sein, wenn Sie nicht mehr Kanzler 
sind; er wird auch dann der Staat unseres Grundge-
setzes sein und bleiben. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Was Ihnen alles einfällt! — Kittel

-

mann [CDU/CSU]: Sie schießen in die fal

-

sche Richtung! — Zuruf von der CDU/CSU: 
Ist das ein Niveau!) 

Außerdem, was heißt „Kampagne", was heißt 
„Verleumdung" und „Diffamierung"? Nehmen Sie 
denn die Tatsachen, die schon jetzt feststehen, 
überhaupt nicht zur Kenntnis? Es ist doch Tatsa-
che, daß sich zwei ehemalige Bundesminister und 
nach dem jetzigen Verfahrensstand ein Repräsen-
tant des Flick-Konzerns ab Januar 1985 vor dem 
Landgericht Bonn wegen des Verdachts verantwor-
ten müssen, die Steuervergünstigung für den Kon-
zern sei im Wege der Bestechung zustande gekom-
men. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Zu der Zeit war 
die SPD an der Regierung!) 

Es ist doch Tatsache und keine „Verleumdung", daß 
ein Bundestagspräsident zurücktreten mußte, weil 
er sein politisches Amt, seine privaten Einkom-
mensverhältnisse und seine Beziehungen zu dem 
Konzern nicht streng genug auseinandergehalten 
hat, sondern den Eindruck einer unguten Verquik-
kung entstehen ließ. Es ist doch Tatsache, daß sich 
der maßgebende Repräsentant dieses Konzerns, 
der Mann, der übrigens schon zum Repräsentanten 
der gesamten deutschen Wirtschaft gewählt war, 
seines Einflusses auf personelle und inhaltliche 
Entscheidungen 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie kochen nur 
Ihr Süppchen, Herr Vogel!) 

in einer Weise und in einer Sprache rühmte, über 
die man nur erschrecken kann; daß er Herrn Barzel 
„an die Leine legen"; daß er Herrn Gaddum und Sie 
„ausstatten" wollte; daß er Politikern Parteispenden 
bar oder bargeldlos aushändigte oder zukommen 
ließ; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unterstellen Sie 
das, Herr Vogel?) 

daß sich der gleiche Herr aus Verhandlungen mei-
ner Fraktion von einem Mann unterrichten ließ, der 
mit dem Konzern in einem mit Vergütung verbun-
denen Vertragsverhältnis stand; daß Herr Bieden-
kopf — kurz darauf Ihr Generalsekretär — die Ab-
sicht, Sie an die Stelle von Herrn Barzel als Partei-
vorsitzenden treten zu lassen, sehr frühzeitig mit 
eben diesem Herrn besprach und daß in diesem 
Zusammenhang auch das schlimme Wort vom „So-
zialfall" fiel, den es zu verhindern gelte. 

Dies alles sind doch keine Verleumdungen. Was ich 
hier darstelle, sind doch alles Tatsachen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Was Sie darstellen, ist demago

-

gisch! — Klein [München] [CDU/CSU]: Bil

-

lig, billig, billig!) 

Tatsache ist auch, daß alle Parteien, die vor dem 
1. Januar 1983 Spenden empfangen haben, zugeben 
mußten, dem Veröffentlichungsgebot des Gesetzes 
zuwidergehandelt zu haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt zur SPD!) 

Tatsache ist weiter, daß die Staatsanwaltschaft in 
einer Vielzahl von Fällen wegen des Verdachts er-
mittelt, Parteien seien in großem Umfang Gelder 
unter Verstoß gegen die Steuergesetze, also unter 
gleichzeitiger Steuerhinterziehung zugewendet 
worden. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Dann legen 
Sie doch einmal klar, wie das mit der SPD 
war! — Dr. Dregger [CDU/CSU]: Was habt 
ihr denn bekommen? Wieviel von Flick! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Herren, in der Veranstaltung von Sprech-
chören müssen Sie noch Fortschritte machen. Das 
ist noch sehr unkoordiniert. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD  — 
Klein  [München] [CDU/CSU]: Da sind die 
Roten besser! — Hauser [Krefeld] [CDU/ 
CSU]: Mit Arroganz kann man das auch 
nicht überspielen! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Allein für die Staatsbürgerliche Vereinigung e. V. 
1954 Köln/Koblenz, die ihren Sitz 1957 unter einer 
sozialdemokratischen Landesregierung von Köln 
nach Koblenz verlegt hat, wird ein Betrag von deut-
lich über 200 Millionen DM genannt, der allein in 
den Jahren von 1969 bis 1980 zunächst in die 
Schweiz und dann auf weiteren Umwegen an CDU/ 
CSU und FDP geflossen sein soll. 

Meine Damen und Herren, Tatsache ist schließ-
lich 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Tatsache ist, was 
sein soll!) 

— die Selbstreinigung, die Überwindung einer 
Krise beginnt mit der Aufhellung der Fakten, der 
Tatsachen —, daß eine Koalitionspartei die Öffent-
lichkeit längere Zeit glauben machen wollte, ihr 
seien 6 Millionen DM von einem Unbekannten auf 
ein Konto überwiesen worden, während heute fest-
steht, daß der Ehrenvorsitzende — — 

(Klein  [München] [CDU/CSU]: 7 Millionen 
für Nau! Schämen Sie sich doch! — Kittel-
mann [CDU/CSU]: Sie schießen ja nur 
Selbsttore! — Beckmann [FDP]: Sie Heuch-
ler! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, Sie müssen ein ver-
dammt schlechtes Gewissen haben, wenn Sie so 
reagieren. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD) 
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Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte Sie alle, etwas zurückhaltender zu sein 
und Ihre Leidenschaften zu mäßigen. 

Herr Abgeordneter Dr. Vogel, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Klein 
(München)? 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident, ich bitte um Ver-
ständnis, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

daß ein Kollege, der mich zunächst ohne Kritik als 
Heuchler beschimpft, nicht die Gelegenheit be-
kommt, eine Zwischenfrage zu stellen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Er war es nicht! — Das stimmt 

nicht!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Dr. 
Vogel, ich werde diese Frage an Hand des Proto-
kolls klären. Der Herr Abgeordnete Klein bestrei-
tet, dies gesagt zu haben. 

(Seiters [CDU/CSU]: Das wollen wir aber 
einmal sehen! — Frau Dr. Däubler-Gmelin 

[SPD]: Wer war es dann?) 

Ich frage Sie, ob Sie jetzt eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Klein beantworten wollen. 

Dr. Vogel (SPD): Nein, ich gestatte keine Frage. 
(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich bitte im übrigen — das gebe ich zu erwägen —, 
daß mir die Zeit, die mir durch die Tumulte und 
lärmenden Störungen von meiner Redezeit verlo-
rengeht, nicht angerechnet wird. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Herr Vogel, Sie gehen auf Tiefst

-

niveau!) 

Tatsache ist, daß eine Koalitionspartei die Öffent-
lichkeit längere Zeit glauben machen wollte, ihr 
seien 6 Millionen DM von einem Unbekannten auf 
ihr Konto überwiesen worden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau wie die 
Millionen bei Nau!) 

während heute feststeht, daß der Ehrenvorsitzende 
dieser Partei die Spende eingeworben hat und den 
Spender deshalb selbstverständlich von Anfang an 
kannte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kommen Sie zu 
Nau!) 

Dennoch ließ er im Rechenschaftsbericht seiner 
Partei die Veröffentlichung zu, es handle sich um 
eine anonyme Spende. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Und was ist 
mit den SPD-Millionen von Flick? — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU: Nau!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
richte die Frage an Sie, und ich richte sie vor allem 
an den Bundeskanzler: 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie haben 
nicht die Kraft, Antworten zu geben!) 

Sind die Tatsachen, die ich eben aufgezählt habe, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Und verges

-

sen haben!) 

nicht genug, um Vertrauen in unserem Volk zu er-
schüttern? Für wie dickfellig, für wie abgebrüht hal-
ten Sie eigentlich unser Volk, 

(Beifall bei der SPD) 

wenn Sie nicht erkennen, daß dies Vertrauen schä-
digt? 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Ist das eine 
Selbstgerechtigkeit!) 

Wir glauben, es ist genug. Nein, wir glauben, es 
schon zu viel. 

(Ironische Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Deshalb darf nichts beschönigt oder gar vertuscht 
werden. Wir müssen vielmehr alles tun, um die Ver-
trauenskrise zu überwinden, um den Selbsthei-
lungs- und Reinigungsprozeß zu beschleunigen. 

(Strube [CDU/CSU]: So aber nicht!) 

Das Gift, das sich da angesammelt hat, muß besei-
tigt werden, und zwar rasch. 

Ich sage ganz betont: Wir müssen handeln. Ich 
sage es auch deshalb, weil nicht nur eine Partei, 
sondern alle Parteien, auch die meine, Fehler ge-
macht haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! — Endlich 
einmal! — Aber spät! — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Jetzt kommt er zur Selbstreini- 

gung!) 

Aber den Bundeskanzler trifft kraft seines Amtes 
besondere Verantwortung. Diese Verantwortung 
trifft ihn auch persönlich; 

(Strube [CDU/CSU]: Wie hieß denn der 
Bundeskanzler damals?) 

denn der Bundeskanzler hat sein Amt mit dem im-
mer wieder erhobenen Anspruch der geistig-morali-
schen Erneuerung, dem Anspruch der moralisch-
politischen Wende, der Forderung nach Rückkehr 
zu den preußischen Tugenden angetreten. 

Was ist eigentlich geschehen, um den Worten Ta-
ten folgen zu lassen, um dem Vertrauens- und 
Glaubwürdigkeitsverlust zu begegnen? Wenig ge-
nug. Vieles, was Sie getan oder unterlassen haben, 
hat den Vertrauens- und Glaubwürdigkeitsverlust 
sogar noch gesteigert. Sie haben nach Erhebung der 
Anklage gegen einen Bundesminister diesen im 
Amt belassen, obwohl jeder kleine Beamte in der 
gleichen Situation bis zur Klärung der Vorwürfe 
sofort vom Dienst suspendiert wird. 

(Dr. Stercken [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch nicht, was Sie da sagen! Wie kann der 
so etwas sagen? Der Mann war mal Justiz

-

minister!) 

Sie haben im Handstreichverfahren eine Amne-
stie durchsetzen wollen. Der Satz, den Sie dazu am 
18. Mai 1984 vor der Jahresversammlung des Bun-
des Deutscher Industrie gesagt haben, ist unverges-
sen. Der schlimme Satz lautet wörtlich: 
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Und ich denke, 

— gemeint war die Amnestie — 

das werden wir jetzt durchkämpfen, egal auf 
welchem Wege, ob mit oder ohne Vorlage. 

Sie haben die Krise um Herrn Dr. Barzel zwei 
Wochen lang schwelen lassen, statt gleich zu Be-
ginn ein für alle Parteien und alle Beteiligten hilf-
reiches und klärendes Wort zu sprechen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie haben 
ein Kanzlerverständnis!) 

Sind das alles Stationen der geistig-moralischen 
Erneuerung? Ich behaupte nicht — ich habe das bei 
jeder Gelegenheit wiederholt —, daß wir die Frak-
tion und die Partei, für die ich spreche, ohne Fehler 
seien. Vielmehr wiederhole ich noch einmal: Auch 
in unserem Bereich sind in der Vergangenheit Feh-
ler gemacht worden. 

(Bravo-Rufe von der CDU/CSU) 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
haben zur Abwendung der aus diesen Fehlern dro-
henden Schäden da gehandelt, 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Wo kommt 
denn das Geld von Nau her? In welcher 

Form haben Sie denn gehandelt?) 

wo Sie untätig geblieben sind. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Wo denn? — Wo sind die Millio-

nen? — Nau, Nau!) 

Wir haben den Antrag auf Einsetzung des Flick
-Untersuchungsausschusses gestellt. Wir haben 

beim Bundesverfassungsgericht mit Erfolg auf die 
Herausgabe der Akten geklagt, die dem Ausschuß 
zunächst vorenthalten worden sind. Wir haben jede 
Amnestie abgelehnt. Sie sagen — und das ist richtig 
— auch bei uns sei ein Amnestievorschlag erörtert 
worden. 

(Zuruf von der FDP: Und wie!) 

Das haben wir nie bestritten, aber Sie haben nach 
Erörterung zur Amnestie ja gesagt und sie durch-
setzen wollen; wir haben nach Erörterung nein ge-
sagt und sie bekämpft. Das ist der entscheidende 
Unterschied. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt versuchen Sie, abzulenken. Sie eröffnen Ne-
benkriegsschauplätze und verbreiten allerlei Le-
genden. Die Handwerkerlegende zum Beispiel. 
Aber wo ist denn der Handwerker, der wegen einer 
Spende von 10 000 oder 20 000 DM verurteilt worden 
ist? Dann die Legende von der Rechtsunsicherheit 
— zu der leider auch Sie, Herr Kollege Bötsch, 
heute wieder einen Beitrag geleistet haben —, die 
erst durch das Urteil des Bundesverfassungsgerich-
tes aus dem Jahr 1979 behoben worden sei. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Winkeladvokat!) 

Aber wo steht denn in diesem Urteil — Sie haben es 
sicher gelesen, Herr Bötsch — ein Satz, der nicht 
auch schon in den Urteilen von 1958 und 1968 zur 

steuerlichen Begünstigung von Spenden an politi-
sche Parteien gestanden hätte? 

(Zuruf von der FDP: Wie hat es denn Herr 
Nau gehalten?) 

Im Karlsruher Urteil von 1958 heißt es bekannt-
lich wörtlich — ich muß es vorlesen, weil Sie immer 
wieder Unklarheit behaupten —: 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, 

— so sagt der Senat des Gerichtes — 

daß auch solche Spenden, die für allgemeine 
staatspolitische Zwecke an eine juristische Per-
son gegeben werden, weder mittelbar noch un-
mittelbar einer politischen Partei zufließen 
dürfen. 

Auch nicht auf dem Umweg über die Schweiz, was 
ich hinzufüge. Wo ist denn da die mangelnde 
Rechtsklarheit? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wie war das mit 
der Helmut-Schmidt-Spende?) 

Weiter, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
die Verzögerungslegende: Sie behaupten — auch 
das haben Sie leider heute wieder gesagt, Herr Kol-
lege Bötsch —, wir hätten uns einer klaren Rege-
lung der Parteienfinanzierung widersetzt. Aber die 
Unklarheit gab es doch gar nicht, und widersetzt 
haben wir uns der von Ihnen unablässig geforder-
ten völligen Gleichstellung der Parteien mit den ge-
meinnützigen Verbänden und Institutionen, weil 
eine solche Regelung, wie Sie sie wollten, eindeutig 
verfassungswidrig ist. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Deshalb habt ihr gar nichts ge

-

macht!) 

Ob übrigens die von der Sachverständigenkommis-
sion 1983 vorgeschlagene, durch einen Chancenaus-
gleich modifizierte Gleichstellung, deren Aufnahme 
in das Gesetz Sie mit sehr großem Nachdruck be-
trieben haben, der Prüfung in Karlsruhe standhält, 
ist durchaus nicht unzweifelhaft und bleibt abzu-
warten. Wir haben bei der zweiten Lesung durch 
unseren Redner, Herrn Schmude, darauf hingewie-
sen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Aber zugestimmt 
habt ihr! — Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

— Lieber Herr Bötsch, das Gesetz hat eine ganze 
Reihe von Klarstellungen und Verbesserungen ge-
bracht: 

(Beifall bei der SPD) 

das Verbot der Umwegfinanzierung, das Verbot der 
Auslandsfinanzierung. Hätten wir das ablehnen sol-
len, weil ein Punkt verfassungsmäßig zweifelhaft 
ist? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ferner die Duldungslegende: Sie sagen immer 
wieder, die Finanzbehörden hätten jahrzehntelang 
gewußt und geduldet, daß die zur Sammlung von 
Parteispenden gegründeten Vereinigungen rechts-
widrig von ihnen als gemeinnützig entgegengenom-
mene unversteuerte Gelder vor allem an Ihre Partei 
und die FDP weitergeleitet haben. Diese Duldung, 
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Herr Bundeskanzler — ich glaube, nun sollte man 
genau zuhören —, ist doch bislang öffentlich und 
konkret nur den seit 1957 für die Staatsbürgerliche 
Vereinigung, die 1957 aus Nordrhein-Westfalen 
nach Koblenz wegging, zuständigen Finanzbehör-
den des Landes Rheinland-Pfalz vorgeworfen wor-
den, deren Verhalten ein Untersuchungsausschuß 
des rheinland-pfälzischen Landtags gegenwärtig 
mit großer Akribie untersucht. Sie sollten sich nicht 
wundern, Herr Bundeskanzler, wenn angesichts Ih-
rer immer wiederholten Duldungsbehauptungen 
gerade in bezug auf diese Staatsbürgerliche Verei-
nigung auch an Sie Fragen gestellt werden. Dies um 
so mehr, als — dies möchte ich jetzt hier vor dem 
Plenum des Bundestags noch einmal ganz deutlich 
sagen — der Berufsverband der Steuerbeamten, 
dem sie doch sonst immer mit Wohlwollen begeg-
nen, insgesamt und speziell der nordrhein-westfäli-
sche Finanzminister Posser für Nordrhein-Westfa-
len diese Duldungslegende mit aller Schärfe und 
Eindeutigkeit zurückgewiesen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wissen doch auch, daß die Strafgerichte, die bis-
her entschieden haben, diese Duldungsthese bis-
lang nicht in einem Fall akzeptiert haben. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Renger) 

Noch weitere Legenden: die Spendenverteufe-
lungskampagne. Sie behaupten — das klang heute 
auch durch —, Spender würden insgesamt diskrimi-
niert. Wir Sozialdemokraten haben zu keiner Zeit 
legale Spenden verteufelt, auch nicht in den letzten 
Wochen und Tagen dieser Auseinandersetzung. 

(Zuruf des Abg. Lemmrich [CDU/CSU]) 

In den Verhaltensrichtlinien meiner Partei vom 
Mai 1981 heißt es wörtlich: 

Spenden von Einzelpersonen oder Organisatio-
nen sind eine aktive Unterstützung der Partei-
arbeit. Sie sind abzulehnen, wenn sie vom 
Spender erkennbar in der Absicht gegeben 
werden, wirtschaftliche Vorteile zu erreichen 
oder wenn sie die Partei hindern könnten, ihre 
durch Programm und Beschlüsse festgelegte 
Politik zu betreiben. 

Dazu bekennen wir uns. Natürlich gilt den Spen-
dern, die uns demgemäß aktiv unterstützt haben, 
unser Dank. Das sage ich auch von dieser Stelle. 

(Beifall bei der SPD) 

Bleibt schließlich die Kampagnenlegende; mit der 
habe ich mich schon auseinandergesetzt. Sie ist die 
abwegigste von allen und wird auch von der gesam-
ten ausländischen Presse — nicht nur von der 
„Times", die hier noch immer zur Verfügung steht 
— so beurteilt und so gesehen. 

Nein, meine Damen und Herren, mit Ausflüchten, 
mit taktischen Winkelzügen werden wir der Ver-
trauenskrise nicht Herr. 

(Zuruf des Abg. Lemmrich [CDU/CSU] — 
Zuruf von der FDP: Sehr richtig!) 

All diese Ausflüchte lassen das Mißtrauen der Bür

-

ger weiter wachsen. Wenn wir wieder festen Boden 
unter die Füße bekommen wollen, dann müssen wir 

uns über die jetzt aktuellen und konkreten Fragen 
hinaus auch grundsätzlichen Fragen stellen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, natür-
lich bedeutet Verfügungsgewalt über Kapital und 
Produktionsmittel Einfluß und auch Macht; nur ein 
Blinder kann das bestreiten. Die Bändigung und 
die Kontrolle dieser Macht ist gerade für uns So-
zialdemokraten stets ein zentrales gesellschaftspo-
litisches Thema gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Um diese Bändigung und Kontrolle haben wir ein 
Jahrhundert lang mit denen gekämpft, die diese 
Kontrolle und Bändigung, die die Unterordnung 
auch der wirtschaftlichen Macht unter das Allge-
meinwohl nicht wollten. Dieser Kampf, in dem wir 
Rückschläge, aber auch historische Erfolge erzielt 
haben, ist noch nicht zu Ende; er dauert an, etwa 
auf dem Gebiet der Mitbestimmung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Jetzt geht es in der Auseinandersetzung aber um 
einen anderen Punkt; um einen Punkt, über den wir 
uns eigentlich verständigen können und über den 
wir einig sein sollten. Es geht darum, daß nämlich 
die finanziell Starken auf die politische Willensbil-
dung des Parlaments und der Regierung durch Ein-
satz finanzieller Mittel keinen stärkeren Einfluß 
nehmen dürfen als die finanziell Schwächeren. Daß 
eine Million Mark nicht mehr bedeutet als eine Mil-
lion Stimmen bei einer freiheitlichen Wahl. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist dann aber nicht nur eine Rechtsfrage. Das 
beginnt nicht erst bei der Bestechung. Das beginnt 
schon bei der Vermeidung des bösen Scheins. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Des großen 
Scheins!) 

Sie wissen, ein Richter kann schon als befangen 
abgelehnt werden, wenn ein Grund vorliegt, der ge-
eignet ist, Mißtrauen gegen seine Unparteilichkeit 
zu rechtfertigen. Wir sind keine Richter, aber — das 
ist eine Lehre aus den Erfahrungen der letzten Mo-
nate und Jahre —: Wir — ich sage bewußt: wir — 
sollten in Zukunft alles vermeiden, was uns in den 
Augen der Wählerinnen und Wähler als befangen 
oder als abhängig erscheinen läßt. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Wex [CDU/CSU]) 

Das heißt, manches von dem, was wir bisher als 
angängig, zumindest aber als hinnehmbar angese-
hen haben — was Herr Strauß noch gestern vor 
dem Untersuchungsausschuß als jedenfalls für ihn 
im Umgang selbstverständlich schilderte —, darf es 
in Zukunft nicht mehr geben. Gerade hierin, nicht 
nur in neuen Paragraphen, muß sich die Lernfähig-
keit des ganzen Parlamentes erweisen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein zweites. Wir müssen den Grundsatz der 
Gleichbehandlung, einen der obersten Grundsätze 
unserer Verfassung, daß für alle gleiches Recht gilt, 
noch viel ernster nehmen als bisher. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Und die Fair

-

neß!) 
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Es treibt den Gutwilligsten auf die Barrikaden, 
wenn der kleine Mann für Gesetzesverstöße un-
nachsichtig zur Verantwortung gezogen wird und 
die Großen sich durch Amnestie vor den Folgen 
ihres Tuns in Sicherheit bringen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es treibt ihn auf die Barrikaden, wenn der Kleine 
beim Streit mit den Behörden um jede Information 
kämpfen muß und der Große sie von Ministerien 
ins Haus geschickt bekommt, 

(Beifall bei der SPD) 

wenn der Kleine seine Steuer auf Mark und Pfen-
nig zahlt — schon weil sie ihm vom Lohn abgezogen 
wird — und manche Große — ich verallgemeinere 
nicht — so tun, als ob die Steuergesetze für sie 
überhaupt keine Gültigkeit hätten. 

(Beifall bei der SPD) 

Es zerfrißt unseren Grundkonsens, wenn der kleine 
Beamte, der wegen eines von ihm verschuldeten 
Unfalls zur Verantwortung gezogen wird, zu seinem 
Rechtsschutz allenfalls einen Verteidiger erhält, der 
sich mit normalen Gebühren zufrieden gibt, wäh-
rend sich Große auch Staranwälte leisten können, 
die nur zu einem Sonderhonorar von über 100 000 
DM tätig werden. Auch das ist eine Frage der 
Gleichheit. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Herr Augstein!) 

Es zerstört Vertrauen, wenn der Kleine bei den 
Sozialbehörden um 100 DM oder 200 DM kämpfen 
muß, während Große nach einigen Telefongesprä-
chen unter Befürwortung von Freunden das Mo-
natseinkommen ohne völlig überzeugende Gegen-
leistung um 25 000 DM oder mehr verbessern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Reiner Klassen-
kampf! — Kittelmann [CDU/CSU]: Wie sich 
Kleinhänschen den Kapitalismus vor-

stellt!) 

Wenn der Große auch noch den letzten Rechtsan-
spruch verfolgt und mit Hilfe von Experten wahr-
nimmt, während dem Kleinen gleichzeitig überzo-
genes Anspruchsdenken vorgeworfen wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Das sind Themen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, die über den heutigen Tag hinauswei-
sen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ihre Rede nicht!) 

Das sind die Themenfelder, auf denen es sich ent-
scheidet, ob die Staatsverdrossenheit weiter wächst 
oder ob wir sie abbauen können. Da ziehe ich die 
Grenze nicht entlang von Fraktionslinien, sondern 
ich sage: Es ist unsere gemeinsame Aufgabe und 
unser gemeinsames Thema, darüber zu reden. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Das geht zu Lasten Ihrer Partei! 
Erst alles zerstören und dann Gemeinsam-

keit predigen!) 

Hier und heute in dieser Sitzung geht es um eine 
Entscheidung, die drei Punkte klarstellt. 

Erstens, rückhaltlose Aufklärung aller Verstöße 
und Verstrickungen durch den Untersuchungsaus-
schuß und die Justiz. Beide, die Justiz, die gelegent-
lich ganz zu Unrecht hier angegriffen worden ist, 
und der Untersuchungsausschuß, verdienen Ver-
trauen und unseren Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist nicht zuletzt das Verdienst der Justiz und des 
Untersuchungsausschusses, daß sich unsere Bürge-
rinnen und Bürger weiterhin auf die Institutionen 
unseres Staates verlassen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord-
neten Dr. Hamm-Brücher? 

Dr. Vogel (SPD): Bitte sehr, gerne. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, Frau Hamm

-

Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Kollege Dr. 
Vogel, weil Sie vorhin — wie ich meine, sehr zu 
Recht — hier die gemeinsame und fraktionsüber-
greifende Linie in der Auseinandersetzung unter-
strichen haben, möchte ich die Frage stellen: Wie ist 
es denn möglich gewesen, daß es nicht gelungen ist, 
zwischen den betroffenen Fraktionen zu einem ge-
meinsamen Entschließungsantrag zu kommen? 

Dr. Vogel (SPD): Frau Kollegin, ich bedaure, daß 
dies nicht möglich war. 

(Zurufe von der FDP) 

— Meine Damen und Herren, ich kann nur immer 
wieder mit einem gewissen Erstaunen feststellen, 
daß Sie offenbar so wundgescheuert sind, daß Sie 
schon der Anfang einer Antwort zu solchen Reak-
tionen und emotionalen Äußerungen veranlaßt. 

(Beifall bei der SPD) 

Frau Kollegin Hamm-Brücher, wir haben, wie Sie 
wissen — der Herr Kollege Bötsch hat das dankens-
werterweise erwähnt —, unsere Entschließung den 
anderen Fraktionen zugestellt und sie eingeladen, 
sie mit uns zusammen einzubringen. Wir haben von 
zwei Fraktionen, nämlich von der Ihren und von der 
Fraktion der GRÜNEN, überhaupt keine Antwort 
bekommen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Erzählen Sie 
keine Märchen, Herr Vogel!) 

— Sprechen Sie jetzt auch schon für die FDP? 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Nein, aber für die 
Union! — Zurufe von der FDP) 

— Ja, das sage ich doch gerade. Hören Sie doch 
wenigstens trotz Ihrer Aufregung zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Herr Kollege Wolfgramm auf der Geschäfts-
führerebene gesprochen hat, dann will ich das nicht 
bestreiten. Das wird sofort akzeptiert. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 
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— Meine Damen und Herren, Sie haben offenbar 
den Eindruck, daß dies der zentrale Punkt ist. Diese 
Auffassung teile ich bei dem, was heute ansteht, 
nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nun zur Union. Die Union hat erkennen lassen, 
daß sie diesem Gedanken nur nähertritt, wenn in 
die Entschließung Passagen und Forderungen auf-
genommen werden, von denen wir Sozialdemokra-
ten nicht glauben, daß wir sie mitverantworten und 
daß wir sie tragen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welche, Herr Vo-
gel? — Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sie haben 
mein schriftliches Gesprächsangebot nicht 

erwidert!) 

— Ja, wenn Sie das wollen, dann trage ich Ihnen 
das auch gern vor. Im übrigen werden Sie das bei 
der Lektüre Ihrer Entschließung und unserer Ent-
schließung unschwer erkennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist die Frage mit der Umwegamnestie, mit dem 
milderen Gesetz; das ist die Frage, daß Sie bei der 
Presse zwischen Guten und Bösen sehr sorgfältig 
unterscheiden, 

(Beifall bei der SPD) 

und es sind noch ein paar Punkte mehr. 

(Seiters [CDU/CSU]: Herr Vogel, wo steht 
denn das bei uns überhaupt? — Kittel-
mann [CDU/CSU]: Das steht überhaupt 
nicht alles drin! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Schlimm, Herr Vogel, ganz 

schlimm!) 

— Ich gebe Ihnen immer gern kleine Beruhigungs-
pausen, meine Damen und Herren! — 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich kann nur sagen, ich bedauere diese Entwick-
lung, aber sie ist parlamentarisch. Ich muß sie ak-
zeptieren und zur Kenntnis nehmen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Vielen Dank, Herr 
Doktor! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Hier und heute in dieser Sitzung geht es um eine 
Entscheidung, die drei Punkte klarstellt. Ich war 
dabei, auszudrücken, daß der Untersuchungsaus-
schuß und die Justiz dabei eine wichtige Rolle spie-
len. Es ist Verdienst des Ausschusses und der Ju-
stiz, daß sich unsere Bürgerinnen und Bürger auf 
die Institutionen unseres Staates weiterhin verlas-
sen können. Es ist ihr Verdienst, daß wir der Be-
hauptung, unsere Republik sei käuflich, mit gutem 
Gewissen entgegentreten. Wenn Justiz und Aus-
schuß ihre Pflicht nicht getan hätten, würde uns das 
ein ganzes Stück schwerer fallen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Anwendung des geltenden Rechts auf 
alle Betroffenen ohne Ansehen der Person, keine 
Amnestie, aber auch keine Umwegamnestie: Es 
wäre dankenswert, wenn sich die Union heute bei 
dieser Gelegenheit vor den Augen des Parlaments 
durch Zustimmung zu dieser Passage endgültig und  

ein für allemal vom Amnestiegedanken lösen und 
ihn zu den Akten legen würde. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Drittens. Offenlegung der Einkommensverhält-
nisse aller Abgeordneten und aller Regierungsmit-
glieder gegenüber einem dafür zu bestimmenden 
Gremium — und da sehe ich gewisse Anknüpfungs-
punkte, Herr Kollege Bötsch —, das übrigens auch 
aus dafür qualifizierten Persönlichkeiten bestehen 
könnte, die nicht dem Parlament angehören: Der 
richtige Ort, das weiterzuverhandeln, ist die Rechts-
stellungskommission. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Chefredak-
tion des „Stern"!) 

Der von uns vorgelegte Entschließungsentwurf for-
dert dies. Er verlangt nichts, was nicht auch Mitglie-
der der Koalitionsfraktionen gutheißen können. Ich 
bitte dafür um Zustimmung. 

Die Zustimmung wäre auch ein weiterer Beweis 
dafür, daß wir es nicht mit einer Staatskrise zu tun 
haben, daß — im Gegenteil — das Parlament als 
das zentrale Organ unseres demokratischen Staa-
tes voll handlungsfähig und deshalb auch zur Reini-
gung fähig ist. Denn das, so glaube ich, ist einer der 
größten Vorzüge unserer Verfassungs- und Gesell-
schaftsordnung: daß Mißstände nicht unter den 
Teppich gekehrt, daß auch die Verfehlungen der 
Mächtigen ohne Ansehen der Person aufgedeckt 
und geahndet werden. 

Wir Sozialdemokraten sind entschlossen, alles zu 
tun, um diese besonders kostbare Errungenschaft 
unserer gemeinsam erarbeiteten Rechts- und Ver-
fassungskultur vor bleibendem Schaden zu bewah-
ren. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD — Dr. 
Waigel [CDU/CSU]: Die Rede offenbart 
eine Oppositionskrise! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Beckmann, ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf für 
die Bemerkung: „Sie Heuchler!" 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Und Vogel wegen falschen Ver

-

dachts! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Das Wort, meine Damen und Herren, hat der Ab-
geordnete Haussmann. 

Dr. Haussmann (FDP): Sehr verehrte Frau Präsi-
dentin! Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
In meinem Beitrag soll die Rede sein: von der 
Nichtkäuflichkeit der Politiker, 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das müssen Sie 
gerade sagen, Herr Haussmann!) 

von den Pharisäern, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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von den falschen Tugendwächtern und von dem nur 
seinem Gewissen unterworfenen Abgeordneten, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Guten Mor

-

gen, Herr Horten! — Weitere Zurufe von 
den GRÜNEN) 

und dies aus der Sicht eines jüngeren und liberalen 
Abgeordneten, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Beides 
falsch!) 

eines Nichtjuristen übrigens, der den Versuch ma-
chen will, dem Bürger zu erklären wie er selbst die 
Unabhängigkeit seines Mandates und die seiner ei-
genen Partei auffaßt. 

(Zustimmung bei der FDP — Frau Nickels 
[GRÜNE]: Das wird den Bürger interessie

-

ren!) 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, wir 
befinden uns zum Glück nicht in einer Staatskrise. 
Es besteht wohl eine Krise des Vertrauens zwi-
schen Bürgern und Parteien, und aus dieser Ver-
trauenskrise kann eine Staatskrise werden, wenn 
wir uns weiter in dieser Form gegenseitig miesma-
chen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich glaube, sehr geehrter Herr Vogel, daß vor allem 
die erste Passage Ihrer Rede leider nicht dem ge-
recht geworden ist, was wir eigentlich heute ma-
chen müßten: einen großen Tag des Parlaments, 
nicht eine gegenseitige Abrechnung der Parteien. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: So was nennt 

man Gesundbeten!) 

Ich gebe wohl zu, daß aus dieser Vertrauenskrise 
auch dann eine Staatskrise werden kann, wenn wir, 
meine verehrten Kollegen, nicht selbst die Kraft zur 
Einsicht und auch zur Selbstkritik und zu harten 
Konsequenzen haben. Daher wird es mit der Frak-
tion der Freien Demokraten keine Amnestie in die-
sem Zusammenhang geben können. 

Ich glaube, dieser Tag ist ein wichtiger Tag für 
unser Parlament, denn nicht die Medien, nicht die 
Justiz, sondern nur wir alleine können dazu beitra-
gen, daß das Vertrauen der Bürger zurückkehrt, 
ohne das diese junge, immer noch nicht genügend 
gefestigte Demokratie nicht bestehen kann. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb ist es notwendig, aus der Sicht eines jün-
geren Politikers noch einmal sehr einfach zu erklä-
ren, wie es zu dieser Entwicklung kam. Ich sehe 
dies so: — —

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Hätten Sie 
doch eine kurze Hose angezogen, Herr 
Haussmann, dann hätten wir das ge

-

glaubt!) 

— Lieber Herr Fischer, unsere liberalen Grundge-
setzväter, Theodor Heuss und andere, 

(Conradi [SPD]: Würden sich heute im 
Grabe umdrehen!) 

haben ein Grundgesetz geschaffen, das das freieste 
und liberalste in unserer deutschen Geschichte ist. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: „Liberal" muß 
nicht unbedingt etwas Positives sein, wie 

wir wissen!) 

Sie haben in diesem Grundgesetz den politischen 
Parteien zum erstenmal eine wichtige Rolle einge-
räumt. 

(Conradi [SPD]: Eine Rechenschafts

-

pflicht!) 

Unsere früheren Abgeordnetenkollegen haben die 
materielle Basis dieser Parteien nicht eindeutig 
und abschließend geregelt. Dies war aus unserer 
Sicht ein schwerwiegendes Versäumnis. Die Folgen 
waren Grauzonen in der steuerlichen Behandlung 
von Spenden an politische Parteien. 

(Conradi [SPD]: Das ist doch nicht wahr!) 

Dies hat zu einem Vertrauensverlust geführt. 

Dies mußte dringend geändert werden. Daher ha-
ben meine Fraktion und ich aus Überzeugung dem 
neuen Gesetz zur Regelung der Parteienfinanzen 
zugestimmt. Ich finde es übrigens gut und richtig, 
daß dabei die Kollegen Sozialdemokraten mit zuge-
stimmt haben, denn wir hatten auf diesem Gebiet 
gemeinsame Versäumnisse begangen. 

Hätte dieser Geist, dies gemeinsam in Ordnung 
zu bringen, Bestand gehabt — und dazu hätten 
auch Sozialdemokraten auf Grund ihrer Geschichte 
allen Grund —, so hätten wir auch heute im Deut-
schen Bundestag einen gemeinsamen Antrag vorle-
gen müssen. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Fraktion bedauert zutiefst, daß es in den 
Vorverhandlungen nicht gelungen ist, hier einen ge-
meinsamen Antrag von Sozialdemokraten, CDU/ 
CSU und FDP vorzulegen. 

(Zurufe der Abgeordneten Frau Dr. Timm 
[SPD]) 

Ich befürchte, daß dies parteipolitische Gründe 
hat. Ich befürchte, daß die Sozialdemokraten unter 
der Konkurrenz der GRÜNEN nicht mehr in einer 
wichtigen parlamentarischen Verhandlung mit uns 
gemeinsam im Deutschen Bundestag stimmen wol-
len. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist das!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgordneten 
Conradi? 

Dr. Haussmann (FDP): Nein. Ich bitte sehr um Ver-
ständnis, daß ich diese für uns sehr wichtige Rede 
im Zusammenhang vortragen möchte. 

(Conradi [SPD]: Dann sagen Sie doch ein

-

mal, was Ihnen an unserer Entschließung 
nicht gepaßt hat, Herr Haussmann! — Ge

-

genruf von der FDP: Sie haben doch gar 
nicht verhandelt!) 
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— Herr Conradi, wenn Sie die beiden Anträge ver-
gleichen, werden Sie feststellen, daß es kaum gra-
vierende Unterschiede gibt. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Dann 
stimmen Sie doch zu!) 

Leider hat uns Ihre Fraktion im Vorfeld dieser De-
batte angezeigt, daß Sie nicht in konkrete Verhand-
lungen eintreten möchten. 

(Beifall bei der FDP — Hört! Hört! bei der 
CDU/CSU — Zuruf von der CDU/CSU: Das 
war unredlich! — Frau Dr. Däubler-Gmelin 
[SPD]: Stimmen Sie doch unserer Ent

-
schließung zu, Herr Haussmann!) 

Deshalb ist es schade, daß aus der gemeinsamen 
Verantwortung von Sozialdemokraten, CDU/CSU 
und FDP heute kein gemeinsamer Antrag vorliegt. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Stimmen 
Sie unserem Antrag doch zu!) 

Wenigstens, Frau Kollegin, erinnern noch die Briefe 
und Reden von bedeutenden Sozialdemokraten wie 
Karl Klasen, Alfred Nau und Helmut Schmidt an 
das ehrliche Gewissen der damaligen Sozialdemo-
kraten in dieser Frage. 

(Beifall bei der FDP — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Damals gab es noch bedeu- 

tende Sozialdemokraten!) 

Das demokratiezerstörende Wort von der Käuf-
lichkeit der Republik geht um. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Die Noten 
gehen um, nicht das Wort! Das Bargeld 

läuft!) 

Dieses böse Wort soll suggerieren, daß Politiker be-
stimmte Handlungen begehen, weil sie dafür Geld 
bekommen. Das ist für mich unvorstellbar und ab-
solut irreal. Ich halte es für gänzlich ausgeschlos-
sen, daß irgendein Kollege dieses Hauses — egal, 
von welcher Fraktion, meine verehrten Kollegen — 
so  handeln könnte und gehandelt hat. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Etwas völlig anderes — wir haben die gemein-
same Verpflichtung, das in der öffentlichen Diskus-
sion klar zu trennen — ist die Annahme von Spen-
den für die Verfolgung genereller politischer Ziele 
wie z. B. einer bestimmten Sozialpolitik oder einer 
grundsätzlich marktwirtschaftlichen Politik. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ihre Politik 
ist 6 Millionen DM wert! Darüber sollten 
Sie einmal nachdenken! Sozialpolitik der 

FDP — 6 Millionen DM!) 

Das ist legitim, und das ist notwendig. Wer es mit 
dieser Verfassung und damit auch der Rolle der 
Parteien ernst nimmt, muß Spenden gutheißen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Wer Spenden 
bekommt, muß sie gutheißen!) 

Meine verehrten Kollegen, wir haben in diesen 
Tagen die Aufgabe, gegen viele Pharisäer gemein-
sam Front zu machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich finde, genausowenig wie Anzeigen im „Spiegel", 
„Stern" oder im Fernsehen Journalisten abhängig 
oder gar käuflich machen, genausowenig machen 
uns Spenden an unsere Partei abhängig oder käuf-
lich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es ist schon etwas schizophren: 

(Sehr richtig! bei den GRÜNEN) 

Wer in unserer Gesellschaft für Kultur spendet, ist 
zu Recht ein Ehrenmann, er ist ein Mäzen. Wer für 
politische Überzeugungen spendet, ist inzwischen 
anrüchig geworden. Da stimmt etwas nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Conradi [SPD]: Das hat etwas mit Herrn 

Horten zu tun!) 

Wenden wir uns daher in diesem Parlament ge-
meinsam gegen die unselige deutsche Tradition der 
Diffamierung und Verächtlichmachung 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Und Vernebe

-

lung!) 

unserer Parteien, die wir gemeinsam, früher als 
DIE GRÜNEN, mit wenig Geld, 

(Lachen bei den GRÜNEN — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: So alt sind Sie doch 
gar nicht, Herr Haussmann! Jetzt plötzlich 

doch?) 

mit viel Engagement und mit großen persönlichen 
Opfern aufgebaut haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenden wir uns daher mit großer Kraft gegen die 
Verächtlichmachung der Parteien, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie machen 
sich doch selbst verächtlich!) 

die wir anders als DIE GRÜNEN in vielen Jahr-
zehnten mit wenig Geld, mit viel Engagement und 
persönlichen Opfern aufgebaut haben, Herr Fi-
scher. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: „wg" Flick! 
— Weiterer Zuruf von den GRÜNEN: Nicht 

so billig, Herr Haussmann!) 

Mir tun bei dieser ganzen Diskussion im übrigen 
auch viele ehrenamtliche Helfer aller politischen 
Parteien leid. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Sie haben das Naserümpfen der Bürger über die 
Parteien vor Ort auszuhalten. Letztlich leben un-
sere Parteien an der Basis von deren Engagement 
und nicht vom Geld. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf der Abg. Frau Nickels [GRÜNE]) 

Von diesen ehrenamtlichen Leuten lebt nach wie 
vor auch diese Demokratie. 

(Erneuter Zuruf der Abg. Frau Nickels 
[GRÜNE]) 
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Sie setzen sich mit ihrer Arbeit für eine Partei, 

für ein Ideal ein. Sie bekommen keinen Pfennig 
Aufwandsentschädigung. Sie opfern Hunderte von 
Stunden ihrer Freizeit und müssen sich jetzt große 
Vorwürfe gefallen lassen. Das Parlament hat heute 
die Aufgabe, diese Menschen von diesem Vorwurf 
zu befreien. Wir hier haben diese Aufgabe. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der SPD) 

Wir haben heute als Parlamentarier auch die Auf-
gabe, die Unabhängigkeit des Abgeordneten durch 
verbesserte Verhaltensregeln zu diskutieren. Ich 
bin meiner verehrten Frau Kollegin Hamm-Brü-
cher dankbar dafür, daß sie schon in einem sehr 
viel früheren Zeitraum in einer gemeinsamen In-
itiative aller Fraktionen dafür gesorgt hat, daß sich 
die Rolle der Parlamentarier nicht auf Geld und 
Beraterverträge verkürzt, sondern daß wir allen 
Grund haben, gemeinsam dafür zu sorgen, daß un-
sere Unabhängigkeit, unsere Würde und unser Ge-
wicht nicht nur auf dem Weg über die Diskussion 
über unsere Finanzen hergestellt wird, meine ver-
ehrten Kollegen. 

(Beifall bei der FDP — Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]: Sagen Sie doch mal was über 
die Parteispenden! Zur Sache, Schätz-

chen!) 

Wer über materielle Dinge redet, Herr Fischer, 
sollte dies nicht auf die Diäten verkürzen, sondern 
der sollte auch die vielen immateriellen Vorteile, die 
bestimmten politischen Gruppen und Berufsgrup-
pen zustehen, in der Öffentlichkeit klar diskutie-
ren. 

(Conradi [SPD]: Das ist richtig! Die Dienst-
wagen und die Sekretärinnen und was da 

so läuft!) 

Deshalb, Herr Conradi, hätten Sie als Freiberufler 
wie ich 

(Conradi [SPD]: Ich bin kein Freiberufler! 
— Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Stadtbau-

meister!) 

allen Grund, auch darüber zu diskutieren, daß Ver-
treter des öffentlichen Dienstes oder Kollegen, die 
den Gewerkschaften oder großen Arbeitgeberorga-
nisationen angehören, als Abgeordnete nicht nur 
materielle Vorteile, sondern auch immaterielle Vor-
teile haben. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Ich finde es wichtig — aus der Sicht der FDP ist 
es entscheidend —, daß bei dieser Diskussion über 
die Unabhängigkeit des Abgeordneten auch dafür 
gesorgt wird, daß sich die Zusammensetzung unse-
res Parlaments durch diese Diskussion nicht zu La-
sten der unabhängigen Freiberufler weiter ver-
schlechtert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diese Angst haben wir. Was wir nicht wollen, ist fol-
gendes: Wir wollen kein Sonderrecht für Abgeord-

nete. Wir haben eine besondere Verantwortung, der 
wir uns stellen. 

Wenn das Wort von dem gläsernen Abgeordneten 
schon in der Diskussion ist, frage ich, meine Damen 
und Herren: Welches Menschenbild liegt dem zu-
grunde, daß sich dieselben Journalisten, die bei al-
len Fragen des Datenschutzes zu Recht gegen den 
gläsernen Menschen argumentieren, den gläsernen 
Abgeordneten wünschen? 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ein Weiß

-

wäscher! — Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: 
Wie ist es mit den gläsernen Journali

-

sten?) 

— Auch das wäre eine Frage. Ich bin überhaupt der 
Meinung, Frau Kollegin, daß in diese Diskussion 
über den Zusammenhang von Macht und Politik 
auch all diejenigen Berufsgruppen eingeschlossen 
werden müssen, die ebenfalls Macht ausüben. Das 
ist sehr wichtig. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es ist sehr wichtig, daß wir deshalb in unsere 
öffentliche Diskussion auch mehr Transparenz dar-
über einbringen, in welchen Zusammenhängen mit 
Beraterverträgen wichtige Journalisten stehen und 
wie deren finanzielle Verhältnisse sind. Das gehört 
auch in diese Diskussion. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Da würde 
sich mancher als beim BND angestellt her

-

ausstellen und manche Dinge mehr!) 

Unsere Fraktion hat auf einer Fraktionssitzung 
diese Woche ihre Vorschläge gemacht für mehr 
Transparenz, aber auch zum Schutz des Abgeordne-
ten. Wir werden bei unseren Vorstellungen etwas 
weitergehen, als in dem gemeinsamen Antrag steht. 
Aber dafür besteht j a noch die Möglichkeit der Dis-
kussion. 

Ich fasse aus der Sicht der Freien Demokraten 
zusammen: Wir glauben, daß aus dieser Vertrauens-
krise dann keine Staatskrise werden kann, wenn 
wir die Kraft zu Einsicht und Selbstkritik aufbrin-
gen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Davon hört 
man hier heute wenig!) 

Das bedeutet dreierlei Herr Fischer. 

Erstens. Wir sind dafür, daß der Untersuchungs-
ausschuß zügig, schnell alle Fakten auf den Tisch 
legt 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sagen Sie 
doch mal, wieviel Sie bekommen haben!) 

und das dort nicht eine Regie geführt wird, daß je 
nach Wahlterminen einzelne Fakten auftauchen. 

(Zurufe des Abg. Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE] und des Abg. Schily [GRÜNE]) 

Zweitens. Wir sind für die ehrliche Praktizierung 
des neuen Gesetzes zur Finanzierung der Parteien. 
Wir haben dazu beigetragen, daß auch die eine 
große Spende an die FDP aufgeklärt wurde. 

(Zuruf des Abg. Conradi [SPD]) 
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Wir erwarten nun, daß die Spende von über 7 Millio-
nen DM an die Sozialdemokratische Partei, die ja 
nicht aus dem Privatvermögen von Herrn Nau sein 
kann, endlich ebenso aufgeklärt wird. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und CDU/ 
CSU — Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sa- 
gen Sie doch mal, mit wieviel Sie bedacht 
wurden! Jeder soll hier mal sagen, was er 
bekommen hat! — Seiters [CDU/CSU]: 

Kein Wort von Herrn Vogel dázu!) 

Drittens. Mit den Freien Demokraten wird es in 
diesem Zusammenhang keine neuen Ansätze zu 
Amnestieplänen geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Viertens. Wir haben die große Bitte an alle Kolle-
gen, daß bei der Diskussion über die Stellung des 
Abgeordneten sowohl die Frage der Unabhängig-
keit als auch die Frage der Würde des einzelnen 
Abgeordneten einbezogen werden. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und 
vereinzelt bei der SPD) 

Ich bin zutiefst davon überzeugt, daß diese noch 
junge Demokratie die Kraft zu Konsequenzen und 
zur Erneuerung hat. 

Ich danke Ihnen allen, daß Sie mir die Gelegen-
heit gegeben haben, in großer Ruhe meine Gedan-
ken vorzutragen. 

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU — Fischer [Frankfurt] [GRÜ-
NE]: Das garantiert Ihnen die Verfas-

sung!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Schoppe. 

Frau Schoppe (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es werden in der letzten Zeit 
häufig Parallelen zwischen Weimar und heute gezo-
gen. Nun wird aber von denen, die in unglaublicher 
Weise uns GRÜNE in die Nähe von Nazis rücken, in 
der Öffentlichkeit nie ein Wort über die Vergangen-
heit des Hauses Flick verloren. Deshalb möchte ich 
das heute in Kürze nachholen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sehr gut! 
Geschichtsstunde!) 

1931 bedachte Flick alle großen Parteien außer 
der KPD mit 1,5 Millionen Reichsmark. In den 
zwölf Jahren des Tausendjährigen Reichs 
schmierte Flick Nazigrößen mit insgesamt 7,65 Mil-
lionen Reichsmark Spenden. Als Destinatäre der 
Zahlungen — um eine konzernübliche Floskel zu 
benutzen — tauchten bevorzugt Namen wie Hein-
rich Himmler und Hermann Göring auf. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE] und Schily 
[GRÜNE]: Hört! Hört!) 

In der NS-Zeit arbeiteten Zehntausende von 
Kriegsgefangenen, KZ-Häftlingen und Fremdarbei-
tern unter teilweise unwürdigsten Verhältnissen in 
den Rüstungsbetrieben. Flicks Verhältnis zu den 
Machthabern war ungetrübt. Als der Krieg vorbei 
war, war Flick der reichste Mann in Deutschland. 
Wenige Jahre später wird Konrad Adenauer ihm zu  

seinem großen und staunenswerten Lebenswerk 
beglückwünschen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Haha!) 

So ist die Diehl-Liste, die uns heute erregt, das 
historische Dokument einer Praxis der Verflech-
tung von Geldelite und Politik. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Wir behaupten nicht: Bonn ist Weimar. Und wir 
haben ein großes Interesse daran, daß Bonn nie-
mals Weimar wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Aber es muß einmal darauf hingewiesen werden, 
daß Flick, der aus Profitinteressen die Nazis finan-
zierte, heute wieder aus Profitinteressen die demo-
kratischen Parteien CDU, CSU, FDP und SPD un-
terstützt. Wenn es um Spenden und Einfluß geht, 
meine Damen und Herren, ist Flick kein Einzelfall. 
Weisen nicht die diesjährigen Entscheidungen be-
züglich Buschhaus, Katalysator und Formaldehyd 
auf die alltägliche Dominanz der Interessen von 
Energie-, Automobil- und Chemiekonzernen hin? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Am 5. November sagte ein Unionsabgeordneter 
von dieser Stelle zur Problematik der Spendenaffä-
re: 

Die Vorstellung, Politiker oder politische Ent-
scheidungen kaufen zu können, muß von uns 
unerbittlich zurückgewiesen werden. Sie steht 
unserer politischen Ordnung feindlich gegen-
über. 

Der Bundeskanzler, der den Eid auf die Verfassung 
und die Einhaltung von Gesetzen geleistet hat, gibt 
im Untersuchungsausschuß offen zu, gegen gel-
tende Gesetze und die Verfassung verstoßen zu ha-
ben, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Weil es alle ge

-

tan haben!) 

mit der ungeheuerlichen Begründung: Die anderen 
haben es schließlich auch gemacht. 

In der Öffentlichkeit geht der Kanzler hausieren 
mit dem Märchen vom gesetzlosen Zustand, das 
auch Herr Haussmann eben wiederholt hat, obwohl 
Urteile des Bundesverfassungsgerichtes, die Ver-
fassungsrang haben, seit 1958 eindeutige Regelun-
gen vorschreiben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Richtige Spitzbu

-

benlogik!) 

Der oben erwähnte Unionsabgeordnete sagte wei-
ter: 

Aber ich bin gegen das Geraune von der Götter-
dämmerung und gegen die zur Mode gewor-
dene pauschale Infragestellung der Institutio-
nen unseres freiheitlichen Rechtsstaates. 

Hat dieser Abgeordnete vor einer Woche, als er die

-

ses sagte, den Kanzler gemeint? Was ist das für eine 
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Regierung, deren Kanzler selbst eine derart zwie-
lichtige Haltung zur Verfassung zeigt? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD — Frau Gottwald [GRÜNE]: 

Eine gekaufte Regierung!) 

So lange diese eingestandenen Rechtsbrüche auf 
höchster Ebene keine politischen Konsequenzen 
haben, ist die Debatte um eine an sich sinnvolle 
Maßnahme wie die Offenlegung sämtlicher Abge-
ordneteneinkünfte von nachrangiger Bedeutung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wie erbärmlich ist ein Parteienstaat, in dem ein 
ehemaliger erster Repräsentant dieses Staates im 
Foyer eines Theaters bei einem Steuerpflichtigen 
betteln geht? Es liegt der Verdacht nahe, daß seine 
Steuern, die durch Flucht hier hinterzogen wurden, 
als Parteispenden zurückgekommen sind. 

(Sauermilch [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Nun stelle sich niemand die Beeinflussung von 
Parteien so simpel vor, daß mit einer einmaligen 
Zahlung, und möge sie noch so hoch sein, ein be-
stimmtes Gesetz im Sinne des Spenders verändert 
würde. Es sind die kontinuierlichen Zahlungen, die 
den Partner dienstbar machen. Es sind die kleinen 
Aufmerksamkeiten — ein halbes Pfund Kaviar, 
mein Gott, was ist das schon? —, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wenn das 
dann auch noch verschüttgeht! Wer hat den 

Kaviar gegessen?) 

das Gefühl von gemeinsamer Wichtigkeit von Geld-
eliten und Politikereliten, das zur Freundschaft 
führt. Und wer kann schließlich einem Freund eine 
Bitte abschlagen? 

In einer Rede vor dem Bundesverband der Deut-
schen Zeitungsverleger am 28. September 1983 in 
Bonn sagte der Kanzler: 

Als Verleger sind Sie Unternehmer, aber Sie 
sind sehr viel mehr als das. Ihre auch wirt-
schaftliche Unabhängigkeit ist Voraussetzung 
für die freie Berichterstattung. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Alles Sozial-
fälle!) 

Brauchen die Parteien diese Unabhängigkeit nicht? 
Wollen Sie im Ernst von der Unabhängigkeit der 
FDP sprechen, wenn diese eingestandenermaßen 
nur durch die 6-Millionen-DM-Spende von Horten 
überleben konnte? Hier wird mit finanziellen Mit-
teln um das Leben einer Partei gekämpft, als würde 
deren Verschwinden eine Staatskrise auslösen. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Dabei ist sie doch nur historisch obsolet geworden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Meine Damen und Herren, was ist denn eigent-
lich gemeint, wenn von einem Selbstreinigungspro-
zeß die Rede ist? Da verfällt der Kanzler, der mal in 
einem „Bild-Zeitungs"-Interview sagte, die Leute 
hätten so was Hoffnungsvolles im Blick, wenn sie 
ihn ansähen, im Untersuchungsausschuß in unsäg-

licher Redseligkeit, und plötzlich verläßt ihn das 
Gedächtnis. Diese Ausfallerscheinungen werden al-
lerdings auch bei anderen Zeugen beobachtet. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Unterzuk

-

kerung hieß das mal! — Frau Gottwald 
[GRÜNE]: Eiweißmangel!) 

Meine Damen und Herren, der Einfluß der Groß-
industrie auf politische Entscheidungsprozesse ist 
unvereinbar mit einer Demokratie, die diesen Na-
men verdient. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die wirtschaftliche und politische Macht muß kon-
trolliert werden. Dazu gehören Maßnahmen zur 
Entflechtung der Großindustrie ebenso wie die Aus-
weitung der Mitbestimmungsrechte der Belegschaf-
ten. Dazu gehört auf parlamentarischer Ebene die 
rücksichtslose Aufklärung der vielfältigen Bezie-
hungen von Industrie und Politik. Dazu gehört die 
Ausweitung des Untersuchungsgegenstandes des 
Flick-Ausschusses auf die Untersuchung der allge-
meinen Spendenpraxis und die Tätigkeit von par-
teinahen Stiftungen. 

Wenn Sie es mit Selbstreinigung ernst meinen, 
warum diffamieren Sie dann den Teil der Medien, 
der sich darum bemüht, rechtswidrige Spenden-
praktiken aufzudecken? Wer hier aufklärende Aus-
kunft wünscht, wird verketzert. Es ist kein Zufall, 
daß die unglaublichen Anschuldigungen gegen die 
GRÜNEN, sie befänden sich in der Nähe der Nazis, 
gerade in dieser Zeit strapaziert werden. Die von 
Ihnen beklagte Staatsverdrossenheit der Bürger 
und Bürgerinnen geht auf das Konto der Flick-Par-
tei. Die kulturelle Hegemonie der herrschenden 
Schichten hat durch diese Affäre einen weiteren 
Verlust erfahren, der noch größer würde, wenn die 
Diskussion, d. h. die Aufklärung vorangetrieben 
würde. Dieser Prozeß soll von Ihnen aufgehalten 
werden, und Sie haben kein Interesse daran, hier 
Aufklärung zu praktizieren. 

Das schlechte Gedächtnis der Zeugen im Unter-
suchungsausschuß ist die Strategie der Vernebe-
lung. Die Erklärung, die GRÜNEN stünden den Na-
zis nahe, ist der Versuch, durch Feindbilder den jet-
zigen Zustand des Staates als durch die GRÜNEN 
bedroht darzustellen. Dadurch soll er psycholo-
gisch-ideologisch aufgewertet werden. Es wird der 
Versuch unternommen, einen künstlichen Konflikt 
zu schaffen, der die Identifizierung mit dem Staat 
— mag er noch so abgewirtschaftet sein — ermögli-
chen soll. Dieser Versuch, Herr Geißler, Herr Hen-
nig, Herr Seiters und wie Sie alle heißen mögen, 
wird Ihnen nicht gelingen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir haben die größte parlamentarische Bewe-
gung der Nachkriegszeit, eine Bewegung, die sich 
durch das unbeirrbare Beharren auf Bürgerrechte 
auszeichnet, eine Bewegung, die Parteien und Re-
gierung kritisch gegenübersteht und sich nicht 
durch dummdreiste Reden in die Irre führen läßt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einen 
Punkt beleuchten, nämlich wie Sie sich die Lösung 



7438 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 102. Sitzung. Bonn, Freitag, den 16. November 1984 

Frau Schoppe 
der problematischen Spendenpraxis vorstellen. Ich 
meine die Gemeinnützigkeitsklausel im neuen Par-
teienfinanzierungsgesetz. Nachdem nun die Spen-
denpraxis durch die Geldwaschanlagen öffentlich 
in Verruf geraten ist, wollen Sie sich die Gemein-
nützigkeit als Partei direkt zuerkennen. Das Wirt-
schaften in die eigene Tasche und Gemeinnützig-
keit schließen sich aus. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Gott-
wald [GRÜNE]: Das hören Sie heute zum 

erstenmal!) 

Wollen Sie vielleicht die CDU mit der Caritas und 
die FDP mit der Welthungerhilfe auf eine Stufe 
stellen? 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Diese offensichtliche Doppelmoral ist die eigentli-
che Ursache für das, was Sie als Staatsverdrossen-
heit bezeichnen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wer läßt sich 
denn die volle Knete auszahlen?) 

Zu Recht kehren Ihnen die Leute den Rücken. Die 
mit so viel Pathos hier in den vergangenen Jahren 
zur Schau getragene „geistig-moralische Wende" 
hat sich als hohle Phrase entpuppt. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Als „kohle" 
Phrase, nicht hohle! — Heiterkeit bei den 

GRÜNEN) 

Herr Bundeskanzler, es muß ganz lapidar die Frage 
gestellt werden: Haben Sie und Ihre Regierung 
noch das Vertrauen der Mehrheit der Bevölke-
rung? 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der CDU/CSU — Carstensen [Nordstand] 
[CDU/CSU]: Sicherlich! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Geißler. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Dr. Geiß-
ler [CDU/CSU] begibt sich von der Regie-

rungsbank aus zum Rednerpult) 

— Ich hätte es allerdings begrüßt, wenn Sie nicht 
von der Regierungsbank hergekommen wären. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll denn 
das? — Frau Gottwald [GRÜNE]: Das ist in 

diesem Parlament nicht zu trennen!) 

— Halten Sie sich bitte zurück, Herr Kollege. Dies 
war, wie ich glaube, eine Äußerung im Interesse des 
Parlaments. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dr. Geißler (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube 
nicht, daß die Rede des Abgeordneten Vogel und die 
Rede der Frau Abgeordneten Schoppe dem entspre-
chen, was die Bürger von diesem Parlament heute 
erwarten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Selbstgerechtigkeit und Selbstgefälligkeit, einsei-
tige Schuldzuweisungen sind nicht in der Lage, 
neues Vertrauen zu schaffen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: So sanft kennt 
man Sie gar nicht!) 

Der Herr Kollege Vogel hat diese einseitigen 
Schuldzuweisungen vorgenommen. Er hat nicht von 
den Spenden an die Sozialdemokratische Partei ge-
sprochen, nicht von Herrn Nau oder von Herrn 
Markscheffel gesprochen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wo waren Sie denn?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
treten hier als Saubermann auf. Ihr ehemaliger 
Schatzmeister ist nicht mehr am Leben. Ich sage 
aber: Ich habe vor diesen Schatzmeistern, auch 
wenn sie möglicherweise gefehlt haben, eine grö-
ßere Achtung hinsichtlich ihres Einsatzes für ihre 
eigene Partei als vor selbsternannten Ehrenmän-
nern, 

(Lenzer [CDU/CSU]: Pseudo-Ehrenmän

-

nern!) 

die unfähig sind, in diesem Parlament eine Aussage 
zu machen, die geeignet ist, alle demokratischen 
Parteien in die Lage zu versetzen, neues Vertrauen 
bei der Bevölkerung zu gewinnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Jahn 
[Marburg] [SPD] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter Dr. 
Geißler, erlauben Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Geißler (CDU/CSU): Herr Kollege Jahn, viel-
leicht etwas später. Ich lasse Zwischenfragen 
durchaus zu. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Im Gegen

-

satz zu Herrn Vogel!) 

Ich möchte zunächst aber etwas darüber sagen, 
worum es nach unserer Auffassung geht. 

Ich rede nicht von der unbestreitbaren Tatsache 
— ich will sie hier nur kurz anführen —, die auch 
zur Wahrheitsfindung gehört hätte, daß der eigentli-
che Gegenstand des Unersuchungsausschusses 
darin besteht, zu untersuchen, ob mit der Steuerbe-
freiung nach § 6 b des Einkommensteuergesetzes 
zugunsten des Flick-Konzerns unlautere, rechtlich 
nicht einwandfreie Verhaltensweisen, von wem 
auch immer, verbunden gewesen sind. Ich stelle für 
meine Fraktion, für die Christlich Demokratische 
Union und für den Bundeskanzler hier nur fest: Die 
Entscheidungen zugunsten des Flick-Konzerns im 
Jahre 1976 liegen ausschließlich und allein in der 
politischen und rechtlichen Verantwortung der da-
maligen Bundesregierung. Mitglieder der Union ha-
ben mit diesen Entscheidungen nichts zu tun ge-
habt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
hätte dies jetzt nicht gesagt, wenn Herr Vogel diese 
Rede nicht gehalten hätte. In dieser Zeit hat die 
Sozialdemokratische Partei direkt oder über Unter-
organisationen bzw. Nebenorganisationen von die- 
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ser Firma Spenden in Millionenhöhe bekommen. 
Dadurch sind Sie in einen Verdacht geraten, mögli-
cherweise in einen falschen Verdacht. Sie sollten 
aber, bevor Sie solche Reden halten, zu diesem zen-
tralen Punkt einmal Stellung nehmen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Der Kern der politischen Auseinandersetzung, 
die wir heute führen, ist die Frage, ob die Bürger 
auf die Integrität, auf die Unbestechlichkeit und auf 
die Unabhängigkeit der politischen Institutionen 
und der politisch Handelnden vertrauen können. 
Ich beantworte diese Frage aus meiner Erfahrung 
in zehn Jahren Tätigkeit als Landesminister und 
sieben Jahren als Generalsekretär mit einem kla-
ren Ja. Ich habe es in dieser ganzen Zeit nicht ein 
einziges Mal erlebt, daß Entscheidungen der Regie-
rungen, denen ich angehört habe — im übrigen 
alles Regierungen unter dem Ministerpräsidenten 
Helmut Kohl oder dem Bundeskanzler Helmut 
Kohl —, oder Entscheidungen meiner Partei durch 
Geld oder Abhängigkeitsverhältnisse gesteuert 
worden wären. Und wenn jemand dies mit einer 
Geldspende bei mir versucht hätte, wäre er zur Tür 
hinausgeflogen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, sub-
jektiv allerdings sind in den Augen vieler Mitbürger 
Politiker und Parteien — dies kann ja nicht bestrit-
ten werden — durch die Vorgänge um die Steuerbe-
freiung nach § 6 b, durch den Rücktritt des früheren 
Bundestagspräsidenten und die steuerrechtlichen 
Probleme der Parteienfinanzierung in einen — ich 
sage: falschen — Verdacht geraten. Aber es ist Miß-
trauen entstanden, und dieses Mißtrauen müssen 
wir im Interesse unseres Staates und unserer De-
mokratie — gemeinsam, hoffe ich — überwinden. 
Dazu sind nach meiner Auffassung vier Schritte 
notwendig, die uns nach vorn bringen. 

Fehler — das will ich als erstes sagen — dürfen 
nicht verschwiegen werden. Sie müssen aufgeklärt 
und zugegeben werden. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Nennen Sie 
doch Zahlen! Zahlen, Herr Geißler!) 

Zweitens. Es gibt in diesem Zusammenhang 
keine Amnestie. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

Drittens. Für die Zukunft brauchen wird die Of-
fenlegung aller Großspenden, und zwar ohne jede 
Ausnahme, und eine erweiterte und verbindliche 
Form der Verhaltensregeln für alle Abgeordneten. 

Viertens brauchen wir eine Besinnung auf die 
besondere ethische Verantwortung der politisch 
Handelnden. 

Bevor ich diese vier Schritte erläutere, möchte 
ich zunächst noch eine Vorbemerkung zur Unab-
hängigkeit des politischen Mandats machen. Wir 
reden, wenn wir von der Unabhängigkeit des politi-
schen Mandats sprechen — und das ist das zentrale 
Thema dieser Parlamentsdebatte —, immer von der 
wirtschaftlichen Abhängigkeit. Ich finde, wir sollten 
uns darüber einig sein, daß es eine große Anzahl 
nicht minder gewichtiger anderer Abhängigkeiten  

geben kann. Das Grundgesetz will unabhängige Ab-
geordnete — unabhängig vom Geld anderer, aber 
auch unabhängig vom Diktat von Organisationen, 
unabhängig vom Imperativ der Basisgruppen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: 
So einfach ist das: Die einen sind korrupt, 

die anderen sind abhängig!) 

Es werden hier verfassungspolitische Vorwürfe 
erhoben. Frau Abgeordnete Schoppe, die vorhin ge-
rade geredet hat, darf nur noch vier Monate im Par-
lament bleiben, weil sie von ihrer Basisgruppe aus 
dem Parlament herausrotiert wird. Die Basis sind 
aber nicht die Wähler, sondern eine Gruppe von 
Aktivisten. 

Der rotierende Abgeordnete ist vom Grundgesetz 
genausowenig gewollt wie der gekaufte. Nur, der 
gekaufte, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ist in allen Parteien die absolute Ausnahme; der 
rotierende ist bei Ihnen die Regel. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE]: Herr Geißler, ich rotiere gern, wenn 
ich Sie da sehe! Ich bin froh, wenn ich hier 

nicht mehr sitzen muß!) 

Um dies einmal auf einen verfassungsrechtlichen 
Nenner zu bringen: Bei dem einen oder anderen 
mag es sich um eine persönliche Verfehlung han-
deln; bei den GRÜNEN ist in diesem Zusammen-
hang die Verfassungswidrigkeit System. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Sagen Sie zur 
Abwechslung mal was zum Thema! — Wei

-

tere Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich habe die große Sorge, daß wir im Zusammen-
hang mit dieser Diskussion, 

(Anhaltende Zurufe von den GRÜNEN — 
Glocke des Präsidenten) 

die wir führen — und dies sollte die Sorge aller 
demokratischen Parteien sein —, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Wen zählen Sie 
denn dazu?) 

das wieder aufbereitet und geschürt bekommen, 
was in einer hundertjährigen Geschichte des deut-
schen Parteienwesens an feindseliger Haltung, 
auch an antidemokratischer Haltung gegenüber 
den politischen Parteien schon immer dagewesen 
ist. Dazu gehört auch eine privatistische Politikab-
stinenz, die sozusagen vom Katheder aus beobach-
tet, wie sich da die Politiker im Gelände tummeln 
und sich die Hände schmutzig machen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Wenn Sie sich 
mal im Gelände tummeln würden!) 

Wenn ich da einige Ausführungen von Politologen 
und Soziologen in dem Zusammenhang über die 
politischen Parteien in den vergangenen Tagen ge-
hört habe, so fällt mir da nur Ludwig Uhland ein, 
der angesichts der Zahl der Professoren in dem 
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Parlament in der Paulskirche gesagt hat: „68 Pro-
fessoren, Vaterland, du bist verloren". 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Fischer [Frankfurt] [GRÜ-

NE]: Herr Dr. Geißler! Herr Dr. Kohl!) 

Ich nehme ausdrücklich die Professoren in meiner 
eigenen Partei und den Herrn Professor Ehmke für 
diese Parlamentsstunde ausdrücklich aus. Das 
möchte ich hinzufügen. 

Aber wir haben natürlich auch ein romantisie-
rendes Demokratieverständnis 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sie haben über-
haupt kein Demokratieverständnis!) 

— das ist eine Frage an die GRÜNEN —, das glaubt, 
ohne politische Parteien auskommen zu können, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Die allerdings 
korrupt sind! Ohne korrupte Parteien kann 

man auskommen!) 

sozusagen von der Basis aus Demokratie praktizie-
ren zu können. Nur, das eine steht fest: Eine parla-
mentarische Demokratie in einer Industriegesell-
schaft kann ohne politische Parteien nicht existie-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD — Fischer [Frank-
furt] [GRÜNE]: Darum haben wir ja eine 

gegründet!) 

Im Hintergrund schwebt immer noch ein autori-
täres Staatsverständnis, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wg. Flick!) 

das eigentlich auf Parlament und politische Par-
teien überhaupt verzichten zu können glaubt. Wir 
haben dies in der Weimarer Republik mit der Diffa-
mierung des Parlaments als Schwatzbude und vie-
lem anderen erlebt. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Bei Ihrem 
deutschnationalen Vorsänger! — Weitere 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir stehen bei dieser Debatte in der Verantwor-
tung auch gegenüber Millionen von Mitgliedern in 
den demokratischen Parteien, die diese Debatte be-
obachten, die dieses historische Mißverständnis 
längst überwunden haben und aktiv und engagiert 
einen unverzichtbaren Beitrag für unsere Demo-
kratie leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Vergessen 
Sie Herrn Horten und Herrn Flick nicht!) 

Denen gegenüber tragen wir auch Verantwortung. 

Der Kern des Problems, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, liegt nicht in der Frage, ob die 
Spendenpraxis der vergangenen Jahre steuerrecht-
lich einwandfrei war oder nicht. Dies wird zur Zeit 
von den Gerichten untersucht und entschieden. 
Wenn ich mir im Rückblick die Frage stelle — die 
Frage hat sich auch der Bundeskanzler gestellt, und 
ich finde, er hat sie im Untersuchungsausschuß ehr-
lich beantwortet —, was wir in den 70er Jahren hät-
ten anders machen müssen, dann meine ich, wir  

hätten den Art. 21 Abs. 1 Satz 4 des Grundgesetzes 
ernster nehmen müssen, d. h. das Verfassungsge-
bot, das die Parteien verpflichtet, über die Herkunft 
und Verwendung der Mittel sowie über ihr Vermö-
gen öffentlich Rechenschaft zu geben. Dies nicht 
rechtzeitig gesehen und beachtet zu haben muß uns 
eigentlich alle betroffen machen. Es kann nicht 
mehr rückgängig gemacht werden, aber dies wird 
sich nicht mehr wiederholen. Dies unseren Bürgern 
gegenüber verbindlich zu erklären ist für meine 
Fraktion das erste Ergebnis dieser Debatte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Geißler, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Sperling? 

Dr. Geißler (CDU/CSU): Nein. 

Zweitens hat auch der Gesetzgeber versagt. Das 
neue Parteiengesetz, wie es die Union und der Bun-
deskanzler seit Jahren gewollt haben, hätte in die-
sem Parlament viel früher verabschiedet werden 
müssen. Allerdings müssen aus diesem Gesetz, des-
sen Kennzeichen Transparenz und Förderungswür-
digkeit der Spenden sind, strenge Konsequenzen 
gezogen werden. 

Entsprechend diesem Gesetz hat die Christlich 
Demokratische Union auf ihrem Stuttgarter Partei-
tag in ihrer Beitrags- und Finanzordnung folgen-
des bestimmt. 

Erstens. Spenden sind abzulehnen, wenn ersicht-
lich ist, daß der Spender persönliche Vorteile damit 
verfolgt. 

Zweitens. Alle Spenden sind öffentlich zu ver-
zeichnen. 

Drittens. Alle Spenden, die eine Einzelperson, 
z. B. ein Mandatsträger, erhält, sind unverzüglich 
der Parteiorganisation, der der Empfänger ange-
hört, anzuzeigen und mit dieser abzurechnen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Und öffentlich 
zu machen!) 

Viertens. Spendenquittungen dürfen nicht mehr 
von Einzelpersonen und Mandatsträgern, sondern 
nur noch von den Berechtigten der Parteiorganisa-
tionen, z. B. den Kreisvorsitzenden und Geschäfts-
führern, ausgestellt werden. 

Wer sich daran nicht hält, handelt parteischädi-
gend und wird zur Verantwortung gezogen. 

Ich fordere alle Parteien des Deutschen Bundes-
tages auf, ähnlich klare und eindeutige Konsequen-
zen aus dem neuen Parteiengesetz zu ziehen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das gibt es doch 
alles! Man muß sich nur daran halten!) 

Etwas ist klar — das möchte ich hinzufügen —: 
Ohne Spenden können die politischen Parteien ihre 
verfassungspolitischen Aufgaben nicht erfüllen. 
Deswegen wende ich mich gegen jede Diskriminie-
rung von Spenden. Ganz im Gegenteil, ich bedanke 
mich im Namen meiner Fraktion und meiner Partei 
bei allen Mitbürgern, die durch große oder kleine 
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Spenden einen Beitrag für die parlamentarische 
Demokratie geleistet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordne-
ten der FDP) 

Drittens. Der Bundesvorstand der Christlich De-
mokratischen Union hat beschlossen, dem Parla-
ment zu empfehlen, die Verhaltensregeln für die 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages zu er-
gänzen, zu erweitern und verbindlich zu machen. 
Dabei sollen nach Auffassung der Christlich Demo-
kratischen Union auch die Erfahrungen in anderen 
demokratischen Ländern berücksichtigt werden. 
Ich persönlich werde mich — ich spreche zu diesem 
Punkt nicht im Namen der Fraktion; die Fraktion 
hat darüber noch nicht entschieden —, wie jeder-
mann weiß, bei der jetzt beginnenden Debatte über 
die Neuordnung der Verhaltensregeln dafür einset-
zen, daß die von allen Parteien im Ältestenrat be-
schlossene Überprüfung mit dem Ziel erfolgt, eine 
verbesserte Offenlegung auch der Einkünfte und 
Vermögen herbeizuführen, wobei ich es für richtig 
halte, daß der von dem Herrn Bundespräsidenten in 
die Diskussion eingeführte Vorschlag eines Ehren-
rates in die Prüfung mit einbezogen wird. Nach mei-
ner Auffassung — das ist ganz klar — müssen der 
Persönlichkeitsschutz, der Schutz des Mandanten, 
die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen gewährleitet bleiben; dies ist nach meiner 
Auffassung auch möglich. 

Ein internationaler Vergleich ergibt, daß in den 
großen westlichen Demokratien, die längere demo-
kratische Traditionen haben als wir, wesentlich 
strengere Verhaltensregeln für die Mandatsträger 
gefordert werden und auch verwirklicht worden 
sind, ohne daß dort die — zu Recht — befürchteten 
negativen Folgen, wie z. B. eine Verbeamtung der 
Parlamente, eingetreten sind. 

Ich möchte eine vierte Bemerkung machen. Wir 
Abgeordneten haben die Aufgabe — im Unter-
schied zu allen anderen Bürgern auch die Macht —, 
Schicksal und Lebensbedingungen des ganzen Vol-
kes zu beeinflussen, zu verändern und zu gestalten. 
Aus dem freien und unabhängigen Mandat und der 
Funktionsfähigkeit des Parlementes erwächst die 
Notwendigkeit der Immunität und Idemnität des 
Abgeordneten, im übrigen auch sein verfassungs-
mäßiges Recht auf eine dieser Verantwortung ange-
messene Entschädigung. Diesen verfassungsmäßi-
gen Rechten entsprechen aber auch die Pflichten 
des Abgeordneten. Ich bin fest davon überzeugt — 
was  ich jetzt sage, kann jeden von uns treffen, auch 
mich, denn niemand ist vor Fehlern oder vor Schuld 
gefeit —, daß jeder, der ein politisches Amt ausübt, 
sich an höheren Maßstäben messen lassen muß als 
der normale Bürger. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dies entspricht im übrigen auch den ethischen Ma-
ximen, wie sie von Aristoteles bis Max Weber im-
mer wieder für diejenigen formuliert und postuliert 
worden sind, die Herrschaft ausüben. Das Ethos des 
Abgeordneten und eines frei gewählten Parlaments 
gründet sich darin, daß sie Verantwortung für das 
Ganze tragen. 

Aber es gibt auch eine moralische Verpflichtung 
von uns allen, demokratische Institutionen wie das 
Parlament, aber auch die Parteien, zu schützen und 
zu verteidigen gegen emotionalisierte irrationale 
Angriffe. Die Demokratie ist nicht deswegen besser, 
weil demokratische Politiker unfehlbar sind, son-
dern weil wir Institutionen haben, die Kritik und 
Diskussion ermöglichen und die innere Kraft zur 
Erneuerung besitzen. Deswegen ist die Demokratie 
besser. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Abg. Dr. Sperling [SPD] meldet sich zu ei- 

ner Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter Dr. 
Geißler, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Geißler (CDU/CSU): Karl Raimund Popper hat 
schon 1945 zu Recht festgestellt, daß keine Emotion 
— er hat hinzugefügt: noch nicht einmal die Liebe 
— die Herrschaft von Institutionen ersetzen kann, 
die durch Vernunft kontrolliert werden. Deshalb 
lassen wir nicht zu, daß mit diesen Institutionen 
zynisch umgesprungen wird. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sagen Sie 
das einmal Ihren Finanziers, Herr Geiß

-

ler!) 

Ich bringe jetzt mit Erlaubnis der Frau Präsiden-
tin ein Zitat: 

Kaum ein Tag vergeht in diesen Wochen, an 
dem nicht unter dem inzwischen gängigen 
Stichwort Spendenaffäre immer neue soge-
nannte Enthüllungen, Unterstellungen und Ge-
rüchte in die Welt gesetzt werden ... Wer Re-
gierungen, welche Partei sie auch immer stellt, 
mit Rufmordkampagnen kippen will, verhöhnt 
und mißachtet jeden, der seiner demokrati-
schen Pflicht in allgemeiner, unmittelbarer, 
freier, gleicher und geheimer Wahl nachgekom-
men ist. Er nimmt auch in Kauf, daß unsere 
doch immer noch junge Demokratie schließlich 
nicht wiedergutzumachenden Schaden erleidet, 
und er riskiert, daß Kräfte die Oberhand erlan-
gen könnten, die unser Gemeinwesen aus sei-
ner Bahn treiben wollen. 

Dies hat Herbert Wehner am 4. März 1982 in einem 
Zeitungsbeitrag geschrieben. Wenn ich mir in Erin-
nerung rufe, was manche in seiner Nachfolge hier 
in diesem Parlament gesagt haben, dann kann man 
Wehmut bekommen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

daß dieser Mann der sozialdemokratischen Partei 
in dieser schwierigen Stunde den Parlamentsfrak-
tionen nicht mehr zur Verfügung steht. Dies ist 
meine Meinung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Ausgerechnet Sie sa

-

gen das! — Weiterer Zuruf von der SPD: 
Das ist eine Heuchelei!) 

— Ich habe Herbert Wehner zitiert. Lesen Sie das 
Zitat noch einmal nach. Dieses Zitat war genau auf 
die Situation gemünzt und formuliert, in der wir 
uns heute befinden. Ich habe es deswegen gebracht, 
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weil natürlich zu Recht gesagt wird, daß die Presse 
die Aufgabe hat, Mißstände in einer Demokratie 
offenzulegen. Niemand, der Macht ausübt und sich 
an der Regierung befindet, kann und darf sich be-
klagen, wenn Medien gegen die Regierung schrei-
ben und senden. Das Grundgesetz verbietet auch 
keine Richtungspresse. Aber die Medien stehen 
auch nicht auf einem unantastbaren Podest. Scha-
den fügt der Demokratie nicht zu, wer objektiv und 
verantwortlich berichtet und informiert. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Wer das tut, be-
stimmen Sie!) 

Aber Schaden fügt der Demokratie zu, wer sich ille-
gal Informationen beschafft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Schaden fügt der Demokratie zu, wer als Beamter 
oder Angehöriger des öffentlichen Dienstes unter 
Verletzung rechtlicher Vorschriften Informationen 
preisgibt und die Persönlichkeitsrechte verletzt. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Was ist denn mit 
denen, die sich illegal Geld beschaffen, 

Herr Geißler?) 

und dazu beiträgt, daß rechtswidrige Vorverurtei-
lungen gegenüber unbescholtenen Bürgern vorge-
nommen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Demokratie schadet, wer diesen demokrati-
schen Staat — wie es die GRÜNEN tun — eine 
Bananenrepublik oder eine käufliche Republik 
nennt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stratmann [GRÜNE]: Die Bananen scha-

den der Republik viel mehr!) 

Ich kritisiere nicht die Kritik, die notwendig ist, 
aber ich kritisiere die Maßlosigkeit dieser Kritik, 
die alle Maßstäbe im historischen wie im internatio-
nalen Vergleich verliert und die politische Kultur 
verdirbt. 

Diese Verzerrungen — das wollte ich der sozial-
demokratischen Partei einmal in Erinnerung rufen 
— erinnern mich z. B. an einen Skandal in der Wei-
marer Republik, der in die Geschichte als der soge-
nannte Barmat-Skandal des Jahres 1924 eingegan-
gen ist. Damals waren die Sozialdemokraten und 
die Zentrumspartei beschuldigt worden, Kredite der 
Deutschen Staatsbank und der Deutschen Reichs-
post an die Firma Barmat gegeben zu haben, und 
zwar aus rein parteipolitischen Gründen, an ein Un-
ternehmen, das 1924 in Konkurs gegangen ist. Die 
Hugenberg-Presse, die Deutschnationalen und die 
Nazis haben diesen Vorfall dazu benutzt, eine bei-
spiellose Hetze gegen das Zentrum und die Sozial-
demokraten und den Reichspräsidenten Ebert in 
Gang zu setzen. Damals wie heute gelangten Infor-
mationen aus Vorermittlungen und den Ermitt-
lungsakten der Staatsanwaltschaft an eine be-
stimmte Presse. Der sozialdemokratische Frak-
tionsvorsitzende Rudolf Breitscheid hat am 20. Ja-
nuar 1925 im Deutschen Reichstag dazu folgendes 
festgestellt — ich zitiere aus dem Protokoll des 
Deutschen Reichtags mit Genehmigung der Frau 
Präsidentin —: 

Die politische, ja man kann sagen, die parteipo-
litische Ausbeutung dieser Fälle liegt auf der 
Hand. Es sollte und soll der Beweis erbracht 
werden, daß die Parteien, die auf dem Boden 
der Demokratie stehen, das Land auch mora-
lisch ins Verderben führen ... Es lag hier der 
Versuch vor, Stimmung gegen Schwarz-Rot-
Gold und für Schwarz-Weiß-Rot zu machen. 

Ich stelle die Frage: Für wen wird heute Stim-
mung gemacht? Heute wird Stimmung gegen die 
sogenannten etablierten Parteien gemacht. Damals 
hieß es: Systemparteien. Ich setze die GRÜNEN 
nicht mit den antidemokratischen Parteien der Wei-
marer Republik gleich. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das ist aber 
nett, Herr Geißler! Das ist wirklich nett von 

Ihnen!) 

Aber vor drei Wochen hat der Abgeordnete Reents 
hier in diesem Saal den Bundeskanzler in einer 
schlimmen Weise beschuldigt, 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Was hat denn 
Herr Seiters gesagt!) 

wahrheitswidrig, wie wir wissen, ein Mann, der frü-
her dem Kommunistischen Bund angehört hat. Die 
Christlich Demokratische und Christlich-Soziale 
Union werden es nicht zulassen, daß ein Altkommu-
nist den Bundeskanzler in dieser Form diffamiert, 
wie die Deutschnationalen damals den Reichspräsi-
denten Ebert diffamiert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen und Zurufe von den GRÜNEN) 

— Ich habe mich gegen die Maßlosigkeit der Kritik 
gewehrt. Das ist etwas, was Sie sich überlegen müs-
sen. 

Wenn Herr Vietor mit seinen Geschäftspraktiken 
der Neuen Heimat schadet, dann hat niemand das 
Recht, deswegen die ganze deutsche Gewerk-
schaftsbewegung zu diffamieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Was Sie getan haben!) 

Wenn die Firma Flick mit ihren unsäglichen Akten-
notizen demokratische Politiker in Mißkredit 
bringt, dann darf niemand deswegen die gesamte 
deutsche Unternehmerschaft in einen Topf rühren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Wer tut denn das? — Zu- 

rufe von den GRÜNEN) 
Und wenn demokratische Parteien zugegebenerma

-

ßen Fehler gemacht haben, Fehler, die sie zuge

-

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Weil es heraus

-

gekommen ist!) 
Wer gibt Ihnen eigentlich das Recht, demokratische 
Parteien in dieser maßlosen Weise zu diffamieren, 
die diesen Staat nach 1945, nach der schwersten 
Krise, die dieses Volk in seiner Geschichte erlebt 
hat, aufgebaut haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Wiederum mit 
Flick! — Weitere Zurufe von den GRÜ

-

NEN) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 102. Sitzung. Bonn, Freitag, den 16. November 1984 	7443 

Dr. Geißler 
Im übrigen, um dies auch einmal klar zu sagen: 

Es ist fast unbegreiflich, was Sie hier von der Ver-
quickung von großem Geld mit den Parteien sa-
gen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Ihnen ist das 
vielleicht unbegreiflich!) 

Wie stellen Sie sich eigentlich die Willensbildung in 
einer großen demokratischen Partei vor? Das eine 
sage ich Ihnen: Kleine Parteien sind gefährdet, 
große Volksparteien, in denen die unterschiedlich-
sten Interessen vorhanden sind, können nicht ge-
kauft oder bestochen werden. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Also halten Sie 
die FDP auch für käuflich, oder was? — 

Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Wie soll denn auf einem Parteitag der Christlich 
Demokraktischen Union oder der Sozialdemokrati-
schen Partei mit 800 Delegierten oder in einer Frak-
tion mit 250 Mitgliedern eine politische Entschei-
dung durch Spenden an einzelne beeinflußt wer-
den? Meine sehr verehrten Damen und Herren, dies 
geht an der Komplexität der demokratischen Wil-
lensbildung doch völlig vorbei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun 
wäre es angesichts der Vertrauenskrise, von der wir 
alle miteinander sprechen, die ich ja gar nicht ab-
streite und die wir in unserer Erklärung auch gar 
nicht bestreiten, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Geben Sie 
einmal zu, wieviel Sie bekommen haben!) 

auch möglich gewesen, daß die Parteien, die diesen 
Staat aufgebaut haben — Herbert Wehner hätte 
dies mit Sicherheit so gesehen —, 

(Lachen bei der SPD) 

diese wichtige Parlamentsdebatte mit einer ge-
meinsamen Erklärung beschließen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Nun aber einmal 
Butter bei die Fische! — Weitere Zurufe 

von den GRÜNEN) 

Die SPD hat sich dazu nicht bereit gefunden. Der 
Vorsitzende der SPD-Fraktion ist von der Frau Kol-
legin Hamm-Brücher gefragt worden, warum es 
dazu nicht gekommen ist. Herr Vogel hat an den 
Fraktionsvorsitzenden Dr. Dregger einen Brief mit 
Datum vom 6. November 1984 geschrieben. Er 
schreibt: 

Die SPD-Fraktion hat den anliegenden Ent-
schließungsantrag beschlossen. Er soll zu der 
für den 16. November 1984 vorgesehenen De-
batte eingebracht werden. Meine Fraktion bie-
tet Ihnen wie auch den anderen Fraktionen 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Waffenstillstand 
an!) 

an, diesen Antrag gemeinsam einzubringen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ja!)  

Der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU hat Ihnen 
darauf am 9. November geschrieben: 

Ich würde es begrüßen, wenn wir in der für den 
16. November vereinbarten Debatte zu einer ge-
meinsamen Beschlußvorlage kommen könnten. 
Wir sollten die notwendigen Gespräche zwi-
schen unseren Fraktionen führen lassen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das ist aber in

-

teressant!) 

Daraufhin, nach einmaligen Kontakten, hat die Ge-
schäftsführung der sozialdemokratischen Fraktion 
die CDU/CSU wissen lassen, daß die sozialdemo-
kratische Fraktion eine gemeinsame Erklärung 
nicht wünscht, 

(Dr. Vogel [SPD]: Warum?) 

ohne daß es überhaupt zu einem Gespräch darüber, 
ob eine gemeinsame Erklärung möglich ist, gekom-
men ist. 

(Zustimmung und Hört! Hört! bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter Dr. 
Geißler, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau 
Abgeordneten Dr. Hamm-Brücher? 

Dr. Geißler (CDU/CSU): Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Leider nicht, Frau Ab-
geordnete! 

Dr. Geißler (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, ich bedaure dies. Die SPD hat sich 
nicht dazu bereitgefunden, und wir müssen die 
Frage stellen: Warum eigentlich? Ich wende mich 
jetzt an meine eigene Fraktion 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das wird auch 
Zeit!) 

und frage, warum die Sozialdemokratische Partei 
nicht bereit war, mit uns gemeinsam eine Entschlie-
ßung zu erarbeiten, wobei von Anfang an feststand, 
daß hier nichts unter den Teppich gekehrt werden 
sollte. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Unter Ihrem 
Teppich ist auch kein Platz mehr, da ist 

schon alles voll!) 

Das wäre in der Tat eine falsche Motivation gewe-
sen. Dies wollte von uns niemand; 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Dann 
hätten Sie doch zustimmen können!) 

dies wollte auch der Teil in der SPD nicht, der sich 
dazu bereit erklärt hatte. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Unter Ihrem 
Teppich müssen Sie einmal ausmisten!) 

Wir Christlichen Demokraten und wir von der 
Christlich-Sozialen Union müssen uns darüber im 
klaren sein, daß die Sozialdemokraten — und dies 
ist der eigentliche Hintergrund — den großangeleg-
ten Versuch unternehmen wollen, mit dem Thema 
„Die CDU und das große Geld" uns in den Augen 
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der Wähler als die Partei des Großkapitals mora-
lisch und politisch zu diskreditieren. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Wenn es 
nicht so ist, stimmen Sie doch zu!) 

Dies ist der eigentliche Hintergrund. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Weil Sie sonst nichts zu bieten haben — das muß 
ich Ihnen jetzt schon sagen —, 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

will die SPD von der von ihr mitverursachten Ver-
trauenskrise ablenken und parteipolitisches Kapi-
tal daraus schlagen. 

Wir machen den Sozialdemokraten nicht den 
Vorwurf, daß sie Spenden genommen haben, weil 
wir Spenden für staatspolitisch notwendig halten, 
aber ich mache der SPD den Vorwurf, daß sie die 
Unionsparteien mit Hilfe der unsäglichen Aktenno-
tizen des Flick-Konzerns als Handlanger des Groß-
kapitals diskreditieren will. Das mache ich ihr zum 
Vorwurf! 

Da befinden Sie sich in einem Boot mit den GRÜ-
NEN. Nur, so leicht kommen Sie aus dieser Debatte 
nicht heraus! 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da gibt 
es nämlich einen Unterschied: Die SPD kriegt Geld 
von Flick und vom DGB. Dann sind die Kassen voll, 
und die sozialistische Moral ist intakt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Gott-
wald [GRÜNE]: Nur von Flick ist wohl bes-

ser?) 

Das geht frei nach dem alten Bauernsprichtwort: 
Ehrlich währt am längsten, und wer nicht stiehlt, 
der kommt zu nichts. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der CDU/ 
CSU — Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Eine 
reine Ganovenlogik, die Sie hier darstel-

len!) 

Wir können es auch so sagen: Das ist die SPD-Vari-
ante des dialektischen Materialismus. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

So — mit Flick und DGB — versöhnt der real exi-
stierende Sozialismus in der Bundesrepublik 
Deutschland den angeblich unüberwindlichen Kon-
flikt zwischen Kapital und Arbeit. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Beifall des Abg. Stratmann 

[GRÜNE]) 

Sie können es auch anders sehen: BB wie Breit und 
Brauchitsch. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Jahn? 

Dr. Geißler [CDU/CSU]: Nein. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Herr Geiß

-

ler, man kann auch sagen: KB wie Kohl 
und Brauchitsch!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese 
Kampagne „Die CDU und das große Geld" wird an 
ihrer inneren Unwahrhaftigkeit zerbrechen. Alle 
großen Sozialgesetze in der Nachkriegszeit — Mon-
tanmitbestimmung, Betriebsverfassungsgesetz, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Abbauge

-

setze, Leistungskürzungen!) 

das Bundesversorgungsgesetz, das Kindergeld, die 
große Rentenreform, das Bundessozialhilfegesetz, 
das Arbeiterkrankheitssicherungsgesetz, das Ar-
beitsförderungsgesetz, der Lastenausgleich, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Nach

-

lässe für die Reichen, Senkung der Vermö

-

gensteuer!) 

das 312-DM-Gesetz — und die Entscheidungen, die 
wir jetzt getroffen haben, sind doch nicht Ergeb-
nisse des Einflusses der Wirtschaft, sind auch nicht 
Ergebnisse der SPD-Politik gewesen, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Senkung 
der Vermögensteuer, Leistungsabbau!) 

sondern sind von Christlichen Demokraten konzi-
piert und von der Union durchgesetzt worden! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Zu

-

stimmung bei der FDP) 

Wir werden uns — darauf können sie sich verlas-
sen — auf unsere Aufgabe als große Volkspartei 
konzentrieren. Wenn wir unsere Aufgabe richtig 
verstehen und wenn diese Debatte heute einen 
Sinn haben soll, dann geht es jetzt darum, die demo-
kratischen Parteien gemeinsam in die Lage zu ver-
setzen, die Schritte nach vorne zu tun, von denen 
ich vorher gesprochen habe. 

Ich danke den Mitgliedern aller politischen Par-
teien, die in den vergangenen Jahren und Jahr-
zehnten 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das Geld von 
Flick eingesteckt haben!) 

zu dem Aufbau unserer Demokratie durch Spenden, 
durch Beiträge, aber auch durch persönliches Enga-
gement beigetragen haben. Die Erfahrungen, die 
die Männer und Frauen der ersten Stunde dieser 
Republik in den Parlamenten der Weimarer Repu-
blik gesammelt haben — 

(Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Erfahrun

-

gen gesammelt? Spenden gesammelt! — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Bringen Sie nicht 

auch noch die Frauen ins Spiel!) 

die Frauenvereinigung der CDU hat genauso wie 
die Frauenvereinigungen der SPD und der FDP in 
diesen Tagen ein Buch vorgestellt, in dem darge-
stellt wird, wie die Frauen, die damals in der Wei-
marer Republik die Verantwortung getragen haben, 
ihre Erfahrungen in die neue Republik eingebracht 
haben —, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Ich ver

-

wahre mich gegen Ihre Sprüche!) 
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waren die Basis für den Aufbau der Demokratie in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Vor 1933 gab es — wie Bundespräsident von 
Weizsäcker einmal gesagt hat — nicht zu viele Na-
zis, sondern zu wenige Demokraten. Wir müssen die 
Chance nutzen, durch die innere Kraft der Erneue-
rung noch mehr Mitbürger für die Arbeit in den 
politischen Parteien zu gewinnen. Das unterschei-
det die Situation damals von heute: Heute gibt es 
innerhalb und außerhalb der Parteien Millionen de-
mokratisch engagierter Bürger. Wir haben eine 
große Verantwortung dadurch, daß wir die Schritte 
nach vorne tun, daß wir neues Vertrauen gewin-
nen. 

Die heutigen Parteien sind nicht von Fehlern be-
freit und gegen Fehler gefeit. Aber im Gegensatz zu 
damals wird uns dieses breite demokratische Be-
wußtsein, das die politischen Parteien geschaffen 
haben, fn die Lage versetzen, aus dieser Krise eine 
Chance zu machen. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Schmude. 

Dr. Schmude (SPD): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Wir haben heute zu sehr 
aktuellen Vorgängen zu sprechen. Ausflüge in die 
Geschichte der Diffamierung, Herr Geißler, können 
und dürfen davon nicht ablenken. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Sie sind auch nicht besonders überzeugend, wenn 
Sie in aller Bescheidenheit den derzeitigen Deut-
schen Meister in der politischen Diffamierung in 
dieser historischen Darlegung so gar keines Wortes 
würdigen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Jedenfalls wissen wir jetzt, weshalb es richtig 
war, frühzeitig einen Entschließungsentwurf vorzu-
legen, Ihnen anzubieten, diesen gemeinsam einzu-
bringen, aber dem Gedanken an eine Verwässerung 
und Veränderung dieses Entwurfs nicht näherzu-
treten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben die Chance, mit dieser Debatte die De-
mokratie zu stärken. Nicht das schonungslose Re-
den über anstößiges Handeln erschüttert das Ver-
trauen der Bürger. Der kritisch beleuchtete Tatbe-
stand selbst ist es, der diese Wirkung hat. Wer ihn 
aufdeckt, ihn kritisiert und sich um notwendige 
Konsequenzen bemüht, stellt Vertrauen wieder 
her. 

Über solche Grundsätze können wir uns vermut-
lich alle einigen. Der Anschein einer weitreichen-
den Gemeinsamkeit zwischen den Fraktionen wäre 
allerdings trügerisch; denn zur Aufklärung gehört 
die ehrliche Beschreibung des in der Vergangenheit 

Geschehenen. Diese Bereitschaft kann ich bei 
CDU/CSU und FDP auch heute nicht erkennen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
FDP) 

Statt dessen hören wir verharmlosende und be-
schönigende Bewertungen, erleben schlichte 
Falschdarstellungen und immer wieder völlig un-
haltbare Rechtfertigungsversuche. Das läuft trotz 
gegenteiliger Beteuerungen auf Vertuschung hin-
aus. Und darin gibt es zwischen uns keine Gemein-
samkeit, so wenig wie es sie in der Vergangenheit 
in unserem Handeln gegeben hat. 

(Schulhoff [CDU/CSU]: Dann sagen Sie 
mal etwas zu Herrn Nau!) 

Es ist leider richtig! Auch bei Spendenvorgängen 
zugunsten der SPD ist in der Vergangenheit offen-
bar nicht alles vorschriftsmäßig zugegangen. Wer 
daraus aber schon folgert, die SPD sei betroffen wie 
andere Parteien auch, verfälscht bereits die Wahr-
heit. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Die sind mehr betroffen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Die SPD ist nicht und war nicht die Partei des 
großen Geldes. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Vor den jetzigen Diskussionen ist auf einen solchen 
Gedanken auch niemand gekommen. Neben den 
Hunderten von Millionen an Spenden für die jetzi-
gen Regierungsparteien nehmen sich die Zuwen-
dungen an die SPD wie Trostpreise aus. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Noch die Rechenschaftsberichte für 1983 zeigen 
gravierende Unterschiede: viermal so hohe Spen-
deneingänge allein bei der CDU wie bei der SPD. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedmann [CDU/ 
CSU]) 

Selbst die kleineren Parteien CSU und FDP haben 
deutlich mehr erhalten als die SPD. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Aber ein bißchen 
habt ihr die Hand auch daran gehabt!) 

Seit jeher ist einer der Hauptinhalte sozialdemo-
kratischer Politik der Kampf um die Begrenzung 
wirtschaftlicher Macht, vor allem wo sie sich poli-
tisch auswirken will. Auch deshalb sind wir Sozial-
demokraten nicht im geringsten als kapitalnah ver-
dächtig. 

Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge -
richts zur Parteienfinanzierung ist von Sozialde-
mokraten erstritten worden. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Hirsch? 

Dr. Schmude (SPD): Jetzt nicht. 
Es war die hessische Landesregierung, die das 

Urteil von 1959 erwirkt hat, mit dem der nahezu 
unbegrenzten steuerlichen Begünstigung von Par-
teispenden ein Ende gemacht worden ist. Auch das 



7446 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 102. Sitzung. Bonn, Freitag, den 16. November 1984 

Dr. Schmude 
Urteil von 1966 zur staatlichen Parteienfinanzie-
rung ist auf Antrag der SPD-geführten hessischen 
Landesregierung ergangen. 

Wir Sozialdemokraten haben die rückwirkende 
Strafbefreiung für Gesetzesverstöße im Zusammen-
hang mit Parteispenden immer wieder und bis 
heute erfolgreich verhindert. Wir haben die Versu-
che verdeckter Amnestien abgewehrt, wie sie zu-
letzt bei der Beratung des neuen Parteienfinanzie-
rungsgesetzes Ende 1983 von der Koalition unter-
nommen wurden. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Hört! 
Hört!) 

Wir haben uns mit aller Kraft und erfolgreich den 
offenen Anschlägen auf die Strafrechtspflege wi-
dersetzt, die mit Amnestievorhaben zunächst Ende 
1981 und erneut im Mai dieses Jahres durchgeführt 
werden sollten. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: So ist 
es!) 

Schließlich weisen wir darauf hin — nicht mit 
Schadenfreude, sondern weil es zur Bewertung der 
Betroffenheit verschiedener Parteien gehört —: An-
ders als bei den Regierungsparteien sind bei der 
SPD Bundestagsabgeordnete, Staatssekretäre oder 
gar Minister nicht Zielpersonen von Strafverfol-
gungsmaßnahmen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr 
wahr!) 

Mit alledem will ich Gesetzesverstöße und auch 
Verstöße gegen politische Anstandsregeln, die So-
zialdemokraten zu vertreten haben, weder abstrei-
ten noch rechtfertigen und auch nicht vertuschen. 
Aber: Staatsanwälte und Richter werden und müs-
sen die anhängigen Verfahren unbehindert und un-
beeinflußt zu einem rechtsstaatlichen Ende brin-
gen. Der vom Bundestag eingesetzte Untersu-
chungsausschuß muß seine Arbeit fortsetzen, bis 
die Beweise ausgeschöpft sind und die mögliche 
Aufklärung erreicht ist. 

Wer sich politische oder auch strafrechtliche Ver-
fehlungen hat zuschulden kommen lassen, muß 
Konsequenzen tragen. Er wird damit, meine Da-
men und Herren, nicht zum politisch-moralischen 
Abschuß freigegeben, sondern hat weiterhin An-
spruch auf unsere menschliche Achtung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nirgendwo gilt z. B. ein bestrafter Steuersünder als 
krimineller Lump. Das muß auch gelten, wenn die 
Strafe Politiker oder ihre finanziellen Förderer 
trifft. Voraussetzung ist allerdings, daß sie sich ei-
ner Aufklärung und einer eventuellen Bestrafung 
in gleicher Weise zu stellen haben wie jeder 
andere. 

Wer bereinigen und Konsequenzen ziehen will, 
darf die frühere Rechtslage nicht verfälschen. Sie 
war auch vor 1984 nicht unklar. Das Bundesverfas-
sungsgericht selbst hatte das geltende Recht in 
mehreren Entscheidungen festgelegt, es hatte 
durch seine Rechtsprechung die dann notwendigen 
Gesetze erzwungen. Sie waren klar und jedermann  

bekannt. Eben deshalb wurden sie nicht in jenem 
guten Glauben, den man uns heute weismachen 
will, umgangen. Sie wurden in eindeutiger Absicht 
und vielfach mit raffinierten Täuschungsmanövern 
gegenüber dem Finanzamt gebrochen. Zur Klarstel-
lung bedurfte es gar nicht mehr des Verfassungsge-
richtsurteils aus dem Jahre 1979, zu dem der Bun-
deskanzler sich so gerne rühmt, er habe es über den 
Antrag der niedersächsischen Landesregierung 
herbeigeführt. Tatsächlich war der Antrag der Ver-
such, die geltende Rechtslage durch ein neues Ur-
teil ändern zu lassen, nachdem wir Sozialdemokra-
ten uns einer verfassungswidrigen Änderung ver-
sagt hatten. Herausgekommen ist damals nichts an-
deres als die Bestätigung des Rechts, das schon vor-
her galt. 

Zur Bereinigung gehört eine wahrheitsgemäße 
Tatsachenschilderung. Das genaue Gegenteil davon 
leistet sich der CDU-Bundesvorstand, wenn er in 
der Anlage zu seinem Beschluß vom 5. November 
1984 behauptet, staatsbürgerliche Vereinigungen 
hätten mit Billigung der Finanzämter Spenden für 
politische Parteien angenommen, anerkannte Spen-
denbescheinigungen ausgestellt und seien entspre-
chend auch in den Rechenschaftsberichten der poli-
tischen Parteien als Spender genannt worden. Ja, in 
den veröffentlichten Rechenschaftsberichten fin-
den sich immer wieder staatsbürgerliche Vereini-
gungen als Spender für CDU, CSU und FDP. Diese 
aber waren nicht steuerbegünstigt und konnten 
deshalb auch keine anerkannten Spendenbeschei-
nigungen ausstellen. Ausgestellt hat solche Be-
scheinigungen aber die inzwischen traurig be-
rühmte „Staatsbürgerliche Vereinigung Köln/Ko-
blenz 1954 e. V." Sie hat, seit 1957 mit Sitz in Ko-
blenz, über 200 Millionen DM für die CDU und die 
FDP gesammelt, ist aber mit keiner einzigen 
Spende in den Rechenschaftsberichten der Parteien 
erwähnt. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Hierzu wird also von der CDU der Sachverhalt ver-
fälscht, indem sie sich die Namensgleichheit der 
Vereinigungen zunutze macht. Und das ist nur ein 
Beispiel für solche Art der unaufrichtigen Vergan-
genheitsbewältigung. 

(Austermann [CDU/CSU]: Man kann auch 
durch Schweigen die Unwahrheit sagen!) 

Zur Bereinigung der Vorgänge gehört, daß jeder 
weitere Gedanke an eine Amnestie unterbleibt. Wir 
haben unverändert Zweifel, ob wir das von CDU 
und CSU wirklich erwarten dürfen. Noch vor zwei 
Tagen hat Herr Waigel im Fernsehen verkündet, er 
halte die Amnestie weiterhin für legitim, finde nur 
keine Mehrheit dafür. Das wird wohl auch der 
Grund sein, daß in Ihrer Entschließung die Ableh-
nung einer Amnestie in so dürren Worten ausge-
drückt wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Sie werden keinen Antrag stellen, ja, weil Sie im 
Moment keine Mehrheit dafür erwarten. Gerade in 
diesem Punkt ist unser Antrag vollständiger und 
klarer. Wir bestehen auf ihm und werden — Frau 
Präsidentin, das beantrage ich jetzt — in einer na- 
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mentlichen Abstimmung feststellen lassen, wie das 
Haus dazu steht. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord-
strand] [CDU/CSU] und Jung [Lörrach] 

[CDU/CSU]: Das ist der Höhepunkt!) 

Ich habe den Argwohn: Während wir uns jetzt 
von Ihnen Gemeinsamkeitsgerede entgegenhalten 
lassen, sind Sie bereits dabei, ein neues Manöver 
vorzubereiten, mit dem Sie den Effekt des alten 
Amnestieversuchs erreichen wollen. Was soll denn 
wohl das dauernde öffentliche Gerede von dem Vor-
rang des Finanz- und des Finanzgerichtsverfahrens 
vor einem Strafverfahren? Wollen Sie die jahrzehn-
telange Übung, die hier besteht, daß die Verfahren 
parallel laufen, daß sie von Staatsanwaltschaft und 
Steuerfahndung vorbereitet werden, jetzt aus die-
sem aktuellen Anlaß ändern? Und wenn Sie solche 
Pläne haben, um die, die zur Verurteilung anstehen, 
zu retten, die Urteile aufzuschieben, dann sagen Sie 
es hier heute in dieser Sitzung, damit wir wissen, 
woran wir bei Ihnen sind. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es geht nicht, daß Sie,  erklären, eine Amnestie wür-
den Sie nicht beantragen, gleichzeitig aber auf ei-
nem Umweg, verdeckt, ein Manöver betreiben, das 
letztlich doch den Zweck der Strafbefreiung haben 
soll. 

Ein neuer Anfang würde von vornherein auch 
dann verschüttet, wenn man in das jetzige Par-
teienfinanzierungsgesetz eine versteckte Amnestie 
hineinlesen wollte. Es enthält sie nicht. Es schafft 
andere Rahmenbedingungen für Spenden: die ver-
schärfte Veröffentlichungspflicht, die Begünstigung 
kleiner Spenden und Beiträge, den Chancenaus-
gleich. Wer, wie Herr Geißler vor wenigen Tagen 
noch, die Straffreistellung über die Anwendung die-
ses Gesetzes als milderes Recht empfiehlt, der leug-
net die Andersartigkeit der neuen Regelungen. 
Dem Bestand des Gesetzes vor dem Bundesverfas-
sungsgericht dient er damit wahrlich nicht. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wer die Verhältnisse in den letzten Jahren wirk-
lich aufklären will, der darf nicht die wichtigsten 
Helfer bei dieser Aufklärung, die Journalisten, be-
schimpfen und zu Hauptschuldigen abstempeln 
wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Fern von jeder Einsicht und Besinnung, fern von 
jeder Selbstkritik hat der Bundeskanzler in der Me-
dienschelte inzwischen Rekorde aufgestellt. Nicht 
bei ihm selbst und seinen Freunden in Politik und 
Wirtschaft, sondern bei denen, die sie schildern, 
sieht er die Hauptschuld an den derzeitigen Pro-
blemen. Von ihm stammt doch das Schimpfwort von 
der „Hamburger Kloake", gleich für mehrere der 
dort erscheinenden Zeitschriften. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Völlig zu 
Recht!) 

Er sieht unter den Journalisten die Verderber des 
Staates und muß sich doch entgegenhalten lassen, 

daß niemand den Staat so wirksam verderben kann 
wie der, der an seiner Spitze steht. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Und da haben Sie 13 Jahre gestan

-

den!) 

Daß man auf Boten einprügelt, hat die Nachrich-
tenlage noch niemals verbessert. Die Boten haben 
Mißstände und Skandale nicht geschaffen, sie be-
richten über sie. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aber falsch!) 

Und wie sich jetzt zeigt, waren die Funk- und Pres-
seberichte über Mißstände in der Parteienfinanzie-
rung und sonstige Verquickungen von Geld und Po-
litik im wesentlichen zutreffend. 

Durch ihr eigenes Verhalten hat die CDU/CSU 
das kürzlich eindeutig bestätigt. Mit Worten hat 
sich der Bundeskanzler, als es um Herrn Barzel 
ging, gegen eine „großangelegte Verleumdungskam-
pagne" gewandt. Gleichzeitig hatte die Union be-
reits damit begonnen, den Rücktritt Barzels von sei-
nem Amt zu betreiben. Weshalb denn wohl? Wegen 
einer Verleumdungskampagne? Weil es „Spiegel" 
und „Stern" und auch der „Zeit" so gefiel? Nein, weil 
es auch die Unionspolitiker selbst für unerläßlich 
hielten. 

Natürlich, meine Damen und Herren, ist unsere 
Republik nicht käuflich. Wir haben auch keine 
Staatskrise, weil unser Staat eben nicht identisch 
ist mit der jetzigen Regierung und den Regierungs-
parteien. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Der früheren vor allem!) 

Daß wir aber in dieser Hinsicht von der Öffentlich-
keit befragt werden, dürfen wir doch nicht einfach 
zurückweisen; denn böser Anschein ist entstanden, 
auch durch das Verhalten des Bundeskanzlers 
selbst. Es ist ja respektabel, wenn er sich als Partei-
vorsitzender nicht zu schade ist, auch auf die fi-
nanzielle Ausstattung seiner Partei zu achten, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sie sind sich zu 
schade gewesen!) 

Aber es ist ein schlimmer politischer Stil, wenn der 
Vorsitzende der großen Oppositionspartei im Bun-
destag, der Ministerpräsident eines Landes und 
später Kanzlerkandidat, sich darauf einließ, bei Ge-
sprächen mit Wirtschaftsvertretern immer wieder 
größere Bargeldbeträge entgegenzunehmen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr 
wahr! Unglaublich!) 

Nicht nur ist das Verfahren der Barzahlung an 
Stelle einer ordentlichen Überweisung anrüchig, 
auch die Zahlung gerade an diesen Empfänger, ei-
nen Spitzenpolitiker, ist es. Womit sollen denn wohl 
diejenigen, die keine dicken Geldumschläge dabei 
haben, bei Gesprächen mit ihm ihre Argumente un-
terstreichen? 

(Beifall bei der SPD) 

Führt man sich das Bild dieser Geldübergaben vor 
Augen, so ist doch nur einleuchtend, wenn die 
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„Westfälische Rundschau" am 9. November 1984 
schreibt: 

Immer dringlicher wird der Verdacht, daß der 
deutsche Wähler in seiner vom Grundgesetz ga-
rantierten Rolle als alleiniger Souverän harte 
Konkurrenz hat; die Deutsche Mark. 

Meine Damen und Herren, diese Debatte könnte 
auch für den Bundeskanzler eine große Chance 
sein. Er könnte hier eindeutig erklären, daß die Vor-
gänge bei der Parteienfinanzierung nicht in Ord-
nung waren, daß sie Anlaß zur Kritik gegeben ha-
ben. Er könnte die Kritik als berechtigt anerkennen 
und versprechen, daß er sich bemühen wird, das 
verlorene Vertrauen der Bürger durch rückhaltlose 
Aufklärung und eindeutige Konsequenzen wieder-
zugewinnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch ge-
sagt worden!) 

Er könnte eindeutig erklären, daß die Justiz ihr 
Amt ohne Ansehen der Person gegen Straftäter 
ausüben muß, auch wenn es Menschen trifft, die 
ihm nahestehen. 

Nichts von alledem hören wir vom Bundeskanz-
ler. Er hat sich nichts vorzuwerfen, sondern nur 
anderen. Vertrauensverluste ignoriert er. Aufklä-
rungsbemühungen sind für ihn Schmutzkampa-
gnen. Zu Konsequenzen ist er, wie wir wiederholt 
erlebt haben, erst bereit, wenn kein anderer Aus-
weg mehr bleibt. Die Justiz verfolgt nach seinen 
Erklärungen Unschuldige. Steuerhinterziehung und 
Beihilfe dazu sind, wenn sie nur im Zusammenhang 
mit Parteispenden begangen wurden, nicht zu bean-
standen, ja ehrenhaft und verdienstvoll. 

Diese Haltung des Chefs unserer Bundesregie-
rung droht sogar im Verhältnis zu den Mißständen 
und Fehlgriffen bei der Parteienfinanzierung zum 
schlimmeren Skandal zu werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bundeskanzler ist mit seinem Amnestievorha-
ben an der empörten Ablehnung der großen Mehr-
heit aller Bürger gescheitert. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Gott sei 
Dank!) 

Das allgemeine Rechtsbewußtsein, dessen Gefähr-
dung aus Anlaß von Demonstrationen und Hausbe-
setzungen so gern beklagt wird, hat sich eben in 
diesem Scheitern bewährt. Dr. Kohl aber hält un-
einsichtig an seinem anstößigen Bestreben fest. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Anstößig ist Ihre 
Rede und sonst gar nichts!) 

Daß er sich den Finanziers seiner Partei damit er-
kenntlich zeigen will, macht seinen skandalösen 
Umgang mit dem Recht nur schlimmer. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Mit der Amnestie selbst erfolglos, versucht er es 
mit Freisprüchen durch Kanzlerworte. In der Ge-
schichte der Bundesrepublik hat sich damit ein 
Bundeskanzler zum erstenmal so massiv in die Auf-

gaben der Justiz während laufender Verfahren ein-
gemischt, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das glauben Sie 
doch selber nicht, was Sie da erzählen!) 

daß sich Gericht und Staatsanwaltschaft in einem 
Fall bereits nachdrücklich wehren mußten. Der 
Verfahrensausgang in diesem Fall — im Fall Ma-
daus — übrigens zeigt: Die öffentlichen Freisprüche 
des Bundeskanzlers sind wertlos. Ich füge hinzu: 
Sie sind auch anmaßend. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Carstensen [Nordstrand] 
[CDU/CSU]: Genauso anmaßend wie die öf

- fentlichen Vorverurteilungen!) 

Beim Bundeskanzler bemerken wir keine Ein-
sicht; nicht einmal zum Stillschweigen ist er bereit. 
Unbeirrt und lautstark hadert er mit der Gerechtig-
keit, wie sie die Justiz ausübt. Man muß ihm unter-
stellen, daß er lieber heute als morgen auf die Am-
nestie zurückkommen würde. 

Mit dieser Haltung ist der Bundeskanzler im Be-
griff, das Vertrauen der Bürger zum Staat stärker 
zu erschüttern, als alle sonstigen Skandale es könn-
ten. Dadurch vereitelt er zugleich den Erfolg unse-
res gemeinsamen Bemühens um die Wiederherstel-
lung des Vertrauens; denn der Bürger kann sich 
nun einmal auf den Bestand von Recht und Gesetz 
nicht verlassen, wenn er damit rechnen muß, daß 
der Bundeskanzler selbst es ist, der sich daran ver-
greifen will. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Kanzler

-

amnestie!) 

Unsere Zweifel an der fachlichen Kompetenz des 
Bundeskanzlers haben wir Sozialdemokraten nach 
seiner Amtsübernahme nicht ausräumen können; 
wir haben hierfür vielfache Bestätigung gefunden. 
Doch nicht davon, sondern von Schlimmerem muß 
heute die Rede sein. Die Wende sollte ja nicht nur 
bessere Sachentscheidungen, sie sollte eine erneu-
erte politische Führung und moralische Orientie-
rung durch diesen Bundeskanzler bringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat sie auch!) 

Wir haben das damals für Wortgeklingel gehalten, 
dem bestenfalls keinerlei Taten folgen würden. 
Nicht erwartet haben wir, daß gerade auf dem Ge-
biet der politischen Moral die Hauptmängel dieser 
Regierung liegen würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Während wir die unzureichende fachliche Kompe-
tenz dieses Bundeskanzlers kritisierten, haben wir 
nicht geahnt, daß es ihm sehr viel mehr noch 
an moralischer Kompetenz für sein Amt fehlen 
würde. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Heuchlerische Reden sind das da 
vorne! Das ist doch unerhört! — Zurufe von 
der CDU/CSU: Heuchelei! — Schämen Sie 
sich! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Heute ist eben das Gesprächsthema im Inland und 
im Ausland. Man sieht die Maßstäbe, die dieser 
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Kanzler setzt, und erkennt immer mehr, daß sie 
verheerend sind. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord-
strand] [CDU/CSU]: Sie reden mit einer 
doppelten Moral! — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Biedermann und die Brandstifter!) 

Meine Damen und Herren, haben wir unter die-
sen Umständen überhaupt eine Chance, die Krise 
des Vertrauens der Bürger in die Politik zu been-
den? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sie bestimmt 
nicht! Hoffentlich sehen das die Leute! Sie 
wirken direkt abschreckend! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Ihre Partei hat 

diese Chance nicht mehr!) 

Wir Sozialdemokraten wollen mit unserem Ent-
schließungsantrag einen Versuch dazu machen. Er-
folgreich könnte er letztlich nur sein, wenn auch die 
Regierungsparteien, wenn besonders der Bundes-
kanzler zu besserer Einsicht fähig wäre. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Es trieft!) 

Das aber steht leider nicht zu hoffen. Wir müssen 
vielmehr fürchten, daß die Vertrauenskrise weiter 
schwelen wird. Es wäre nicht die erste lange schwe-
lende Krise, die erst damit ein Ende findet, daß der 
amtierende Bundeskanzler abtritt. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und Bei-
fall bei den GRÜNEN — Schulhoff [CDU/ 

CSU]: Mehr als dürftig!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Justiz. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Lassen Sie 
doch dem Kanzler den Vortritt!) 

Ich bin heute morgen hierhergekommen, um als 
Bundesminister der Justiz etwas zu sagen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der SPD) 

Mich darauf zu beschränken ist nach dem Ablauf 
der Debatte, insbesondere nach dem, was Kollege 
Dr. Schmude eben sagte, nicht so ganz möglich. Ich 
weiß nicht: Ist der SPD-Fraktion eigentlich klar, in 
welchem Umfange sie sich dem Bemühen, Vergan-
genes aufzuarbeiten und bessere Lösungen für die 
Zukunft zu suchen, verweigert, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

wie sie mit einseitigen Attacken und Angriffen hier 
in einer Massivität auftritt, daß man meinen sollte, 
ihr einziges Problem sei es, den Kanzler und andere 
aus der Unionsfraktion und aus der FDP-Fraktion 
in einer Weise zu attackieren, herabzusetzen, um 
das ganze Elend in diesem Lande auszubreiten, um 
vordergründigen Beifall auf ihren Karren zu la-
den? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen, daß dies 
schiefgehen wird. 

(Abg. Conradi [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Conradi, ich lasse jetzt keine Zwischenfra-
gen zu, weil ich gerade dabei bin, Ihnen in aller 
Deutlichkeit die Berechtigung abzusprechen, 

(Conradi [SPD]: Wir mußten Sie aber zwin

-

gen, die Akten herauszugeben!) 

mit dem moralischen Anspruch aufzutreten, daß es 
Ihnen um die Sache ginge. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das haben Sie sich selbst zerstört. Dies hier festzu-
stellen, ist notwendig. 

(Schulhoff [CDU/CSU]: Sie mogeln sich 
aus der Verantwortung!) 

Ich will, wie ich es vorgehabt habe, eine Reihe 
von Bemerkungen machen. Schon beim Deutschen 
Juristentag vor wenigen Wochen in Hamburg 
wurde über politische Institutionen in Krisenzeiten 
gesprochen. War das nur eine historische Betrach-
tung, oder ist dies ein aktuelles Thema? 

Ich meine, wir haben keine Krise unseres Staa-
tes. Wir haben auch keine Krise der Institutionen. 

(Sauermilch [GRÜNE]: Eine Krise des 
Redners!) 

Was wir haben, ist ein schwindendes Vertrauen in 
politische Repräsentanten. Ich muß da aufgreifen, 
daß diejenigen draußen im Lande, die sich heute die 
Zeit dafür nehmen, uns zuzuhören, wie wir uns mit 
einer solchen Frage auseinandersetzen, natürlich 
auch aufmerksam verfolgen werden, ob der Ver-
such unternommen wird, hier nur zu einem gegen-
seitigen Schlagabtausch zu kommen. Da wird es 
doch interessant sein, ob jeder bereit ist, nicht nur 
so in einem Nebensatz zu sagen: Auch wir haben 
mal eine Spende kassiert und nicht veröffentlicht, 
irgend etwas getan, was nicht hätte sein sollen. 
Nein, da wird schon mehr verlangt, und da sind die-
jenigen, die durch die Jahre in diesem Parlament 
und als politische Parteien in diesem Lande mitge-
wirkt haben, alle mit im selben Boot. Wer hier aus-
steigt, wird sich in einer Weise naß machen, wie 
ihm dies vielleicht heute überhaupt noch nicht so 
ganz klar ist. 

(Beifall bei der FDP und CDU/CSU — Con

-

radi [SPD]: Ihr habt euer Schäfchen im 
Trockenen!) 

Meine Damen und Herren, wir müssen uns mit 
den Fragen, die zur Debatte anstehen, auseinander-
setzen, denn das schwindende Vertrauen könnte 
Vorbote für Schlimmeres sein. Da dürfen wir natür-
lich nichts beschönigen. Da müssen wir klare Fra-
gen stellen. Mich interessieren als Jusitz- und damit 
auch als Verfassungsminister zunächst einmal eine 
ganze Reihe von Rechtsfragen zur Parteienfinan-
zierung, auch zur verfassungsrechtlichen Stellung 
des Abgeordneten. 
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Die Parteien machen in unserer parlamentari-

schen Demokratie das Volk handlungsfähig und ge-
ben ihm Einfluß auf die Staatsgewalt. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Das Volk 
macht die Parteien handlungsfähig, ist 

wohl richtiger!) 

Die Parteien sind Mittler zwischen dem Volk und 
dem Staat mit dem Rang einer verfassungsrecht-
lich abgesicherten Institution. Deshalb und aus kei-
nem anderen Grunde müssen die Parteien bei al-
lem Bestreben, wieder zu mehr Bescheidenheit zu 
kommen, über ausreichende Mittel verfügen, um ih-
ren Aufgaben nachkommen zu können. Deswegen 
ist die Hingabe von Spenden eben nicht nur legi-
tim, 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Und die 
Hingabe des Politikers an den Spender!) 

sondern in der Konsequenz der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts gut und notwendig. 

Da sind wir wieder bei dem Punkt. Wer dann 
antritt und sagt: „Auch ich habe natürlich Spenden 
bekommen. Nun  ja,  ich will es j a einräumen", wobei 
dies denn nur der Vor-Satz dafür ist, um anschlie-
ßend in der breiten Öffentlichkeit wie durch die 
Jahre wieder einmal den Eindruck erwecken zu 
wollen — meine Damen und Herren von der SPD —, 
als würde man sich im Regelfall wirklich nur von 
den Spargroschen der Witwen und Waisen ernäh-
ren, der stellt sich in einer Weise dar, die schon 
etwas Rührendes und ans Herz Gehendes hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Vogt  [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Rührend 

ist das hier auch!) 

Meine Damen und Herren, wir befinden uns in 
einem Zwiespalt. Wir befinden uns in einem Span-
nungsverhältnis; das muß man mal einräumen. Auf 
der einen Seite wird uns vom Bundesverfassungs-
gericht gesagt, daß wir uns als Parteien, von der 
Erstattung der Wahlkampfkosten abgesehen, nicht 
aus Staatsmitteln erhalten dürfen, auf der anderen 
Seite aber reichen Mitgliedsbeiträge nicht aus, um 
den Aufgaben gerecht werden zu können. Da wird 
es in der Zukunft ganz interessant sein, sich mal 
stärker dem Finanzierungswesen der GRÜNEN zu-
zuwenden. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Oh j a! — Vogt 
[Kaiserslautern] [GRÜNE]: Wir bitten um 

Zuwendungen, Herr Minister!) 

Sie ernähren sich j a in einem Umfange aus Staats-
mitteln, der mit den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts wohl kaum in Einklang zu bringen 
ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nun brauchen die Parteien Menschen und Insti-
tutionen, die ihnen Spenden geben. Wenn ich dies 
fast als einen Appell ansehe, weil es immer noch in 
den Ruch des Schlechten, des Anrüchigen zu brin-
gen versucht wird, so sage ich, daß man sich dabei 
j a nicht nur an die Wirtschaft oder an Mitglieder 
der politischen Parteien wendet; denn die politi-
schen Parteien sind Mittler für alle Wähler, auch 
für die politisch nicht Organisierten, und deswegen  

ist es auch ein Zeichen der Verbundenheit zu die-
sem Staat — ich sage: auch —, einer politischen 
Partei, der man nicht angehört, aber der man zu-
neigt, eine politische Spende zu geben. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Gerade in einer Situation, wo der Eindruck er-
weckt wird, als sei alles nur ein tiefer Sumpf, durch 
den selbst der moralisch Integre in hohen Gummi-
stiefeln nicht mehr trocken hindurchkäme, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: So ist es! Das 
war ein Höhepunkt Ihrer Rede!) 

muß es notwendig sein, einmal zu sagen, 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Gehen 
Sie mal mit Gummistiefeln in den Sumpf! 
Sie werden Ihr blaues Wunder erleben! Die 

Stiefel sind verloren!) 

was Sache ist und wie das oberste Gericht, das Bun-
desverfassungsgericht, uns die Handlungsweise 
vorgegeben hat. 

Wir sind uns alle einig, trotz mancher schrillen 
Töne in dieser Debatte, daß alle Versuche, den poli-
tischen Einfluß der Parteien zu kaufen, abzulehnen, 
zu verurteilen sind. Der Generalsekretär der CDU, 
Herr Geißler, hat zu Recht darauf hingewiesen, daß 
— dies gilt nicht für große Parteien; da ist es gleich, 
ob eine Partei 50% der Mandatssitze im Parlament 
hat oder 5% — Parteien wirklich nicht so leicht zu 
kaufen sind. Aber es geht um etwas ganz anderes. 
— Es geht um die Frage des bösen Scheins. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Es geht um die 
Frage des bösen Seins, Herr Engelhard!) 

Hier ist durch die Publizitätspflicht des Parteien-
finanzierungsgesetzes ein Instrument geschaffen 
worden, das uns künftig entscheidend weiterhelfen 
wird. Ich meine, daß die Vergangenheit nicht ver-
drängt werden darf, sondern daß wir uns redlich 
bemühen müssen, sie aufzuarbeiten. 

Nun sind die Ausgangslagen und die Sachver-
halte für die Vielzahl der anhängigen Verfahren 
höchst vielgestaltig. Es wird vielleicht erwartet, daß 
ich an dieser Stelle etwas zur Rechtslage sage. 
Meine Damen und Herren, ich werde mich hüten, 
nein. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Warum 
denn nicht? Verweigern Sie sich doch 
nicht, Herr Minister! — Zurufe von der 

SPD) 

— Wirklich, Herr Kollege Schmidt, ich werde mich 
hüten. Als Bundesminister der Justiz 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Müssen 
Sie etwas zur Rechtslage sagen!) 

will und darf ich mich nicht in schwebende Verfah-
ren einmischen. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Schmude 
[SPD]) 

— Es freut mich, daß dies den Beifall des Kollegen 
Schmude findet, der in wesentlichen Passagen sei-
ner Rede — er ist derzeit auch nicht in einem sol- 
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chen Amt — fast als der große Vorverurteiler vor-
her auf den Plan getreten war. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Vogt  [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Herr 
Schmude war der einzige, der geklatscht 
hat! Ich bitte das im Protokoll zu vermer-

ken!) 

Es ist Aufgabe der unabhängigen Gerichte, in je-
dem einzelnen Falle zu einer gerechten Entschei-
dung zu kommen. Der Deutsche Bundestag hat sich 
beschlußmäßig klar dagegen ausgesprochen, zu ei-
ner Erledigung der Verfahren durch eine Amnestie 
zu kommen, und dabei bleibt es auch. Dann bitte 
ich, nicht immer auf Umwegen die Fragen zu stel-
len, die bereits beantwortet sind. Ich hoffe jeden-
falls, daß die Anfragen des Kollegen Emmerlich 
zum Verhältnis zwischen Strafgerichtsbarkeit und 
Finanzgerichtsbarkeit mittlerweile schon beant-
wortet sind. Ich habe sie bereits abgezeichnet. 

(Zuruf von der SPD) 

Die Bundesregierung hat damit eine klare Antwort 
gegeben. Erwecken Sie in einer solchen Debatte 
nicht den Eindruck, als sollten hier von Regierungs-
seite oder der Mehrheit der Regierungsparteien her 
durch die Hintertür wieder irgendwelche Versuche 
in diese Richtung unternommen werden. 

Meine Damen und Herren, es gibt ein weiteres 
großes Thema, womit sich zu befassen unsere Auf-
gabe wäre, das Thema der Diskussion um den „glä-
sernen Abgeordneten". Nun ist es vielleicht einmal 
ganz interessant, sich in die Erinnerung zurückzu-
rufen, daß der Abgeordnete Dr. Linde, unser ehema-
liger Kollege, am 25. Juni 1980, damals als Bericht-
erstatter des Rechtsausschusses, hier im Hause 
ausführte: 

Ich möchte... ganz deutlich sagen, daß es ... zu 
bedauern ist, daß es entgegen früheren Ankün-
digungen ... nicht gelungen ist, über den öffent-
lichen Dienst hinaus das Verhältnis Beruf und 
Mandat auseinanderzuklamüsern, d. h., diese 
Frage umfassend, allgemeingültig und zutref-
fend zu regeln. Wir müssen offen sagen, daß wir 
dies nicht geschafft haben, daß es dafür keine 
zutreffende Regelungen gibt. 

Dann ist später der Versuch, ein Gesetz gegen 
den Mißbrauch der Abgeordnetenstellung zu schaf-
fen, erarbeitet von der Rechtsstellungskommission 
des Deutschen Bundestages, ebenfalls gescheitert. 

Ich meine, wir müssen die heutige Diskussion — 
das wird vom Bürger zu Recht erwartet — zum Aus-
gangspunkt und zum Anlaß nehmen, uns intensiv 
mit diesen Fragen auseinanderzusetzen und nach 
besseren Lösungen ehrlichen Herzens und mit 
nachdrücklichem Willen zu suchen. 

Nun hat das Bundesverfassungsgericht im 
Diätenurteil uns das sicher ganz realistische Bild 
des modernen Berufspolitikers gezeichnet, dessen 
verfassungsrechtlicher Status durch Freiheit, 
Gleichheit und Öffentlichkeit gekennzeichnet ist. 
Den öffentlichen Status des Abgordneten, der des-
sen Verantwortung gegenüber der Öffentlichkeit 
meint, konkretisiert das Bundesverfassungsgericht  

erstens in der Forderung nach einem Parlaments-
gesetz, zweitens in der Betonung der Notwendigkeit 
einer ausgewogenen, repräsentativen Zusammen-
setzung des Parlaments und drittens — darum geht 
es hier vor allem und ganz zentral — in dem Hin-
weis auf das Problem der sogenannten Beraterver-
träge. 

Mandat und Berufsausübung sowie sonstige Be-
schäftigungsverhältnisse neben dem Mandat sind 
nach der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts miteinander vereinbar. Ich meine, auch 
hieran müssen wir ganz strikt festhalten. Ein Be-
rufsausübungsverbot für Abgeordnete wäre mit 
Rücksicht auf die Freiheit des Mandats und des 
Grundrechtsstatus des Abgeordneten verfassungs-
rechtlich unzulässig. Ein solches Unterfangen wäre 
natürlich auch verfassungspolitisch im höchsten 
Maße unerwünscht, denn die Vielfalt unserer Ge-
sellschaft verlangt, daß im Bundestag auch Vertre-
ter der freien Berufe, selbständige Unternehmer 
und Handwerker, Frauen und Männer aus der pri-
vaten Wirtschaft ihren Platz haben und zu Wort 
kommen. Welcher Geschäftsmann, welcher Archi-
tekt, Arzt oder wer immer wäre noch bereit, ins Par-
lament zu gehen, wenn er damit gleichzeitig und 
endgültig all das von sich stoßen müßte, was er sich 
über Jahre hin mühsam aufgebaut hat. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Das fällt ei

-

nem Arbeiter schon leichter!) 

— Nein, nein. 

Dazu gehört überdies ein ganz anderer Gedanke. 
Die Entwicklung zum Abgeordneten als Lehrberuf 
— Azubi meine ich — wäre damit natürlich vorpro-
grammiert und kann ganz sicherlich der richtige 
Weg nicht sein. 

Nun, wir sind uns dahin einig, daß Verträge, die 
nur dem Ziel dienen, den Abgeordneten zum Lob-
byisten der Interessen eines Geldgebers zu machen, 
unzulässig sind. Deswegen müssen wir uns um grö-
ßere Transparenz, um größere Durchsichtigkeit be-
mühen. 

(Conradi [SPD]: Aber ganz vertraulich!) 

Allerdings ist vor Patentrezepten zu warnen. — 
Nein, nicht vertraulich. — Ich meine, die Erfahrung 
lehrt uns, daß eilfertige und nach einem publikums-
wirksamen Echo schielende Patentrezepte der 
Sache nur schaden. 

(Conradi [SPD]: Jetzt reden Sie von Geiß

-

ler!) 

Was wir brauchen, ist eine wohlüberlegte Lösung. 
Dazu hat die FDP-Fraktion — man mag dem mehr 
oder weniger zuneigen — bereits Vorschläge vorge-
legt, die zumindest einen guten Denkanstoß und 
Ausgangspunkt für weitere Überlegungen darstel-
len. 

Ich meine, daß wir uns bei der Beratung dieses 
Themas darum bemühen müssen, zu einer Ausge-
wogenheit zu kommen. Der Bürger hat ein Anrecht, 
klar hindurchblicken zu können, kann aber ande-
rerseits vom Abgeordneten und seiner Familie 
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nicht verlangen, ihr Leben vor einem öffentlichen 
Röntgenschirm zu verbringen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Nur von jedem 
Bürger kann man das verlangen!) 

Ich meine, daß die informationelle Selbstbestim-
mung, die das Bundesverfassungsgericht im Volks-
zählungsurteil für alle Bürger festgelegt hat, auch 
für den Abgeordneten gilt. 

(Conradi [SPD]: Jetzt auf einmal!) 

— Nicht „auf einmal"! — Da geht es natürlich nicht 
an, daß Datenschutzwächter sogar über die Füh-
rung eines innerbetrieblichen Geburtstagskalen-
ders — nicht etwa beschränkt auf die Damen, damit 
wir uns recht verstehen — ein großes Lamento an-
stimmen, aber auf der anderen Seite die ganzen pri-
vaten Vermögens- und Erbschaftsverhältnisse von 
Abgeordneten und ihren Familien total durchleuch-
ten wollen. Nein, ich meine, wir werden uns hier um 
eine sehr wichtige und richtige, aber um eine ausge-
wogene und vernünftige Lösung bemühen müssen. 

Ich sage als Justizminister in diesem Zusammen-
hang, was alle die Verfahren angeht, was alle die 
Beschuldigungen angeht, mit aller Deutlichkeit 
zum Schluß noch eines. Wer sich um die größere 
Wahrhaftigkeit und zu Recht um die Aufdeckung 
von Vergehen bemüht, dem muß natürlich auch 
daran gelegen sein, allen jenen, die unschuldig in 
Verdacht geraten sind, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Wer ist denn 
das?) 

seien es Abgeordnete oder andere, die Möglichkeit 
zur vollen Rehabilitierung zu gewähren. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es gibt — das soll am 
Schluß meines Beitrags stehen — ein Gedicht von 
Erich Kästner mit dem Titel „Moral". Dieses Ge-
dicht hat nur zwei Zeilen. Es lautet: 

Es gibt nichts Gutes, außer man tut es. 

Ich meine, diese Debatte sollte dazu dienen — 
nicht nur uns zu unterhalten, oder, wie Sie es für 
notwendig gehalten haben, in der schwersten Weise 
Beschuldigungen auszusprechen —, die Ergebnisse 
praktisch umzusetzen und dem, was wir denken 
und wollen, die Tat folgen zu lassen. Ich vertraue 
auf die Selbstreinigungskräfte dieser parlamentari-
schen Demokratie. Denn noch immer war in dieser 
rechtsstaatlichen und parlamentarischen Demokra-
tie die Möglichkeit, Mißstände einzusehen und zu 
beheben, besser als in jedem anderen Staats- und 
Regierungssystem. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schröder (Hannover). 

Schröder (Hannover) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich will eine Bemerkung  

zu dem machen, was Herr Geißler hier versucht 
hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der war gut, 
nicht?) 

Er hat versucht, vom Thema abzulenken. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Das hat er ganz gut gemacht, das ist gar nicht zu 
bestreiten. Aber das, was wir hier heute diskutieren, 
Herr Geißler, ist nicht die verfassungsrechtliche Zu-
lässigkeit der Rotation, sondern das, was wir heute 
zu diskutieren haben, ist die Frage, welche Rolle 
das große Geld in der Politik, speziell in Ihrer Poli-
tik, spielt. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Bei der Neuen Heimat! Sagen 
Sie doch einmal, was Sie von den Gewerk

-

schaften bekommen haben! — Repnik 
[CDU/CSU]: Sie haben es nötig! — Berger 
[CDU/CSU]: Halten Sie hier doch keine 
Wahlrede! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 
Davon abzulenken sollten Sie nicht versuchen. 

Daß Sie das versuchen, hat mich ja nicht über-
rascht. Das, was mich indessen empört hat, ist, daß 
Sie es gewagt haben, sich auf Herbert Wehner zu 
berufen, einen Mann, den Sie sein ganzes Leben 
lang diffamiert und malträtiert haben und den Sie 
jetzt hier in zynischer Weise als Kronzeugen für 
Ihre miese Argumentation benutzen. Das hat mich 
empört, Herr Geißler. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich halte solch ein Vorgehen für den Gipfel der Ver-
kommenheit; schlimmer geht's dann wirklich nicht 
mehr. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Pfui! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, ich habe in der En-

quete-Kommission „Jugendprotest im demokrati-
schen Staat" mitgearbeitet. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Das 
merkt man! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 
Ich war über die Distanz zwischen protestierender 
Jugend und demokratischem Staat erschrocken. Ich 
habe versucht, in dieser Arbeit mit den Jugendli-
chen zu reden. Ich habe festgestellt, daß das Miß-
trauen gegenüber der Politik abgrundtief war. Ju-
gendliche schrieben der Kommission, die auch Sie 
mit eingesetzt haben — ich zitiere aus dem Zwi-
schenbericht wörtlich —: 

Die Jugend 
— so schrieb man uns — 

könnt ihr nicht zum Patienten machen, wenn 
das System krank ist. Massive Kriegsvorberei-
tung, permanentes Risiko radioaktiver Verseu-
chung, 
(Pfeffermann [CDU/CSU]: So ein Quatsch 
wird nicht gerügt, aber andere Aussagen 
wohl! — Berger [CDU/CSU]: Das gehört 

jetzt wohl zum Thema?) 
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Ausbeutung der Dritten Welt, Umweltzerstö-
rung überall, „legales" Spekulantentum mit un-
serem Wohnraum, lügende Politikermäuler, das 
sind Symptome der Krankheit, die wir bekämp-
fen. 

(Repnik [CDU/CSU]: Sprechen Sie doch 
endlich einmal zur Sache!) 

— Nun lesen Sie das doch einmal, das steht in 
einem Zwischenbericht des Deutschen Bundesta-
ges, den Sie diskutiert und mit angenommen haben. 
Wollen Sie das denn alles vergessen? Ich habe in 
der Debatte mit den betroffenen Jugendlichen ge-
sagt: Politik ist anders. Es lohnt sich, sich politisch 
zu engagieren. Ich habe versucht, davon zu überzeu-
gen, 

(von Schmude [CDU/CSU]: Das haben an-
dere doch auch getan!) 

daß in der Politik nicht die Macht der Millionäre, 
sondern die Macht der Millionen zählt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter 
Schröder, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Sauter (Ichenhausen)? 

Schröder (Hannover) (SPD): Nein, keine Zwi-
schenfragen. — Ich sage Ihnen: Es ist heute nicht 
leichter geworden, mit kritischen Jugendlichen 
über das Thema Politik und Moral zu reden. Es ist 
sehr viel schwerer geworden. 

(von Schmude [CDU/CSU]: Ja, da tragen 
Sie eine Mitschuld, eine Mitverantwor-

tung!) 

Und wir sollten nicht davon ablenken, warum es 
schwerer geworden ist. Aber genau das hat Herr 
Geißler gemacht. 

Da gibt es doch den Jugendlichen, der sich dut-
zendfach beworben und immer noch keine Lehr-
stelle hat; da gibt es doch den Stahlarbeiter in Ge-
orgsmarienhütte und anderswo, der um seinen Ar-
beitsplatz bangt; da ist doch die Rentnerin, die kei-
nen Ausgleich für die Preissteigerungsraten be-
kommen wird; und da ist der Landwirt, der durch 
Ihre Politik an den Rand der Existenz gebracht 
worden ist. 

(von Schmude [CDU/CSU]: Das ist doch 
Ihre Politik gewesen! Unglaublich ist das! 
Sie haben das doch zu vertreten! — Pfeffer-
mann [CDU/CSU]: Das ist saudummes Ge-
quatsche! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Schreien Sie nur, ich rede für diese Menschen. — 
Alle  diese Menschen vertrauen darauf, daß man Po-
litik nur auf legalem Wege verändern darf. 

(Beifall bei der SPD) 

Nur der Weg der Legalität und der Anständigkeit 
soll begangen werden. Darauf vertrauen diese Men-
schen, die um ihre Existenz ringen. Und sie entdek-
ken dann, daß es für die Großen, für die Mächtigen 
im Lande Wege jenseits der Legalität, jedenfalls 

Wege jenseits der Moral zu geben scheint. Nicht 
daß in unserer Gesellschaft unterschiedliche Inter-
essen vertreten werden, ist der Skandal, sondern 
wie sie vertreten werden; das muß uns beschäfti-
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein Weiteres kommt hinzu — hier ist schon die 
Rede davon gewesen —: Die Menschen im Lande 
verstehen durchaus, daß Gesetzesverstöße bestraft 
werden. Dieses Verständnis ist Teil einer politi-
schen Kultur, die Recht vom Unrecht schon zu un-
terscheiden weiß. Da muß man sich gar nicht in 
Sonntagsreden beklagen. 

Aber was soll denn der Jugendliche denken, der 
wegen eines Kaufhausdiebstahls angeklagt und 
verurteilt wird, wenn er noch vor einem halben 
Jahr, Herr Geißler, Ihr Gerede über die Notwendig-
keit von Amnestien für Steuerstraftäter hören 
mußte? 

(Beifall bei der SPD) 

Was soll der denken, und wie wollen Sie den an 
demokratische Politik heranführen? 

Was sich mit der Affäre Flick verbindet, hat ge-
wiß viele Facetten. Die gefährlichste kann man, 
finde ich, nüchternen Zahlen entnehmen, wenn 
man sich die Mühe macht, diese Zahlen zu lesen. 
Nach den veröffentlichten Rechenschaftsberichten 
der Parteien haben in den Jahren 1969 bis 1983 offi-
ziell an Spenden ausgewiesen: Die SPD 8 % der Ein-
nahmen, die CDU/CSU 25 % der Einnahmen und die 
FDP 33 % der Einnahmen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Haben Sie die 
6 Millionen auch dabei?) 

Damit wird deutlich, wie der Grad der Spendenab-
hängigkeit der Parteien ist. Man kann sagen, die 
kleinste hängt sehr am Spendentropf. Mir kommt 
es darauf an, das einmal deutlich zu machen: Die 
FDP lag 1982 — und es ist wichtig, sich daran zu 
erinnern, daß das das Jahr der Wende war — sogar 
auf der Spendenintensivstation. 1982 war das 
schlechteste Jahr der FDP: Nur 4,5 Millionen DM 
an Spenden wurden verbucht, 5,5 Millionen DM an 
Mitgliedsbeiträgen. Es ist das einzige Jahr, in dem 
bei dieser Partei die Mitgliedsbeiträge über den 
Spenden lagen. 

Dann wurde die Wende vollzogen, und die Beloh-
nung blieb nicht aus. 1983 konnten schon wieder 
13 Millionen DM an Spenden auf FDP-Konten ver-
bucht werden, darunter sozusagen als letzte Rate 
auch jene 6 Millionen, die angeblich vom Steuer-
flüchtling Horten kommen sollen und deren Her-
kunft lange im Dunkeln geblieben ist. 

Wer sich — und ich weiß, worüber ich rede — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sind Sie da ganz 
sicher?) 

dieses Zahlenwerk zu Gemüte führt, kommt zu dem 
Schluß: Bei der Flick-Affäre ging es nicht nur um 
den Kauf einzelner Entscheidungen, sondern auch 
um den Kauf der FDP für eine andere Regierung. 

(Zuruf von der FDP: Unverschämtheit!) 
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Es ging um den Kauf einer Partei heraus aus Re-
formpolitik, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein 
Quatsch!) 

hinein in Wende-Politik. 

(Zurufe von der FDP) 

Das Geschäft ist, so scheint es, gelungen. Ob aber 
die Geschäftspartner an diesem Geschäft zugrunde 
gehen, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Was Sie hier sa-
gen, ist der Tiefpunkt der „Verkommen-

heit"!) 

dies, meine Damen und Herren, ist historisch noch 
offen. 

(Weitere Zurufe des Abg. Pfeffermann 
[CDU/CSU]) 

Wir werden gespannt abwarten können, wie sich 
diese Frage entscheidet. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU: Pfui!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich das Wort weitergebe, muß ich von 
hier oben für ein bißchen mehr Ordnung und parla-
mentarisches Verhalten sorgen. 

Herr Abgeordneter Schröder (Hannover), Ihr auf 
einen Abgeordneten bezogener Ausdruck „Gipfel 
der Verkommenheit" ist ein unparlamentarischer 
Ausdruck; den möchten wir hier nicht hören. 

Herr Abgeordneter Pfeffermann, Ihr Zwischenruf 
„Saudummes Gequatsche" ist hier mehrfach gerügt 
worden und wird heute wieder gerügt. Herr Pfeffer-
mann, wir möchten dies hier nicht wieder hören. 

(Beifall bei der SPD — Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]: Er meint das selbstkritisch!) 

Wir kommen zum nächsten Redner. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Stoltenberg. 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nach den beklagenswer-
ten und eigentlich unverständlichen Entgleisungen 
meines Vorredners möchte ich Sie auf den eigentli-
chen Sinn und Kern der Debatte zurückführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Ich kann zwischen dem, was die Sozialdemokrati-
sche Partei in ihrem Entschließungsantrag vorge-
legt hat, und den Tiefschlägen, die der Kollege 
Schröder hier ausgeteilt hat, auch keinen inneren 
Zusammenhang mehr erblicken, aber das ist j a Ihr 
Problem, nicht unseres. 

Es geht um Sachverhalte, es geht um Probleme, 
die uns und viele beschweren. Es geht darum, diese 
Sachverhalte aufzuarbeiten und Folgerungen für 
die Zukunft zu ziehen. Meine Damen und Herren, 
Selbstgerechtigkeit steht in dieser Debatte über die 

Stichworte „Flick" und „Parteispenden" keiner Par-
tei zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Deshalb sind die immer schrilleren Töne der Oppo-
sition, die wir bis zu dieser Stunde vernommen ha-
ben, im Ansatz vollkommen verfehlt. Sie sind un-
glaubwürdig. Sie dienen nicht der Klärung und ei-
nem notwendigen Neubeginn da, wo er erforderlich 
ist. Vielmehr sind sie Ausdruck des schlechten Ge-
wissens und der miserablen politischen Situation 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Wie bezeich-
nen Sie Ihre Situation? Das wäre interes

-

sant zu hören!) 

Herr Kollege Vogel hat mit satter Polemik gegen 
andere begonnen. Selbstkritik war bei ihm nur in 
Nebensätzen zu hören. Wir haben von ihm und vor 
allem von den folgenden Rednern unqualifizierte 
Attacken gegen den Bundeskanzler gehört, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Sind Sie der 
Oberlehrer des Parlaments, der alles zu be- 

urteilen hat?) 

die Fairneß und Anstand vermissen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Ja, Herr 
Studienrat! — Gegenruf von der CDU/CSU: 

Der hat keinen Anstand!) 

Ich sage ausdrücklich: So kann man Vertrauen 
nicht wiedergewinnen und festigen. Darin hat der 
Kollege Vogel ja recht: Alle demokratischen Par-
teien sind darauf angewiesen, nicht nur durch Re-
den, sondern durch Handeln in manchen Gruppen 
der Bevölkerung zweifellos erschüttertes oder ver-
lorengegangenes Vertrauen wiederzugewinnen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie waren doch für die 
Amnestie!) 

Darin stimmen wir überein. 

Aber es macht keinen Sinn, Herr Kollege Vogel, 
wenn Ihre Freunde hier im Tone des Anklägers 
über die 6-Millionen-Spende von Herrn Horten an 
die Freie Demokratische Partei reden und nichts 
sagen zu der 7,6-Millionen-Spende Ihres langjähri-
gen Schatzmeisters Nau. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kuhlwein? 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Nein, Herr Kollege 
Kuhlwein. Ich möchte jetzt im Zusammenhang re-
den wie auch meine Vorredner. 

(Kuhlwein [SPD]: Ich wollte Sie nach der 
Spendensammelstelle in Schleswig-Hol

-

stein fragen, Herr Minister!) 
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— Wir wollen uns von Ihnen gar nicht provozieren 
lassen. Die Provokationsversuche haben bisher 
schon ausgereicht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. Vo-
gel [SPD]: Wer provoziert denn hier? — 
Weiterer Zuruf des Abg. Kuhlwein [SPD]) 

Zwei Vorgänge sind es, die die Öffentlichkeit be-
unruhigt haben und die, wie ich glaube, heute Ant-
worten erfordern: einmal die schon angesprochenen 
Verfahren und Vorgänge um die Steuerbefreiung 
für den Veräußerungsgewinn der Firma Flick nach 
§ 6 b in den Jahren 1975 bis 1980. Da gibt es viele 
abenteuerliche Versionen. Die abenteuerlichste ha-
ben wir soeben von Herrn Kollegen Schröder ge-
hört: Das ganze Manöver Flick sei nur so zu verste-
hen, daß versucht worden sei, die Freie Demokrati-
sche Partei für einen Koalitionswechseln einzu-
kaufen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Ich muß Ihnen sagen: Das ist Ausdruck einer gera-
dezu absurden Phantasie für eine jedenfalls heute 
in den Grundzügen orientierte Öffentlichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Wie war es denn mit 
dem Amnestievorhaben, Herr Minister?) 

Zum zweiten geht es — das ist der Punkt, der uns 
alle trifft — um die Praxis bei bestimmten Spenden 
an alle Parteien, im Grunde in den drei Jahrzehn-
ten vor dem Jahr 1980, wenn man den Dingen sehr 
genau nachgeht. 

Zur Steuerbefreiung Flick ist natürlich ein ab-
schließendes Votum nicht möglich, weil der Unter-
suchungsausschuß seine Arbeiten noch nicht been-
det hat und weil es ja auch die erwähnten Verfah-
ren gibt, die einzelne berühren. Aber nach dem heu-
tigen Erkenntnisstand kann man nach meiner 
Überzeugung den damals verantwortlichen Bundes-
ministern der Sozialdemokratischen Partei und der 
Freien Demokratischen Partei kein unkorrektes, 
gesetzwidriges Verhalten vorwerfen. Ich sage das 
mit Blick auf alle, die in den Jahren 1975 bis 1980 an 
diesem Verfahren mitgewirkt und die Entscheidung 
öffentlich und auch parlamentarisch vertreten ha-
ben. Ich nehme hier niemanden aus. 

Aber dann muß auch Schluß sein mit den ver-
deckten oder offenen Versuchen, die wir heute in 
geradezu dilettantischer Weise wieder erlebt haben: 
die damalige Opposition, die CDU/CSU, und ihre 
führenden Politiker in Verbindung mit diesem Ver-
fahren der Steuerbefreiung ins Zwielicht rücken zu 
wollen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Penner? 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Nein, ich möchte im 
Zusammenhang reden! 

Ich sage das auch zu der erneut aufgelegten mise-
rablen Polemik insbesondere gegen den Bundes-

kanzler außerhalb und innerhalb dieses Plenar-
saals. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Sie profitie

-

ren doch davon!) 

Ich muß wirklich nach der Rede des Herrn Kolle-
gen Schröder die sozialdemokratischen Abgeordne-
ten fragen: Ist Ihnen jedes Gefühl dafür verlorenge-
gangen, daß Sie bei solchen Versuchen und Tief-
schlägen nur ihre eigene Glaubwürdigkeit aufs 
Spiel setzen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Ich habe ja Verständnis dafür, daß manche kämp-
ferische und auch harte Äußerung meines Freundes 
Heiner Geißler in den letzten Jahren bei Ihnen Wir-
kungen und eine bestimmte Empfindlichkeit hin-
terlassen hat. Aber diese eindrucksvolle sachbezo-
gene Rede von Heiner Geißler als den Gipfelpunkt 
der Verkommenheit zu bezeichnen, ist ein Tief-
stand der politischen Kultur in diesem Hause, der 
kaum noch zu übertreffen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und von den GRÜ

-

NEN) 

Meine Damen und Herren, unser Bundeskanzler 
Helmut Kohl hat in der öffentlichen Sitzung des 
Untersuchungsausschusses alle Fragen eindeutig 
beantwortet und alle Unterstellungen, was ihn be-
trifft, zurückgewiesen. Das Wiederaufwärmen be-
stimmter Reizworte aus diesen Wochen und aus 
diesen Sitzungen bringt Ihnen überhaupt nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will hier ganz klar sagen: Die bruchstückhaft 
bekanntgewordenen Aufzeichnungen leitender Mit-
arbeiter der Firma Flick bekunden Überlegungen 
und wohl zum Teil auch Versuche der Einwirkung 
auf die damals verantwortlichen Politiker und Be-
amten, die entschieden zu verurteilen sind. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Ich sage das hier ganz nachdrücklich. 

Aber um so wichtiger ist auch die Feststellung: Es 
gibt bis heute keinen Hinweis darauf 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

— Herr Kollege Vogel, ich spreche hier auch im 
Hinblick auf die durch solche Aufzeichnungen be-
troffenen Mitglieder der Sozialdemokratischen Par-
tei; 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

ich glaube, daß es richtig ist, daß wir hier einmal, 
jedenfalls gegen Schluß der Debatte, etwas offener 
und unvoreingenommener miteinander diskutie-
ren —, daß diese Versuche bei den damals verant-
wortlichen Politikern und Beamten erfolgreich wa-
ren. 

(Zuruf der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

Insofern ist es wichtig, daß aus heutiger Sicht in 
einer Zwischenbilanz die Integrität der Bundesre-
gierung und der damals Verantwortlichen sowie — 
worauf ich Wert lege — der beteiligten Beamten 



7456 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 102. Sitzung. Bonn, Freitag, den 16. November 1984 

Dr. Stoltenberg 
nicht ernsthaft in Frage gestellt werden kann. Es ist 
ein staatspolitisches Erfordernis, dies zu unterstrei-
chen, damit wir nicht in einem Sumpf gegenseitiger 
Unterstellungen und Verdächtigungen alle Schaden 
nehmen und, was schlimmer ist, unser Staat Scha-
den nimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der SPD — Strat-
mann [GRÜNE]: Sie sind noch nicht der 
Staat! — Zuruf der Abg. Frau Gottwald 

[GRÜNE]) 

— Die von mir gewählte Formulierung läßt kein sol-
ches Mißverständnis zu, Herr Kollege. Sie können 
das im unkorrigierten Protokoll nachlesen. Aber Sie 
müssen auch zuhören. 

Meine Damen und Herren, der zweite Punkt ist 
das Thema Parteispenden. Hier ist für alle Parteien 
manches aus der Vergangenheit aufzuarbeiten. Ich 
will das hier ausdrücklich unterstreichen. Wir ha-
ben das ja im Grunde in einer großen und breit 
angelegten Debatte am 24. Mai begonnen. Da ging 
es um das Stichwort privater Spenden sehr unter-
schiedlicher Größenordnung und Qualität, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Oho!) 

um das Thema von versteuerten Spenden, um das 
Thema 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Der nicht ver-
steuerten Spenden!) 

der Rolle der Berufsverbände. Ich erinnere daran 
und sage das erneut, weil dies immer wieder in zum 
Teil bösartiger Weise in der Öffentlichkeit ver-
wischt wird: Nach dem Gutachten des Bundesfi-
nanzhofs aus dem Jahre 1952, ausdrücklich auch 
bekräftigt in der Rechtmäßigkeit durch ein Schrei-
ben des damaligen Bundesfinanzministers Matthö-
fer aus dem Jahre 1980, haben über Jahrzehnte hin-
weg alle demokratischen Parteien hohe Millionen-
beträge aus Beitragseinnahmen von Berufsverbän-
den — Gewerkschaften genauso wie Arbeitgeber-
verbänden — bekommen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

— Weil ja der Eindruck erweckt wird, Herr Kollege 
Vogel, trotz der Klarstellungen nach dem 24. Mai, 
als ob dies alles in ein Zwielicht gerückt werden 
müßte. Deswegen unterstreiche ich das hier noch 
einmal sehr nachdrücklich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD] — Zuruf 

des Abg. Schily [GRÜNE]) 

Und es geht um die nach heutigem Erkenntnisstand 
problematischere Rolle der sogenannten Förderver-
eine, von denen es nicht nur einen gab, sondern 
unter denen nach undementierten Pressemeldun-
gen — Sie haben sie nicht dementiert — auch För-
dervereine waren, die der Sozialdemokratischen 
Partei in den vergangenen fünfzehn, zwanzig Jah-
ren Mittel zufließen ließen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wo denn? Wo denn 
bitte?) 

— Ich beziehe mich hier auf die Veröffentlichungen 
über ganz bestimmte Organisationen. Und wenn 
Sie das dementieren können — — 

(Conradi [SPD]: Sie sollten sich in Rhein

-

land-Pfalz umsehen!) 

— Na, es gibt bestimmte Fördervereine, die nach 
nicht dementierten Meldungen auch der Sozialde-
mokratischen Partei — — , 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich bin gern bereit, Ihnen die Presseartikel zuzu-
leiten. Wir können uns darüber unterhalten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Konkret!) 

Es geht 

(Dr. Vogel [SPD]: Konkret!) 

um die ganz besondere Rolle der Stiftungen. — Wis-
sen Sie, Sie haben sich vorhin so über lärmende 
Zwischenrufe beklagt. Jetzt sind Sie derjenige, der 
in diesem Augenblick am meisten lärmt in diesem 
Haus, Herr Kollege Vogel. 

(Dr. Vogel [SPD]: Was? Ach!) 

Das ist alles sehr merkwürdig bei einer ganz ruhi-
gen Rede. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hier gibt es einige offene Fragen, die heute noch 
nicht abschließend beantwortet werden können. Ich 
unterstreiche, was ich hier am 24. Mai gesagt habe: 
Nach den mir zugänglich gewordenen amtlichen Er-
kenntnissen und Informationen über die Rolle der 
Finanzverwaltung in den letzten 20, 25 Jahren gibt 
es keinen Grund für pauschale Attacken und Ver-
dächtigungen gegenüber der Finanzverwaltung des 
Bundes und der Länder. Ich sage das heute noch 
einmal hier, Herr Kollege Vogel. 

(Dr. Vogel [SPD] [zur Regierungsbank deu

-

tend]: Da sitzt er! — Dr. Schmude [SPD]: 
Fragen Sie den da!) 

— Das ist doch gut. Ich habe keine solche Äußerung 
heute gehört. Aber sollte sie irgenwo gefallen sein, 

(Zurufe von der SPD) 

hindert mich das doch nicht, meine persönliche 
Überzeugung auch in der amtlichen Verantwortung 
des Bundesfinanzministers seit 1982 hier zu sagen. 

(Beifall bei CDU/CSU) 

Aber zu den offenen Fragen — ich formuliere 
dies nur als eine Frage und nicht als eine Insinua-
tion — gehört doch, weshalb bestimmte Förderver-
eine, deren Tätgkeit seit den 50er Jahren bekannt 
ist, die in den Einkommensteuerrichtlinien der 
staatlichen Behörden als förderungswürdig be-
schrieben sind und von denen über lange Zeit 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Meinen Sie die 
Geldwaschanlage? Oder was?) 

Spendenbescheinigungen an Spender ausgestellt 
wurden, die nie bekannt waren, bei Prüfungen über 
Jahrzehnte ohne Beanstandungen blieben. 

(Dr. Vogel [SPD] und Dr. Schmude [SPD]: 
Wo denn?) 
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— Das ist ja nicht nur ein einziger Vorgang. Sie 
haben immer sofort die Fixierung auf bestimmte 
Standorte und Personen. Seien sie etwas offener in 
der Betrachtung, Herr Kollege Vogel, etwas pro-
blembewußter und etwas selbstkritischer! Dann se-
hen Sie den notwendigen Klärungsprozeß besser 
als heute morgen in Ihrer Rede. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Ich habe den Eindruck — und deswegen ver-
meide ich, soweit Sie mich nicht direkt einladen, 
jede Polemik —, daß es für den Schlußteil dieser 
Debatte dem Ansehen dieses Hohen Hauses gut be-
kommt, wenn wir uns nun alle über die Grenzen der 
Parteien hinweg auf die Sachfragen konzentrieren. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aber konkret bitte! — Fi-
scher [Frankfurt] [GRÜNE]: Sagen sie das 

den Angehörigen der Union!) 

Das bewegt viele Menschen. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Fischer [Frank-
furt] [GRÜNE]) 

— Bei Ihnen ist der Appell nicht so aussichtsreich, 
Herr Fischer. Ich wiederhole ihn trotzdem. 

Wenn dies offenkundig so ist, dann stellt sich na-
türlich die weitergehende Frage — die ich auch nur 
als Frage formuliere, damit Sie mir nicht wieder 
unterstellen, ein Bundesminister wolle hier unange-
messen auf die unabhängige Justiz einwirken —: 
Ist unter dieser Prämisse Vertrauensschutz nicht 
jedenfalls für die sehr große, die überwältigende 
Mehrheit der Spender geboten, auch wenn sie über 
Jahrzehnte den hier beschriebenen Weg gegangen 
sind? 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Nicht gewährlei-
stet!) 

Hier ist eine rechtsstaatliche Klärung durch die un-
abhängigen Gerichte selbstverständlich der gebo-
tene Weg, zu Antworten zu kommen. 

Aber ich stelle diese Frage, weil ich mit Bestür-
zung sehe, daß unbescholtene Bürger, die jetzt von 
solchen Verfahren erfaßt sind, vorweg nicht nur kri-
tisiert, sondern zum Teil auch vorverurteilt wer-
den. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das ist nicht der 
Punkt der Diskussion! Kehren Sie zum 

Thema zurück!) 

Und das muß jeden, der einmal Bundesjustizmini-
ster einer früheren Regierung war, Herr Schmude, 
Herr Vogel, doch genauso bestürzen, wie es mich 
und die große Mehrzahl der Kollegen in diesem 
Hause bestürzt. 

(Zuruf der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]  — 
Dr. Schmude [SPD]: Konkrete Tatsachen!) 

Was muß noch aufgearbeitet werden? 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Ja, das ist die 
Frage!) 

Ich sage ein paar — — 

(Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Eine rich

-

tige Wiederaufbereitungsanlage! — Heiter

-

keit bei den GRÜNEN) 

— Über die reden wir in einem anderen Zusammen-
hang, Herr Kollege Fischer. — Aber gerade dem 
kritischen linken Bewußtsein 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE]) 

sollte doch der Begriff „Aufarbeitung" geistiger Tat-
bestände oder politischer Probleme nicht völlig 
fremd sein. Ich nehme nicht an, daß Sie sich in 
Frankfurt so weit von der ernsthaften Wissenschaft 
entfernt haben, daß Sie über eine solche Formulie-
rung nur noch ironisch lachen können. Das ist kein 
gutes Zeichen für Sie und ihren geistigen Bewußt-
seinsstand. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was muß noch aufgearbeitet werden? 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Es gibt keinen Grund, von einer Krise der Justiz 
zu sprechen. Aber es ist eine schwere Belastung, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Für die Regie

-

rung, das ist wahr!) 

wenn über Jahre hinweg aus dem Bereich der Ju-
stiz, insbesondere des Landes Nordrhein-Westfalen, 
immer wieder vertrauliche, zum Teil rein private 
Unterlagen aus den Akten der Ermittlungsbehör-
den gezielt an bestimmte Presseorgane, jene, die 
der unvergeßliche Konrad Ahlers einmal als 
„Kampfpresse" bezeichnet hat — und da er selbst 
bei einem dieser Organe jahrelang mitgearbeitet 
hatte, wußte er, wovon er sprach —, weitergegeben 
werden und diese zum Anlaß für personenbezogene 
Kampagnen und Vorverurteilungen gemacht wird. 
Es kann in einer solchen Debatte nicht unerwähnt 
bleiben, daß das rechtsstaatliche Grundsätze be-
rührt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es bleibt auch ein Problem für den Deutschen 
Bundestag, das sicher aufgearbeitet werden muß: 
Wir haben in den letzten Wochen erlebt, daß Unter-
lagen, die nach dem erwähnten Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts das Steuergeheimnis und an-
dere Grundsätze berührten und die von amtlichen 
Stellen, insbesondere aber auch von dem zuständi-
gen Gericht, dem Untersuchungsausschuß des Par-
laments zugeleitet worden waren, in kürzester 
Frist, wie mir verläßliche Beteiligte, verläßliche 
Mitbürger, sagten, zum Teil in Fotokopien, hier in 
Bonn breit gestreut und dann mit unterschiedlicher 
Tendenz selektiv veröffentlicht wurden. Dies be-
rührt — ich sage das in allem Respekt als Mitglied 
des Deutschen Bundestages — uns als Parlament. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Man wird sicher nicht polemisch, sondern mit gro-
ßem Ernst auf diesen Vorgang zurückkommen müs-
sen. 

Natürlich haben wir Kritik bekommen — das ist 
doch auch die Aufgabe der Opposition —, als das 
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Bundesverfassungsgericht in dieser Frage gegen 
die Rechtsauffassung der Bundesregierung ent-
schieden hat. Es war übrigens die Rechtsauffassung 
der Bundesregierung und von elf Ländern. Wir ha-
ben sie vorher mit den Finanzministern der Länder 
abgestimmt, in der traditionellen Einschätzung des 
Rangs des Steuergeheimnisses. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat j a in seiner Entscheidung diesen 
Standpunkt der absoluten Schutzwürdigkeit des 
Steuergeheimnisses nachdrücklich bekräftigt. Aber 
es hat in dem Beschluß über die Verpflichtung zur 
Verfügungstellung aller Akten unterstellt — und 
dem hat sich dann auch das Landgericht Bonn mit 
einem entsprechenden Verhalten angeschlossen —, 
daß vertrauliche Akten, sei es im Hinblick auf das 
Steuergeheimnis, sei es im Hinblick auf den Daten-
schutz, sei es im Hinblick auf das Geschäftsgeheim-
nis, sei es im Hinblick auf den privaten Bereich von 
Mitbürgern — denn wie ich höre und lese, spielen 
in dem, was herübergegeben und dann verteilt wur-
de, sogar Scheidungsakten eine Rolle —, im parla-
mentarischen Untersuchungsausschuß — in allen 
seinen Mitgliedern und in allen Mitarbeitern — 
denselben strengen Regeln unterworfen werden, 
wie es in einem Finanzamt oder in einer anderen 
Behörde auch geschieht. Und nun muß ich hier 
nach acht Wochen sagen, ohne Verantwortlichkei-
ten feststellen zu können 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

— das kann ich nicht, Herr Kollege Vogel; ich werde 
mich hüten, Verdächtigungen in bezug auf Perso-
nen oder Gruppen auszusprechen, sondern ich muß 
den Tatbestand feststellen —, daß angesichts des 
tatsächlichen Verhaltens von Beteiligten, wer im-
mer das war, diese Einschätzung des Bundesverfas-
sungsgerichts eine Fehleinschätzung gewesen ist. 
Das sage ich in aller Öffentlichkeit, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das erfüllt mich als Bürger, als Politiker und natür-
lich auch in meinem Amt als Bundesminister der 
Finanzen mit tiefer Sorge. 

Hier ist, wen immer das trifft, im Verursachen — 
in  der Wirkung trifft es uns alle —, ein schlimmes 
Beispiel gesetzt, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

ein tiefer Eingriff in rechtsstaatliche Prinzipien des 
Vertrauensschutzes für den Privatbereich, eine fak-
tische Gefährdung auch des Steuergeheimnisses 
gegeben. Und man muß das zu diesem Zeitpunkt, 
auch in diesem Zusammenhang, öffentlich markie-
ren, weil die Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts doch bedeutet, daß nicht nur Untersu-
chungsausschüsse des Deutschen Bundestages, 
sondern auch von elf Landtagen — so muß man die-
sen Beschluß wohl auslegen — dieselben Rechte 
haben. 

Wenn hier nicht zu einem Zeitpunkt, den das 
Hohe Haus, der Präsident, der Ältestenrat bestim-
men, dieser Vorgang aufgearbeitet wird — ich sage 
das noch mal, Herr Fischer, auch wenn es Sie amü-
siert — und daraus Konsequenzen gezogen werden,  

haben wir einen tiefen Einbruch in den Schutzbe-
reich des privaten, des persönlichen Lebens, des 
Datenschutzes. Wie grotesk mutet es doch an, 
meine Damen und Herren, wenn bei bestimmten 
Themen die Ansprüche des Datenschutzes pole-
misch so überdehnt werden, daß ich dem nicht 
mehr folgen kann? Was für eine — zum Teil künst-
liche — Erregung gibt es bis in Gruppen dieses 
Hauses zur Zeit über die Frage, ob der fälschungssi-
chere Personalausweis ein Kennzeichen hat oder 
nicht. Darüber erregen sich Leute, und eine breite 
deutsche Öffentlichkeit schweigt, wenn hier letzten 
Endes doch in Verantwortung des Deutschen Bun-
destages in diesen Wochen gegen elementare 
Grundsätze des Persönlichkeits- und Datenschutzes 
in schlimmster Weise verstoßen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Sie waren doch 
sonst nicht so empfindlich! — Zuruf des 

Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Dies sage ich nun auch, ohne hier nun in die von 
Ihnen, Herr Kollege Vogel, insinuierte Journalisten-
schelte einzustimmen; das habe ich nicht vor: Es 
muß nun auch einmal aufhören, daß diejenigen, die 
in ihrer publizistischen Verantwortung das Ge-
schäft mit solchen Vertrauensbrüchen und Rechts-
verstößen machen, hier als die großen Helden oder 
Enthüller, die Leitbilder in der deutschen Öffent-
lichkeit dargestellt werden. Das kann man auch 
nicht weiter so machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Sagen Sie 

doch mal was zur Amnestie!) 
Herr Kollege Vogel, bei aller Bedeutung des ge-
schriebenen und angewandten Rechts: Wirksamer 
als manche Rechtsvorschrift ist auch die Verurtei-
lung bestimmter Praktiken in einer aufgeklärten 
öffentlichen Meinung. Wenn das wirksamer gesche-
hen würde unter Beteiligung führender Politiker 
der Sozialdemokratischen Partei, dann stünden wir 
etwas besser da, als wir alle miteinander gegenwär-
tig wohl in dieser Situation stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schmidt (Hamburg)? 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Jawohl, Herr Kollege 
Schmidt. 

Schmidt (Hamburg) (SPD): Herr Kollege, würden 
Sie so liebenswürdig sein, bei der letzten Feststel-
lung, der ich persönlich durchaus zustimme, nicht 
nur die Kollegen an der Spitze der sozialdemokrati-
schen Fraktion, sondern auch diejenigen an der 
Spitze Ihrer eigenen Fraktion einzubeziehen? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Ja. Ich akzeptiere Ih-
ren Hinweis, daß dies eine Aufforderung an uns alle 
ist, aber ich habe nach den Beiträgen der sozialde-
mokratischen Sprecher vom heutigen Vormittag — 
ich weiß nicht, ob Sie der Rede des Kollegen Vogel 
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folgen konnten — Grund, das mit besonderem 
Nachdruck an die Adresse der Führung der sozial-
demokratischen Fraktion zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage des Abgeordneten Schmidt 
(Hamburg)? 

Schmidt (Hamburg) (SPD): Akzeptieren Sie, Herr 
Kollege, daß ich persönlich Grund habe, es an die 
Adresse der führenden Kollegen Ihrer Fraktion zu 
sagen? 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU): Das kann ich ohne 
eine genauere Kenntnis dessen, was Sie in diesem 
Zusammenhang bewegt, nicht bewerten, Herr Kol-
lege Schmidt. 

(Zurufe von der SPD) 

— Das kann ich nicht. Ich kann mich nicht erinnern 
— ich darf das einmal ganz spontan sagen, Herr 
Kollege Schmidt —, daß Sie bei aller harten Kritik 
und vielleicht auch der einen oder anderen verlet-
zenden Bemerkung, die es in vielen Jahren aus den 
Reihen meiner Fraktion gegeben hat, in so unquali-
fizierter Weise angegriffen wurden, wie es soeben 
der Kollege Schröder, der vor mir gesprochen hat, 
gegenüber führenden Politikern der Koalition ge-
tan hat. Das muß ich hier nun doch spontan sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, natürlich ist die Frage 
— das will ich zum Schluß sagen —, was jetzt aufzu-
arbeiten ist, bei allen Bemerkungen gegenüber der 
Justiz in Nordrhein-Westfalen, gegenüber dem Par-
lament selbst insbesondere eine Frage an die demo-
kratischen Parteien. Auch hier muß man der selek-
tiven Vergangenheitsbewältigung widersprechen. 

Vor allem Herr Kollege Schmude hat an Initiati-
ven sozialdemokratischer Politiker für die rechts-
staatliche Klärung des Rahmenbereichs, des Um-
fangs legitimer Parteienfinanzierung erinnert. 
Aber ich will noch einmal daran erinnern, daß es 
unser Bundesvorsitzender Helmut Kohl war, der 
seit 1975 immer wieder auf eine neue, in den Gren-
zen eindeutigere und unbezweifelbarere Gesetzge-
bung für die Parteienfinanzierung hingearbeitet 
hat und der viele Jahre von der Sozialdemokrati-
schen Partei keinerlei Unterstützung gefunden 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will auch daran erinnern, daß es die niedersäch-
sische Landesregierung in der Verantwortung mei-
nes Freundes Ernst Albrecht war, die Ende der 70er 
Jahre durch eine Feststellungsklage die wichtige 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts her-
beigeführt hat, die von wesentlicher Bedeutung da-
für war, daß wir kurz nach dem Regierungswechsel 
endlich im Einvernehmen der neuen Koalition und 
dann auch mit Zustimmung der Sozialdemokrati-
schen Partei ein festes und klares Fundament in 
dem jetzigen Parteienfinanzierungsgesetz bekom-
men haben. Ich glaube, von diesem Fundament soll-
ten wir ausgehen. 

Ich unterstelle das, was für die Christlich-Demo-
kratische Union gilt, für alle demokratischen Par-
teien in diesem Hause: Parteispenden und Parteifi-
nanzierung bewegen sich in den letzten Jahren ein-
deutig auf klaren rechtsstaatlichen Grundlagen. 
Wir sollten das auch den Bürgern sagen, denn wir 
sind darauf angewiesen, nicht in erster Linie unter 
dem Vorzeichen der Spenden — das ist wichtig, 
aber nicht der entscheidende Gesichtspunkt —, 
wohl aber mit Vertrauenswerbung und Vertrauens-
bildung diese Krise zu überwinden. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: So etwas haben 
Sie auch verdammt nötig!) 

— Frau Kollegin, wir sind darauf angewiesen und 
Sie auch, selbst wenn Sie das noch nicht völlig 
begriffen haben. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Unser Problem 
ist diese Krise wirklich nicht!) 

Wenn man am Anfang einer politischen Bewegung 
und Partei steht, mag man Gründe haben, ein biß-
chen euphorisch und selbstgerecht zu sein. Aber 
auch Ihnen werden auf dem Wege Ihrer Partei 
Rückschläge und Krisen, mit denen Sie sich ernst-
haft auseinandersetzen müssen, nicht erspart blei-
ben. Das ist ein Grundgesetz für alle demokrati-
schen Parteien mit einer Tradition über Jahrzehnte 
und Generationen hinweg. 

Hier sollten wir uns zusammenfinden, die Pole-
mik, die leider einen Teil des Vormittags bestimmt 
hat, endgültig überwinden, uns den kritischen Fra-
gen wechselseitig stellen und dafür sorgen, daß un-
sere freiheitliche Demokratie mit ihren Institutio-
nen und ihren demokratischen Parteien nicht dau-
erhaft geschwächt, sondern gestärkt aus der Phase 
der gegenwärtigen Belastungen, wenn Sie es so 
wollen, der gegenwärtigen Krise hervorgeht. 

Schönen Dank. 

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schily. 

Schily (GRÜNE): Irgend jemand hat seine Uhr 
hier vergessen. Ich weiß nicht, wer es ist. — Herr 
Geißler. 

(Heiterkeit — Abg. Schily [GRÜNE] über

-

gibt Abg. Dr. Geißler [CDU/CSU] die Uhr) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
wäre dankbar, wenn mir die Zeit für die Übergabe 
der Uhr nicht auf die Redezeit angerechnet würde. 

(Heiterkeit) 

Nach dieser „Wiederaufbereitungsrede" zur „Ent-
sorgung der Koalition" durch Herrn Stoltenberg 
müssen wir uns, wie ich meine, die Frage stellen, 
was diese Debatte für einen Sinn haben soll. Ich 
glaube, sie hat nur dann einen Sinn, wenn es uns 
gelingt, einige einfache Wahrheiten gegen Vernebe-
lungs- und Vertuschungsversuche zu verteidigen. 

Dazu gehört erstens, daß wir politische und recht-
liche Fragen säuberlich trennen. In einem kann ich 
Herrn Geißler und den Kolleginnen und Kollegen 
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von der FDP und der SPD ohne weiteres zustim-
men, nämlich darin, daß Spenden an sich nichts 
Strafbares sind. Wenn wir es aber mit Spenden in 
einem gewissen Umfang zu tun haben, muß man 
gewiß eine Beurteilung der Bedeutung solcher 
Spenden in einem politischen Zusammenhang vor-
nehmen. Es ist die Frage zu stellen: Wie unabhän-
gig ist eigentlich eine Bundesregierung mit einem 
dahinsiechenden Koalitionspartner, der nur noch 
mit künstlichen Finanzinfusionen eines Herrn Hor-
ten am Leben erhalten werden kann? Diese Frage 
muß doch wohl gestellt werden, denn wir wissen ja 
aus den Äußerungen des früheren Bundespräsiden-
ten Scheel, daß sie FDP im vergangenen Jahr kon-
kursreif war, was uns nicht hindern sollte, vielleicht 
einige Zweifel an den Salzburger Anekdoten von 
Herrn Scheel zu haben. Aber das steht auf einem 
anderen Blatt. 

Wie unabhängig ist eigentlich eine Bundesregie-
rung, deren Koalitionspartner nur überleben kann, 
wenn er solche Finanzinfusionen erhält? 

(Zuruf der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

Gehen wir zu den Rechtsfragen über. 

Es ist die Behauptung in die Welt gesetzt und 
ständig wiederholt worden, es habe in der Vergan-
genheit einen gesetzlosen Zustand gegeben. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Man kann sich 
an nichts erinnern!) 

Das ist die schlichte Unwahrheit. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wer hat gesagt, daß es 
ein gesetzloser Zustand sei?) 

— Herr Kollege Bohl, „ein gesetzloser Zustand" ist 
wörtlich gesagt worden. 

Aber seit wann können denn eigentlich Unklar-
heiten der Rechtslage dadurch herbeigeführt wer-
den, daß man Gesetze und Verfassung ständig miß-
achtet? Das wäre ja eine fabelhafte Sache, wenn 
man Gesetze durch ihre Mißachtung abändern 
könnte. 

(Berger [CDU/CSU]: Zum Beispiel Hausbe-
setzer! — Zuruf von den GRÜNEN: Kleine 

Leute werden dafür eingesperrt!) 

Es gab eine kristallklare Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts seit 1958. Daran können Sie 
nicht vorbeigehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Aber sich an 

nichts erinnern!) 

Man muß von einem Vorsitzenden einer großen 
Partei erwarten, daß er schlichte Steuergesetze und 
auch Urteile des Bundesverfassungsgerichts zu le-
sen versteht. Wenn Sie von dem einfachen Bürger 
erwarten, daß er die teilweise komplizierte Materie 
des Steuerrechts durchschaut und befolgt, dann 
verlangen wir doch von Ihnen mindestens, daß Sie 
es nachvollziehen und sich an das Gesetz halten, 
wenn dort — im Einkommensteuergesetz, im Kör-
perschaftsteuergesetz — steht, daß nur bis zu einer 
gewissen Grenze Spenden an Parteien steuerlich 
berücksichtigt werden können. 

Wie will denn ein Finanzminister auftreten und 
Steuern beanspruchen, wenn die Parteien, die es 
verstanden haben, sich mit einigen Fördervereinen 
und anderen Spenden in die Kassen zu wirtschaf-
ten, so schluderig mit dem Gesetz und dem Recht 
umgehen? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn alles so mit rechten Dingen zugegangen ist, 
wenn Sie ein so untadeliges Rechtsbewußtsein hat-
ten: Warum haben Sie denn eigentlich den Versuch 
einer Amnestie, der erfreulicherweise gescheitert 
ist, gestartet? Was soll denn das für einen Sinn ma-
chen? Wenn alles so hervorragend war, konnten Sie 
doch in aller Ruhe die Einstellung der Verfahren 
und die Freisprüche abwarten. Wozu bedurfte es 
einer Amnestie? 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Weil Sie die Situation mißbrau

-

chen! — Gegenrufe von den GRÜNEN) 

Sie sind im übrigen schlecht beraten, meine Da-
men und Herren, wenn Sie sich auf eine angebliche 
Duldung durch Finanzverwaltungen berufen. Ein 
solcher Entlastungsversuch verfängt schon deshalb 
nicht, weil durch einen Bericht der Wochenzeitung 
„Die Zeit" einige Fakten zutage getreten sind, die 
den Verdacht stützen, daß während der Minister-
präsidentenzeit von Herrn Dr. Kohl in Rheinland-
Pfalz die Landesregierung die Überprüfung von 
Spendenkanalisationen behindert und möglicher-
weise verhindert hat 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Sehr interes

-

sant!) 

mit dem Ergebnis, daß später ein Steuerverzicht in 
Millionenhöhe erklärt worden ist. Sie sollten sich 
doch wohl nicht auf Ihre eigenen Versäumnisse 
oder womöglich Ihre eigenen Aktivitäten berufen, 
um dann zu sagen: Da ist eine Art von Vertrauens-
schutz zu berücksichtigen. 

Feiern Sie bitte nicht das Parteiengesetz sozusa-
gen als Beginn der Rechtsordnung oder der Rechts-
sicherheit! Das Gegenteil ist doch der Fall. Das Par-
teiengesetz ist ja ein Gesetzesvorhaben gewesen, 
mit dem Sie gerade etwas verfassungsrechtlich äu-
ßerst Bedenkliches eingeführt haben, was dem-
nächst zur Nachprüfung vor dem Bundesverfas-
sungsgericht ansteht, nämlich die Bevorzugung von 
Großspendern, wo eine Gleichstellung mit gemein-
nützigen Organisationen versucht wird. 

Zweiter Punkt in den Rechtsfragen: Ich habe 
manchmal den Eindruck, daß von CDU/CSU-Seite 
und FDP-Seite, aber auch leider von manchen So-
zialdemokraten die Vorschrift in Art. 21 des Grund-
gesetzes in Verbindung mit § 25 des Parteiengeset-
zes als eine Art Nebensächlichkeit angesehen oder 
dargestellt wird. Das Bundesverfassungsgericht hat 
aber gesagt: Es ist ein zentrales Gebot der Verfas-
sung, daß die Namen von Großspendern in den Re-
chenschaftsberichten erscheinen. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das könnte aber 
peinlich sein!) 
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Dieses zentrale Gebot haben Sie ständig und be-
wußt mißachtet. 

(Dr. Hackel [CDU/CSU]: Gucken Sie mal in 
die Richtung!) 

Das ist ein Verfassungsbruch ungekannten Ausma-
ßes. Dazu müssen Sie sich erst einmal äußern und 
sich hier nicht über andere Fragen verbreiten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Geißler, ich glaube, Sie sind gewiß ein ge-
scheiter Kopf, 

(Beifall bei der CDU/CSU — von Schmude 
[CDU/CSU]: Die einzig richtige Feststel-

lung bisher, Herr Schily!) 

was Sie nicht hindert, von Ihrer Gescheitheit häufig 
einen falschen Gebrauch zu machen. 

(von Schmude [CDU/CSU]: Sie schließen 
von sich auf andere!) 

Aber auf Grund Ihrer Gescheitheit haben Sie einen 
Sachverhalt sehr gut analysiert. Das war kürzlich 
in einer Fernsehsendung, die wir gemeinsam be-
stritten haben. Da haben Sie nämlich gesagt: Ab-
hängigkeit von Parteien entsteht dann, wenn die 
Transparenz nicht gewährleistet ist. Sie stehen 
dazu, ich sehe Ihr Kopfnicken. 

Wie war es denn in der Vergangenheit mit der 
Transparenz? Gucken Sie doch Ihre alten Rechen-
schaftsberichte an! Finden wir dort irgendwo den 
Namen Flick? Finden wir dort irgendwo den Namen 
eines einzigen Großspenders? Finden wir da den 
Namen der Deutschen Bank, die kürzlich erklärt 
hat, daß sie Großspenden geleistet hat? Finden wir 
diese Namen irgendwo? Also hat es offenbar eine 
Transparenz nicht gegeben. 

(von Schmude [CDU/CSU]: Oder den Na-
men des DGB!) 

In Ihrer Logik waren Sie in der Zeit nicht unabhän-
gig, sondern abhängig. So sieht es offensichtlich 
aus. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Geißler 
[CDU/CSU]: Diesen Fehler haben wir ge-
merkt! — Berger [CDU/CSU]: Deswegen 
haben wir es ja geändert! — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

Nun ist es notwendig, nicht salbungsvolle Reden 
über Selbstreinigung zu halten, sondern was gefor-
dert und notwendig ist, ist die Rückkehr zum 
Recht. Da geht es vor allem zunächst nicht um neue 
Gesetze — darüber können wir uns auch unterhal-
ten —, sondern wichtiger ist, daß die Bereitschaft 
überhaupt nur andeutungsweise erkennbar wird, 
daß die traditionellen Parteien bereit sind, sich an 
die bereits bestehenden Gesetze zu halten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Denn wenn Sie schon sagen und das immerhin ein-
gestehen — das begrüße ich —, daß Sie in der Ver-
gangenheit die Rechenschaftslegung nicht erfüllt 
haben, dann tun Sie es bitte doch heute. Diese Ver-
pflichtung zur Rechenschaftslegung, zur Namens-
nennung der Großspender verjährt nicht. Warum 
erfahren wir denn nicht wenigstens heute von Ih-

nen, wie viele Millionen in Ihre Kasse von Herrn 
Flick gespendet worden sind, wieviel von der Deut-
schen Bank, von Herrn Oetker, von Herrn Henkel 
und von wem immer? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — von Schmude [CDU/ 
CSU]: Das wissen Sie doch schon längst 

alles!) 

Bitte, legen Sie doch mal die Karten auf den Tisch! 
Das wäre der Beginn einer Selbstreinigungsaktion, 
aber nichts anderes. 

Wir möchten bitte auch nicht eine Anonymisie-
rung dieser Spenden. Auch heute lesen wir in den 
Rechenschaftsberichten nur irgendwelche Vereini-
gungen, hinter denen sich ganz andere Leute ver-
bergen: 

(Dr. Hackel [CDU/CSU]: Nau z. B.! — von 
Schmude [CDU/CSU]: Nau z. B.!) 

Staatsbürgerliche Vereinigung und ähnliches. Si-
cherlich auch Nau, da haben Sie völlig recht. Der 
Tadel gilt auch der Sozialdemokratie. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Da stimme ich Ihnen zu. Wir brauchen aber keine 
Anonymisierung, sondern eine Offenlegung. Alle 
Fakten müssen auf den Tisch. Sie haben heute auch 
Gelegenheit, Ihre Bereitschaft zur Selbstreinigung 
dadurch glaubwürdig zu machen, daß Sie unserem 
Vorschlag zustimmen, den wir bereits im vergange-
nen Jahr hier vorgebracht haben, daß der Untersu-
chungsauftrag des Untersuchungsausschusses auf 
alle Großspendenverbindungen der traditionellen 
Parteien erweitert wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn Sie wirklich nichts unter den Teppich kehren 
wollen — wie es in der Rede des Herrn Bundestags-
präsidenten, Herrn Jenninger, zu hören war —, 
dann holen Sie bitte auch das unter dem Teppich 
hervor, was bisher unter den Teppich gekehrt wor-
den ist. Es wird ein Prüfstein auch für die sozialde-
mokratische Fraktion sein, wie Sie sich hierzu ver-
hält, wie die schönen Worte und wie die Taten aus-
sehen, ob Sie bereit sind, uns zu folgen, den Unter-
suchungsauftrag auszuweiten, und ob Sie bereit 
sind, unserem Antrag zu folgen, daß dem Untersu-
chungsausschuß sämtliche Akten zur Verfügung ge-
stellt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Weil wir immerhin — mit der Horten-Spende — 
einen reuigen Sünder bei der FDP haben, sollte die 
CDU die Anonymität der 18 Großspenden, die in 
ihrem Rechenschaftsbericht von 1973 mit Beträgen 
zwischen 200 000 und 600 000 DM erscheinen, end-
lich einmal lüften. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Gott

-

wald [GRÜNE]: 18mal Flick! — Dr. Müller 
[CDU/CSU]: Wie ist das mit Nau?) 

Ich denke, es gibt einen Gesetzgebungsbedarf, ge-
wiß. Es gibt einen Gesetzgebungsbedarf nicht zu-
letzt auf Grund einer Entscheidung — die lange 
zurückliegt — des Bundesverfassungsgerichts vom 
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November 1975, in der das Bundesverfassungsge-
richt folgendes erklärt hat: 

Art. 48 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 38 Abs. 1 
GG verlangt gesetzliche Vorkehrungen dage-
gen, daß Abgeordnete Bezüge aus einem Ange-
stelltenverhältnis, aus einem sogenannten Be-
ratervertrag oder ähnlichem, ohne die danach 
geschuldeten Dienste zu leisten, nur deshalb 
erhalten, weil von ihnen im Hinblick auf ihr 
Mandat erwartet wird, sie würden im Parla-
ment die Interessen des zahlenden Arbeitge-
bers, Unternehmers oder der zahlenden Groß-
organisationen vertreten und nach Möglichkeit 
durchzusetzen versuchen. 

Diese Entscheidung hat wirklich aktuelle Bedeu-
tung. Ich denke, wir sollten sie im Gedächtnis be-
halten. 

Der Achtung vor der Verfassung, meine Damen 
und Herren, und dem Recht hat der Bundeskanzler 
durch zahlreiche Äußerungen in der letzten Zeit 
schweren Schaden zugefügt, nicht zuletzt durch 
seine unverantwortliche und hemmungslose Kritik 
an Staatsanwaltschaft und Justiz. Es gibt gewiß 
keine Staatskrise; aber dazu hat der Bundeskanzler 
kaum etwas beigetragen. Wenn es unter den Bür-
gern noch Vertrauen in die staatlichen Institutio-
nen gibt, dann verdanken wir das nicht zuletzt ei-
nem Mann, der sich als Finanzbeamter nicht ein-
schüchtern ließ, sondern gewissenhaft seine Beam-
tenpflichten erfüllt hat, Klaus Förster. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN und 
der SPD) 

Er ist ein Mann des aufrechten Ganges, der sich 
vorbildlich verhalten hat. 

In einer Hinsicht hat der Bundeskanzler kürzlich 
die Wahrheit gesagt: Es hat ihn niemand gezwun-
gen, Bundeskanzler zu werden. Das sollte ihm den 
Weg zu der Erkenntnis ebnen, daß ihn auch nie-
mand zwingt, Bundeskanzler zu bleiben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Adam-Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es gibt in der Diskus-
sion über die Finanzierung der Parteien in der Be-
völkerung begründete Empörung und verständliche 
Verunsicherung. Aber es gibt auch so viel unbe-
gründetes Pharisäertum, daß es schon fast uner-
träglich ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Vogel, Sie haben sich heute morgen darüber 
beklagt, daß die Unruhe hier im Saal entstanden ist. 
Aber, Herr Vogel, Sie selbst haben sie dadurch pro-
voziert, daß Sie zwar einige Dinge aufgezählt ha-
ben, daß aber bei dieser ganzen Tatsachenaufzäh-
lung die Sozialdemokraten überhaupt nicht vorge-
kommen sind. 

(Dr. Vogel [SPD]: Stimmt doch gar nicht! 
Sie hören ja gar nicht zu!) 

— Ich war die ganze Zeit im Saal, habe die ganze 
Zeit zugehört. Beim Nachlesen Ihrer Rede wird es 
sehr deutlich werden, daß Sie zwar irgendwo ganz 
pauschal gesagt haben: „Auch bei den Sozialdemo-
kraten ist da ja einmal etwas vorgekommen!", aber 
die Tatsachen verschwiegen haben. Und das provo-
ziert verständliche Unruhe hier im Hohen Haus. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/CSU 
— Dr. Vogel [SPD]: Die Unruhe hat ganz 

andere Gründe!) 

Herr Schily, ich glaube, in den nächsten Monaten 
werden Sie feststellen, daß die FDP quicklebendig 
ist. Mit Ihnen nehmen wir es mit Sicherheit auf. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lachen bei den GRÜNEN — Stratmann 
[GRÜNE]: Haben Sie schon wieder einen 

neuen Spender?) 

Meine Damen und Herren, begründete Empö-
rung herrscht in der Bevölkerung über die Versu-
che von seiten Industrieller, auf politische Ent-
scheidungen Einfluß nehmen zu wollen durch Geld-
zahlungen. Die Vermerke aus dem Hause Flick, die 
im Untersuchungsausschuß beleuchtet werden, sind 
von unglaublicher Arroganz und Wichtigtuerei. Die-
ses Verhalten, meine Damen und Herren, schadet 
allen Spendern aus der Industrie, die ohne den Wil-
len und ohne den Versuch einer unzulässigen Ein-
flußnahme politische Parteien unterstützt haben 
und in der Zukunft auch unterstützen werden. Es 
herrscht verständliche Verunsicherung bei vielen 
Bürgern darüber, ob nicht vielleicht doch etwas an 
der Behauptung sei, daß Politik käuflich sei. Meine 
Damen und Herren, ich schließe das aus. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Wer glaubt Ihnen 
das denn noch?) 

Ich schließe in diese Aussage ausdrücklich nicht 
nur meine eigene Partei ein, sondern auch die ande-
ren Parteien dieses Hauses. 

Um das vielleicht einmal nachzuprüfen, lade ich 
jeden zu unseren Parteitagen ein. Sie können sich 
auch durch die Fernsehberichterstattung in der Re-
gel darüber informieren. Wer immer einen solchen 
Parteitag erlebt hat mit seinen kontroversen Ab-
stimmungen und Diskussionen, dem muß es gänz-
lich abwegig erscheinen, daß die Meinungsbildung 
in meiner Partei programmierbar sei. 

Herr Schröder, zu Ihren Anmerkungen. Wir ha-
ben uns 1969 nicht abhalten lassen, die soziallibe-
rale Koalition einzugehen. Wir haben uns 1982 nicht 
davon abhalten lassen, die Koalition mit der CDU/ 
CSU einzugehen. Denn wir hielten es beide Male 
für richtig. Im nachhinein hat sich jeweils heraus-
gestellt, daß es richtig war. 

(Beifall bei der FDP) 

Ob und was an den Vorwürfen im Zusammen-
hang mit der Steuerbefreiung für die Transaktio-
nen des Hauses Flick dran ist, wird der Untersu-
chungsausschuß klären. Meine Damen und Herren, 
wir werden mit aller Energie in diesem Untersu- 
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chungsausschuß mitarbeiten, damit die Vergangen-
heit geklärt wird. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Legen Sie alles auf 
den Tisch, dann ist das klar!) 

— Von uns werden Sie alle Informationen bekom-
men können und erhalten, die wir zu geben in der 
Lage sind. Auch ich werde dazu beitragen. 

Meine Damen und Herren, es ist nur zu leicht 
verständlich, daß der Eindruck entstehen kann, alle 
hätten so gehandelt wie Flick, weil dieser Eindruck 
von den GRÜNEN und einem Teil der SPD mit gro-
ßem Eifer geschürt wird. Aber, meine Damen und 
Herren von der Opposition, haben Sie sich eigent-
lich schon einmal gefragt, wieviel Ungerechtigkeit 
auch gegenüber Ihren eignen Spendern aus der In-
dustrie in dieser pauschalen Diffamierung liegt, 

(Dr. Vogel [SPD]: Wer diffamiert denn?) 

auch der Spender, der sich völlig im Rahmen des 
Grundgesetzes und des geltenden Rechts bewegt 
hat? Wer immer nicht nach geltenden Gesetzen ge-
handelt hat, darf und wird nicht ungestraft davon-
kommen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist aber nicht Ihr 
Verdienst!) 

Ob allerdings Gesetzesverstöße überhaupt — Herr 
Schmude, von einem Rechtsstaatspolitiker Ihrer 
Qualifikation hätte ich eine solche Vorverurteilung 
wirklich nicht erwartet — 

(Dr.  Schmude [SPD]: Das ging um die 
Freisprüche!) 

und, wenn ja, in dem jetzt unterstellten Umfang 
vorliegen, dies sollte schnell durch rechtskräftige 
Urteile geklärt werden. 

Ich empfinde es als völlig unverständlich, daß in 
den Spendenverfahren Strafgerichte Urteile fällen, 
bevor ein Finanzgericht geklärt hat, ob Steuerhin-
terziehung überhaupt vorliegt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Da dies aber offensichtlich — bedauerlicherweise 
— immer so war — mir ist nicht verständlich, daß 
wir dieses Thema vorher nicht diskutiert haben; 
denn es erscheint mir ungerecht —, muß es wohl so 
sein, daß es jetzt nicht geändert werden kann. 

(Dr. Schmude [SPD]: Es ist gut, das zu 
hören!) 

Aber mußten denn die Spender nicht auch glauben, 
daß sie sich auf rechtlich einwandfreiem Boden 
befinden, weil die Finanzämter, Herr Schily, die 
Praxis ja tatsächlich so lange nicht beanstandet 
haben? 

(Conradi [SPD]: In London oder in Vaduz!) 

Gilt denn der Grundsatz des guten Glaubens in un-
serem Recht bei dieser Gruppe von Steuerzahlern 
nicht, während er doch sonst überall angewandt 
wird? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: Finanzamt in Florida! — 
Weitere Zurufe von der SPD und den GRÜ-

NEN) 

Die pauschalierte Vorverurteilung von Spenden 
aus der Industrie mit ihrer Ungerechtigkeit wird 
besonders von seiten derer gepflegt, die für sich 
immer in Anspruch nehmen, Gerechtigkeit herstel-
len zu wollen. 

(Abg. Schily [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Schily, ich kann wegen der Kürze der Zeit 
leider keine Zwischenfragen zulassen. 

Dies ist schwer zu ertragen. Denn hier spricht die 
Arroganz der Selbstgerechtigkeit. Aber, meine Da-
men und Herren von den GRÜNEN, wer sagt Ihnen 
denn, daß Sie in dieser Frage jetzt nicht nur des-
halb mit einer weißen Weste dastehen, weil es Sie 
in den 70er Jahren noch gar nicht gab? Wie schnell 
Sie die Unschuld verlieren, haben Sie ja gerade in 
den letzten Monaten deutlich gemacht; den Sie ha-
ben Ihre Unschuld verloren. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Gestern auch! 
— Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Sie sind hier im Bundestag die einzige Partei, die 
sich nicht an das Gebot des Verfassungsgerichts 
hält, daß sich eine Partei nicht überwiegend aus 
Staatsmitteln finanzieren darf. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Stratmann [GRÜNE]: Sie kennen die 
Rechtslage nicht! — Weitere Zurufe von 

den GRÜNEN) 

In Ihrem Rechenschaftsbericht für 1983 weisen Sie 
einen Anteil von mehr als 70% der Gesamtfinanzie-
rung aus der Wahlkampfkostenerstattung aus. 

(Stratmann [GRÜNE]: Klagen Sie doch!) 

Da gibt es jetzt — jetzt! — einzelne Äußerungen aus 
Ihren Reihen, daß man das ja durch Rückzahlung 
bereinigen könne. Aber Sie tun ja in dieser Frage 
genau das, was Sie anderen vorwerfen. Sie handeln 
nämlich — hoffentlich handeln Sie überhaupt — 
erst dann, wenn Sie durch die öffentliche Meinung 
dazu gezwungen werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das sind eben 

Heuchler!) 

Aber es gibt da bei den GRÜNEN noch einen wei-
teren Punkt: Ihr Bundesgeschäftsführer Walde be-
gründet den Einsatz von Mitteln aus der Wahl-
kampfkostenerstattung für die Finanzierung von 
Gärtnereien damit, daß die Finanzierung von Vor-
feldorganisationen schon Wahlkampf sei. Dies ent-
spricht aber nicht dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Verwendung der Wahlkampf-
kostenerstattung vom 3. Dezember 1968. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

In der Begründung hat sich das Verfassungsgericht 
ausrücklich nur auf die Erstattung der den Parteien 
direkt entstehenden Kosten bezogen. Dies, so denke 
ich, ist auch ein Gebot der Transparenz, die hier ja 
von allen Seiten des Hauses völlig zu Recht gefor- 
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dert wird. Also, bitte auch Transparenz bei den 
GRÜNEN! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Nickels [GRÜNE]: Das haben wir ja 

gemacht!) 

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, Sie 
versuchen, das Recht immer dort zu beugen, wo es 
Ihnen in den Kram paßt. Woher nehmen Sie eigent-
lich die Selbstgerechtigkeit, uns Vorwürfe zu ma-
chen? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von den GRÜNEN: Unverschämt-
heit! — Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Pharisäertum und Nicht-Wissen-Wollen bestim-
men die Auseinandersetzung über die Frage, wie 
sich Parteien denn überhaupt finanzieren sollen. 

(Schily [GRÜNE]: Sehr wahr! Dafür haben 
Sie den Beweis geliefert! — Dr. Hackel 

[CDU/CSU]: Rechtsbrecher sind das!) 

Wir haben sicher den Fehler gemacht, daß wir die 
öffentliche Diskussion darüber viel zu lange ver-
mieden haben. Alle haben das Geld genommen, das 
die Schatzmeister zur Verfügung stellen konnten. 
Aber niemand hat sich darum gekümmert, wieviel 
es war und woher es kam. Sonst hätte die Neuord-
nung der Parteienfinanzierung nicht immer wieder 
von selbsternannten Tugendwächtern und Sauber-
männern verhindert werden können. 

(Sehr gut! bei der FDP) 

Seit 1970 versuchen die Freien Demokraten — an 
ihrer Spitze Wolfgang Mischnick —, hier zu einer 
besseren und klareren Regelung zu kommen. 

(Conradi [SPD]: Ganz vertraulich!) 

Herr Vogel, entlarvend war ja Ihre spontane Äuße-
rung heute morgen. Auf einen Zwischenruf haben 
Sie gesagt, Sie hätten dem neuen Parteiengesetz 
deshalb zugestimmt, weil es in einigen Punkten 
Klarstellungen gebracht habe. 

(Dr. Vogel [SPD]: Verbesserungen!) 

— „Klarstellungen", haben Sie gesagt. Lesen Sie 
doch im Protokoll nach. 

(Dr. Vogel [SPD]: Verbesserungen!) 

— Sie haben „Klarstellungen" gesagt. — 

(Zurufe von der SPD) 

Genau in diesem Punkt widersprechen Sie der eige-
nen Argumentation, die aufzubauen Sie heute mor-
gen versucht haben. 

(Dr. Vogel [SPD]: Warten wir auf Karls-
ruhe!) 

In keiner Partei reichen die Mitgliedsbeiträge 
aus, um den notwendigen Eigenanteil an der Finan-
zierung zu sichern; Spenden sind nötig. Sie sind 
aber nicht nur nötig, sondern wir wollen sie, und sie 
sind auch verfassungspolitisch geboten; dazu ist 
heute morgen viel gesagt worden. Selbstverständ-
lich soll jeder Bürger die Partei finanziell unterstüt-
zen, die seinen politischen Willen am besten ver-
wirklicht, auch wenn er nicht Mitglied werden will. 

Bei der Unterstützung aus diesen selbstverständli-
chen Motiven ist kein Unterschied danach zu ma-
chen, ob ein Gewerkschaftler oder ein Industrieller 
der von ihm bevorzugten Partei etwas spendet, so-
weit er dies ohne die Erwartung eines bestimmten 
Vorteils tut. Deshalb sind wir gegen die Diffamie-
rung von Spenden nur von einer Seite. 

(Stratmann [GRÜNE]: Sie diffamieren sich 
doch selber!) 

Im übrigen ist die Spende von Herrn Horten doch 
gerade der beste Ausdruck dafür, daß der zunächst 
geäußerte Wunsch nach Anonymität ganz klar aus-
drückt, daß es hier eben keine Vorteile irgendwel-
cher Art geben sollte. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Vogel [SPD]: 
Das ist ja rührend!) 

Meine Damen und Herren, diese Einstellung ist die 
Regel. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist ja der Höhe

-

punkt!) 

Pharisäertum bestimmt die Diskussion heute 
morgen vor allen Dingen von seiten der Sozialde-
mokraten. Sie zeigen auf andere, aber Sie überse-
hen, daß Sie in der Vergangenheit eben auch ent-
scheidende Fehler gemacht haben. 

Ich hatte darauf gehofft, daß Sie Ihre Strategie 
heute anders aufbauen würden, und ich wollte die-
sen "Teil meiner Rede nicht unbedingt bringen. 

Aber Sie übersehen z. B. den Brief von Karl Kla-
sen, in dem er ganz eindeutig darauf hinweist, daß 
Sie in der Vergangenheit ebenfalls viel Geld von der 
Industrie bekommen haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es!) 

Herr Schmude, Sie übersehen, daß auch in der SPD 
Einzelpersonen unterstützt worden sind. Ich muß 
Ihnen dazu eine Aussage von Herrn Halstenberg, 
Ihrem früheren Schatzmeister, zitieren. Er schreibt 
nämlich in einer Erklärung vom 21. Mai 1984: 

Warum unsere Spender Diskretion wünschten, 

— da ging es um Anonymität — 

liegt doch auf der Hand. Die an der Sammlung 
Alfred Naus beteiligten Spender wollten die po-
litische Arbeit von Einzelpersönlichkeiten der 
SPD fördern, und nicht einmal dies sollte an die 
große Glocke. Als Schatzmeister konnte ich 
auch ein gewisses an der Kassenlage orientier-
tes Verständnis dafür nicht verweigern. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Abg. 
Dr. Schmude [SPD] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

— Ich habe leider keine Zeit mehr, Herr Schmude. 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie über-
sehen auch, daß die Herkunft der über 7,5 Millionen 
DM, die dem Nachlaß des verstorbenen Schatzmei-
sters Nau zugeordnet worden sind, verschleiert 
wird. Dabei reden Sie über Transparenz! Herr 
Brandt, Sie haben uns das vorgeworfen! Wann rei-
chen Sie endlich den Nachtrag zum Bundesgesetz- 
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blatt ein, den Nachtrag zu Ihrem Rechenschaftsbe-
richt, in dem all das offengelegt wird? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

Ich überlasse es im übrigen der Öffentlichkeit, dar-
über zu befinden, was ehrlicher ist, 

(Zustimmung bei der FDP) 

nämlich die Vergangenheit mit dem Namen eines 
Verstorbenen zudecken zu wollen oder tatsächlich 
offen zu sagen, was in der Vergangenheit falsch 
gemacht wurde. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU — Unruhe bei der SPD — Sehr 
gut! und Sehr richtig! bei der CDU/CSU — 
Conradi [SPD]: Frau Kollegin, reden Sie 
hier von Herrn Karry? Wen haben Sie ge- 

meint?) 

Die SPD übersieht auch, daß die Rolle der Ge-
werkschaften und der gewerkschaftseigenen Fir-
men bei der Finanzierung der Sozialdemokraten 
bisher noch nicht transparent gemacht worden ist. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

In Aufzeichnungen des früheren Schatzmeisters 
Halstenberg von 1980 werden etwa 2 Millionen DM 
aus dem Bereich der Gewerkschaften und der ge-
werkschaftseigenen Firmen aufgeführt. Im Rechen-
schaftsbericht für 1980, der im Bundesanzeiger ver-
öffentlicht ist, findet sich leider kein Hinweis auf all 
diese Beiträge, die weit über 100 000 DM gelegen 
haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört! — 
Wo sind sie denn geblieben?) 

Meine Damen und Herren von der SPD, schämen 
Sie sich eigentlich nicht Ihres Pharisäertums? 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Ich frage mich immer, wo denn eigentlich die auf-
rechten Sozialdemokraten geblieben sind, mit de-
nen wir einmal koaliert haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU — Dr. Vogel [SPD]: Die sind 
in der FDP! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Meine Damen und Herren, die Berufsverbände 
sind ins Kreuzfeuer der öffentlichen Diskussion ge-
raten, weil sie Parteien unterstützt haben. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Dabei ist der Öffentlichkeit bisher noch nicht aufge-
fallen, daß auch ein Teil der Mitgliedsbeiträge der 
Gewerkschaften den gleichen Regelungen wie die 
Beiträge an Berufsverbände unterliegt: Sie können 
zur Unterstützung von Parteien verwendet werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 30 %!) 

Bisher haben die Gewerkschaften die Öffentlich-
keit noch nicht darüber informiert, in welchem Um-
fang und zu wessen Gunsten sie von dieser Rege-

lung Gebrauch gemacht haben. Ich weiß nur, daß 
bei uns nichts angekommen ist. 

(Heiterkeit bei der FDP) 

Ich kann mir aber auch vorstellen, daß sich ein 
Gewerkschafter, der Mitglied der CDU ist, bren-
nend dafür interessiert, wieviel Geld die SPD be-
kommen hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Brandt [SPD]: Unerhört!) 

Ein Gewerkschafter, der Mitglied der SPD ist, wird 
sich sicherlich auch sehr dafür interessieren, wie-
viel die Sozialausschüsse der CDU bekommen ha-
ben. 

(Dr. Vogel [SPD]: Haben Sie schon einmal 
eine Gewerkschaft von innen gesehen? 
Wissen Sie überhaupt, was eine Gewerk

-

schaft ist?) 

Die SPD hat die Chance dieser Diskussion heute 
morgen verpaßt. Wir — ich sage das ausdrücklich 
im Namen der Freien Demokraten — stehen zu 
dem, was in der Vergangenheit passiert ist. 

(Dr. Vogel [SPD]: Da müssen Sie aber viel 
stehen!) 

Wir stehen zu dem, was in der Vergangenheit falsch 
gemacht worden ist. Wir haben mit der Neuord-
nung des Parteiengesetzes die Grundlage dafür ge-
schaffen, daß in diesem Bereich in der Zukunft 
Klarheit herrscht, die wir schon lange gewollt ha-
ben. 

(Conradi [SPD]: Warten wir Karlsruhe ab!) 

Wir wollen klare Regelungen, Regelungen auch für 
Bundestagsabgeordnete: mit einer angemessenen 
Überprüfung. 

Es ist schade, daß Sie heute morgen in dieser 
Debatte daran offensichtlich nicht interessiert ge-
wesen sind. Ich denke, Sie hätten der Demokratie 
einen guten Dienst erweisen können — auch wegen 
der Vertrauenskrise, von der Sie genauso betrofffen 
sind wir wir —, 

(Dr. Vogel [SPD]: Dazu brauchen wir Sie 
nicht!) 

wenn Sie heute morgen mitgemacht hätten, sich zu 
der Vergangenheit zu bekennen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Zu Ihrer Amnestie?!) 

zu dem, was auch Sie falsch gemacht haben, um 
dann aber für die Zukunft neue Gestaltungsmög-
lichkeiten zu eröffnen. 

Vielen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU — Dr. Vogel [SPD]: Bekennen zu 

Ihrer Amnestie?!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Glotz. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Jetzt kriegen 
wir Aufklärung über die 7,5 Millionen DM! 
— Jawohl, jetzt kommen Zahlen! — Wir 

sind ganz Ohr!) 
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Dr. Glotz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! 

(Zurufe von der CDU/CSU: Zahlen auf den 
Tisch! — Namen auf den Tisch! — Gläser-

ner Abgeordneter!) 

Wir haben heute viel über die noch junge Demokra-
tie Bundesrepublik gehört. Herr Kollege Geißler 
hat Aristoteles, Max Weber und Karl Popper zitiert. 
Mehrfach war sogar positiv von Herbert Wehner 
und Rudolf Breitscheid die Rede. Manchmal würde 
ich mich freuen, Herr Kollege Geißler, wenn von 
Sozialdemokraten, die sich noch nicht aus der akti-
ven Politik zurückgezogen haben oder die noch 
nicht tot sind, auch so positiv von Ihnen geredet 
würde. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das kann man ja leider nicht!) 

Ich liebe an sich Grundsatzdebatten. Ich liebe De-
batten, in denen Max Weber und Aristoteles vor-
kommen. Bloß, heute hatte ich häufig das Gefühl 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sagen Sie mal, 
wo Herr Nau das Geld her hatte!) 

— ich komme gleich zu allen Einzelpunkten —, daß 
die Bürger draußen, die uns zuhören, weniger etwas 
von Aristoteles und von Karl Popper hören wollen, 
sondern 

(Zuruf von der CDU/CSU: Woher der Nau 
das Geld hat!) 

mehr Konkretes zum Thema. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Das will ich gleich versuchen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Die Vertrauenskrise ist da. Das haben alle gesagt. 
Ich stimme Herrn Stoltenberg ausdrücklich zu: Wir 
werden nicht aus ihr herauskommen, indem eine 
Partei der anderen Fehler und Versäumnisse vor-
hält. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! — Link 
[Diepholz] [CDU/CSU]: Das müssen Sie 

Herrn Vogel sagen!) 

— Bitte, liebe Kolleginnen und Kollegen, geben Sie 
mir die Chance, einen Moment von dem Ton der 
Frau Adam-Schwaetzer abzurücken 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die war gut!) 

und den Versuch zu machen — wie es Herr Geißler 
und auch Herr Stoltenberg getan haben —, auf die 
Sache einzugehen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Reden Sie mal von 
Nau!) 

Aber auch die schnelle Erklärung, wir wollten 
keine Schlammschlacht, 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Damit hat 
Herr Vogel begonnen!) 

kann den Keim der Unglaubwürdigkeit in sich tra

-

gen. Wissen Sie, wir alle kennen j a das Argument, 
das häufig benutzt worden ist. Es lautet — es ist mir 

immer wieder einmal von vielen Kollegen gesagt 
worden —: Sozialdemokraten sollten aufhören, von 
Flick und Spendenpraxis zu reden; das nützt nur 
den GRÜNEN. Das mag j a so sein. Aber ich fürchte, 
etwas anderes ist ebenso klar. Wenn wir versuchen 
würden, uns über die Befürchtungen von Hundert-
tausenden von Menschen — und zwar den Befürch-
tungen, die sich in der Tat gegen alle Parteien rich-
ten —, daß sich diejenigen, die Spenden vergeben 
können, viel leichter als andere schwache soziale 
Gruppen durchsetzen können, hinwegzusetzen, 
würden wir ein Stück Handlungsfähigkeit dieses 
Parlaments preisgeben, was wir nicht tun dürfen. 

(Beifall bei der SPD — Berger [CDU/CSU]: 
Widersprechen Sie doch einmal dieser Be-

fürchtung!) 

Wir wissen doch, wie das Problem Flick häufig 
über das Sherryglas hinweg diskutiert wird. Da 
wird aufstöhnend gesagt: Wie kann ein so tüchtiger 
Mann wie der Brauchitsch so viel aufschreiben! 

Wissen Sie, damit, daß unsere Industriekapitäne 
beschließen, künftig weniger Aktennotizen zu 
schreiben, ist das Problem moralisch nicht aufzuar-
beiten, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Berger  [CDU/CSU]: Sie nähren die Be

-

fürchtungen!) 

auch nicht, wie gesagt, damit, daß wir es der öffent-
lichen Meinung zuschieben. Dazu ist ja genügend 
gesagt worden. 

Ich will nur noch auf folgende Punkte hinweisen. 
Die einzige Frage, die zählt — da gebe ich Herrn 
Geißler völlig recht —, ist die Frage, ob das, was an 
Angriffen kommt, richtig oder falsch ist. 

(Berger [CDU/CSU]: Nehmen Sie doch ein

-

mal Stellung dazu!) 

Das ist die Frage, die zählt. Eine Regierung, die 
Angriffe, deren Richtigkeit sie nicht bestreiten 
kann, dadurch unschädlich zu machen versucht, 
daß sie über die Motive der Angreifenden speku-
liert, hat, so fürchte ich, den Mechanismus von De-
mokratie nicht vollständig begriffen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich darf scherzhaft folgendes hinzufügen. Nur im 
Preußen des vorigen Jahrhunderts gab es das De-
likt der „Aufreizung zur Unzufriedenheit und des 
unehrerbietigen Tadelns der Regierung". Es ist mir 
klar: Der „Spiegel" hätte sich dieses Delikts längst 
schuldig gemacht. Aber Sie müssen sich damit ab-
finden, daß dieses Delikt nicht mehr in unserem 
Strafgesetzbuch steht. 

Friedrich Wilhelm IV, von Preußen hat einmal, 
als die Opposition Anfang der 40er Jahre immer 
größer wurde, den demokratischen Dichter Georg 
Herwegh empfangen. Das war eine große Sache. 
Das war so, als wenn Herr Kohl jetzt Herrn Aug-
stein empfinge. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch ein großer 
Dichter!) 
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Er hat einen Satz gesagt, der auch von Helmut Kohl 
stammen könnte, nämlich: „Ich liebe eine gesin-
nungsvolle Opposition." Das sagte Friedrich Wil-
helm IV. 

Wissen Sie, der Bundeskanzler einer demokrati-
schen Republik wird halt auch mit einer Opposition 
leben müssen, die er nicht für gesinnungsvoll hal-
ten sollte, falls er sie nicht für gesinnungsvoll hält. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Vahlberg? 

Dr. Glotz (SPD): Bitte schön, Herr Kollege. 

Vahlberg (SPD): Herr Kollege Glotz, Sie sprechen 
von richtigen und falschen Angriffen. Ihr Ge-
schäftsführerkollege Geißler hat in seinem Rede-
beitrag von großen Geldsummen gesprochen, mit 
denen die Gewerkschaften die SPD finanzieren. 
Könnten Sie das Haus einmal darüber aufklären, 
um welche Geldbeträge es sich im einzelnen han-
delt und wann sie geflossen sind? 
Könnten Sie uns darüber hinaus vielleicht sagen, 

wie das Abstimmungsverhalten der CDU-Mitglieder 
in diesen Gewerkschaftsvorständen ist, die über die 
Finanzierung der SPD befinden? 

(Berger [CDU/CSU]: Jetzt aber ran!) 

Dr. Glotz (SPD): Herr Kollege Vahlberg, ich glau-
be, Sie kommen mit dieser Frage dem dringenden 
Bedürfnis verschiedener Kollegen aus der CDU ent-
gegen, die mich schon immer dazu bringen wollten, 
gerade dazu zu sprechen. Also tue ich das jetzt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch zu Nau!) 
Herr Kollege Geißler hat an einer Fernsehsen-

dung teilgenommen, in der ich schon dargestellt 
habe: In der Amtszeit des Schatzmeisters Halsten-
berg und in der Amtszeit des SPD-Geschäftsführers 
Glotz hat es Zuwendungen aus Gewerkschaften in 
der Größenordnung von etwa 500 000 DM im Jahr 
gegeben, weitgehend Zuwendungen aus dem Be-
reich von Gewerkschaftsmitgliedern, beispielsweise 
Arbeitsdirektoren des Bergbaus und auch anderen, 
die der SPD aus ihrem Einkommen hohe Spenden 
gegeben haben, damit in einem Jahr eine solche 
Summe zusammenkommen kann. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Dann müssen die unwahrscheinlich viel 

verdienen!) 
Die Feststellung von Herrn Geißler wird Herr 

Breit sicher im einzelnen hinterfragen. Sie haben ja 
wörtlich vom DGB gesprochen. Lieber Herr Kollege 
Geißler, es gibt solche Zuwendungen „des" DGB 
nicht. Ich füge hinzu: Das, was mich jenseits von 
allem Hickhack am meisten empört, ist der Ver-
such, das, was aus dem Bereich der Gewerkschaften 
passiert, wenn Gewerkschaften beispielsweise die 
SPD unterstützen — nicht die Gewerkschaftsvor-
stände; denn das ist meistens durch die Satzungen 
verboten, sondern einzelne Gewerkschaftler oder 
wenn die IG Metall einen IG Metaller unterstützt, 
der für den Bundestag kandidiert; da gibt es auch  

ein paar in der CDU —, mit dem ganzen Thema 
Flick in einen Topf zu werfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nennen Sie einen einzigen Fall von Steuerverkür-
zung oder des Versuchs eine Einzelgewerkschaft, in 
unzulässiger Weise wie Flick auf irgendwelche 
Steuerfälle Einfluß zu nehmen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hackel [CDU/CSU]) 

Dies gibt es nicht. Deswegen ist es unerhört, 

(Beifall bei der SPD) 

das Thema Gewerkschaften in einem Atemzug mit 
dem Thema Flick zu nennen. 

(Dr. Hackel [CDU/CSU]: Matthöfer! Apel!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Dr. Adam-Schwaetzer? 

Dr. Glotz (SPD): Bitte, Frau Kollegin, weil Sie es 
sind, sehr gerne. Aber ich wäre dankbar, wenn ich 
dann weitermachen dürfte. Bitte schön. 

(Conradi [SPD]: Selber fragen, aber vorher 
keine Zwischenfrage zulassen!) 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer (FDP): Herr Kollege 
Glotz, wie erklären Sie sich im Licht dieser Ausfüh-
rungen die Aussage von Karl Klasen in seinem 
Brief vom Mai 1984, daß die Sozialdemokraten sich 
doch hier nicht falsch verhalten sollten, weil sie ja 
auch durch Zuwendungen aus Gewerkschaftskrei-
sen betroffen sein könnten, und wie erklären Sie 
sich darüber hinaus die Notizen von Herrn Halsten

-

berg aus dem Jahr 1980, wo durchaus auch von Um-
wegfinanzierung die Rede gewesen sein könnte? 
Denn in diesen Vermerken heißt es: 

IG-Metall Eugen Loderer, N. Fischer, über Uni-
on-Druck Schlichte 1 500 000 DM; IG-Chemie 
40 000 über Friedrich-Ebert-Stiftung; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 
IG Bau, Steine, Erden Herr Sperner, Max, Geb

-

hart, Hesselbach; IG Bergbau und Energie 
Adolf Schmidt 300 000 DM; 

(Unruhe bei der SPD) 

IG Post Ernst Breit, Erich Huber 100 000 DM. 

Und außerdem — — 

(Zunehmende Unruhe bei der SPD — Con

-

radi [SPD]: Das ist ein Mißbrauch des Fra

-

gerechts!) 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, Sie 
müssen Ihre Zwischenfrage kurzfassen. 

(Lachen bei der SPD — Widerspruch bei 
der FDP und der CDU/CSU) 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer (FDP): Gewiß. 
(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, die Abgeordnete hatte eben Gelegenheit, hier 
fünfzehn Minuten lang zu sprechen. Ich darf wohl 
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darauf aufmerksam machen, daß es eine allge-
meine Regel ist, daß Zwischenfragen kurz zu stellen 
sind. 

(Anhaltende Unruhe) 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer (FDP): Herr Präsident, 
ich war mit der Zwischenfrage fertig. 

Vizepräsident Westphal: Ich habe Sie nicht unter-
brochen, ich bitte Sie, in Ihrer Zwischenfrage fort-
zufahren, aber bald zu einem Schluß zu kommen. 

Dr. Glotz (SPD): Frau Adam-Schwaetzer, erstens: 
In allem schuldigen Respekt vor dem alten Sozial-
demokraten Karl Klasen sage ich folgendes. Zum 
einen: Wenn er sagt „aus Gewerkschaftskreisen", 
stimmt das vollkommen mit dem überein, was ich 
hier gerade gesagt habe. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum anderen: Auch nicht alles, was in dem Brief 
von Karl Klasen steht, ist so, wie es dort steht, rich-
tig. 

Zweitens. Zuwendungen der Gewerkschaften, die 
an die Friedrich-Ebert-Stiftung gegangen sind: 
Bitte prüfen Sie das nach. Das ist auch nachprüfbar. 
Der Bundesrechnungshof überprüft die Stiftungen. 
Selbstverständlich tun es auch die Finanzämter. In 
den Berichten könnten Sie sehen, daß solche Spen-
den, die es an die Friedrich-Ebert-Stiftung gegeben 
hat, selbstverständlich satzungsgemäß von der Stif-
tung verwendet worden sind. Ich sage noch mal das, 
was ich schon an anderer Stelle gesagt habe. Intel-
lektuell, geistig, indirekt nützt das, was die Adenau-
er-Stiftung tut, der CDU, und das, was die Friedrich-
Ebert-Stiftung tut, der SPD. Aber dies in einem 
Atemzug mit dem zu nennen, was zum Thema Flick 
auf dem Tisch liegt, ist absolut unzureichend und 
unzulänglich, und dafür gibt es keinen Grund. 

(Dr. Hackel [CDU/CSU]: Das haben Sie ge-
macht! Das machen Sie doch dauernd! — 
Berger  [CDU/CSU]: Sie sind ertappt! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Und die 

Bank für Gemeinwirtschaft?) 

Ich war und bin der Auffassung, daß wir in der heu-
tigen Debatte nicht nur über die persönliche Moral 
von Politikern reden dürfen. Anstand und Beschei-
denheit 

(Dr. Geißler [CDU/CSU]: Flick und Ge-
werkschaften!) 

und Unbestechlichkeit sind wichtige Tugenden. 
Aber ich sage mit Nachdruck: Wichtiger noch sind 
Strukturen, die den handelnden Personen, den Poli-
tikern, wo immer sie herkommen, nicht mehr An-
stand und Unbestechlichkeit und Bescheidenheit 
abverlangen, als realistischerweise vorausgesetzt 
werden kann. Damit bestreite ich selbstverständ-
lich nicht, daß persönliche Glaubwürdigkeit sehr 
wichtig ist. Damit wende ich mich nicht dagegen, 
daß Politiker ihre Nebeneinkünfte noch sehr viel 
mehr offenlegen, als es heute der Fall ist. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Ich sage das jetzt, ohne daß es Beschlüsse in der 
SPD-Fraktion gibt. Denn die Tendenz aller Spre-
cher der Koalition heute hat mich etwas gewundert, 
die ja sonst für amerikanische Regelungen sehr 
eintritt, beim Punkt Nebeneinkünfte von Abgeord-
neten aber sehr weit von Regelungen in den Verei-
nigten Staaten abrückt. Es gibt auch bei uns dazu 
unterschiedliche Meinungen, und ich teile mit Ih-
nen allen die Absicht, daß wir nicht ein Parlament 
bekommen, in dem nur noch Oberstudiendirektoren 
sitzen. Anscheinend gelingt es den Amerikanern 
aber auf irgendeine geheimnisvolle Weise doch, 
sehr deutliche Bestimmungen über die Offenlegung 
von Nebeneinkünften und trotzdem viele Unterneh-
mer, viele Leute aus der Wirtschaft in ihren Parla-
menten zu haben. Überlegen Sie mal, worauf das 
wohl beruht! 

(Zuruf des Abg. Dr. Hackel [CDU/CSU]) 

Also, ich habe Nebeneinkünfte. Ich wäre einver-
standen mit einer Regelung, die die Nebenein-
künfte von Abgeordneten weitgehend offenlegt. 
Und ich bin — wenn ich jetzt auf Herrn Stoltenberg 
eingehen darf — absolut damit einverstanden, daß 
wir das Problem, das wir heute diskutieren, jetzt 
nicht auf ein paar verstorbene oder auch noch le-
bende Schatzmeister abschieben. Unser Problem in 
den 60er und 70er Jahren war nicht, daß wir Leute 
zu Schatzmeistern gewählt hätten, die weniger mo-
ralisch gewesen wären als andere Politiker. Selbst-
verständlich räume ich ein: Die Spendensammelak-
tion, die Alfred Nau gemacht hat und die hier mehr-
fach diskutiert worden ist — ich will gar nicht 
darum herumreden —, war insofern inkorrekt, als 
nicht angegeben worden ist — und nachträglich 
auch nicht angegeben werden kann —, von welchen 
Firmen die Spenden kamen. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Zahlen Sie sie doch zurück!) 

Insofern ist sicherlich eine inkorrekte Haltung ein-
zuräumen. 

Ich möchte eingehend auf den sachlichen Teil der 
Rede von Herrn Stoltenberg, also sagen: Unser Pro-
blem, Herr Stoltenberg, war, daß wir den zuweilen 
laxen Umgang mit gesetzlichen Bestimmungen — 
in  allen Parteien — als Realismus kostümiert ha-
ben. Nicht alle von uns, aber allzu viele, haben nach 
der Maxime gelebt oder sie doch zumindest für 
richtig gehalten, die das „Handelsblatt", eine unse-
rer großen Wirtschaftszeitungen, 1970 formuliert 
hat. Dort heißt es — ich habe das in einem sehr 
interessanten Papier von Herrn Matthöfer gelesen, 
auf das ich gleich noch kommen will —: 

Die Korruption gehört zu jenen wenig schönen 
Phänomenen des Lebens, die kaum ausrottbar 
sind. 

(Berger [CDU/CSU]: Und Sie meinen, bei 
uns sei Korruption?) 

Hier liegt der Hase im Pfeffer. Diejenigen — das 
sage ich jetzt ganz deutlich — sind unbetroffen, die 
gegen eine solche Haltung immer angerannt sind. 
Und es gab sie in allen demokratischen Parteien. 
Wir anderen aber tragen auch dann ein Stück Mit-
schuld, wenn wir mit Spenden und mit Spendenein- 
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werben nichts zu tun hatten, und wir sollten uns 
deswegen in der Tat vor Selbstgerechtigkeit hüten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wäre gut!) 

Wir sollten uns aber auch vor individualistischen 
Mißverständnissen und moralischer Demagogie be-
wahren. Wissen Sie, meine Damen und Herren, 
wenn ich heute einige Kollegen von der Union, aber 
auch einige Kollegen von den GRÜNEN sprechen 
hörte, hatte ich so den Eindruck, der Abgeordnete 
mit seinem freien Mandat wäre ein nur mit seinem 
Gewissen und seinem Gott kommunizierender 
Mensch, der weltabgewandt, im Ringen um das sitt-
lich Richtige, die Bestimmungen der Abgabenord-
nung ändert oder neue Steuergesetze erläßt. Aber 
wir alle wissen doch, daß das so nicht ist. 

Der Herr Kollege Geißler reist durch die Lande 
— ich habe ihn schon das zweite Mal mit dieser 
Nummer erlebt; sie ist gar nicht schlecht — und 
sagt: Große Parteien — und er sagt freundlicher-
weise immer: auch die SPD —, große Volksparteien 
haben doch 800 Delegierte, und deswegen ist es 
ganz unmöglich, daß man auf diese Parteien mit 
Geld Einfluß nehmen könnte. 

(Dr. Geißler [CDU/CSU]: Richtig! Stimmt 
doch!) 

Auch wenn Sie uns Sozialdemokraten da so freund-
lich einbeziehen, lieber Herr Kollege Geißler: 
Selbstverständlich ist das richtig, was große Partei-
tage betrifft. Aber daß es da, wo ein Gesetz gemacht 
wird, wo eine Einzelentscheidung getroffen wird, 
auch denkbar ist, gleichgültig welche Partei betrof-
fen ist, daß Einfluß genommen wird, nicht immer 
mit Geld, sondern auch mit guten Worten, kann nie-
mand bestreiten. Und ich bin auch dagegen, daß es 
die Bundestagsparteien bestreiten, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der SPD — Berger [CDU/CSU]: 
Aber in Konkurrenz geschieht das!) 

Deswegen sage ich: Wir müssen das Problem als 
moralisches Problem behandeln. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Stratmann? 

Dr. Glotz (SPD): Nein, ich bitte um Entschuldi-
gung; ich habe sonst keine Zeit mehr. 

Wir müssen das Problem aber auch als ein kollek-
tives politisches Problem und nicht nur als morali-
sches sehen. Es geht doch nicht nur um Menschen, 
die bestechen oder sich bestechen lassen, und es 
geht auch nicht nur darum, daß irgendwo Einfluß 
geübt wird, sondern es geht auch um die Verhältnis-
se, in denen bestochen und beeinflußt wird. Wie 
sichern wir eigentlich den Einfluß derer, die nicht 
nur nicht bestechen können, sondern die auch noch 
aus Gruppen kommen, die einen Lobbyisten in 
Bonn nicht haben? Das ist doch die Grundfrage die-
ser Debatte. Und ich bedaure, daß dazu fast nichts 
oder zuwenig gesagt worden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich weiß, viele von Ihnen hören das nicht gern. Ich 
will damit auch gar keine Unterstellung an die ge-
samte Union verbinden, selbstverständlich nicht. 
Aber bei der Affäre Flick und bei der Spendende-
batte geht es auch um das Thema, wie der Einfluß 
des Finanzkapitals, also wirtschaftlicher Kreise mit 
großer Stärke, auf die Politik begrenzt werden 
kann. 

(Stratmann [GRÜNE]: Warum taucht das 
denn nicht mehr in Ihrem Antrag auf?) 

— Sehen Sie, meine Damen und Herren, sie können 
doch überhaupt nicht leugnen, — immer wenn Sie 
vorbringen: auch ihr habt Spenden genommen, und 
was alles zugedeckt wird mit dem Begriff: wir ha-
ben alle Fehler gemacht —, daß es in zahllosen Fäl-
len so war, daß einer hingegangen ist und der Union 
oder auch der FDP Millionen gebracht hat, und 
dann, damit auch die SPD in den Büchern steht, hat 
auch die SPD 10 000 DM bekommen. Das ist doch 
die Wahrheit! 

(Beifall bei der SPD) 

Vergleichen Sie die kühlen Fakten! Der Kollege 
Schröder hat in aller Deutlichkeit gesagt, wie hoch 
der Spendenanteil der SPD ist und wie es sich mit 
dem der Union und erst recht mit dem der kleine-
ren FDP verhält. Das muß bitte in den Hinterköp-
fen bleiben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich sage deshalb: Das Thema, das heute zur Debatte 
steht, ist auch das Thema der engen, geradezu 
selbstverständlichen Verschmelzung der Eliten aus 
Banken und Großindustrie mit der politischen Füh-
rung der konservativen Pateien. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Geißler 
[CDU/CSU]: Platitüde! Reden Sie doch kei

-

nen Blödsinn!) 

— Ich mache mir das gar nicht so leicht, Herr Kol-
lege Geißler. Ich bin weit davon entfernt, die Union 
in irgendeiner Weise mit den deutschnationalen 
Parteien und den Steigbügelhaltern Hitlers aus der 
Weimarer Republik in einen Topf zu werfen. Ich bin 
weit davon entfernt. 

(Berger [CDU/CSU]: Sie können es ruhig 
versuchen, es wäre eh falsch! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber es geht auch um die Frage, wie verhindert 
werden kann, daß die Geldelite dieses Landes sozu-
sagen ganz ohne Bestechung, manchmal auf dem 
Weg der Osmose, über Ihre Partei, über Ihre Koali-
tion einen Einfluß auf Politik nimmt, den andere 
Gruppen nicht nehmen können. Das ist auch das 
Thema. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich will das an Hand von vier Beispielen erläutern. 

Ich glaube, wir müssen nicht nur über die morali-
schen Probleme des einzelnen Abgeordneten reden 
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Dr. Glotz 
— darüber müssen wir auch reden —, sondern es 
interessiert mich — — 

(Abg. Dr. Geißler [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Geißler, nehmen Sie es mir nicht übel, aber 
ich muß in meiner Redezeit noch das sagen, was ich 
mir vorgenommen hatte. 

(Dr. Geißler [CDU/CSU]: Da haben Sie 
aber Glück gehabt! — Heiterkeit bei der 

CDU/CSU) 

— So wie Sie Glück gehabt haben, daß, als Sie Weh-
ner zitierten, Wehner nicht mehr im Saal war. Da 
haben Sie Glück gehabt, Herr Kollege. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — La-
chen bei der CDU/CSU) 

Mich interessiert: Warum gibt es in der Bundes-
republik keine vernünftige Vermögensstatistik? In 
den Vereinigten Staaten und selbstverständlich in 
Schweden ist das sehr viel besser geregelt. 

Ich nenne einen anderen Punkt: Abzugsfähigkeit 
von Schmiergeldern, von Bestechungszahlungen als 
Betriebsausgaben. Ich empfehle Ihnen ein umfang-
reiches Papier von Hans Matthöfer, der seinen 
Kampf dagegen seit 1970 dargestellt hat. Wir reden 
jetzt mit hohem Ton über Aristoteles und gegen 
Bestechung, aber zur Zeit ist es noch möglich, Be-
stechungszahlungen nicht im Inland, aber im Aus-
land als Betriebsausgaben abzuschreiben. Da müs-
sen wir doch einmal fragen, ob das so weitergehen 
soll, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich füge genauso das Thema Mitbestimmung hin-
zu. In einem mitbestimmten Betrieb gehen die Aus-
gaben an alle Seiten und nicht nur an eine, die 
spendet. 

(Dr. Geißler [CDU/CSU]: Das ist doch Ihr 
Recht gewesen! Das ist von Ihnen in den 
70er Jahren geschaffen worden! SPD-Steu-

errecht!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie bitten, zum Schluß zu kommen, denn Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Glotz (SPD): Ich schließe ab, Herr Präsident. 

Wenn die gegenwärtige Vertrauenskrise der Par-
teien nicht zu einer Krise der Demokratie werden 
soll, dann dürfen wir uns, glaube ich, nicht darauf 
beschränken, Sündenböcke zu opfern. Das Problem 
ist nicht lösbar durch die politische Verbrennung 
von Rainer Barzel oder noch ein paar anderen Bar-
zels. 

(Berger [CDU/CSU]: Sie wollen es ja auch 
nicht lösen! — Frau Fischer [CDU/CSU]: 

Na, na, na!) 

Was eine wachsende Minderheit der Menschen 
denkt oder undeutlich fühlt, will ich in einem letz-
ten Zitat, einem einzigen Satz — wenn der Herr 
Präsident das genehmigt — sagen. Ein junger 

Münchner Philosoph, Peter Sloterdijk — weit weg 
von der SPD — hat formuliert: 

Die Zeit ist zynisch und weiß: Neue Werte ha-
ben kurze Beine. Betroffenheit, Bürgernähe, 
Friedenssicherung, Lebensqualität, Verantwor-
tungsbewußtsein, das läuft nicht richtig, man 
kann es abwarten. Der Zynismus steht im Hin-
tergrund bereit, bis das Palaver vorbei ist und 
die Dinge ihren Gang nehmen. 

So sieht dieser Philosoph, wie das abläuft. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 

Dr. Glotz (SPD): Ich sage nur: Wenn wir dieses 
Zeitgefühl wuchern lassen, dann wachsen daraus 
neue Radikalismen. Mein Fazit lautet deshalb: Wir 
dürfen in der Flick-Affäre und in den Spendenaffä-
ren nicht einfach nur Schlußstriche ziehen, sondern 
wir müssen die Verhältnisse auch so ändern, daß so 
etwas möglichst nicht mehr vorkommen kann. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Dabei werden die Sozialdemokraten ohne Selbstge-
rechtigkeit mitwirken. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Fischer. 

Frau Fischer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Glotz, ich muß schon sa-
gen: Diese Hektik und diese Aufregung lassen auf 
nichts Gutes schließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich denke schon, daß wir einige Punkte noch einmal 
ein ganz klein wenig unter die Lupe nehmen soll-
ten. Das habe ich mir eigentlich vorgenommen. 

Zunächst aber dies: Herr Schröder, Sie haben 
eben so larmoyant aus dem Brief der armen Ju-
gendlichen zitiert, die sich über den Zustand dieser 
Demokratie beklagen. Es mag wohl sein, daß sie 
sich beklagen. Ich halte aber etwas von ausführli-
chen und richtigen Zitaten. Ich denke, es hätte Ih-
nen gut angestanden, wenn Sie gleich hinzugefügt 
hätten, daß dieses Zitat aus einem Brief stammt, 
den Ihnen der Schöneberger Besetzerrat geschrie-
ben hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das gibt mir natürlich die Gelegenheit — insofern 
bin ich Ihnen für dieses Zitat sehr dankbar —, unse-
rer Berliner CDU auch im Namen meiner Fraktion 
ganz herzlich zu danken, daß es ihr gelungen ist, die 
Zahl der besetzten Häuser in Berlin auf Null zu 
reduzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das war durch die hervorragende Politik möglich. 

(Conradi [SPD]: Da gibt es keine Am

-

nestie!) 
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Frau Fischer 
Ich denke schon, daß wir auch in weiteren Punkten 
noch viele gute Dinge von der Berliner CDU erfah-
ren werden. 

Jetzt zu Ihnen, Herr Glotz. Wir haben heute mor-
gen hier eine Debatte mit so viel Beschuldigungen 
und Anklagen, mit so viel Selbstgerechtigkeit ge-
führt, daß es einem — entschuldigen Sie  — 
schlechtwerden  konnte. Es gab in dieser Debatte 
auch wahnsinnig viel Heuchelei. Was soll denn die-
ses Gejammere über das Finanzgebaren anderer 
Parteien, wenn Sie uns in Ihrer Rede überhaupt 
keine Auskünfte darüber geben, wie es denn mit 
dem Ausspionieren der SPD durch Herrn Mark-
scheffel — fangen wir bei ihm an — war. Er war Ihr 
Fraktionsangestellter und bezog gleichzeitig jeden 
Monat 3 000 DM von Flick. Kein Wort von Ihnen 
dazu! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie fordern Offenheit. Okay! Wir wollten hier ei-
nen gemeinsamen neuen Anfang machen. Dazu 
müssen wir von Ihnen aber auch noch ein paar Aus-
künfte haben. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Bitte, verstecken Sie sich nicht hinter Ihren Toten. 
Offengeblieben ist die Erklärung, woher Herr Nau 
die 7,6 Millionen DM hatte. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig! Das 
ist der Kern!) 

Diese Frage werden wir immer stellen, genauso wie 
wir weiterhin die Frage stellen werden, woher Herr 
Ehmke damals die 50 Mille hatte. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — 
Abg. Stratmann [GRÜNE] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 

— Ich kann leider keine Zwischenfragen zulassen. 
Ich habe noch einige weitere Punkte, zu denen ich 
die SPD fragen möchte. 

Herr Glotz, ich möchte mich auch sehr für Ihre 
Auskunftsbereitschaft bedanken. Ich möchte sie auf 
die Frage ausgeweitet wissen, wie es mit Spenden 
der Neuen Heimat, der Bank für Gemeinwirtschaft 
und der früheren Volksfürsorge aussieht. Wenn wir 
schon dabei sind aufzurechnen: Ich finde es 
schlimm, daß Sie die Debatte in der Art geführt 
haben, daß uns am Ende dieser Debatte überhaupt 
kaum anderes möglich ist, als Ihnen einmal vorzu-
rechnen, wie selbstgerecht Sie sich hier in diesem 
Deutschen Bundestag vorgestellt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wie sieht denn die Spendenaufstellung aus? Die 
Form, die CDU immer als die Partei des großen Gel-
des darzustellen, ist an Selbstgerechtigkeit wirklich 
nicht mehr zu übertreffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Das ist sie ja auch!) 

Wie sah es also aus? Ich beziehe mich auf ein 
Schreiben von Heribert Blaschke, Mitglied der Ge-
schäftsführung der Friedrich Flick GmbH, vom 
3. September 1984 an den Untersuchungsausschuß: 
Gezahlt an den Parlamentarisch-Politischen Pres-
sedienst der SPD von 1969 bis 1977: 222 880 DM; 

Arbeitskreis für kommunalpolitische Bildung e. V. 
für den Zeitraum vom 8. April 1967 bis 5. August 
1969 insgesamt 110 000 DM; Friedrich-Ebert-Stif-
tung 1975, 1976, 1977, 1978, 1979, 1980 — Sie können 
das z. B. auch in unserem UID hervorragend nachle-
sen — 2 760 000 DM; Neuer Vorwärts-Verlag, Bonn/ 
Bad Godesberg, 642 680 DM. — Wollen Sie, daß ich 
weitermache? Ich habe auch noch die Namen der 
Politiker alle hier: Egon Bahr 40 000 DM, Willy 
Brandt 100 000 DM in 1975, 40 000 DM — 1975 —, 
50 000 DM — 1980 —, der Herr Ehrenberg 40 000 
DM, der Herr Eppler — „wegen" oder „gegen" ist 
egal — 

(Große Heiterkeit und Beifall bei der CDU/ 
CSU und der FDP) 

40 000 DM, der Herr Ehmke 40 000 DM. — Ich kann 
noch weitermachen. 

(Dr. Schmude [SPD]: Wegen oder gegen? — 
Zurufe von der SPD: Weiter! Weiter!) 

— Wir können auch in die Länderebene einsteigen. 
Nordrhein-Westfalen hat da ja so seine Erfahrun-
gen gemacht. 

Aber ich will Ihnen folgendes sagen. Sie haben es 
in der heutigen Debatte wirklich versäumt, mit uns 
gemeinsam zu sagen: Wir haben den Fehler ge-
macht; laßt uns das in Ordnung bringen! Einen Teil 
der Dinge haben wir ja in Ordnung gebracht. Nur 
der jetzigen Bundesregierung ist es doch zu verdan-
ken, daß eine rechtlich unterschiedlich gewertete 
Situation im Bereich des Spendenwesens jetzt ein-
deutig geklärt ist. Früheren Regierungen hat doch 
die Kraft dazu gefehlt. Und jetzt wollen Sie das auf 
uns abschieben. Ich finde das einfach schändlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Schlimme daran ist, daß die Frage der Par-
teienfinanzierung unseren Staat nun wirklich zu 
Recht erregt und die Menschen verunsichert. Es 
geht dabei letztlich um das Funktionieren der De-
mokratie. Jeder von uns weiß doch, daß in der plu-
ralistischen Gesellschaft politische Willensbildung 
und Willensäußerung verfassungsgemäß auch 
durch die politischen Parteien stattfinden. Jede 
ernsthafte Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit 
politischer Parteien kann das gesamte System ge-
fährden. 

Eine sachlich geführte Diskussion um Parteien-
finanzierung ist voll berechtigt, und unsere Bürger 
haben einen Anspruch darauf. Nur, die Art, in der 
Sie heute morgen die Diskussion zu führen ver-
sucht haben, ist doch wirklich schädlich und 
schändlich. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Das ha

-

ben Sie schon einmal gesagt! Sagen Sie 
mal was Neues!) 

Durch Verdächtigungen, durch Unterstellungen, 
durch Beschuldigungen wurden doch die Spender 
und die Empfänger von Spenden geradezu krimina-
lisiert. Und das alles — das finde ich zum Teil 
widerlich — mit dem Anspruch auf Säuberung und 
Staatsrettung! In Wirklichkeit haben manche von 
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Frau Fischer 
Ihnen doch nur im Sinn, das gesamte System in 
Frage zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Berger [CDU/ 
CSU]: So ist es!) 

Saubermachen will auch gelernt sein. Man kann 
nicht erst kübelweise Dreck ausschütten, dann den 
Eimer hinterherwerfen, die ganze Treppe hinunter, 
und glauben, man könne dann noch rutschsicher 
laufen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Jede pauschale Verdächtigung, Spenden seien ein 
Mittel zu politischer Manipulation und Spenden 
korrumpierten ganze Gruppen von Politikern und 
Mandatsträgern, ist doch falsch, ungerecht und vor 
allen Dingen unverantwortlich. Die Manipulation 
einer ganzen Partei ist schon durch das Wesen ei-
ner Partei und durch die Funktionsweise von Par-
teien einfach ausgeschlossen. Aber das können Leu-
te, die sich innerhalb einer Bewegung tummeln, 
vielleicht gar nicht nachempfinden, wie es ist, in 
einer Volkspartei Auseinandersetzungen zu führen 
über die Grundfragen der Zeit. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die „grünen" 
Tümmler! — lebhafte Zurufe von den GRÜ-

NEN) 

Aber Sie tun eines nicht: Sie wirken nicht der 
Polarisierung und der Radikalisierung entgegen. 
Das, was wir in unserem Volk brauchen: einen mög-
lichst breiten Konsens der Demokraten, genau das 
machen Sie mit Ihrer Art der Diskussion kaputt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Nickels [GRÜNE]: Eine große Decke, 
mit der wir alles zudecken können, brau-
chen wir nicht! — Vogt [Kaiserslautern] 
[GRÜNE]: Sie haben eine große außerpar-

lamentarische Geldbewegung!) 

Eines stimmt: Volkspartei und Volksfront schlie-
ßen einander aus. Darüber sind wir uns mit Sicher-
heit einig. Und Intoleranz und Klassenkampfparo-
len, wie sie in der letzten Zeit immer wieder auftau-
chen, sind doch einfach Irrtümer der Vergangen-
heit. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Gespen-
ster der Vergangenheit! — Dr. Friedmann 

[CDU/CSU]: Staatsschmarotzer!) 

Das wissen wir doch. Die Meinungen, die Bedürf-
nisse dieser Gruppen müssen artikuliert werden, 
und man muß versuchen, sie zu vertreten und 
durchzusetzen. Innerhalb der Parteien kommt es 
dann doch schon zu einem Interessenausgleich, der 
sich im Parteiprogramm niederschlägt. 

Deswegen ist es in einer so großen Volkspartei 
wie der CDU überhaupt nicht möglich, eine Partei 
in ihrer Gesamtheit einseitig zu bestimmen. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordneten 
Nickels? 

Frau Fischer (CDU/CSU): Nein. 

Man denkt doch an Parteitage — das ist hier 
angeklungen — mit Hunderten von stimmberech-
tigten Delegierten und die notwendige Bildung von 
Mehrheitswillen durch Diskussion, durch Abstim-
mung. Viele Ergebnisse der Parteien beruhen auf 
Kompromissen, die die Mehrheit für tragfähig 
hält. 

Die technische, sachliche und fachliche Organisa-
tion dieser Mehrheitsbildungen und Mehrheitsmei-
nungen, deren Verbreitung und deren Durchset-
zung kosten natürlich Geld, und dabei ist die Par-
teienfinanzierung angesprochen. Wir müssen fest-
stellen, daß die Finanzierung sowohl in der Vergan-
genheit als auch in der Zukunft nicht allein von den 
Mitgliedern getragen werden kann. Dies geht schon 
daraus hervor, daß Beiträge ein gewisses Maß nicht 
überschreiten dürfen, da ansonsten entgegen der 
Zielsetzung sozial Schwächere in unerwünschter 
Weise belastet und eben von der politischen Wil-
lensbildung ausgeschlossen würden. Das gilt in un-
serer Partei in besonderem Maße für junge Men-
schen, für Hausfrauen, für Jugendliche in der Aus-
bildung und für Rentner. Wir lehnen auch eine 
reine Staatsfinanzierung ab, ob Sie das nun Staats-
knete oder sonstwie nennen wollen, weil ansonsten 
unerwünschte und vielleicht auch undemokratische 
Abhängigkeiten der Parteien vom Staat und den 
jeweiligen Mehrheiten zu befürchten sein könnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Berger [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig! Deswegen brauchen 

wir Spenden!) 

Von daher bietet sich nur eine Kombination an für 
die Finanzierung: Wahlkampfkostenerstattung, Mit-
gliedsbeiträge und Spenden. 

Wir hätten heute morgen hier auch die Gelegen-
heit nehmen sollen und müssen — deswegen ist es 
für Sie eine Debatte der verpaßten Chancen —, alle 
miteinander zu überlegen, daß wir wirklich unsere 
Parteien, jeder die Seinige, ständig fragen müssen, 
ob wir unsere Apparate mit äußerster Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit betreiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Es trifft uns doch alle zu fragen, ob Wahlkämpfe 
nicht auch mit weniger Aufwand geführt werden 
könnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Vogt [Kaisers

-

lautern] [GRÜNE]: Weniger Hochglanz, bit

-

te! — Frau Nickels [GRÜNE]: Weniger Pla

-

stikkugelschreiber!) 

— Richtig. Es ist doch auch unbestritten, daß wir 
Organisationsstrukturen brauchen, und es ist, 
glaube ich, für alle Parteien auch unbestritten, daß 
wir moderne Kommunikationsmittel brauchen, die 
für eine moderne, schlagkräftige, reaktionsschnelle 
Volkspartei notwendig sind, und das kostet eben 
Geld. 

Ein Spender, der der CDU oder CSU eine Zuwen-
dung macht, dokumentiert damit doch keineswegs 
politischen Eigennutz, sondern für mich in erster 
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Frau Fischer 
Linie Vertrauen in diese Partei und der von dieser 
Partei verfolgten politischen Grundrichtung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Frau Nickels [GRÜNE]: Vertrauen, daß die 
Partei die Interessen vertritt, Frau Fi-

scher!) 

Spenden der Wirtschaft an die CDU/CSU belegen 
doch in weiten Fällen auch das Einverständnis der 
Spender mit dem effizienten und volkswirtschaft-
lich richtigen Kurs der Partei, und dann kann das 
nie Manipulation sein. Denn eine Manipulation fin-
det nur statt, wenn man auf unlautere Weise beein-
flussen möchte. Wenn Spender und Empfänger völ-
lig gleicher Meinung sind, kann man überhaupt nie-
manden manipulieren. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das geht aber an 
der Wirklichkeit vorbei, Frau Fischer!) 

Erst wenn der Spender den Empfänger dazu veran-
lassen wollte, gegen sein Gewissen Entscheidungen 
zum alleinigen Nutzen des Spenders zu fällen, dann 
liegt Manipulation oder, anders ausgedrückt, eine 
raffinierte Form der Bestechung vor. 

Kein Mensch hat hier heute ausgeschlossen, daß 
Spender z. B. durchaus versuchen könnten, die 
Spenden mit Auflagen an Amtsträger zu verbin-
den. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

In einer Volkspartei kann der Versuch keine 
Chance haben. In aller Deutlichkeit: Mit Partei-
spenden werden nicht Regierungen gekauft, wer-
den nicht Politiker gekauft, 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Sie haben doch 
von Herrn von Brauchitsch gehört?) 

wird nicht einmal ideologische Gesinnung gekauft, 
sondern es werden die Aufgaben der Parteien mit-
finanziert. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Die wer-
den honoriert, nicht gekauft, meinen Sie!) 

— Dein, die Aufgaben der Parteien werden eben 
nicht honoriert! Genau da liegt Ihr Fehler. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Die haben 
sich durch Ghaddafi beraten lassen!) 

Zu den Aufgaben der Parteien gehört auch die poli-
tische Bildung. Da verstehe ich einen Teil der grü-
nen Frauen nicht; wir müssen doch wissen, daß eine 
ganze Frauengeneration einen wirklichen Nachhol-
bedarf an politischer Bildung hat. Ein Exkurs nach 
Nordrhein-Westfalen sei erlaubt: Wenn das mit der 
Schulpolitik dort so weitergeht, haben wir dem-
nächst ganze Schülergenerationen, die diesen 
Nachholbedarf haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Nickels 
[GRÜNE]: Die Trümmerfrauen wollen vor 
allem die Renten kriegen, Frau Fischer, die 

Renten!) 

Aus meiner eigenen Erfahrung — ich bin jetzt 
seit über zehn Jahren Landesvorsitzende des zweit-
größten Verbandes der Frauenvereinigung — kann 
ich Ihnen nur sagen, daß die CDU und die Frauen 
allen Spendern versichern können, auch den nicht  

parteilich organisierten Bürgern, daß Tausende von 
Frauen mit wirklich sparsamster Verwendung der 
Mittel, in aufopfernder Weise, mit großem zeitli-
chem Engagement, häufig genug auch unter Ein-
satz ihres persönlichen Taschengeldes in den Orts- 
und Kreisverbänden und in den Vereinigungen die 
notwendige ehrenamtliche Tätigkeit leisten. Diese 
Frauen verdienen unseren Dank. Sie haben kein 
Mißtrauen verdient. 

Sie sind nur ein Beispiel für viele. Die Jugendli-
chen in den Organisationen leisten aus idealisti-
schen Motiven gleiche Arbeit. Jedes Mitglied, das 
im Wahlkampf Plakate klebt, 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Von denen redet 
doch keiner, Frau Fischer! Denen miß-
trauen wir doch gar nicht! Darum geht es 

doch gar nicht!) 

Zeitungen austrägt, in Versammlungen diskutiert, 
übt unentgeltlich eine Tätigkeit aus, die, wollte man 
sie in Mark und Pfennig umrechnen — — 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Um die geht es 
doch gar nicht!) 

— Sie sagen jetzt: Um die geht es nicht. Das sind 
genau die Wählergruppen, die sich durch die Kam-
pagnen, die Sie hier führen, verunsichert fühlen 
müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Nickels 
[GRÜNE]: Nicht weil wir denen mißtrau

-

en!) 

Entweder Sie wissen nichts von der Arbeit in den 
Parteien, oder Sie wollen etwas anderes erreichen, 
als Sie hier jetzt vorgeben. Das ist doch der ganze 
Punkt. 

Wir müssen in den Parteien zusammenarbeiten. 
Ich bin sehr dankbar für den Brief, der von der 
Deutschen Bank veröffentlicht worden ist. Wer 
Geld zur Festigung unserer freiheitlich-demokrati-
schen Ordnung, zur Förderung der politischen Bil-
dung und Information zur Verfügung stellt, leistet 
damit einen Dienst an der Gemeinschaft. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir haben zur Frage dessen, was wir gemeinsam 
tun können und müssen, schon geredet. Ich kann 
nur eines sagen. Die Bürger können sich auf die 
Integrität, die Unbestechlichkeit und die Unabhän-
gigkeit der politischen Institutionen und der Man-
datsträger verlassen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das glaubt Ihnen 
doch keiner mehr!) 

Wir haben unsere Maßnahmen getroffen. Wir ha-
ben unseren Antrag vorgelegt. 

Für meine Fraktion beantrage ich namentliche 
Abstimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Mich bedrückt der Vorwurf, den wir in die- 
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Conradi 
sen Tagen von vielen Leuten hören, das Parlament, 
die Abgeordneten, die Parteien seien käuflich, mit 
Geld könne man in Bonn alles erledigen. Mich be-
drückt er. Ich glaube, daß die Art, in der hier einige 
von Ihnen geredet haben, diesem Vertrauensverlust 
nicht gerecht wird; 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Aber Ihre!) 

weder diese hohlen staatsmännischen Töne vom 
Herrn Stoltenberg noch das, was meine Vorredne-
rin hier an Dreck um sich geworfen hat. 

(Beifall bei der SPD — Link [Diepholz] 
[CDU/CSU]: Vogel und Schröder! — Berger 
[CDU/CSU]: Treten Sie doch einmal dem 

Vorwurf entgegen, Herr Conradi!) 

Denn nichts anderes ist es, wenn hier Listen aus 
Ausschußsitzungen vorgelesen werden, die längst 
erläutert und geklärt worden sind. Wir bekommen 
den Vertrauensverlust des Parlaments weder mit 
staatsmännischen Reden noch mit wechselseitigen 
Beschuldigungen weg, sondern wir müssen uns 
dem Problem widmen. 

Das erste Problem ist in diesem Zusammenhang 
das Strukturelle, nämlich: Was hat Geld, was hat 
wirtschaftliche Macht an politischer Macht in die-
ser Bundesrepublik? Dazu will ich hier einfach ei-
nige Zahlen nennen. Die Union und die FDP haben 
im Bundestagswahljahr 1983 zusammen 70,8 Millio-
nen DM an Spenden bei 77 Millionen DM an eige-
nen Beiträgen bekommen. 

(Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Und SPD und 
GRÜNEN?) 

Meine Partei hat 11,7 Millionen DM an Spenden bei 
ebenfalls 70 Millionen DM an Beiträgen bekommen. 
Allein aus diesem Zahlenverhältnis wird deutlich, 
wo hier die Parteien des großen Geldes sitzen. 

(Beifall bei der SPD — Berger [CDU/CSU]: 
Herr Kollege, Sie wollen den Vorwurf näh-

ren, statt ihm entgegenzutreten!) 

Wenn man sich ansieht, wie nach dieser Bundes-
tagswahl umverteilt worden ist, wie hier Politik zu 
Lasten der kleinen Leute gemacht worden ist und 
wie hier den großen Leuten Vorteile zugeschanzt 
worden sind, so kann man wohl sagen: Die Wende-
Spenden haben sich gelohnt. 

(Beifall bei der SPD — Link [Diepholz] 
[CDU/CSU]: Wer hat denn 300 Milliarden 
Schulden gemacht? Unglaublich ist das!) 

Nun haben Sie heute hier mehrfach von der Neu-
regelung geredet und die Neuregelung vom 1. De-
zember letzten Jahres gelobt. Ich hoffe, daß das 
Bundesverfassungsgericht bei seinen früher festge-
legten Grundsätzen bleibt, nach dem es dem 
gleichen Recht aller Bürger auf Teilhabe am politi-
schen Meinungsbildungsprozeß widerspricht, wenn 
einzelne Bürger durch Spenden und vor allem 
durch steuerbegünstigte Spenden einen höheren 
Einfluß gewinnen. Hier wird der Gleichheitsgrund-
satz des Grundgesetzes verletzt. 

Er wird auch durch die Art und Weise verletzt, 
wie in dieser Republik das Eigentum politische Macht 
gewinnen kann. Denn der Art. 14 sagt ja schließlich,  

daß der Gebrauch des Eigentums „dem Wohle der 
Allgemeinheit dienen" soll. Wo hat das Eigentum 
der Familie Flick dem Wohle der Allgemeinheit ge-
dient? Sie verfolgen als Staatsfeinde, als Verfas-
sungsfeinde kleine Briefträger, weil sie für eine 
Partei bei Wahlen kandidieren. Aber was tun Sie 
gegen den verfassungswidrigen Gebrauch des Ei-
gentums von Flick, Horten und anderen? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Geißler hat uns hier versprochen — ich 
habe es gern gehört, Herr Geißler —, künftig würde 
uneingeschränkt offengelegt, was bei der Union an 
Spenden hereinkommt. Ich habe gestutzt, Herr Ge-
ißler, weil ich in Ihrer Beitragsordnung vom 9. Mai 
dieses Jahres gelesen habe, daß die Union nach 
oben unbeschränkt hohe Beiträge erlaubt. Da Bei-
träge nicht der Veröffentlichkeitspflicht des Geset-
zes unterliegen, wüßte ich gerne von Ihnen, Herr 
Geißler: Ist das der Weg zur Umgehung des neuen 
Gesetzes, daß also das, was bisher Spende war, 
künftig als Millionenbeitrag unveröffentlicht gege-
ben werden kann. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir Sozialdemokraten werden in Zukunft deutli-
cher über den Einfluß von Geld auf das, was hier 
politisch geschieht, reden. 

Nun will ich etwas zu einem Komplex sagen, der 
subjektiv ist, nämlich: Wie ist das mit der Moral des 
einzelnen? Da kann man leicht sagen: Die da reden, 
sind die Saubermänner oder Moralisten. 

(Dr. Hackel [CDU/CSU]: Pharisäer, nicht 
Moralisten!) 

— Oder „Pharisäer" wird dann gesagt. Ich habe es 
gehört. Ich will es gerne aufnehmen. — Aber bei so 
etwas übersehen Sie, die Sie so etwas sagen, daß 
wir in dieser Republik starke Kräfte und Bewegun-
gen haben, für die die persönliche, die private Moral 
eine wichtige Sache ist. Das sind nicht nur die Reli-
gionsgemeinschaften. Das sind auch die Katholi-
sche Arbeiterbewegung oder das protestantische 
konservative Beamtentum und natürlich die Arbei-
terbewegung. Dort ist und bleibt persönliches an-
ständiges Verhalten ein Grundprinzip. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das sind auch die neuen sozialen Bewegungen. Es 
sollte uns doch nachdenklich machen, wenn Millio-
nen von jungen Menschen den Anspruch auf 
Glaubwürdigkeit wieder erheben und sagen unser 
Denken und Reden müsse mit unserem Handeln 
übereinstimmen. 

Auf der andere Seite haben wir die augenzwin-
kernde Kumpanei der Leute vom schnellen Geld, 
der Aufsteiger, der Steuerbetrüger. Wissen Sie, ich 
finde an der Spende für die FDP nicht nur das Hin 
und Her, bis dann herauskam, woher sie kam, so 
schrecklich, sondern schrecklich finde ich, daß sie 
von einem Herrn kommt, der der deutschen Steuer, 
dem deutschen Staat Millionen Mark durch seine 
Flucht ins Ausland entzogen hat. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Ich würde mich schämen, von solchen Leuten Geld 
zu nehmen. 

Nein, das wirtschaftliche, das finanzielle und das 
moralische Rückgrat dieser Republik liegt nicht bei 
den Flicks, bei den Hortens und bei den anderen 
Millionären, sondern es liegt bei den Millionen klei-
ner Leute, die anständig arbeiten und ihre Steuern 
zahlen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Gefahr, in die diese Republik kommt, kommt 
nicht nur von der Politik für das große Geld, von der 
Politik, die den sozialen Frieden zerstören will, son-
dern die Gefahr könnte auch darin liegen, daß die 
Mehrheit der anständigen Leute, von der Willy 
Brandt hier einmal gesprochen hat, das Vertrauen 
in die Demokratie, in Parlament und Parteien ver-
lieren könnte. 

Wir kommen deshalb aus dieser Vertrauenskrise 
nur heraus, wenn wir uns auch mit unserer Rolle 
als Abgeordnete beschäftigen, wenn wir uns und 
unseren Wählern nichts vormachen. Natürlich ver-
treten wir unterschiedliche Interessen. Natürlich 
unterliegen wir Abhängigkeiten. Aber das muß 
doch deutlich gemacht werden. Das kann nicht un-
ter den Tisch gekehrt oder im Abgeordnetenhand-
buch hinter zweideutigen Angaben versteckt wer-
den. 

Ich halte es nicht für eine Zumutung, wenn die 
Wähler erfahren, wer uns finanziert und wer hier in 
welchen Abhängigkeiten steht. Er lasse sich, so ein 
Abgeordneter der FDP — Thomas Dehler würde 
sich bei einem solchen Verfassungs- und Mandats-
verständnis wohl im Grabe umdrehen —, sein 
Grundrecht auf Steuergeheimnis nicht nehmen. 
Das finde ich ein eigenartiges Mandatsverständnis. 
Denn das Bundesverfassungsgericht hat sehr deut-
lich gesagt: Dies ist ein öffentliches Amt, und für 
ein öffentliches Amt gelten andere Grundsätze als 
für den Anwalt, den Unternehmer oder wen immer. 
Wir als Volksvertretung werden also der Aufforde-
rung des Bundesverfassungsgerichts nachkommen 
müssen, gesetzliche Vorkehrungen dagegen zu 
schaffen, daß Abgeordnete Bezüge ohne entspre-
chende Arbeit erhalten, nur deshalb, weil sie die 
Interessen von Arbeitgebern oder anderen Interes-
senten vertreten. 

Wir in der SPD sind mit unserer Diskussion über 
die Offenlegung noch nicht am Ende. Aber eines 
will ich Ihnen sagen: Wenn wir gegenüber dem Prä-
sidium oder einem anderen Gremium dieses Hau-
ses eine breite Offenlegung schaffen, die sich an 
amerikanischen Beispielen orientiert, dann werden 
wir über das hinaus auch ein gewisses Maß an 
Öffentlichkeit brauchen. So wie die FDP das vor-
schlägt, ganz vertrauliche Offenlegung, wird das 
nicht reichen. Wir werden auch ein größeres Maß 
an Öffentlichkeit brauchen, damit dieses Parlament 
verlorengegangenes Vertrauen zurückgewinnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, 
es gibt niemanden hier unter uns, der dem Ende 
dieser Debatte nicht mit einem gewissen Unbeha-
gen entgegensieht. 

(Unruhe — Glocke des Präsidenten) 

Deshalb möchte ich mich doch noch einmal zum 
Sprecher all der Kollegen machen, die es außeror-
dentlich bedauern, daß wir nach einer zwangsläufig 
sehr harten und kontroversen Debatte nicht zu ei-
nem gemeinsamen Entschließungsantrag der Par-
teien, die hier betroffen sind, gekommen sind. 

(Beifall des Abg. Dr. Feldmann [FDP]) 

Ich habe diese beiden Anträge hier mitgenom-
men, meine sehr geehrten Kolleginnen und Kolle-
gen, und möchte einmal versuchen, kurz zu begrün-
den, weshalb wir alle, glaube ich, dies bedauern 
müssen und es auch bedauern. Ich muß hier zu-
nächst einmal sagen, Herr Kollege Vogel und Herr 
Kollege Schmude, daß die Übersendung eines Ent-
wurfes ohne Verhandlungsbereitschaft natürlich 
nicht die Voraussetzung für eine gemeinsame Ent-
schließung sein kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich finde das auch deshalb bedauerlich, meine 
Damen und Herren, weil nun die Gefahr besteht, 
daß von dieser Debatte nicht deutlich genug in die 
Öffentlichkeit übergeht, wie aus dieser Krise eine 
Chance und eine Bewährung für unsere Demokra-
tie werden kann. Ich möchte das kurz begründen. 
Es ist ja oft genug gesagt worden, daß es in jeder 
Demokratie Skandale gibt und daß es die Stärke 
der Demokratie ist, daß sie offengelegt werden. 
Aber, meine Damen und Herren, in unserer jungen, 
nicht erkämpften Demokratie kann aus solcher 
Krise ein entscheidender Kampf um Sein oder 
Nichtsein der Demokratie entstehen. Die Hypothek 
des Scheiterns der Weimarer Demokratie — das 
muß ich noch einmal betonen — muß von uns allen, 
von allen Parteien mitgetragen werden. Das Alarm-
symptom des Scheiterns der Weimarer Demokratie 
ist doch das Symptom Parteiverdrossenheit, ist gar 
das Symptom einer strikten Ablehnung, und von 
daher entsteht ja der Krisencharakter der Partei-
spendenaffäre. 

Das Bemühen, mit dieser Krise fertig zu werden, 
erfordert einen Quantensprung über die Partei-
grenzen hinaus; 

(Beifall des Abg. Dr. Feldmann [FDP]) 

das möchte ich am Schluß betonen. Wir sollten uns 
davor hüten, meine Damen und Herren, in dieser 
Auseinandersetzung Parteiinteressen über Demo-
kratieinteressen zu stellen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir sollten uns auch davor hüten, zu versuchen, 
daraus parteipolitisches Kapital zu schlagen. 

(Zustimmung bei der FDP — Dr. Hackel 
[CDU/CSU]: Sagen Sie das in Richtung 

SPD!) 
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Die Wahlergebnisse zeigen doch, daß diese Rech-
nung nicht aufgeht. Auch sollten wir uns davor hü-
ten, zu glauben, die Sache nach der Devise „Augen 
zu und durch" erledigen zu können. Nein, wir müs-
sen die Kraft aufbringen, zwei sehr schmerzhafte 
Einsichten wirklich aufzuarbeiten, und die möchte 
ich noch einmal kurz zusammenfassen. 

Die erste Einsicht für die Parteien, die dies be-
trifft, ist die Einsicht, daß der Art. 21 unseres 
Grundgesetzes in seinem ersten Satz, nämlich be-
züglich der Mitwirkung der Parteien, wahrschein-
lich viel zu weit ausgelegt worden ist und daß der 
vierte Satz, der die Offenlegung der Art, auf die wir 
uns — auch durch Parteispenden — finanzieren, 
vorschreibt, zu sehr ignoriert worden ist und daß 
dagegen verstoßen worden ist. Wenn wir dies ge-
meinsam mitnehmen können, müssen alle — ich 
inklusive — doch so etwas wie eine — so hat Heuss 
es einmal genannt — Kollektivscham empfinden. 

Nehmen wir also beide genannten Sätze dieses 
Art. 21 in Zukunft so ernst, wie unsere Verfassungs-
väter sie gemeint haben! Hier möchte ich mich mei-
ner verehrten Kollegin Leni Fischer voll anschlie-
ßen: Wir sollten nicht nur Kostendämpfung im Ge-
sundheitswesen fordern, sondern auch selber eine 
Kostendämpfung im Parteienfinanzierungswesen 
vorführen. 

Meine Damen und Herren, die zweite Einsicht 
betrifft uns unmittelbar. Wie halten wir es in Zu-
kunft mit unserem Verhaltenskodex, und wie hal-
ten wir es mit dem Art. 38 des Grundgesetzes, der 
hier heute auch schon wiederholt zitiert worden ist? 
Ich freue mich darüber, daß 82 Kollegen aus allen 
Fraktionen noch vor dem bedauerlichen Rücktritt 
des früheren Bundestagspräsidenten einen gemein-
samen Antrag eingereicht haben, um eben diesen 
Verhaltenskodex so präzise und so lückenlos zu fas-
sen, daß wir in der Öffentlichkeit deutlich machen: 
Hier beginnen tatsächlich Konsequenzen und ein 
Selbstreinigungsprozeß. 

Noch etwas geht uns alle an, meine sehr geehrten 
Damen und Herren: Wir alle sprechen mit jungen 
Menschen, und wir müssen wissen, wie wichtig die 
Vorbildfunktion der führenden Parteien und Politi-
ker für das Ansehen unserer Demokratie ist. Wie 
wir es mit unserer Verfassung halten, wie wir mit 
Gesetzen umgehen, wie wir miteinander umgehen, 
das ist die entscheidende Vorbildfunktion, an der 
wir gemessen werden und die wir gemeinsam sehr 
ernst nehmen wollen. Meine Damen und Herren, 
dieses Schlagwort vom „gläsernen Abgeordneten" 
heißt doch nichts anderes, als diese Vorbildfunktion 
und diese Maßstäbe zu setzen, die dann akzeptiert 
werden können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider heißt es 
doch etwas anderes!) 

Mein letzter Satz, Herr Präsident: Gerade weil 
dieser Art. 38 Abs. 1 nun doch wiederentdeckt wird, 
sollten wir in dieser Stunde daran erinnern, daß wir 
Vertreter des ganzen Volkes sind und daß wir die 
Gemeinsamkeit der Demokraten nicht nur bei Fest-
reden strapazieren, sondern in einem solchen Au-
genblick auch praktizieren sollten. Beide Anträge 
haben so viel Übereinstimmung, daß ich für einige 

Kollegen abschließend ankündigen möchte, daß wir 
unserem Antrag zustimmen und uns beim Antrag 
der SPD, um wenigstens eine kleine Brücke zu bau-
en, der Stimme enthalten werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD und der GRÜ

-

NEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen zu dieser De-
batte nicht vor. Ich schließe deshalb die Ausspra-
che. 

Wir kommen zur Abstimmung über die in den 
Zusatztagesordnungspunkten 8 bis 10 aufgeführten 
Vorlagen. Ich erbitte Ihre Aufmerksamkeit; ich will 
Ihnen zunächst sagen, wie ich zu verfahren beab-
sichtige. 

Die Fraktion der SPD hat gemäß § 52 unserer 
Geschäftsordnung namentliche Abstimmung über 
ihren Antrag verlangt. Das gleiche gilt für die Frak-
tion der CDU/CSU für ihren Antrag. Dies gilt nicht 
für den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN. Das 
heißt, wir stimmen zunächst — entsprechend der 
Reihenfolge des Eingangs dieser Anträge — über 
den Antrag der SPD-Fraktion ab. 

Wenn die Abstimmung geschlossen ist und die 
Auszählung beginnt, wird sofort die zweite nament-
liche Abstimmung, die über den Antrag der CDU/ 
CSU, aufgerufen. Wenn diese Abstimmung ge-
schlossen ist und die Auszählung darüber beginnt, 
werde ich den Antrag der GRÜNEN zur Abstim-
mung stellen. Die Ergebnisse der Auszählung wer-
den danach bekanntgegeben. 

Ich rufe also den Antrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 10/2380 auf. Wer ihm zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, die Abstimmungskarte mit 
Ja, wer dagegen stimmen will, den bitte ich, die 
Abstimmungskarte mit Nein, und wer sich der 
Stimme enthalten will, den bitte ich, die entspre-
chende Stimmkarte in die vorne aufgestellten Ur-
nen zu legen. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Vizepräsident Frau Renger: Darf ich fragen, ob alle 
Stimmkarten abgegeben worden sind? — Noch 
nicht. Dann warten wir noch einen Moment. 

Meine Damen und Herren, sind alle Karten abge-
geben worden? — Ich schließe die Abstimmung. 

(Vor sitz : Vizepräsident Westphal) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, die Schriftführer waren so schnell, daß ich das 
Ergebnis bekanntgeben kann und dann sofort zur 
nächsten Abstimmung komme. 

Das von den Schriftführern ermittelte Ergebnis 
in der namentlichen Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der SPD — Flick- und Spendenaffäre 
— auf Drucksache 10/2380 lautet: Abgegebene Stim-
men 469; davon ungültig keine. Mit Ja haben 170 
Abgeordnete, mit Nein haben 272 Abgeordnete ge

-

stimmt; Enthaltungen hat es 27 gegeben. 
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Vizepräsident Westphal 
Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 449; davon 

j a: 	170 

nein: 	252 

enthalten: 27 

Nein 

CDU/CSU 
Dr. Althammer 
Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Broffka 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Buschborn 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dolata 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
Dr. Hackel 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 

Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Kohl 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Dr. h. c. Lorenz 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Dr. Marx 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle  

Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Spranger 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stutzer 
Susset 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Weirich 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 

Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Ja 

SPD 
Amling 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Dr. Glotz 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Heimann 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Hoffmann (Saarbrücken) 
Dr. Holtz 
Frau Huber 
Huonker 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Kastning 
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Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose. 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Löffler 
Lutz 
Frau Luuk 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Müller (Schweinfurt) 
Müntefering 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Poß 
Purps 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schlaga 
Schlatter 
Frau Schmedt (Lenge-
rich) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 

Dr. Vogel 
Vogelsang 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wielfel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Nein 

FDP 
Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Hoff ie 
Hoppe 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Schäfer (Mainz) 
Dr. Solms 
Dr. Weng 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 

Enthalten 

FDP 
Baum 
Dr. Feldmann 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Hirsch 
Frau Seiler-Albring 

DIE GRÜNEN 

Frau Dr. Bard 
Burgmann 
Drabiniok 
Fischer (Frankfurt) 
Frau Gottwald 
Horacek 

Hoss 
Dr. Jannsen 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Krizsan 
Frau Nickels 
Frau Potthast 
Frau Reetz 
Sauermilch 
Schily 

Frau Schoppe 
Stratmann 
Verheyen (Bielefeld) 
Vogt (Kaiserslautern) 
Frau Dr. Vollmer 

fraktionslos 

Bastian 

Der Antrag ist damit abgelehnt. 

Ich rufe den Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der FDP auf Drucksache 10/2386 auf. Die 
Fraktion der CDU/CSU hat gemäß § 52 unserer Ge-
schäftsordnung ebenfalls namentliche Abstimmung 
beantragt. 

Wer dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP auf Drucksache 10/2386 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, die Abstimmungskarte mit 
Ja, wer dagegenstimmen oder sich der Stimme ent-
halten will, den bitte ich, die entsprechende Abstim-
mungskarte in eine der hier vorn aufgestellten Ur-
nen zu legen. 

Bevor ich eröffne, teile ich mit: Nach Abschluß 
dieses Gangs findet eine weitere Abstimmung statt, 
aber keine namentliche Abstimmung. Ich bitte also, 
im Saal zu bleiben. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung über 
den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP. — 

Meine Damen und Herren, ist noch ein Mitglied 
des Hauses anwesend, das seine Stimme noch nicht 
abgegeben hat? 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimmkarte bisher nicht abgegeben hat und 
abstimmen möchte? Ich hörte, daß ein gehbehinder-
ter Abgeordneter noch nicht abgestimmt haben soll. 
— Dann schließe ich die Abstimmung und bitte die 
Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. 

Wegen der noch anstehenden Abstimmungen 
bitte ich, Platz zu nehmen. — 

Meine Damen und Herren, wir stimmen über den 
Antrag unter Zusatzpunkt 10 der Tagesordnung ab. 
Wer dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 10/2388 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Wer enthält sich der Stimme? — Bei einer 
Enthaltung ist der Antrag mit Mehrheit abgelehnt 
worden. 

Meine Damen und Herren, wir sind noch nicht 
am Schluß der Sitzung, sondern ich muß erst noch 
das Abstimmungsergebnis bekanntgeben. Weitere 
Abstimmungen finden aber nicht mehr statt. — 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen das 
von den Schriftführern ermittelte Ergebnis der Ab-
stimmung über den Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU auf der Drucksache 10/2386 bekanntgeben. Ab-
gegebene Stimmen: 448, davon keine ungültigen 
Stimmen. Mit Ja haben gestimmt 255 Abgeordnete, 
mit Nein haben gestimmt 193 Abgeordnete; es hat 
keine Enthaltungen gegeben. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 102. Sitzung. Bonn, Freitag, den 16. November 1984 	7479 

Vizepräsident Westphal 
Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 448; davon 

ja: 	255 

nein: 	193 

Ja 

CDU/CSU 
Dr. Althammer 
Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Boroffka 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dolata 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
Dr. Hackel 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 

Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Kohl 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Dr. h. c. Lorenz 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Dr. Marx 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 

Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr.  Schwarz-Schilling 

 Dr. Schwörer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Spranger 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stutzer 
Susset 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Weirich 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 

Frau Dr. Wisniewski 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Dr. Zimmermann 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer 

Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Hoppe 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Schäfer (Mainz) 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng 
Wolfgramm (Göttingen) 

Nein 

CDU/CSU 
Dr. Todenhöfer 

SPD 

Amling 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 



7480 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 102. Sitzung. Bonn, Freitag, den 16. November 1984 

Vizepräsident Westphal 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Dr. Glotz 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Heimann 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Hoffmann (Saarbrücken) 
Dr. Holtz 
Frau Huber 
Huonker 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Löffler 

Lutz 
Frau Luuk 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Müller (Schweinfurt) 
Müntefering 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Poß 
Purps 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schlaga 
Schlatter 
Frau Schmedt (Lenge-
rich) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 

Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 

Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

DIE GRÜNEN 

Frau Dr. Bard 
Burgmann 
Drabiniok 
Fischer (Frankfurt) 
Frau Gottwald 
Horacek 
Hoss 
Dr. Jannsen 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Krizsan 
Frau Nickels 
Frau Potthast 
Frau Reetz 
Sauermilch 
Schily 
Frau Schoppe 
Schwenninger 
Stratmann 
Verheyen (Bielefeld) 
Vogt (Kaiserslautern) 
Frau Dr. Vollmer 

fraktionslos 

Bastian 

Damit ist der Antrag angenommen. 

Wir sind damit am Schluß unserer Tagesordnung. 
Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Dienstag, den 27. November 1984, 
9 Uhr ein. 

Ich wünsche Ihnen ein angenehmes Wochen-
ende. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.46 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein **** 16. 11. 
Dr. Ahrens *** 16. 11. 
Dr. Apel 16. 11. 
Dr. Barzel 16. 11. 
Biehle **** 16. 11. 
Büchner (Speyer) ** 16. 11. 
Dr. Corterier **** 16. 11. 
Cronenberg (Arnsberg) 16. 11. 
Dr. Ehmke (Ettlingen) 16. 11. 
Francke (Hamburg) **** 16. 11. 
Frau Fuchs (Köln) 16. 11. 
Gansel **** 16. 11. 
Genscher 16. 11. 
Dr. Hauff 16. 11. 
Horn **** 16. 11. 
Ibrügger **** 16. 11. 
Jungmann **** 16. 11. 
Dr.-Ing. Kansy **** 16. 11. 
Kolbow **** 16. 11. 
Frau Krone-Appuhn **** 16. 11. 
Kühbacher 16. 11. 
Dr. Kunz (Weiden) **** 16. 11. 
Dr. Langner 16. 11. 
Lattmann 16. 11. 
Liedtke 16. 11. 
Lohmann (Witten) 16. 11. 
Dr. Mertes (Gerolstein) 16. 11. 
Dr. Mitzscherling 16. 11. 
Müller (Düsseldorf) 16. 11. 
Petersen **** 16. 11. 
Polkehn 16. 11. 
Porzner 16. 11. 
Rapp (Göppingen) 16. 11. 
Rawe 16. 11. 
Reents **** 16. 11. 
Reuschenbach 16. 11. 
Ronneburger **** 16. 11. 
Roth 16. 11. 
Sauer (Salzgitter) **** 16. 11. 
Frau Schmidt (Nürnberg) 16. 11. 
Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd) 16. 11. 
Seehofer 16. 11. 
Frau Simonis **** 16. 11. 
Dr. Soell 16. 11. 
Dr. Spöri 16. 11. 
Dr. Sprung 16. 11. 
Dr. Stark (Nürtingen) 16. 11. 
Graf Stauffenberg * 16. 11. 
Stücklen 16. 11. 
Voigt (Frankfurt) **** 16. 11. 
Voigt (Sonthofen) 16. 11. 
Vosen 16. 11. 
Dr. von Wartenberg **** 16. 11. 
Weiskirch (Olpe) 16. 11. 
Weiß **** 16. 11. 
Wissmann 16. 11. 
Dr. Wittmann 16. 11. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 

Würtz **** 16. 11. 
Zierer ** 16. 11. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parla-
ments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

*** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 
**** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Ver-

sammlung 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Forschung und Technolo-
gie hat mit Schreiben vom 7. November 1984 mitgeteilt, daß der 
Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der 
Geschäftsordnung über die nachstehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht der Bun-
desregierung über die Nutzung der Solartechnik für die Nie-
dertemperatur-Wärmeversorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland (Drucksache 10/1090) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
hat mit Schreiben vom 5. November 1984 mitgeteilt, daß der Aus-
schuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der 
Geschäftsordnung über die nachstehenden Vorlagen absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Fünfter Bericht 
nach § 35 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes zur 
Überprüfung der Bedarfssätze, Freibeträge sowie Vomhun-
dertsätze und Höchstbeträge nach § 21 Abs. 2 (Drucksache 
10/835) 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht der Bun-
desregierung zu Fragen der Darlehensförderung nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) (Drucksachen 
9/1105, 10/358 Nr. 104) 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Ergänzender 
Bericht der Bundesregierung zu Fragen der Darlehens-
förderung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(BAföG) (Drucksache 10/1734) 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit Schreiben vom 
7. November 1984 mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Beratung 
der nachstehenden EG-Vorlage abgesehen hat: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 80/836/EURATOM hinsichtlich der Grundnormen 
für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der Arbeits-
kräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen 
(Drucksache 10/1145 Nr. 13) 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit Schreiben vom 
8. November 1984 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden 
EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EURATOM, EGKS, EWG) des 
Rates zur Änderung der Berichtigungskoeffizienten, die auf 
die Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten und sonsti-
gen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften in Dä-
nemark, in der Bundesrepublik Deutschland, in Irland und 
im Vereinigten Königreich anwendbar sind - KOM (84) 274 
endg. (Drucksache 10/1946 Nr. 41) 

Vorschlag für eine Verordnung (EURATOM, EGKS, EWG) 
des Rates zur Einführung vorübergehender Sondermaßnah-
men betreffend das endgültige Ausscheiden wissenschaftli-
cher und technischer Beamter der Europäischen Gemein-
schaften aus dem Dienst - KOM (84) 214 endg. (Drucksache 
10/1691 Nr. 1) 
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Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Frage 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
10/2296 Frage 4): 

Dienen die Erdwärmebohrungen in Falkenberg (Ober-
pfalz) gleichzeitig der Sondierung der Möglichkeiten einer 
Endlagerung atomarer Abfälle im Granitgestein, und erwägt 
die Bundesregierung im Zusammenhang mit einer etwaigen 
Entscheidung der Deutschen Gesellschaft für Wiederaufar-
beitung von Kernbrennstoffen m. b. H. für eine Wiederaufbe-
reitungsanlage in Schwandorf (Bayern) die Endlagerung in 
Granitformationen der nördlichen Oberpfalz? 

Mit Schreiben vom 31. August dieses Jahres habe 
ich eine Kleine Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN 
nach Bohrungen in Falkenberg und ihrem Ziel sehr 
ausführlich beantwortet. Ich möchte Sie deshalb 
hinsichtlich der Details auf die Drucksache 10/1928 
verweisen. 

Die Erdwärmebohrungen in Falkenberg dienen 
nicht gleichzeitig der Sondierung der Möglichkeiten 
einer Endlagerung radioaktiver Abfälle in Granit-
gestein. Es gibt keinerlei Zusammenhang zwischen 
dem genannten geothermischen Projekt und der 
Endlagerung oder einer Standortentscheidung der 
DWK. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 10/2296 
Frage 20): 

Nach welchen Kriterien wählt die Bundesregierung im 
Rahmen der Beratungshilfe die „Zuwendungsleitstellen" aus, 
und warum ist bisher der Europaverband der Selbständigen 
(BVD) nicht als Zuwendungsleitstelle anerkannt worden? 

Die in das Förderungsverfahren für Unterneh-
mensberatungen eingeschalteten Leitstellen sind 
überwiegend bereits seit Beginn der Beratungsför-
derung in den einzelnen Wirtschaftsbereichen tätig. 
Ihre Auswahl erfolgte unter dem Gesichtspunkt, für 
jeden Wirtschaftsbereich eine im Beratungswesen 
erfahrene Institution zu bestimmen, über die die 
Förderung abgewickelt werden konnte. In den letz-
ten 10 Jahren sind lediglich noch zwei branchen-
übergreifende Leitstellen hinzugekommen; damit 
sollte insbesondere auch dem Wunsch der freien 
Berater nach einem alternativen Antragsweg Rech-
nung getragen werden. 

Derzeit bestehen 10 Leitstellen, die alle Bereiche 
der gewerblichen Wirtschaft abdecken. Die Einrich-
tung zusätzlicher Leitstellen ist deshalb nicht beab-
sichtigt. Im Interesse einer Verwaltungsvereinfa-
chung wird vielmehr geprüft, inwieweit Möglichkei-
ten zur Verringerung der Zahl der Leitstellen beste-
hen. Dies entspricht auch einer Anregung des Bun-
desrechnungshofes. Im Rahmen der neuen Förder-
richtlinien, die zum 1. Januar 1985 in Kraft treten 
sollen, ist bereits eine Reduzierung der Zahl der 
Leitstellen von 10 auf 9 vorgesehen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Fragen des Abgeordneten Müller (Schweinfurt) 
(SPD) (Drucksache 10/2296 Fragen 25 und 26): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die z. B. zum 
Holzeinschlag benutzten Motorsägen bei normalem Betrieb 
erhebliche Mengen Motoröl — angeblich bis zu einem Liter 
pro Stunde — verlieren, und daß dieses 01, da eine Auffang-
vorrichtung oder ähnliches fehlt, ungehindert in den Erdbo-
den eindringt? 

Kann die Bundesregierung angeben, wieviel Liter Grund-
wasser durch einen Liter Motoröl verseucht werden, und hält 
sie es unter Berücksichtigung dieser Zahlen für notwendig, 
eine bessere technische Ausstattung für Motorsägen vorzu-
schreiben, um den unkontrollierten Ölverlust zu vermeiden? 

Zu Frage 25: 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß 
die in der Forstwirtschaft verwendeten Motorsägen 
erhebliche Mengen an Motoröl verlieren. Die Mo-
torsägen werden durchweg mit 2-Takt-Motoren be-
trieben, die ohne spezielles Motoröl gefahren wer-
den und ihre Motorschmierung aus dem Kraftstoff-
Öl-Gemisch erhalten. 

Allerdings wird beim Einsatz von Motorsägen ein 
Teil des zum Schmieren der Sägekette verwendeten 
Spezialhaftöles von der umlaufenden Sägekette ab

-

geschleudert. Die Verluste liegen dabei unter 0,2 
Liter Öl je Motorsägenstunde. 

Zu Frage 26: 

Das zur Schmierung der Motorsägenketten ver-
wendete Spezialhaftöl beruht nicht auf Mineralöl

-

basis, sondern ist ein wasserunlösliches syntheti-
sches 01, das biologisch abbaubar ist. Durch sein 
hohes Haftvermögen bleibt das abgeschleuderte Öl 
zum Teil am Holz, zum Teil an Bodenbewuchs und 
Bodenoberfläche haften. Da das Öl wasserunlöslich 
ist, dringt es auch bei Niederschlägen kaum in den 
Boden ein. Eine Grundwasserbeeinträchtigung ist 
aus diesen Gründen nicht zu befürchten. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schmidt (Gellersen) 
(SPD) (Drucksache 10/2296 Fragen 34 und 35): 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, 
wonach das EG-Quotensystem bei Milch zu einem neuarti-
gen grenzüberschreitenden Milchhandel zwischen den Nie-
derlanden und Belgien geführt hat, und sind der Bundesre-
gierung ähnliche Handelsgeschäfte zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und anderen EG-Ländern bekannt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob und in welchem Um-
fang deutsche Marktmolkereien Milch aus Gebieten außer-
halb ihres Einzugsbereichs, u. a. auch aus den Niederlanden, 
zukaufen, um die durch die Milchkontingentierung bedingte 
Unterauslastung ihrer Kapazitäten zu verbessern bzw. einge-
gangene Verträge beim Absatz von Milchprodukten einhal-
ten zu können? 

Sinn des gemeinsamen Marktes ist auch bei 
Milch und Milcherzeugnissen der freie Handelsver-
kehr zwischen den Mitgliedstaaten. Nach den der 
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Bundesregierung vorliegenden Informationen ha-
ben sich durch die Garantiemengenregelung, der 
die grenzüberschreitenden Milchlieferungen eben-
falls unterworfen sind, keine neuartigen Handels-
ströme weder zwischen Belgien und den Niederlan-
den noch zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und anderen Mitgliedstaaten ergeben. Dies 
schließt nicht aus, daß zum Ausgleich des regiona-
len Rohstoffbedarfs auch grenzüberschreitende 
Milchlieferungen erfolgen. 

Zur Sicherung der Versorgung der Bevölkerung 
kaufen seit jeher Marktmolkereien von vertragli-
chen gebundenen Zuliefermolkereien Milch zu. Auf-
grund der Garantiemengenregelung ist nicht auszu-
schließen, daß Zuliefermolkereien saisonal nicht 
mehr in vollem Umfang ihren früheren Lieferver-
pflichtungen nachkommen, jedoch werden die 
Marktmolkereien dadurch nur vereinzelt gezwun-
gen, zusätzlich Milch von anderen Molkereien in — 
oder außerhalb des Bundesgebietes zuzukaufen. 

Auf den Zukauf von Milch zur besseren Ausla-
stung der Verarbeitungskapazitäten wird in der Re-
gel auf Grund der derzeit hohen Zukaufpreise, und 
des damit verbundenen Produktionskostenanstiegs, 
verzichtet. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Fragen des Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/2296 Fragen 38 und 39): 

Beabsichtigt die Bundesregierung für den Fall, daß durch 
die Zahl und das Volumen der Härtefälle nach der Milchga-
rantiemengenverordnung die einzusparende Menge nicht er-
reicht wird, eine weitere Absenkung der Quote für die übri-
gen Milcherzeuger? 

Ist es beabsichtigt, die Gewährung von der sogenannten 
„Milchrente" auch in Zukunft davon abhängig zu machen, 
daß sich der Milcherzeuger verpflichtet, die Milchproduktion 
nicht nur für zehn Jahre, sondern endgültig aufzugeben? 

Zu Frage 38: 

Nach § 18 der Milch-Garantiemengen-Verord-
nung werden die Referenzmengen angepaßt, sobald 
sich abzeichnet, daß die der Bundesrepublik 
Deutschland zugewiesene Gesamtgarantiemenge 
unter- oder überschritten wird. 

Obwohl die notwendigen Daten noch nicht be-
kannt sind, geht die Bundesregierung zum jetzigen 
Zeitpunkt davon aus, daß von dieser Regelung nicht 
Gebrauch gemacht werden muß. 

Zu Frage 39: 

Voraussetzung für die Bewilligung einer „Milch-
rente" ist nach § 3 Abs. 1 der Verordnung über die 
Gewährung einer Vergütung für die Aufgabe der 
Milcherzeugung für den Markt die Verpflichtung 
des Erzeugers, die Milcherzeugung für den Markt 
binnen einer Frist von sechs Monaten nach Bewilli-
gung der Vergütung die Milcherzeugung endgültig 
aufzugeben. 

Der Begriff „endgültig" ist folgendermaßen zu 
verstehen: 

— Für die Laufzeit der Garantiemengenregelung 
ist die Milchproduktion für den Markt lediglich 
für den betroffenen Milcherzeuger verboten. 

— Sollte die Garantiemengenregelung vor der 
Laufzeit der Milchrente enden, so ist dem Milch-
erzeuger auf jeden Fall bis zum Ende der Milch-
rente (10 Jahre) die Milchproduktion für den 
Markt verboten. 

— Auf dem Betrieb kann ein Dritter jederzeit die 
Milchproduktion aufnehmen; abgabenfrei je-
doch nur, wenn ihm eine eigene Referenzmenge 
zusteht. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/2296 Fragen 40 und 41): 

Kann bei der Fortschreibung des Bergbauernprogramms 
im Rahmen einer Neukonzeption der Förderung von Land-
wirten mit einer Ausweitung des bisher ausgewiesenen be-
nachteiligten Gebiets gerechnet werden? 

Liegt dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten bereits ein Antrag der Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen auf Erweiterung der Grenzen der be-
nachteiligten Gebiete im Rahmen des Bergbauernpro-
gramms vor? 

Zu Frage 40: 

Mit über 4 Millionen ha landwirtschaftlich ge-
nutzter Fläche (LF) ist der Anteil benachteiligter 
Gebiete in der Bundesrepublik Deutschland sehr 
groß. Hiervon gehören bisher rund 1,5 Millionen ha 
LF zu den sogenannten Berg- und Kerngebieten, in 
denen die Landwirte die wichtigste Maßnahme des 
Bergbauernprogramms, die Ausgleichszulage, er-
halten. Die Bundesregierung beabsichtigt zusam-
men mit den Bundesländern, ab 1. Januar 1985 
grundsätzlich alle benachteiligten Gebiete für die 
Ausgleichszulage zu öffnen. Damit werden im Rah-
men einer Neukonzeption der Förderung von Land-
wirten die Ausgleichszulagengebiete um bis zu 
rund 2,5 Millionen ha LF erheblich ausgeweitet. 
Dieser Ausweitung muß noch der Planungsaus-
schuß für Agrarstruktur und Küstenschutz zustim-
men. 

Über eine Ausweitung der benachteiligten Ge-
biete finden zur Zeit Gespräche mit den Ländern 
statt. Solche Ausweitungen können allerdings nur 
einen begrenzten Rahmen haben und müssen au-
ßerdem mit einer Dreiviertelmehrheit im Planungs-
ausschuß für Agrarstruktur und Küstenschutz be-
schlossen und anschließend vom Rat in Brüssel un-
ter Berücksichtigung der Verhältnisse in anderen 
Mitgliedstaaten gebilligt werden. 
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Zu Frage 41: 

Dem Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten liegt bereits ein Antrag der Lan-
desregierung von Nordrhein-Westfalen auf Erweite-
rung der Grenzen der benachteiligten Gebiete im 
Rahmen des Bergbauernprogramms vor. Dieser 
Antrag wird zusammen mit Anträgen anderer Bun-
desländer derzeit in den dafür zuständigen Bund-
Länder-Gremien beraten. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Würtz (SPD) (Drucksache 
10/2296 Frage 45): 

Steht der Absturz eines TORNADO-Flugzeuges in Bayern 
in ursächlichem Zusammenhang mit dem Verratsfall des 
verhafteten MBB-Abteilungsleiters? 

Ein Zusammenhang zwischen den von Ihnen ge-
nannten Fällen besteht nicht. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 10/2296 
Frage 47): 

Welche Einheiten der Bundeswehr (Standort Koblenz/ 
Lahnstein) gewähren für Wochenenddienstleistungen in wel-
chem Umfang Dienstzeitausgleich? 

Auch die Einheiten in den von Ihnen genannten 
Standorten verfahren nach den eben angeführten 
Grundsätzen, da sowohl die Unterschiedlichkeit der 
Aufträge dieser Einheiten wie auch die Verfügbar-
keit der jeweiligen Kräfte einheitliche Regelungen 
nicht erlauben. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Wilz (CDU/CSU) (Drucksache 
10/2296 Fragen 48 und 49): 

Auf welchem Wege gibt die Bundesregierung den jungen 
wehrpflichtigen Mitbürgern die Gelegenheit, sich über den 
Wehrdienst und Verwendungsmöglichkeiten darin zu infor-
mieren, und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, unter dem Gesichtspunkt der frühzeitigen Berufsent-
scheidung — angesichts knapper Lehrstellensituation — 
eine Wehrdienstberatung bei jungen Männern auch dann 
vorzunehmen, wenn deren Einberufung nicht unmittelbar 
bevorsteht? 

Auf welchem Wege informiert die Bundesregierung die 
jungen wehrpflichtigen Bürger und andere Interessierte 
über die mit dem Wehrdienst zusammenhängenden Fragen, 
und tut sie es so rechtzeitig, daß die jungen Wehrpflichtigen 
— z. B. beim Vorliegen einer Lehrstelle — rechtzeitig und 
einvernehmlich disponieren können? 

Zu Frage 48: 

Bei jedem Kreiswehrersatzamt steht mindestens 
ein Wehrdienstberater, bei Ämtern mit mehreren 
Musterungskommissionen stehen bis zu drei Wehr-
dienstberater ausschließlich für die Beratung der 
Wehrpflichtigen über Fragen des Wehrdienstes und 
der möglichen Verwendungen als Soldat zur Verfü-
gung. Erst zum Juli 1984 wurden weitere 17 Solda-
ten mit dieser Aufgabe betraut, so daß nunmehr 
insgesamt 143 Wehrdienstberater tätig sind. 

Neben diesen hauptamtlich zur Wehrdienstbera-
tung eingesetzten Mitarbeitern werden die jungen 
wehrpflichtigen Bürger durch die Jugendoffiziere, 
öffentliche Veranstaltungen der Truppe, Ausstel-
lungen, Informationsbroschüren und eine Vielzahl 
von Maßnahmen im Rahmen der Öffentlichkeitsar-
beit unterrichtet. 

Darüber hinaus beraten die Beamten und Ange-
stellten der Kreiswehrersatzämter die Wehrpflichti-
gen in allen Fragen, die mit der Einberufung sowie 
einer möglichen Zurückstellung oder Befreiung 
vom Wehrdienst zusammenhängen. 

Zu Frage 49: 

Die Bundesregierung informiert im Rahmen der 
Öffentlichkeitsarbeit und der Nachwuchswerbung 
sowie einer entsprechenden Pressearbeit laufend 
über den Dienst in der Bundeswehr. 

Hierbei ist besonders der engagierte Einsatz der 
Jugendoffiziere hervorzuheben. 

Außerdem sind ständig 26 Offiziere damit befaßt, 
in berufsbildenden Schulen vor allem die Abschluß

-

klassen über die mit dem Wehrdienst zusammen-
hängenden Fragen zu unterrichten. 

Die Wehrpflichtigen selbst erhalten darüber hin-
aus bereits mit den Erfassungsunterlagen eine er-
ste Informationsschrift über die Wehrpflicht und 
bei der Musterung, die eine ausführliche Beratung 
einschließt, werden sie ausdrücklich auf die Mög-
lichkeit hingewiesen, den Wehrdienstberater aufzu-
suchen. 

Durch dieses umfassende Angebot wird jeder 
Wehrpflichtige so rechtzeitig informiert, daß er 
seine beruflichen Planungen mit dem Wehrdienst 
abstimmen kann. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Nickels (GRÜNE) (Druck-
sache 10/2296 Fragen 50 und 51): 

Wie viele Vorsitzende von Ausschüssen für Kriegsdienst-
verweigerer gemäß dem 3. Abschnitt des Kriegsdienstverwei-
gerungsgesetzes sind zur Zeit mit einem zeitlich befristeten 
Arbeitsvertrag und mit welcher Dauer beschäftigt? 

Nach welchen Kriterien entscheidet die Wehrbereichsver-
waltung über eine Verlängerung dieser Verträge, und wie 
viele Fälle sind der Bundesregierung bekanntgeworden, in 
denen Ausschußvorsitzende wegen zu hoher Anerkennungs-
quoten von ihrer vorgesetzten Dienststelle mit disziplinari-
schen oder anderen arbeitsrechtlichen Mitteln belangt wor-
den sind? 
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Zu Frage 50: 

Von den im Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Verteidigung eingerichteten 185 Ausschüs-
sen für Kriegsdienstverweigerung sind 19 mit Zeit-
angestellten besetzt. Bei den 115 Kammern für 
Kriegsdienstverweigerung werden zur Zeit drei 
Zeitangestellte beschäftigt. 

Die Zeitverträge sind in der Regel auf die zuläs-
sige Höchstdauer von fünf Jahren abgeschlossen. 
Neben dieser Befristung enthalten die Arbeitsver-
träge allgemein die auflösende Bedingung, daß ab 
Neuregelung des KDV-Verfahrens, das war der 
1. Januar 1984, das Arbeitsverhältnis ebenfalls en-
det. 

Zu Frage 51: 

Das Bundesarbeitsgericht hat zu entscheiden, ob 
die vertraglich vereinbarten Beendigungen der Ar-
beitsverhältnisse rechtmäßig waren oder ob die be-
troffenen Angestellten inzwischen in einem Dau-
erarbeitsverhältnis stehen. Die Frage einer Verlän-
gerung der Verträge stellt sich daher nicht. 

Im übrigen werden die Zeitangestellten bis zur 
Klärung dieser Rechtsfrage auf Grund von Ver-
gleichen über den Ablaufzeitpunkt ihrer Verträge 
weiterbeschäftigt. 

Fälle, in denen Ausschußvorsitzende wegen zu 
hoher Anerkennungsquoten von einer vorgesetzten 
Dienststelle mit disziplinarischen oder arbeitsrecht-
lichen Mitteln belangt worden sind, gibt es nicht. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Schöfberger (SPD) (Druck-
sache 10/2296 Fragen 52 und 53): 

Wer hat im Verantwortungsbereich der Bundesregierung 
im Zusammenhang mit der Beschaffung von sieben Flugzeu-
gen des Typs CHALLENGER CL 601 der Herstellerfirma 
Canadair für die Flugbereitschaft des Bundesministeriums 
der Verteidigung mit dem Bayerischen Ministerpräsidenten 
schriftlich oder mündlich Kontakt gehabt? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung auf Grund ihrer ver-
gleichenden Bewertung umfangreicher Daten zunächst auch 
dem Jet-Geschäftsreiseflugzeug Gulfstream III, eines sich 
um den Lieferauftrag bewerbenden amerikanischen Herstel-
lers die verlangte Qualifikation (ausreichende Passagierka-
pazität, Geräumigkeit der Kabine, Mittelstreckenreichweite, 
hohe Reisegeschwindigkeit, logistische Versorgung) zuer-
kannte, und welche Rolle hat für die schließliche Beschaf-
fung der CHALLENGER CL 601 die von „ausgezeichneten 
fachlichen Kenntnissen" getragene Analyse und Endbewer-
tung dieses Typs durch den Bayerischen Ministerpräsiden-
ten Strauß gespielt? 

Zu Frage 52: 

Die Bundesregierung hat in ihren Antworten zu 
den von Ihnen gestellten Fragen wiederholt darge-
legt, daß vor der Entscheidung für einen Flugzeug-
typ alle notwendigen Daten in einer vergleichenden 
Bewertung eingehend geprüft wurden. 

Eine Einflußnahme auf diese Entscheidung hat 
es nicht gegeben. 

Zu Frage 53: 

Die Auswahl der Challenger CL 601 ist im Wett-
bewerb mit den Flugzeugmustern 
— Gulfstream III einer amerikanischen Firma und 
der 
— Falcon 50 einer französischen Firma 
erfolgt. 

Alle Typen haben sich als ausgezeichnete Flug-
zeuge erwiesen. Die Auswahl der Challenger CL 601 
erfolgte ausschließlich nach Bewertung einsatzspe-
zifischer betrieblicher und funktionaler Erforder-
nisse des Betriebs der Flugbereitschaft BMVg und 
unter besonderer Berücksichtigung der Kosten ei-
nes Flugzeugs in Beschaffung und Betrieb über 25 
Jahre. Dabei kam es entscheidend darauf an, einer-
seits die Hauptforderungen der Bedarfsträger und 
andererseits die wirtschaftlichen Möglichkeiten des 
Betreibers harmonisch zu verknüpfen. 

Die getroffene Entscheidung qualifiziert die CL 
601 als das unter diesen Rahmenbedingungen für 
die Flugbereitschaft der Bundeswehr und ihre Auf-
gaben ausgewogenste Produkt. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Reetz (GRÜNE) (Druck-
sache 10/2296 Fragen 54 und 55): 

Ist die Bundesregierung davon unterrichtet, daß die Bau-
maßnahmen an der Bundesstraße 33 neu — Zubringer Has-
lach/Kinzigtal-West — weiter betrieben werden, obwohl der 
Petitionsausschuß mit Beschluß vom 17. Oktober 1984 
(Drucksache 10/2138) die Bundesregierung aufgefordert hat, 
diese Arbeiten nur bei erwiesener Unmöglichkeit der Lösung 
„provisorische Anbindung zwischen Baukilometer 2,0 und 
2,8" und auch dann in über die bereits vorgelegten Ände-
rungsvorschläge hinausgehender Reduzierung der Bau-
werke an der Anschlußstelle zu betreiben? 

Warum hat die Bundesregierung nicht sofort nach Eingang 
des Antrags des Petitionsausschusses einen Baustopp erlas-
sen, um die Aufstellung der Kosten für den Grundstückser-
werb und die Baumaßnahmen vorzunehmen, und das Entste-
hen weiterer Sachzwänge zu verhindern? 

Zu Frage 54: 

Eine provisorische Anbindung der Bundesstraße 
33 neu an die B 33 alt und die dafür erforderliche 
Planung wären nur mit erheblichem Zeitaufwand 
(geschätzt 4-8 Jahre) zu realisieren. Mit einer sol-
chen Lösung kann daher die gleichzeitige Forde-
rung des Petitionsauschusses nach einer verkehrs-
wirksamen Ortsumgehung von Steinach ohne we-
sentliche Verzögerungen nicht erfüllt werden. 

Im Hinblick auf die unbestrittene baldige Entla-
stung Steinachs ist daher kein Baustopp angeord-
net worden, die Bauarbeiten werden weitergeführt. 

Der BMV hat jedoch die Straßenbauverwaltung 
des Landes Baden-Württemberg gebeten, bei den 
laufenden Baumaßnahmen keinen Bauzustand zu 
schaffen, der möglichen und vertretbaren Änderun-
gen der Planung — soweit diese ohne wesentliche 
zeitliche Verzögerungen durchgeführt werden kön-
nen — entgegenstehen würde. 
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Zu Frage 55: 

Die vom Petitionsausschuß geforderte Erhebung 
der Kosten für den Grunderwerb und die Baumaß-
nahme für die planfestgestellte Trasse und eine Al-
ternativplanung ist von einem Baustopp unabhän-
gig; sie ist eingeleitet. Im übrigen wird auf die Ant-
wort zu Frage Nr. 54 verwiesen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Hansen (Hamburg) (SPD) 
(Drucksache 10/2296 Fragen 56 und 57): 

Liegen der Deutschen Bundesbahn Einsatz-Erfahrungsbe-
richte der Feuerwehren und Forschungsergebnisse über 
Brände schienengebundener Fahrzeuge in Tunnelanlagen 
vor, in denen Aussagen über den Brandverlauf und die 
Brandausbreitungsgeschwindigkeit getroffen werden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es — im 
Hinblick auf Brandfälle in Schienenfahrzeugen der Deut-
schen Bundesbahn (DB), insbesondere bei Bränden in unter-
irdischen Bahnhöfen und Tunnelanlagen, die in verschie-
denen Städten aufgetreten sind — derzeit ein Sicherheits-
problem für Fahrgäste gibt, das die DB veranlassen müßte, 
unverzüglich Vorschlägen der Feuerwehr-Experten, z. B. zur 
Schaffung einer Überbrückungsmöglichkeit des Notbremssy-
stems durch den Zugführer sowie zur Einrichtung von 
Sprechfunkverbindungen für Feuerwehr und Polizei in den 
vorhandenen Tunnelanlagen für den schienengebundenen 
Nahverkehr der DB zu realisieren? 

Zu Frage 56: 

Ich nehme an, daß sich Ihre Frage auf die Brand-
vorfälle am 8. April 1980 und 30. September 1984 in 
unterirdischen Bahnanlagen im Bereich der Ham-
burger S-Bahn bezieht. Über den Verlauf dieser 
Brände liegen der Deutschen Bundesbahn ausführ-
liche Berichte vor, u. a. die Einsatzerfahrungsbe-
richte der Feuerwehren. 

Von der Deutschen Bundesbahn werden die na-
tionalen und internationalen Veröffentlichungen 
und Forschungsergebnisse über Brände von Schie-
nenfahrzeugen in Tunnelanlagen erfaßt und im 
Hinblick auf erforderliche Maßnahmen zur Brand-
vorsorge ausgewertet. Grundlage für eine verbes-
serte Vorsorge der Deutschen Bundesbahn in 
S-Bahn-Tunneln bildet der „Hamburger Erfah-
rungsbericht über die Übungen zur Erprobung ei-
ner Einsatzkonzeption bei Bränden von öffentli-
chen Verkehrsmitteln in unterirdischen Verkehrs-
anlagen" vom 12./13. Mai 1981. 

Zu Frage 57: 

Es ist selbstverständlich Aufgabe der Deutschen 
Bundesbahn, aus derartigen schwerwiegenden 
Brandereignissen Folgerungen für einen verbesser-
ten vorbeugenden Brandschutz zu ziehen. 

Um die gebotene Einheit in Planung und Durch-
führung von Vorsorgemaßnahmen gegen Brände 
im Gesamtbereich unterirdischer Bahnen soweit 
wie möglich zu gewährleisten, werden Lösungen 
vom Unterausschuß „Vorbeugender Brandschutz 
im Schienenfahrzeugbau" bzw. vom Normenaus

-

schuß Schienenfahrzeuge im DIN (Deutsches Insti-
tut für Normung e. V.) erarbeitet. 

Nach dem Vorschlag dieses Unterausschusses 
rüstet die Deutsche Bundesbahn derzeit drei Fahr-
zeuge der S-Bahn Hamburg mit unterschiedlicher 
Funktionsgestaltung der Notbremse aus. Bei Be-
währung eines der Systeme ist eine entsprechende 
Umrüstung aller S-Bahn-Fahrzeuge vorgesehen. 

Daneben arbeiten die Deutsche Bundesbahn und 
der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg ge-
meinsam und intensiv an der kurzfristigen Verbes-
serung des Notruf-Kontakts zwischen den S-Bahn

-

Fahrzeugen und den städtischen Unfall- und Ret-
tungsdiensten. Vorgesehen und bereits konkret ge-
plant sind technische Einrichtungen, die auch beim 
Befahren von Tunnelstrecken den unmittelbaren 
Sprechfunkkontakt zwischen diesen Stellen ge-
währleisten. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Stahl (Kempen) (SPD) (Druck-
sache 10/2296 Fragen 58 und 59): 

Wie vereinbart die Bundesregierung den Gedanken zur 
Öffnung der europäischen Grenzen, der insbesondere in den 
letzten Monaten von seiten des Bundeskanzlers immer stär-
ker propagiert wurde, mit der Tatsache, daß parallel hierzu 
die historisch gewachsene Verbindung der Bundesbahnteil-
strecke 470 zwischen Kempen-Kleve-Kranenburg-Nijme-
gen, und die auf dieser Strecke fahrenden internationalen 
Züge D 216/217 (Austria-Express) „wegsaniert" werden sol-
len? 

Wie beurteilt die Bundesregierung unter dem Aspekt des 
Umweltschutzes, den Lastwagen- und Individualverkehr auf 
die Schiene zu verlagern, die geplante Stillegung, insbeson-
dere im Hinblick darauf, daß die Strecke über Tiel, Nijmegen 
und Kleve die einzige Querverbindung ist, die noch nicht 
überlastet ist und somit die zu erwartenden Zusatzkapazitä-
ten an Containertransporten von Rotterdam aus auffangen 
kann? 

Zu Frage 58: 

Gemeinsame Überlegungen haben die Deutsche 
Bundesbahn (DB) und die Niederländischen Eisen-
bahnen (NS) veranlaßt, die unternehmerische Er-
haltungswürdigkeit der Strecke Kleve—Kranen-
burg—Nijmwegen durch betriebswirtschaftliche Un-
tersuchungen zu prüfen. Abschließende Entschei-
dungen über die künftige Gestaltung des Leistungs-
angebotes im grenzüberschreitenden Verkehr sind 
von den Eisenbahnverwaltungen noch nicht getrof-
fen worden. Auch im Fahrplanjahr 1985/86 werden 
die D-Züge 216/217 (Austria-Express) wie bisher 
über diese Strecke verkehren. 

Zu Frage 59: 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn 
(DB) ist eine Stillegung des Abschnittes Kranen-
burg—Landesgrenze derzeit nicht beabsichtigt. 
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Anlage 17 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Schwarz-Schilling auf die 
Fragen des Abgeordneten Conradi (SPD) (Druck-
sache 10/2296 Fragen 60 und 61): 

Warum hat die Bundesregierung in der Beantwortung mei-
ner Frage (Drucksache 10/1775, Frage 87) verschwiegen, daß 
sie neben der Schließung des Postamtes Stuttgart 401 und 
der Zusammenlegung der Postämter Stuttgart 142/144 und 
104/122 auch das Postamt 510 in Steinhaldenfeld schließen 
bzw. verlegen wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß diese Schließung vor 
allem ältere und gehbehinderte Menschen betrifft, die zu-
künftig ein steiles Straßenstück und danach eine stark be-
fahrene Straße bewältigen müssen, während sie bisher das 
Postamt unmittelbar im Einkaufszentrum ihres Wohngebiets 
(rund 3 700 Einwohner) hatten, und ist die Bundesregierung 
bereit, mir ohne Einschränkungen mitzuteilen, welche Post-
ämter in Stuttgart sie außerdem zu schließen bzw. zusam-
menzulegen beabsichtigt? 

Zu Frage 60: 
Zur Beantwortung Ihrer Fragen in der Frage-

stunde des Deutschen Bundestages im Monat Juli 
hat die Bundesregierung Ihnen alle zum damaligen 
Zeitpunkt bekannten Maßnahmen mitgeteilt, d. h. 
Organisationsplanungen zum Postamt 510 in Stein-
haldenfeld waren der Bundesregierung nicht be-
kannt. 

Zu Frage 61: 
Im Falle des Postamts Stuttgart 510 hat die Ober-

postdirektion Stuttgart nunmehr Planungen aufge-
nommen, die Postämter Stuttgart 509 (Neugereut), 
für das auf Grund seiner räumlichen Enge neue 
Räume gesucht werden müssen, und Stuttgart 510 
an einem für beide Wohngebiete zentral gelegenen 
Ort eine neue Unterbringungsmöglichkeit zu su-
chen. Das von der Stadt Stuttgart geplante Ein-
kaufszentrum an der Nahtstelle zwischen Neuge-
reut und Steinhaldenfeld ist vorerst als Sitz der 
neuen Amtsstelle vorgesehen. 
In die Planungen werden selbstverständlich alle 

Überlegungen einbezogen, welche Vor- und welche 
Nachteile den Postkunden entstehen können. 
Darüber hinausgehende Planungen im Amtsstel-

lenbereich sind z. Z. nicht beabsichtigt. Eine Fest-
schreibung des organisatorischen Ist-Zustandes bei 
der Deutschen Bundespost kann mit der Aussage 
natürlich nicht verbunden werden. 

Anlage 18 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Schwarz-Schilling auf die 
Frage des Abgeordneten Zander (SPD) (Druck-
sache 10/2296 Frage 62): 

Wie ist die in der Presse als Drohung interpretierte Äuße-
rung des Bundesministers für das Post- und Fernmeldewe-
sen, er werde die Verkabelung in Nordrhein-Westfalen stop-
pen, wenn die Landesregierung eigene medienpolitische Be-
schlüsse faßt, im Verhältnis von Verfassungsorganen unter-
einander zu werten? 

Die Deutsche Bundespost braucht für ihre lang-
fristige Investitionspolitik auch im Bereich der 
Breitbandverteilnetze sichere Planungsgrundlagen. 

Sie muß diese Netze rentabilitätsorientiert ausbauen. 
Das ist auch eine Forderung des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages und des Bun-
desrechnungshofes. Gerade Sie, Herr Zander, ha-
ben ja im Haushaltsausschuß auf Rentabilität ge-
drungen! 
Da diese Rentabilität der Breitbandverteilnetze 

vor allem von der Anschlußdichte und diese wie-
derum hauptsächlich von der Vielfalt der angebote-
nen Programme abhängt, ist es für die Planungssi-
cherheit der Deutschen Bundespost wichtig zu wis-
sen, in welchen Bundesländern zusätzliche Pro-
gramme in Breitbandverteilnetze eingespeist wer-
den können. Deshalb muß sich die Deutsche Bun-
despost überlegen, ob sie in den Bundesländern, die 
das Einspeisen von zusätzlichen Programmen nicht 
ermöglichen, nach wie vor in gleichem Maße weiter

-

verkabeln kann, wie sie dies in den Ländern tut, die 
die notwendigen medienrechtlichen Voraussetzun-
gen verabschiedet haben. Der Bundespostminister 
hielt es für seine Pflicht, die entsprechenden Län-
der auf die Konsequenzen hinzuweisen, die mit ei-
ner Differenzierung des Investitionsvolumens ver-
bunden sind. 

Anlage 19 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Schwarz-Schilling auf die 
Fragen des Abgeordneten Toetemeyer (SPD) 
(Drucksache 10/2296 Fragen 63 und 64): 

Ist der Bundesregierung der Sachverhalt bekannt, daß 
zwei über die Deutsche Bundespost vom ehemaligen jüdi-
schen Mitbürger Max Loewenstein aus Hohenlimburg am 26. 
und 27. Oktober 1982 nach Israel versandte Pakete, die wert-
volle Geschenke im Wert von 2 000 DM enthielten, dort nicht 
ankamen, weil sie auf Deck eines Schiffes in einem Contai-
ner befördert wurden, der „ins Meer gerissen wurde" (Ober-
postdirektion Dortmund), und welche Konsequenzen gedenkt 
die Bundesregierung aus diesem Vorfall zu ziehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung des Postab-
kommens von Rio de Janeiro von 1979 anzustreben, die vor-
sieht, daß die völlig unzureichende Höchstgrenze bei Verlust-
entschädigung von bis zu 120 Schweizer Franken pro Paket 
mindestens auf den im Inlandsbereich gültigen maximalen 
Entschädigungsbetrag von 500 DM angehoben wird? 

Zu Frage 63: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die beiden 
von Herrn Max Löwenstein aus Israel versandten 
Postpakete in Verlust geraten sind. Sie befanden 
sich unter vielen anderen Postpaketen in einem 
Container, der bei schwerer See im Mittelmeer von 
Bord eines Schiffes gerissen wurde. Da keine „Hö-
here Gewalt" vorlag, konnte der Absender mit den 
für gewöhnliche Pakete vorgesehenen Ersatzbeträ-
gen nach den Bestimmungen des Postpaketabkom-
mens von Rio de Janeiro 1979 entschädigt werden. 
Die beiden Pakete waren als gewöhnliche Pakete 
ohne Wertangabe versandt worden. 

Zu Frage 64: 

Der Weltpostkongreß in Hamburg 1984 hat sich 
eingehend mit der Verlustentschädigung bei Post-
paketen in das Ausland beschäftigt. Er beschloß 
deshalb eine 50 %ige Erhöhung der für gewöhnliche 
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Postpakete festgesetzten Entschädigungsbeträge. 
Diese Erhöhung tritt am 1. Januar 1986 in Kraft. 

Anlage 20 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Schwarz-Schilling auf die 
Frage des Abgeordneten Kleinert (Marburg) (DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 10/2296 Frage 65): 

Welche konkreten Umstände haben bewirkt, daß die Post-
beamten Repp, Bastian und Goergens vor Abschluß des 
Hauptverfahrens vom Dienst suspendiert wurden, nachdem 
deren Tätigkeit für die DKP seit vielen Jahren bekannt war 
und sie ihren Dienst nach Auffassung ihrer Dienstvorgesetz-
ten ordnungsgemäß erfüllt hatten und ihre Tätigkeit in der 
Vergangenheit von Postkunden nicht beanstandet wurde? 

Die genannten Beamten sind in förmlichen Diszi-
plinarverfahren vor dem Bundesdisziplinargericht 
angeschuldigt worden, durch schuldhafte Verlet-
zung der Verfassungstreuepflicht ein schweres 
Dienstvergehen begangen zu haben. Die vorläufige 
Dienstenthebung wurde zunächst nicht angeordnet, 
weil eine einheitliche disziplinarrechtliche Beurtei-
lung derartiger Pflichtverletzungen durch die Diszi-
plinargerichte nicht gegeben erschien. Nachdem 
das Bundesverwaltungsgericht im Urteil vom 
10. Mai 1984 seine Rechtsprechung in dem ersten 
einschlägigen Urteil vom 29. Oktober 1981 bestätigt 
hat, kann von einer gefestigten Disziplinarrecht-
sprechung ausgegangen werden, wonach ein Beam-
ter, der sich für eine Partei mit verfassungsfeindli-
cher Zielsetzung aktiv einsetzt, seine Verfassungs-
treuepflicht verletzt und ein schweres Dienstverge-
hen begeht, das bei beharrlicher Fortsetzung die 
Dienstentfernung erfordert. Unter diesen Umstän-
den ließ es sich nicht mehr rechtfertigen, die im 
Verdacht eines derartigen Dienstvergehens stehen-
den Beamten bis zur disziplinargerichtlichen Ent-
scheidung Dienst verrichten zu lassen, wenn ihre 
Entfernung aus dem Dienst zu erwarten ist. Dabei 
spielt es keine Rolle, ob der Beamte seine übrigen 
Dienstpflichten korrekt erfüllt hat. 

Anlage 21 

Antwort 

des Staatssekretärs von Loewenich auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
10/2296 Fragen 66 und 67): 

Wann wird nach Auffassung der Bundesregierung unter 
den gegenwärtigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
(Einkommensentwicklung, Zinsniveau) in der Bundesrepu-
blik Deutschland eine Wohneigentumsquote von 50 v.H. er-
reicht werden können? 

Wie trägt die Bundesregierung bei der von ihr geplanten 
Neuordnung der steuerlichen Wohnungsbauförderung dem 
Umstand Rechnung, daß der Anteil an Wohneigentum vor 
allem in städtischen Gebieten und bei mittleren Einkom-
mensgruppen gering ist? 

Zu Frage 66: 

„Wir wollen, daß viele Bürger Wohneigentum er-
werben können." Die Bundesregierung verfolgt die-
ses Ziel, das sie sich in der Regierungserklärung 
vom 4. Mai 1983 gesetzt hat, langfristig. Wann eine 
Wohneigentumsquote von 50 % erreicht sein wird, 
hängt von vielerlei sich ständig verändernden Fak-
toren ab, unter anderem von den wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen. Die gegenwärtigen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen, auf die Sie in Ih-
rer Frage abstellen, lassen sich nicht mit hinrei-
chender Zuverlässigkeit in die Zukunft projizieren. 

Zu Frage 67: 

Daß der Anteil des Wohneigentums in städti-
schen Gebieten geringer ist als in ländlichen Gebie-
ten, hat verschiedene Ursachen. Eine Ursache sind 
sicher die höheren Baupreise, oder steuerrechtlich 
gesprochen: die höheren Herstellungskosten. 

Die Bundesregierung hat daher am 3. Juli dieses 
Jahres beschlossen, die steuerlich berücksichti-
gungsfähigen Herstellungs- oder Anschaffungsko-
sten für selbstgenutztes Wohneigentum von gegen-
wärtig 200 000 auf 300 000 DM anzuheben. 

Daß der Anteil des Wohneigentums bei niederen 
und mittleren Einkommensgruppen geringer ist als 
bei höheren, liegt auf der Hand. Um auch diesen 
Einkommensgruppen beim Erwerb von Wohneigen-
tum zu helfen, hat die Bundesregierung neben der 
steuerlichen Regelung die direkte Förderung des 
Wohneigentums vorgesehen. Im Bundeshaushalt 
1985 soll — wie Sie wissen — für die Eigentumsför-
derung im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus 
mehr als 1 Milliarde DM an Verpflichtungsermäch-
tigungen bereitgestellt werden. 

Insgesamt bitte ich Sie im Hinblick auf die relativ 
geringe Eigentumsquote bei unteren und mittleren 
Einkommensgruppen folgendes zu sehen: In diesem 
Bereich sind die 1-Personen-Haushalte mit gerin-
gen Eigentumsquoten besonders stark vertreten. 
Bei diesen 1-Personen-Haushalten handelt es sich 
vor allem um Auszubildende und Rentner, die über-
wiegend entweder noch nicht oder nicht mehr als 
potentielle Erwerber von Wohneigentum in Be-
tracht kommen. 

Anlage 22 

Antwort 

des Staatssekretärs von Loewenich auf die Fragen 
des Abgeordneten Waltemathe (SPD) (Drucksache 
10/2296 Fragen 68 und 69): 

Zu welchen Erkenntnissen und Schlußfolgerungen für ihre 
Wohnungs- und Städtebaupolitik ist die Bundesregierung 
durch die China-Reise des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs beim Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau gelangt? 

In welcher Höhe wird das Wohngeld eines berechtigten 
Rentnerhaushalts ab 1. Juli 1985 gekürzt, nachdem die Brut-
torentenerhöhung 3,3 v. H. betragen wird, von denen aller-
dings netto nur 1,07 v.H. verbleiben werden? 
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Zu Frage 68: 

Der Parlamentarische Staatssekretär des Bun-
desbauministers hat in der Zeit vom 29. Oktober bis 
8. November 1984 in Abstimmung mit dem Bundes-
kanzler und dem Bundesminister des Auswärtigen 
die Volksrepublik China besucht. 

Er wurde zu diesem Besuch von der chinesischen 
Regierung eingeladen, um — wie es in dem Einla-
dungsschreiben heißt — „den Gedankenaustausch 
auf dem Gebiet des Wohnungs- und Städtebaus ... 
zu vertiefen und zu konkretisieren." 

Diesem Zweck dienten umfassende Gespräche, 
die der Parl. Staatssekretär Dr. Jahn in Peking mit 
dem stellvertretenden Minister für Städte- und 
Dorfbau, Herrn Chu Chuangheng, und seinen lei-
tenden Beamten, mit den stellvertretenden Gouver-
neuren einiger chinesischer Provinzen sowie maß-
gebenden Kommunalpolitikern der entsprechenden 
Provinzhauptstädte geführt hat. 

Dabei zeigte sich ein hohes Interesse der chinesi-
schen Seite, bei der Verwirklichung ihrer Pläne, be-
sonders des Plans, die Wohnfläche pro Kopf der 
Bevölkerung um mehr als das Doppelte zu erhöhen, 
die Erfahrungen kennen zu lernen und zu berück-
sichtigen, die wir auf dem Gebiet des Wohnungs-
und Städtebaus in der Bundesrepublik Deutschland 
gemacht haben. 

Die Bundesregierung will die bilaterale Zusam-
menarbeit mit der Volksrepublik China auf diesem 
Gebiet fortsetzen und intensivieren. 

Sie begrüßt daher auch den Besuch einer Delega-
tion von Bürgermeistern und Vizebürgermeistern 
aus 14 Hafenstädten Chinas, die sich gegenwärtig 
in unserem Land aufhält. Mit dem Leiter dieser 
Delegation hat der Parlamentarische Staatssekre-
tär in Peking erste Gespräche geführt. Die Bundes-
regierung mißt dem Dialog mit diesen Städten auch 
wegen der Bedeutung für den bilateralen Handel 
und den Möglichkeiten von Wirtschaftskooperatio-
nen besondere Bedeutung bei. 

Zu Frage 69: 

Die Höhe des Wohngelds ist u. a. abhängig vom 
Einkommen. Einkommenserhöhungen führen re-
gelmäßig zu einer Minderung, Einkommensminde-
rungen zu einer Erhöhung des Wohngeldes. Nach 
der Entscheidung des Gesetzgebers sind Renten 
Einkommen im Sinne des Wohngeldgesetzes. Ren-
tenerhöhungen wirken sich daher nach der Syste-
matik des Gesetzes auf die Höhe des Wohngelds 
aus. 

Der Gesetzgeber hat diese Situation bei der Ein-
führung der Krankenkassen-Beitrags-Pflicht der 
Rentner bedacht. Er hat auch ihnen mit Rücksicht 
auf diese neue Pflicht im Haushaltsbegleitgesetz 
1983 einen erhöhten Einkommensfreibetrag von 
12,5% eingeräumt, und zwar anstelle der auf 6% 
herabgesetzten Grundpauschale, die jeder Wohn-
geldempfänger mindestens geltend machen kann. 
Mit diesem pauschalierten Einkommensfreibetrag 
hat er die Krankenkassen-Beitrags-Pflicht der 
Rentner von Anfang an in der vollen Höhe von 5%  

berücksichtigt, obwohl diese Pflicht — wie Sie wis-
sen — nur schrittweise eingeführt wird. 

Der mit der Rentenanpassung zum 1. Juli 1985 
verbundenen Erhöhung des Krankenversiche-
rungsbeitrages aUf 5% ist damit aber bereits Rech-
nung getragen. Die Rentner sind gegenüber ande-
ren Wohngeldbeziehern nicht benachteiligt. 

Zu Ihrer Frage konkret: 

Das Wohngeld wird sich bei Rentnerhaushalten 
mit gleichbleibender Miete und Haushaltsgröße um 
durchschnittlich 20-25% des Bruttoerhöhungsbe-
trages der Rente vermindern. Das bedeutet: Die 
Wohngeldkürzung wird die Nettorentenerhöhung 
im Normalfall nicht aufzehren. In Einzelfällen, ins-
besondere bei verhältnismäßig hohen Renten und 
Mieten, kann ich allerdings nach geltendem Recht 
nicht ausschließen, daß sie geringfügig höher sein 
wird. Wie Sie wissen, wird die Bundesregierung 
aber die Wohlgeldleistungen vom 1. Janur 1986 an 
an die Mieten- und Einkommensentwicklung an-
passen und damit eine Verbesserung der Wohngeld-
leistungen vor allem auch für Rentner herbeifüh-
ren. 

Anlage 23 

Antwort 

des Staatssekretärs von Loewenich auf die Fragen 
des Abgeordneten Sauermilch (DIE GRÜNEN) 
(Drucksache 10/2296 Fragen 70 und 71): 

Mit welchen konkreten Ergebnissen und in welcher Be-
gleitung hat der Parlamentarische Staatssekretär im Bun-
desministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
Dr. Jahn, kurz nach der Delegationsreise des Bundeskanz-
lers nach China ebenfalls eine China-Reise unternommen? 

Welche Kosten entstehen hierdurch insgesamt für den 
deutschen Steuerzahler? 

Zu den Ergebnissen der Reise des Parlamentari-
schen Staatssekretärs des Bundesbauministers, 
Herrn Dr. Jahn, verweise ich auf die Antwort, die 
ich heute Herrn Abgeordneten Waltemathe gege-
ben habe (s. Anlage 22). 

Die Kosten des Aufenthalts in der Volksrepublik 
China trägt die chinesische Seite, die mit dem Hin- 
und Rückflug verbundenen Kosten für den Parla-
mentarischen Staatssekretär und seinen Persönli-
chen Referenten die Bundesregierung. 

Anlage 24 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Kuhlwein (SPD) (Drucksache 
10/2296) Fragen 73 und 74): 

Trifft es zu, daß der Bundesminister des Auswärtigen kürz-
lich zu einer Gesprächsrunde eingeladen hat, um — wie es in 
der Einladung heißt — „in einem repräsentativen Kreis Klar-
heit darüber zu gewinnen, ob Wissenschaft, Industrie und 
Stiftungen an der Gründung privater Informatikinstitute In-
teresse haben, und ob sie den Versuch für aussichtsreich 
ansehen, die Finanzierung für solche Institute zusammenzu-
bringen"? 
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Wie beurteilt die Bundesregierung gegebenenfalls die Tat-
sache, daß der Bundesminister des Auswärtigen damit offi-
ziell im Bereich der Innenpolitik und hier besonders der Wis-
senschaftspolitik Initiativen ergreift, und sind diese mit den 
dafür zuständigen Ressorts abgestimmt? 

Es handelt sich um eine gemeinsame Initiative 
des Bundesministers Genscher und des Parlamen-
tarischen Staatssekretärs im Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft, Herrn Anton Pfei-
fer. 

Es geht bei den Gesprächen darum herauszufin-
den, wie Forschung und Lehre an unseren Hoch-
schulen im Fachbereich Informatik auch durch pri-
vate Initiativen wirksam gefördert werden können. 
Ein Weg, der sich anbietet, ist die Errichtung priva-
ter Informatik-Institute an staatlichen Universitä-
ten. Die Informatik nimmt einen zentralen Platz 
innerhalb der neuen Hochtechnologien ein. Hervor-
ragende Lehre und Forschung in der Informatik 
sind deshalb von zukunftsentscheidender Bedeu-
tung für die Entwicklung unserer Wirtschaft und 
Gesellschaft. 

Die Bundesregierung begrüßt diese Initiative, bei 
der Bundesminister Genscher und das Bundesmini-
sterium für Bildung und Wissenschaft zusammen-
wirken und die ausgelöst ist durch die internatio-
nale Erfahrung und die technologische Herausfor-
derung, die ausgeht von den USA und Japan. 

Anlage 25 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/2296 Frage 75): 

Teilt die Bundesregierung die Meinung des US-Staatsse-
kretärs Burt (Spiegel-Interview vom 22. Oktober 1984), daß 
es, was Polen betrifft, in der Allianz entscheidend um Ge-
schlossenheit geht, aber in der Beurteilung der Verbesserung 
der Lage im polnischen Machtbereich doch unterschiedliche 
Auffassungen herrschen? 

Die Beziehungen des Westens zu Polen und den 
anderen Staaten des Warschauer Pakts sind Gegen-
stand ständiger Konsultationen in der Atlantischen 
Allianz. Ziel dieser Konsultationen ist und bleibt es, 
eine gemeinsame Haltung des Westens herbeizu-
führen. 

In diesen Konsultationsprozeß lassen selbstver-
ständlich die Verbündeten aufgrund historischer 
Besonderheiten in den jeweiligen bilateralen Bezie-
hungen nuancierte Bewertungen zu einzelnen Vor-
gängen einfließen. 

In der Bewertung der Situation in Polen stimmen 
gegenwärtig alle Partner der Allianz grundsätzlich 
darin überein, daß die nationale Verständigung in 
Polen nur durch den Dialog aller politischen und 
gesellschaftlichen Gruppen in Polen zu erzielen ist. 

Anlage 26 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Lepsius (SPD) (Drucksache 
10/2296 Fragen 76 und 77): 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, 
um der hungerleidenden Bevölkerung in schwerzugängli-
chen Lagern in Äthiopien Hilfe zukommen zu lassen, und 
welche Maßnahmen sind dies insgesamt in Verbindung mit 
karitativen Organisationen und dem Deutschen Roten 
Kreuz? 

Kann die Bundesregierung veranlassen, daß aus der Vor

-

ratshaltung der EG Hilfsgüter nach Äthiopien gelangen? 

Zu Frage 76: 
1. Äthiopien ist seit mehreren Jahren von einer 

Dürre betroffen, die einen deutlichen Rückgang der 
Ernten verursacht und in mehreren Landesteilen 
zu einer akuten Unterversorgung der Bevölkerung 
geführt hat. Der Bürgerkrieg im Lande hat die Si-
tuation weiter verschärft. Mehrere Provinzen wer-
den ganz oder teilweise von Guerillabewegungen 
kontrolliert. Teile des Landes sind aus Sicherheits-
gründen auf dem Landweg nicht mehr zugänglich, 
in anderen Landesteilen wird der Transport von 
Hilfsgütern durch ein völlig unzureichendes Stra-
ßennetz und die Topographie (Bergland bis über 
4 000 m) erschwert. 

2. Bisher sind 1984 durch das AA im Rahmen der 
humanitären Hilfe der Bundesregierung 7,65 Millio-
nen DM (1983: 5,72 Millionen DM) für die Flücht-
lings- und Soforthilfe und die Unterstützung von 
Transport- und Verteilungsmaßnahmen in Äthio-
pien aufgewandt worden. Insgesamt können 1984 
bis zu 10 Millionen DM bereitgestellt werden. 
Das BMZ hat 1984 bereits Nahrungsmittelhilfe 

(NH) in Höhe von 8,57 Millionen DM geleistet. An 
technischer Hilfe werden 1984 insgesamt 10 bis 11 
Millionen DM zur Auszahlung gelangen, davon sind 
7 Millionen DM Neuzusagen 1984. 
3. Inzwischen hat sich die Lage in Äthiopien wei-

ter verschlechtert. In mehreren Gegenden sind die 
dort vorhandenen Nahrungsmittelreserven er-
schöpft, so daß zahlreiche Menschen verhungern. 
Dies ist insbesondere in Gegenden der Fall, die aus 
Sicherheitsgründen für Hilfstransporte auf dem 
Landweg nicht mehr erreichbar sind. Die Medien 
haben die Notsituation in den letzten Wochen stark 
herausgestellt. 
4. BMZ Warnke hat zusätzlich Leistungen aus der 

Nahrungsmittelhilfe angekündigt (10,45 Millionen 
DM für 6 000 t Weizenmehl, Verteilung über das In-
ternationale Komitee des Roten Kreuzes — IKRK 
— und 900 t Speiseöl — Verteilung über Deutsches 
Rotes Kreuz — DRK —, 5 Lastkraftwagen für das 
IKRK). Im Rahmen der technischen Hilfe erfolgt 
eine weitere Transporthilfe (bis zu 6 Millionen DM 
für Reifen und Ersatzteile, ggfs. Lastkraftwagen). 

5. Die Katastrophensituation besteht kurzfristig 
nicht so sehr im generellen Mangel an Nahrungs-
mitteln als in der unzureichenden und schleppen-
den Verteilung. Deshalb wird im Rahmen einer So-
forthilfeaktion versucht, Transport und Verteilung 
in Äthiopien zu beschleunigen. Eine Experten-
gruppe unter Leitung eines Beamten des AA mit 
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Vertretern des BMZ, BMI/THW und BMVg hat 
dazu in Zusammenarbeit mit der äthiopischen Re-
gierung Vorschläge ausgearbeitet. Als Ergebnis 
sind seit dem 4. November 1984 zwei Transall-
Transportmaschinen der Bundesluftwaffe zum 
Nahrungsmitteltransport innerhalb Äthiopiens im 
Einsatz (zunächst für 8 Wochen). Seit dem 7. No-
vember 1984 ist eine 23 Mann starke Kfz-Repara-
tur-Gruppe des Technischen Hilfswerkes (THW) in 
Zusammenarbeit mit einem bereits bestehenden 
Projekt der Technischen Hilfe auf dem Kfz-Repara-
tursektor tätig (zunächst für 4 Wochen). 

6. Die Europäische Gemeinschaft hat für Äthio-
pien im Rahmen der humanitären Hilfe 43,8 Millio-
nen ECU (fast 100 Millionen DM) bereitgestellt 
(deutscher Anteil ca. 27 %, d. h. ca. 27 Millionen DM). 
Damit steht die Gemeinschaft unter den Gebern an 
erster Stelle. 

7. Einschließlich des Anteils an der EG-Hilfe wird 
der Gesamtumfang der Hilfe der Bundesregierung 
1984 63 Millionen DM übersteigen. 

8. Am 26. Oktober 1984 hat der Generalsekretär 
der Vereinten Nationen einen Appell an die Weltöf-
fentlichkeit gerichtet, Äthiopien zusätzlich bilate-
rale und multilaterale Hilfe zukommen zu lassen. In 
diesem Zusammenhang wird auf die besondere Be-
deutung von logistischen und Transportmaßnah-
men hingewiesen. 

9. Deutsche Freiwillige Hilfsorganisationen lei-
sten in Äthiopien schon seit Jahren umfangreiche 
Hilfe. Caritas und das Diakonische Hilfswerk allein 
haben 1984 jeweils rund 6 Millionen DM aufge-
wandt, das DRK stellte etwa 1,5 Millionen DM zur 
Verfügung. Daneben sind eine Reihe weiterer deut-
scher Hilfsorganisationen in Äthiopien mit kleine-
ren Programmen tätig. Der bedeutende Umfang des 
Einsatzes deutscher Hilfsorganisationen wird 
durch die große Spendenbereitschaft der deutschen 
Bevölkerung ermöglicht. 

Zu Frage 77: 

1. Die EG-Nahrungsmittelhilfe 1984 beläuft sich 
insgesamt auf 502 Millionen ECU. Hiervon fließt 
schon traditionell der größte Teil nach Afrika. We-
gen der sich abzeichnenden Dürrekatastrophe in 
Afrika hat die EG bereits im April ein Soforthilfe-
programm für Afrika in Höhe von 80 Millionen ECU 
beschlossen. Hiervon ist ein erheblicher Teil für 
Äthiopien bestimmt. 

Äthiopien erhält 1984 im Rahmen der EG-Nah-
rungsmittelhilfe, sei es durch die EG direkt, sei es 
über Welternährungsprogramm, IKRK und andere 
Nichtregierungsorganisationen an bereits durchge-
führten bzw. in Durchführung befindlichen Maß-
nahmen 124 820 t Nahrungsmittel im Wert von 38,3 
Millionen ECU, zuzüglich logistischer Unterstüt-
zung im Wert von 5,5 Millionen ECU. Darüber hin-
aus sind 15 Millionen ECU für weitere Getreidelie-
ferungen und Transportmittel geplant. Die bislang 
vorgesehenen EG-Maßnahmen für Äthiopien belau-
fen sich also auf insgesamt 58,8 Millionen ECU. Ein 
weiteres umfangreiches Nahrungsmittellieferungs-

programm ist in der Planung. Einzelheiten, insbe-
sondere der Finanzierung liegen noch nicht fest. 

2. Daneben leisten Mitgliedstaaten der EG (B, 
DK, D, F, I, IR, NL, VK) auch bilateral Hilfe in gro-
ßem Umfang. Insgesamt 35 600 t Getreide im Wert 
von rd. 11,5 Millionen ECU werden geliefert. Für 
Sonderaktionen an NMH und Begleitmaßnahmen 
sind rd. 48,5 Millionen ECU vorgesehen. 

Die bisher vorgesehenen Gesamtleistungen der 
EG und ihrer MS belaufen sich also auf rd. 118,6 
Millionen ECU. 

Anlage 27 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Gottwald (DIE GRÜNEN) 
(Drucksache 10/2296 Fragen 78 und 79): 

Wie schätzt die Bundesregierung die Gefahr einer militä-
rischen Eskalation im Verhältnis der USA zu Nicaragua an-
läßlich der Verletzung des nicaraguanischen Luftraums 
durch US-Aufklärungsflugzeuge, der Mobilmachung der 82. 
Luft-Land-Brigade der USA in South-Carolina, die Ende 1983 
die Invasion auf Grenada durchgeführt hat, der politischen 
Mißachtung der nicaraguanischen Wahlen durch die US-Re-
gierung, der Verletzung der nicaraguanischen Hoheitsgewäs-
ser durch die USA ein, und was unternimmt sie im Rahmen 
ihres Bündnisses, um die USA von einem militärischen Ein-
greifen abzubringen? 

Wer ist nach Meinung der Bundesregierung der Verursa-
cher der militärischen Aggressionen im Inneren Nicaraguas, 
wonach sich das Recht auf Widerstand gegen den Angreifer 
ableiten würde, und wie beurteilt die Bundesregierung in die-
sem Zusammenhang die Äußerung des Staatsministers Möl-
lemann vom 8. November 1984, der die bewaffneten konterre-
volutionären Gruppen in Nicaragua als „Widerstandsorgani-
sationen" bezeichnet? 

Zu Frage 78: 

Die amerikanische Regierung — zuletzt AM 
Shultz am 12. November 1984 in Brasilia — hat wie-
derholt erklärt, sie plane keine militärische Inter-
vention in Nicaragua. Die Bundesregierung sieht 
keinen Grund, diese Erklärungen in Zweifel zu zie-
hen. 

Die Bundesregierung weist im übrigen darauf 
hin, daß sie zusammen mit ihren europäischen 
Partnern auf der Konferenz von San José festge-
stellt hat, daß die Probleme der Region nicht mit 
Waffengewalt, sondern nur durch von der Region 
selbst ausgehende politische Lösungen beigelegt 
werden können. Aufgrund dieser Überzeugung un-
terstützt sie — gemeinsam mit ihren europäischen 
Partnern und den Vereinigten Staaten von Amerika 
— die Befriedungsmaßnahmen, die im Rahmen des 
Contadora-Prozesses ausgearbeitet werden. 

Zu Frage 79: 

Bei den militärischen Auseinandersetzungen im 
Innern Nicaraguas stehen sich auf beiden Seiten 
nicaraguanische Staatsangehörige gegenüber. So-
wohl die im Norden operierende FDN (Frente De-
mocrático Nicaragüense), als auch die im Süden tä-
tige ARDE (Acción Revolucionario-Democrática), 
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die sich im Juni 1984 unter einem gemeinsamen 
militärischen Oberkommando zusammengeschlos-
sen haben, begründen ihren Widerstand gegen die 
sandinistische Regierung damit, daß letztere ihr 
Versprechen des demokratischen Pluralismus nicht 
eingehalten hat. 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, 
diese Gruppen nicht als Widerstandsorganisationen 
zu bezeichnen. Es handelt sich hierbei um die Be-
schreibung des faktischen Zustands, nicht um eine 
Bewertung. 

Anlage 28 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/2296 Fragen 80 und 81): 

Wird der Bundesaußenminister bei seinem Besuch in War-
schau wegen der andauernden Mißverständnisse in der 
Volksrepublik Polen und in der Bundesrepublik Deutschland 
die Gelegenheiten nutzen, aufklärend darauf hinzuweisen, 
daß die Feststellung des Warschauer Vertrages vom 7. De-
zember 1970, daß die Oder-Neiße-Linie die westliche Staats-
grenze der Volksrepublik Polen bildet und die Bundesrepu-
blik Deutschland und Polen gegeneinander keinerlei Ge-
bietsansprüche haben, nicht bedeutet, daß die Gebiete östlich 
von Oder und Neiße mit dem Inkrafttreten der Ostverträge 
aus der rechtlichen Zugehörigkeit zu Deutschland entlassen 
und der Souveränität, also sowohl der territorialen wie der 
personalen Hoheitsgewalt der Sowjetunion und Polens un-
terstellt worden seien? 

Wird der Bundesaußenminister wegen der andauernden 
Mißverständnisse in der Volksrepublik Polen und in der 
Bundesrepublik Deutschland während seines Besuches in 
der polnischen Hauptstadt die Gelegenheit nutzen, aufklä-
rend darauf hinzuweisen — auch unter Bezugnahme auf die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 30. Mai 
1984 —, „daß die Bundesrepublik Deutschland mit den Ost-
verträgen deutsches Gebiet nicht abgetreten hat" und aus 
diesem Grunde bezüglich der deutschen Gebiete jenseits von 
Oder und Neiße keine Gebietsansprüche stellt und zu stellen 
braucht und daß die endgültige Festsetzung der Grenzen 
Deutschlands bis zu einer frei vereinbarten friedensvertrag-
lichen Regelung für ganz Deutschland aufgeschoben ist (vgl. 
die Antwort der Bundesregierung in Drucksache 9/678 vom 
20. Juli 1981 A 15, Seite 6)? 

Der Bundesminister des Auswärtigen wird sei-
nen bevorstehenden Besuch in der Volksrepublik 
Polen nutzen, den deutsch-polnischen Aussöh-
nungsprozeß voranzubringen und Möglichkeiten 
zukunftsgewandter Zusammenarbeit zu suchen. 
Grundlage hierfür ist der Warschauer Vertrag vom 
7. Dezember 1970. Der Bundesminister wird hierzu 
die Haltung der Bundesregierung bekräftigen, wie 
sie in seinen Ausführungen vor dem Deutschen 
Bundestag vom 12. September 1984 zum Ausdruck 
gekommen ist, als er erklärte: „Die Bundesrepublik 
Deutschland geht von der in Europa bestehenden 
wirklichen Lage aus. Sie achtet die territoriale Inte-
grität aller Staaten in Europa in ihren heutigen 
Grenzen. Sie hat keine Gebietsansprüche gegen ir-
gend jemanden und wird solche auch in Zukunft 
nicht erheben. Sie betrachtet heute und künftig die 
Grenzen aller Staaten in Europa als unverletzlich. 
Dabei wissen wir, daß sich in dem Wunsch nach  

dauerhaft gesicherten Grenzen alle in Polen einig 
sind." 

Der Bundespräsident unterstrich diese Haltung 
am 15. Oktober 1984 in seiner Rede aus Anlaß des 
Besuchs des rumänischen Staatspräsidenten und 
führte aus: „Die Bundesrepublik Deutschland ach-
tet die territoriale Integrität aller Staaten in Europa 
in ihren heutigen Grenzen. Sie betrachtet die Gren-
zen aller Staaten als unverletzlich. Sie hat keine 
Gebietsansprüche gegen andere Staaten; sie wird 
solche auch in Zukunft nicht erheben. Ohne Vorbe-
halt steht sie zu den Verträgen, die zu Beginn der 
siebziger Jahre mit den Staaten des Warschauer 
Pakts abgeschlossen wurden." 

Der Bundeskanzler erklärte hierzu (Tischrede 
16. Oktober 1984 beim Ceausescu-Besuch): „Die Po-
litik der Bundesrepublik Deutschland ist Friedens-
politik. Sie hat deshalb von jeher auf Anwendung 
oder Androhung von Gewalt als Mittel ihrer Politik 
verzichtet. Gewaltverzicht ist auch das Kernstück 
unserer Verträge mit den Staaten des Warschauer 
Paktes. 

Wir stehen ohne Wenn und Aber zu diesen Ver-
trägen. Die Bundesrepublik Deutschland erhebt 
keine Gebietsansprüche gegen irgend jemanden 
und wird dies auch in Zukunft nicht tun." 

Anlage 29 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Drucksache 
10/2296 Fragen 82 und 83): 

Ist der Bundesregierung der Inhalt des Geheimen Zusatz-
protokolls des Nichtangriffspaktes zwischen Hitler und Sta-
lin vom 23. August 1939 bekannt, und wenn ja, sieht die Bun-
desregierung sich als Rechtsnachfolgerin des deutschen 
Staates, der dieses Protokoll unterzeichnet hat? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Inhalt des Gehei-
men Zusatzprotokolls zum Nichtangriffspakt vom 23. August 
1939, und welche Teile werden weiterhin als völkerrechtlich 
verbindlich eingestuft? 

Zu Frage 82: 

Der deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt vom 
23. August 1939 ist mit seinen Zusatzvereinbarun-
gen seit langem veröffentlicht und damit allgemein 
bekannt. 

Der Vertrag und seine Zusatzvereinbarungen 
sind für die Bundesrepublik Deutschland nicht 
rechtsgültig. Der Vertrag und seine Zusatzvereinba-
rungen sind spätestens durch den Angriff des Deut-
schen Reiches auf die Sowjetunion hinfällig gewor-
den. Insoweit bedurfte es keiner besonderen Erklä-
rungen der Bundesregierung mehr, wie die Bundes-
regierung am 30. Oktober 1980 auf eine entspre-
chende Frage des Abgeordneten Horst Schröder 
ausgeführt hat. 
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Zu Frage 83: 

Aus dem Gesagten folgt, daß die Bundesregie-
rung keinen Teil des Hitler-Stalin-Pakts weiterhin 
als völkerrechtlich verbindlich einstuft. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt auf die 
Fragen des Abgeordneten Schulhoff (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/2296 Fragen 84 und 85): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch Senkung der 
Flammentemperatur und/oder des Verbrennungsluftüber-
schusses bei der Feuerung von Kesselanlagen, deren Anla-
genbetreiber unter die Verordnung über Großfeuerungsanla-
gen — 13. BImSchV — fallen, ohne große technische Umstel-
lungen die NOx-Emission bis zu 30 v.H., was insgesamt eini-
gen 100 000 Jahrestonnen entsprechen würde, gesenkt wer-
den kann? 

Hält es die Bundesregierung in Anbetracht dieser schon 
sehr schnell zu erzielenden NOx-Reduktion nicht für erfor-
derlich, Anlagenbetreiber, die unter die Verordnung über 
Großfeuerungsanlagen — 13. BImSchV — fallen, zu ver-
pflichten, bereits im Jahre 1985 die Schadstoffreduzierung 
herbeizuführen? 

Zu Frage 84: 

Die Bundesregierung hat mit öffentlichen Mitteln 
den Stand der NOx-armen Verbrennungstechnik 
weitgehend vorangetrieben; die Bundesrepublik 
Deutschland ist führend auf diesem Sektor. 

Die in der Anfrage vorgeschlagene Absenkung 
des Luftüberschusses ist praktisch bei allen deut-
schen Anlagen aus Gründen einer rationellen Ener-
gieverwendung bereits seit langem realisiert. Die 
ebenfalls vorgeschlagene Temperaturabsenkung ist 
nur in Einzelfällen durchführbar, da die vorgegebe-
nen Feuerungsverhältnisse — wie z. B. im Fall von 
Schmelzfeuerungen — ohne größere Umbauten für 
Temperaturabsenkungen nur einen geringen Spiel-
raum lassen. 

Nach den vorliegenden Erfahrungen weisen ins-
besondere neu entwickelte stickstoffarme Steinkoh-
lenstaubbrenner ein besonders hohes NOx-Emis-
sionsminderungspotential auf. 

Bei Neuanlagen lassen sich dadurch im Vergleich 
zu bestehenden Anlagen in der Regel bis zu 50 % 
niedrigere Emissionen erzielen. Bei der nachträgli-
chen Installation NO.-armer Brenner in bestehende 
Anlagen hängen die Minderungserfolge sehr stark 
von den örtlichen konstruktiven Gegebenheiten der 
Anlage ab. Im Mittel dürfte eine Minderungsrate 
von 30 bis 40 % erreichbar sein. Dies entspricht — 
wie zu einer ähnlich lautenden Anfrage bereits am 
9. Juli 1984 ausgeführt — einem Emissionsminde-
rungspotential von etwa 150 000 bis 210 000 t/a bei 
den deutschen Kohlekraftwerken. 

In der zitierten Antwort wurde bereits darauf hin-
gewiesen, daß wegen der begrenzten Kapazität der 
Anlagenhersteller wie auch im Hinblick auf die 
Notwendigkeit, die Umrüstung während der plan-
mäßig stattfindenden Revisionszeit eines Kraft-
werkkessels durchzuführen, die Nachrüstung aller 
Altanlagen sich über einen längeren Zeitraum ver-

teilen dürfte. Dies gilt insbesondere für die in 
Deutschland typischen Steinkohlen-Schmelzf eue-
rungen, bei denen besonders hohe NOx-Emissionen 
auftreten. Hier bedarf es teilweise recht erheblicher 
Umbaumaßnahmen, die den üblichen zeitlichen 
Rahmen von 3 bis 6 Monaten wesentlich über-
schreiten können. 

Zu Frage 85: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
bekannten verbrennungstechnischen Maßnahmen 
zur NOx-Minderung so schnell wie möglich bei den 
vorhandenen Anlagen eingeführt werden sollten. 
Diese Meinung wird durch den Beschluß der UMK 
vom 5. April 1984 zur „Interpretation des Standes 
der Technik zur Minderung der Stickstoffoxidemis-
sion aus Großfeuerungsanlagen" unterstützt. Der 
Beschluß führt u. a. aus, daß die UMK davon aus-
geht, daß die Kraftwerksbetreiber unabhängig von 
den erforderlichen Sekundärmaßnahmen bereits 
kurzfristig Verminderungen der Stickstoffoxid-
Emissionen durch Primärmaßnahmen im Feu-
erungsbereich herbeiführen. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt auf die 
Fragen des Abgeordneten Sielaff (SPD) (Druck-
sache 10/2296 Fragen 86 und 87): 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Verpackungsma-
terial jährlich etwa anfällt, und wieviel Prozent dieses Mate-
rials nicht wiederverwertbar ist? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Flut 
von nicht wiederverwertbarem Verpackungsmaterial deut-
lich einzudämmen? 

Zu Frage 86: 

Die jährlich in der Bundesrepublik Deutschland 
anfallenden Mengen an Hausmüll und hausmüll-
ähnlichen Gewerbeabfällen in Höhe von zur Zeit 
rund 24 Millionen Tonnen bestehen zu etwa 30 % 
aus Verpackungsmaterial. Diese rund 8 Millionen 
Tonnen machen mit rund 30 bis 40 Millionen cbm 
etwa 50% des Hausmüllvolumens aus. 

Das im Hausmüll anfallende Verpackungsmate-
rial ist grundsätzlich bis auf einen geringfügigen 
Anteil, z. B. Keramikflaschen u. ä., verwertbar. Da-
bei kommen als Verwertungsmöglichkeiten sowohl 
das Materialrecycling wie auch die energetische 
Verwertung in Frage. 

Zu Frage 87: 

1. Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, einen 
möglichst hohen Anteil der Verpackungsabfälle der 
Verwertung zuzuführen. Zur Verbesserung der Er-
fassung werden z. B. unter Beteiligung der betroffe-
nen Wirtschaftskreise und der kommunalen Kör-
perschaften verschiedene Systeme zur Einsamm-
lung und Sortierung erprobt und nach Bewährung 
zur Einführung empfohlen. 
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2. Die Bundesregierung hat Schritte eingeleitet, 
den Vorrang der Abfallverwertung vor der bloßen 
Abfallbeseitigung im Abfallbeseitigungsgesetz zu 
verankern. 

Mit dem von meinem Haus vorgelegten Entwurf 
einer 4. Novelle zum Abfallbeseitigungsgesetz soll 
ein Verwertungsgebot für Abfälle eingeführt wer-
den. Der Entwurf sieht weiter vor, daß Abfälle im 
Rahmen des technisch Möglichen und des wirt-
schaftlich Vertretbaren als Material verwertet oder 
energetisch genutzt werden sollen. 

3. Darüber hinaus enthält dieser Gesetzentwurf 
in § 14 eine speziell für den Bereich der Verpackun-
gen erweiterte Ermächtigung. Hiernach kann die 
Bundesregierung zur Steuerung des Abfallaufkom-
mens Regelungen zur besseren Kennzeichnung von 
Verpackungen, zur Rücknahme von Verpackungen 
sowie zur Pfanderhebung auf Verpackungen erlas-
sen. Diese Maßnahmen haben zum Ziel, sowohl die 
Wiederverwendung von Mehrwegverpackungen, als 
auch das Materialrecycling zu steigern und somit 
die Abfallmengen zu reduzieren. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt auf die 
Frage des Abgeordneten Kleinert (Marburg) (DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 10/2296 Frage 90): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß an-
dere vergleichbare europäische Länder Berufsverbote nicht 
kennen, Verfassungstreue oder Sicherheitsgewähr vielmehr 
amtsbezogen definiert wird, im Hinblick auf die europäische 
Integration? 

Zunächst weise ich den in Ihrer Frage enthalte-
nen Vorwurf, im öffentlichen Dienst der Bundesre-
publik Deutschland gebe es „Berufsverbote", ent-
schieden zurück. 

Die beamtenrechtliche Pflicht zur Verfassungs-
treue genießt in der Bundesrepublik Deutschland 
Verfassungsrang. Dies hat das Bundesverfassungs-
gericht in seinem Beschluß vom 22. Mai 1975 aus-
drücklich festgestellt. Diesem Verf assungsgebot 
muß jede deutsche Regierung uneingeschränkt 
nachkommen. 

Ich habe im übrigen bisher nicht feststellen kön-
nen, daß sich hieraus Schwierigkeiten für die Euro-
päische Integration ergeben hätten. Es trifft auch 
die Annahme nicht zu, andere europäische Staaten 
würden prinzipiell nicht auf die Verfassungstreue 
ihrer Bediensteten achten. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Roitzsch (Quickborn) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/2296 Fragen 91 und 92): 

Trifft es zu, daß die öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen als einzige Berufs- und Bevölkerungs-
gruppe in der Bundesrepublik Deutschland seit nunmehr 
acht Jahren keine Anpassung ihrer Gebühren an die Ein-
kommens- und Kostenentwicklung erhalten haben? 

Wann und in welcher Höhe beabsichtigt die Bundesregie-
rung, die Gebühren der öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen anzuheben? 

Zu Frage 91: 

Die Entgelte der öffentlich bestellten und verei-
digten Sachverständigen unterliegen in der Regel 
freier Vereinbarung, zu einem geringen Teil werden 
sie in verschiedenen Gebührenordnungen geregelt. 
Soweit die Sachverständigen von den Gerichten 
oder Staatsanwaltschaften herangezogen werden, 
erhalten sie eine Entschädigung nach dem Gesetz 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver-
ständigen. Diese Entschädigung ist zuletzt zum 
1. Januar 1977 angehoben worden. 

Zu Frage 92: 

Das Bundesministerium der Justiz prüft zur Zeit 
im Zusammenwirken mit den Ländern, ob die 
Frage einer Erhöhung der Sachverständigenent-
schädigung im Zusammenhang mit weiteren ko-
stenrechtlichen Fragen im Rahmen eines Gesamt-
konzepts gelöst werden kann, das eine Mehrbela-
stung der öffentlichen Haushalte vermeidet. 

Die Ausarbeitung eines solchen Konzeptes wird 
noch einige Zeit in Anspruch nehmen. Über den 
Umfang der Erhöhung läßt sich verbindlich noch 
nichts sagen. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen des 
Abgeordneten Peter (Kassel) (SPD) (Drucksache 
10/2296 Fragen 93 und 94): 

Wie beurteilt die Bundesregierung rechtlich und politisch 
die in der Öffentlichkeit erhobenen Forderungen des ehema-
ligen Anklägers in den Nürnberger Prozessen, Robert Kemp-
ner, gegenüber dem Flick-Konzern, die dem Konzern aufer-
legten Entschädigungen gegenüber überlebenden Zwangsar-
beitern zu zahlen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Ent-
schädigungszahlungen an die überlebenden Zwangsarbeiter 
sicherzustellen? 

Zu Frage 93: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß der 
Flick-Konzern dazu verurteilt worden wäre, den 
ehemaligen Zwangsarbeitern eine Entschädigung 
zu zahlen, die auf Druck der nationalsozialistischen 
Machthaber in Unternehmen beschäftigt waren, die 
heute zum Flick-Konzern gehören. Eine solche Ver-
pflichtung folgt insbesondere nicht aus dem Urteil 
des Nürnberger Militärgerichtshofs gegen den In-
dustriellen Friedrich Flick vom 22. Dezember 1947. 
In späteren Jahren ist die Frage, ob Unternehmen 
der Privatwirtschaft, bei denen im Zweiten Welt-
krieg Zwangsarbeiter eingesetzt waren, zu einer 
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Entschädigungsleistung auf Grund privatrechtli-
cher Vorschriften — etwa nach den Vorschriften 
über die unerlaubte Handlung (§§ 823 ff. BGB) ver-
pflichtet sein können — häufig diskutiert worden. 
Solche Ansprüche sind, mit anfangs wechselndem 
Erfolg, gelegentlich auch eingeklagt worden. Nach 
dem Urteil des Bundesgerichtshof vom 19. Juni 1973 
(NJW 1973, S. 1549) steht indessen fest, daß auslän-
dische Zwangsarbeiter einen durchsetzbaren An-
spruch auf Entschädigung, Schadensersatz oder Ar-
beitslohn gegen die Firmen, bei denen sie einge-
setzt waren, wegen des Londoner Schuldenabkom-
mens nicht haben. Die Betroffenen sind damit an-
deren Opfern des Nationalsozialismus gleichge-
stellt. Sie können — oder könnten — wie andere 
Verfolgte Entschädigungsansprüche nur gegen die 
Bundesrepublik Deutschland nach Maßgabe der 

Gesetzgebung über die Wiedergutmachung natio-
nalsozialistischen Unrechts geltend machen. 

Zu Frage 94: 

Da dem Flick-Konzern keine rechtliche Verpflich-
tung zur Erfüllung von Entschädigungsforderungen 
von ehemaligen Zwangsarbeitern obliegt, ist die 
Frage nach einer Sicherstellung solcher Entschädi-
gungsleistungen durch die Bundesregierung gegen-
standslos. Die Anspruchsgrundlagen zu erweitern 
ist nicht beabsichtigt. Die Bundesregierung hält an 
der 1980 mitgeteilten Auffassung fest (BT-Druck-
sache 8/3982), wonach eine Aufstockung der Wie-
dergutmachungsgesetzgebung abgelehnt wurde. 
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